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Beginn: 9.03 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf
Sie bitten, die Plätze einzunehmen, heiße Sie herz-
lich willkommen zu unserer heutigen Sitzung des
Thüringer Landtags, die ich hiermit eröffne. Ich be-
grüße die Besucher auf der Besuchertribüne, die
über die Gesellschaft für Internationale Wirtschafts-
förderung Erfurt hier sind und eigentlich ursprüng-
lich aus Syrien stammen. Herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

Für die Plenarsitzung hat Abgeordneter Herrgott als
Schriftführer neben mir Platz genommen und die
Redeliste wird von Herrn Abgeordneten Schaft ge-
führt.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Herr Abgeordneter Emde, Frau Abgeordnete An-
nette Lehmann, Frau Abgeordnete Lieberknecht,
Frau Abgeordnete Walsmann zeitweise, Frau Mi-
nisterin Keller, Herr Minister Lauinger, Frau Ministe-
rin Taubert zeitweise – obwohl das wahrscheinlich
noch für mehr gilt, so wie das hier aussieht.

Wir haben ein Geburtstagskind unter uns. Ich
möchte dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit, Herrn Dr. Has-
se, herzlich zum Geburtstag gratulieren. Alles Gute
aus dem Haus.

(Beifall im Hause)

Aufgrund der Eilbedürftigkeit habe ich für Herrn
Christian Ludwig, Radio Lotte, und für Herrn Micha-
el Hesse vom MDR Thüringen für die heutige und
morgige Plenarsitzung außerordentliche Akkreditie-
rungen für Bild- und Tonaufnahmen gemäß § 17
Geschäftsordnung erteilt.

Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Krumpe
in Drucksache 6/4077 wurde in eine Kleine Anfrage
umgewandelt.

Weitere Wünsche zur Tagesordnung liegen mir
nicht vor, sodass wir einsteigen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Umweltinforma-
tionsgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/3431 - berichtigte
Fassung -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Umwelt,
Energie und Naturschutz
- Drucksache 6/3909 -

ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Frau Abgeordnete Skibbe aus dem
Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz
zur Berichterstattung. Bitte, Frau Skibbe.

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Durch Beschluss des Landtags in
seiner 75. Sitzung am 22. Februar 2017 wurde der
Gesetzentwurf an den Ausschuss für Umwelt, Ener-
gie und Naturschutz federführend sowie an den In-
nen- und Kommunalausschuss überwiesen. Der fe-
derführende Ausschuss für Umwelt, Energie und
Naturschutz hat den Gesetzentwurf in seiner
27. Sitzung am 15. März 2017, in seiner 28. Sitzung
am 26. April 2017 und in seiner 29. Sitzung am
17. Mai 2017 beraten und ein schriftliches Anhö-
rungsverfahren durchgeführt. Von den zehn Zu-
schriften war eine inhaltlicher Art und eine von der
Sorge der zusätzlichen finanziellen Belastung der
Kommunen getragen. Mit dieser Frage hat sich der
Ausschuss sehr intensiv beschäftigt. Die Landesre-
gierung konnte jedoch diese Sorgen ausräumen.
Weiterhin bat der federführende Ausschuss für Um-
welt, Energie und Naturschutz den mitberatenden
Innen- und Kommunalausschuss, die inhaltliche
Stellungnahme der Open Knowledge Deutschland
Foundation e. V., Projekt „Offenes Thüringen“ bei
der Beratung zu einem zukünftigen Transparenzge-
setz zu berücksichtigen. In der 28. Sitzung wurde
alles ausgewertet, der mitberatende Innen- und
Kommunalausschuss hat den Gesetzentwurf in der
44. Sitzung am 18. Mai 2017 beraten. Die Be-
schlussempfehlung lautet: Der Gesetzentwurf wird
angenommen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Damit eröffne ich die Beratung. Als
Erster hat Abgeordneter Geibert aus der CDU-Frak-
tion das Wort.

Abgeordneter Geibert, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren,
wir beschäftigen uns heute in zweiter Beratung mit
dem Ersten Gesetz zur Änderung des Umweltinfor-
mationsgesetzes – ein Gesetzentwurf, der relativ
bescheiden daherkommt, mit wenigen Regelungen
eher rechtstechnischer Natur, der aber dennoch da-
zu geführt hat, dass wir intensive Diskussionen da-
zu im Ausschuss hatten. Frau Skibbe hat eben
schon darauf hingewiesen: Wir hatten eine Anhö-
rung mit einem guten Dutzend Anzuhörenden, von
denen die meisten Stellung genommen haben.

Wir haben in drei Sitzungen über den Entwurf bera-
ten und im Ergebnis sind dennoch Fragen offenge-

7414 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 88. Sitzung - 22.06.2017



blieben. Zum einen sind Fragen aus Sicht der Kom-
munen offengeblieben, die vorgetragen haben,
durch zusätzliche Verwaltungsverfahren belastet zu
sein, Kostenfolgen zu haben. Bedenken, die die
Landesregierung nicht in der Lage war, substanti-
iert auszuräumen. Sie hat zwar behauptet, diese
Kostenfolgen würden nicht eintreten, hat das aber
nicht unterlegen können. Wir haben weiterhin gese-
hen – und wir erkennen das natürlich an –, dass ein
großes Informationsbedürfnis auch gerade der Öf-
fentlichkeit in Umweltbelangen und zu Umweltinfor-
mationen besteht, wir sehen, dass europarechtliche
Vorgaben Regelungen auch in nationaler Umset-
zung erzwingen. Wir sehen auch, dass Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs und insbe-
sondere des Bundesverwaltungsgerichts zu diesen
Fragen existiert, aber gerade die Rechtsprechung
betrifft an wesentlichen Stellen andere Sachver-
haltsgestaltungen, die hier auf diesen Fall so nicht
einschlägig sind.

Wir hätten uns daher gewünscht, dass eine intensi-
vere Befassung insbesondere mit den Verfahrens-
fragen und mit den Kostenfolgen im kommunalen
Bereich stattgefunden hätte. Wir hätten uns auch
gewünscht, dass das von der Landesregierung
schon lange angekündigte Gesetz zur Transparenz
mitberaten worden wäre, eingebracht worden wäre,
sodass man eine intensivere Diskussion mit den
Kommunen auch im Wege einer mündlichen Anhö-
rung hätte durchführen können, um festzustellen,
welche Kostenfolgen eintreten, welche Verwal-
tungsaufwendungen eintreten und wie denen be-
gegnet werden kann, gegebenenfalls auch in wel-
cher Art und Weise wir in der Lage sind, dort die
Kostenfolgen durch entsprechende Finanzzuwei-
sungen auszugleichen.

Das alles ist nicht erfolgt und aus dem Grund wer-
den wir uns heute für unsere Fraktion bei der Ab-
stimmung zu diesem Gesetzentwurf enthalten. Vie-
len Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Geibert. Als Nächste hat Abge-
ordnete Henfling für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Transpa-
renz und der Zugang zu Informationen sind notwen-
dige Voraussetzung für die Meinungs- und die Wil-
lensbildung der Bürgerinnen und Bürger in einer
Demokratie. Die Erhebung und die Bereitstellung
und Berücksichtigung von Umweltinformationen
sind entscheidende Voraussetzung insbesondere
für umweltgerechtes Handeln.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bündnis
90/Die Grünen hat in den letzten Jahrzehnten hart
dafür gestritten, dass Umweltinformationen zur Ver-
fügung gestellt werden, dass diese Umweltinforma-
tionen dazu führen, dass wir unsere Umwelt besser
schützen können, aber auch, dass wir kontrollieren
können, wenn dort Missstände auftauchen.

Das Umweltinformationsgesetz, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ist im Wesentlichen in der
jetzigen Form EU-rechtlich gesteuert, das heißt al-
so, die Vorgaben, die wir hier umsetzen, sind vor
allen Dingen europarechtliche Vorgaben. Trotz der
vielen Fortschritte, die wir im Umweltinformations-
gesetz haben und die wir auch in den letzten Jah-
ren in Deutschland mitgemacht haben, scheitern
viele Dinge an der Praxis innerhalb der Behörden
und bei der Frage der Bereitstellung von Informatio-
nen.

Die wahre Entfaltung, meine sehr geehrten Kolle-
ginnen und Kollegen, gibt es, glaube ich, erst im
Zusammengehen mit einem tatsächlichen Transpa-
renzgesetz, was den Menschen die Möglichkeit
gibt, nicht Anträge stellen zu müssen, sondern die
Behörden als Dienstleister in den Vordergrund
stellt, und damit auch Daten zur Verfügung stellt,
ohne dass eine komplizierte Antragstellung erfolgen
muss.

Die Stellungnahme der Open Knowledge Foundati-
on zeigt sehr eindrücklich die Potenziale eines
fachgerechten und modernen Umgangs mit Open
Data auf. Beispielsweise kann die Nutzung und Be-
reitstellung von ÖPNV-Daten mit etwas Willen zu
einer wirklichen Steigerung der Lebensqualität aller
Thüringerinnen und Thüringer dienen. Dafür
braucht es die richtigen Voraussetzungen wie ein
Umweltinformationsregister, Regelungen über die
Art und Weise der Bereitstellung von Daten, näm-
lich anerkannte offene Datensätze, barrierefrei, ma-
schinenlesbar, proaktiv und verständlich.

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte
um etwas mehr Ruhe im Saal!

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Von einem Transparenzgesetz erwarten wir nicht
weniger als die Einlösung dieser Ansprüche und
natürlich erwarten wir auch, dass die Umweltinfor-
mationen in solch einem Transparenzgesetz ent-
sprechend aufgehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die mini-
malen Änderungen, die wir hier im Umweltinforma-
tionsgesetz vornehmen, sind wichtig und sind rich-
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tig. Sie stützen sich auf europarechtliche Vorgaben
– das begrüßen wir sehr. Wir glauben aber, dass es
eine Weiterentwicklung genau dieser Punkte
braucht, und hoffen natürlich, dass auch diese Um-
weltinformationen in einem zu erarbeitenden Trans-
parenzgesetz in Zukunft aufgehen werden. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter Kum-
mer für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, Frau Henfling ist gerade darauf
eingegangen, wie wichtig Umweltinformationen
sind, die Bürgern öffentlich zur Verfügung stehen.
Ich bin der EU sehr dankbar, dass sie mit dem Um-
weltinformationsrecht eine klare Linie vorgegeben
hat, dass Bürger, die Interesse an Umweltinforma-
tionen haben, die für sie, für ihr Leben oft sehr, sehr
wichtig sind, diese erlangen können, diese ohne
großen Aufwand erlangen können und auch in ei-
ner sehr begrenzten Zeit, und dass das mit dem
Thüringer Umweltinformationsgesetz auch umge-
setzt wurde. Das, was wir heute hier zu verabschie-
den haben, ist sicherlich eine kleine Änderung auf-
grund neuer europarechtlicher Vorgaben.

Herr Geibert ist schon darauf eingegangen, dass
wir uns trotzdem sehr intensiv damit im Ausschuss
befasst haben. Herr Geibert, ich bin Ihnen auch
dankbar dafür, dass Sie die juristischen Fragen
sehr intensiv im Ausschuss angesprochen haben,
sich damit befasst haben, was die verschiedenen
Gerichte in verschiedenen Fragen geäußert haben.
Jetzt ist es für einen Nichtjuristen nicht immer ganz
einfach nachzuvollziehen, wie die EU Deutschlands
Satzungsrechte und Ähnliches bewertet – was es in
anderen Mitgliedsstaaten so nicht gibt – und welche
Ableitungen daraus auf deutsches, auf Thüringer
Recht zu ziehen sind. Deshalb hat uns die Landes-
regierung, nachdem Sie Ihre Fragen berechtigt im
Ausschuss gestellt haben, noch umfangreiche In-
formationen zur Verfügung gestellt. Wir haben in
der letzten Ausschusssitzung, in der wir uns mit
diesem Thema befasst haben, zur Kenntnis genom-
men, dass es diese Antworten der Landesregierung
gegeben hat. Deshalb kann ich Ihren Vorwurf, dass
die Landesregierung in der Hinsicht keine Aussa-
gen getroffen hat, die hinreichend waren, heute
nicht nachvollziehen. Das muss ich ehrlich sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist An-
sichtssache!)

Freilich ist das Ansichtssache, Frau Tasch. Aber
wenn es denn wirklich diesen dringenden weiteren
Beratungsbedarf gegeben hätte, hätten wir das im
Ausschuss klären können. Dann hätten wir halt
noch einen Monat arbeiten müssen. Ich habe das in
der letzten Ausschusssitzung so nicht gesehen.
Von der Seite muss ich sagen, haben wir diesen
Gesetzentwurf jetzt auf den Weg gebracht. Aus
meiner Sicht sind die Bedenken des Gemeinde-
und Städtebundes entkräftet worden, dass es zu
massiven Mehrkosten im Bereich der Kommunen
kommen wird, weil die Landesregierung klar und
deutlich darlegen konnte, dass es keine neuen Auf-
gaben für die Gemeinden und für die Städte im Zu-
ge der Umsetzung dieses Gesetzes gibt. Wenn das
anders sein sollte, wenn es sich in der Umsetzung
des Gesetzes anders darstellen sollte, dann brau-
chen wir sicherlich die Rückmeldung, dann muss
man schauen, wie man das bei der Finanzierung
der Kommunen künftig berücksichtigt. Wie gesagt,
ich sehe die neuen Aufgaben nicht. Gibt es sie je-
doch, dann werden sich sicherlich die Gemeinden
und Städte an uns wenden, auch über ihre entspre-
chende Vertretung.

Was ich teile, Herr Geibert, das ist Ihr Bedauern,
dass es keine Zusammenführung des Umweltinfor-
mationsgesetzes mit dem Transparenzgesetz gab.
Allerdings hatten wir im Bereich des Umweltinfor-
mationsgesetzes Fristen zur Kenntnis zu nehmen,
weshalb wir nicht länger auf das Transparenzge-
setz warten konnten. Wir haben deshalb den Innen-
ausschuss als mitberatenden Ausschuss ausgewie-
sen, und wir haben die Zuschrift „Offenes Thürin-
gen“/„Offenes Jena“, die sich in weiten Teilen eben
gerade an diese Verknüpfung mit dem Transpa-
renzgesetz wendete, an den Innenausschuss über-
wiesen und die Bitte übermittelt, dass das bei ei-
nem Transparenzgesetz mit berücksichtigt werden
soll. Das ist dokumentiert. Wir haben auch entspre-
chend beschlossen, dass sich „Offenes Thürin-
gen“/„Offenes Jena“ die Ausschussunterlagen an-
sehen kann – darum hatten Sie gebeten –, sodass
dem Wunsch dieses Anzuhörenden in der Hinsicht
Rechnung getragen wurde. Weitere gravierende
Stellungnahmen gab es nicht. Dementsprechend
wurde alles berücksichtigt. Ich denke, wir können
dem Gesetz heute deshalb problemlos zustimmen.

Meine Damen und Herren, eine Sache liegt mir
noch am Herzen. Es ist ja ein Gesetzentwurf, der
heute vorliegt, nachdem das Verfassungsgerichts-
urteil zum Vorschaltgesetz ergangen ist und das
hatte Konsequenzen. Die Konsequenzen finden Sie
in der Vorlage 6/2724. Hier sind alle Anhörungsun-
terlagen des Umweltausschusses abgeheftet. Das
hat jeder Abgeordnete bekommen. Die Landtags-
verwaltung hat mit großem Aufwand auch alle Pro-
tokolle rechtzeitig fertiggestellt, sodass wir diesem
Gesetz heute auch formell unbedenklich zustimmen
können.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will aber um eins bitten, der Abgeordnete Krum-
pe hat eine Anfrage zum Papierverbrauch im Land-
tag gestellt. Ich glaube, es würde reichen, wenn auf
der Beschlussempfehlung des Ausschusses ver-
merkt ist, wo man im Abgeordneteninformations-
system die entsprechenden Dokumente findet, statt
sie allen Abgeordneten noch einmal ausgedruckt
zur Kenntnis zu geben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Derjenige, der es lesen möchte, kann es dann im
Abgeordneteninformationssystem lesen, und wir
hätten damit auch die Klarheit gegeben. Ich denke,
wenn wir jetzt bei jedem Gesetz künftig so verfah-
ren würden, wäre das Papier, was zusätzlich in un-
seren Postfächern liegt, so viel, dass es mit Um-
weltinformation auch nichts mehr zu tun hat. Dan-
ke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Als Nächster hat Abgeordneter Kießling für die AfD-
Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, liebe Gäste, leider führen
wir zu diesem Gesetzentwurf wieder eine Schein-
debatte. Herr Krumpe hat ausgeführt, was die Pro-
bleme in Sachen des Transparenzgesetzes dazu
sind. Die obersten Landesbehörden werden zukünf-
tig nur noch bei Gesetzgebungsverfahren von der
Informationspflicht ausgenommen sein, nicht aber
beim Erlass von Rechtsverordnungen. Außerdem
können sich die Gebietskörperschaften nicht von
dieser Pflicht ausnehmen. So viel zum Inhalt. Herr
Geibert hat dankenswerterweise noch mal zu den
Problemen im Europarecht ausgeführt, wie die Ver-
knüpfungen dazu sind und welche Probleme es
dort in dieser Hinsicht gibt. Doch die Änderungen,
die heute beschlossen werden, werden nicht zur
Erfüllung der erweiterten Informationspflicht gegen-
über der Öffentlichkeit führen. Denn was hier pas-
siert, ist die Einführung einer typischen Scheinbe-
teiligung und des Anspruchs auf typische Scheinin-
formationen.

Nun mag die Umsetzung der Richtlinie formal zu
mehr Auskunftspflichten führen. Das ist richtig.
Doch man kann es nur immer wieder betonen, De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit lassen sich nicht
an Buchstaben festmachen, sondern sie müssen
gelebt werden. Selbst wenn Behörden mehr Infor-
mationen geben müssen, dann heißt das noch lan-

ge nicht, dass dieser Pflicht in einer Art und Weise
nachgekommen wird, die das Informationsbegeh-
ren erfüllt oder sogar beantwortet. Die Landesregie-
rung bietet immer wieder ein beredtes Beispiel, wie
der Informationspflicht formal nachgekommen wird,
ohne dass wirklich etwas gesagt wird. Ich erinnere
noch einmal an eine Anfrage nach der Anzahl ge-
nehmigter Windkraftanlagen in Thüringen. Da erhält
man dann auf die parlamentarische Anfrage die
Auskunft, es lägen keine Informationen vor. Später
aber liest man dann in der Zeitung, dass laut Ener-
gieministerium 97 Windkraftanlagen genehmigt
wurden. Dann ist die Frage: Wie werthaltig war die
vorhergehende Auskunft?

Oder schauen Sie in die Auskunft zu den getöteten
Vögeln. Die ganze Republik spricht darüber, aber
die Landesregierung hat keine Kenntnisse. Wohlge-
merkt, eine grüne Umweltministerin schaut zu, wie
Vögel geschreddert werden durch die ach so grü-
nen Windkraftanlagen, die sogar dank vermeintlich
Grüner in Vogelzugrouten

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
ist doch Gelaber!)

und in den Wald gestellt werden.

(Beifall AfD)

Herr Harzer, schön, dass Sie wieder mal dazwi-
schengerufen haben.

Präsident Carius:

Herr Harzer, mäßigen Sie bitte Ihre Zwischenrufe!

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das ist der
Restalkohol! Das lässt ab 10.00 Uhr nach!)

Abgeordneter Kießling, AfD:

Da stellt sich dann doch die Frage, wie diese Lan-
desregierung und ihre Behörden ihren jetzigen und
zukünftigen Pflichten nachkommen. Sie antwortet
nur, weil sie dazu verpflichtet ist. Es besteht zu be-
fürchten, dass mit der Umsetzung der Richtlinien
dieses System leerer Informationspflichten ausge-
weitet wird. Freilich ohne, dass damit ein Mehrwert
für die Bürger einhergeht, oder Informationen über
Entscheidungen Berücksichtigung finden oder fin-
den können. Die Landesregierung und ihre Behör-
den beweisen an allen Ecken und Enden, dass ihr
jegliche Mitwirkung und jegliches Informationsbe-
gehren der Bürger eine lästige Pflichtaufgabe sind.
Daran wird sich auch mit dieser neuen Informa-
tionspflicht nichts ändern.

Erinnern wir uns noch an dieses unwürdige Spiel im
Ausschuss, als der Abgeordnete Krumpe – da ist er
– auf ein vernünftiges Informationsgesuch keine
Auskunft erhielt, später für Informationen Unsum-
men bezahlen sollte! Schauen Sie auf den Wind-
krafterlass. Sie wissen selbst, in welchem Umfang
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die unzähligen Stellungnahmen Eingang in den Er-
lass gefunden haben. Der Erlass sieht nach Inkraft-
treten genauso aus wie vor der Entwurfsfassung.
Tausende Thüringer haben sich mit ihrer Stellung-
nahme umsonst die Arbeit gemacht. Dies zeugt von
Ihrer rot-rot-grünen Ignoranz, die Meinung der Bür-
ger zu respektieren und zu berücksichtigen.

Oder schauen Sie sich die zig Stellungnahmen zu
den Gesetzen im Landtag an. So gut wie nichts
geht in die Beschlussempfehlungen der Ausschüs-
se ein. Fachwissen wird einfach ignoriert. Sie kön-
nen es drehen und wenden, wie Sie wollen, wir
sprechen über eine Scheinbeteiligung der Bürger
und Verbände. Wäre es anders, dann hätte eine
bedingungslose Auskunftspflicht eingeführt werden
müssen. Ich erinnere in diesem Zusammenhang an
das von der AfD-Fraktion eingebrachte Geodaten-
Informationsgesetz. Auch da ging es um den bedin-
gungslosen Zugang zu den Daten für alle Bürger.
Das ist von Ihnen, den selbst ernannten demokra-
tischen rot-rot-grünen Fraktionen, abgelehnt wor-
den und in dieser Tradition steht auch dieses Ge-
setzesvorhaben. Aus diesen genannten Gründen
werden wir leider Ihrem Vorschlag nicht zustimmen
können und werden uns daher enthalten müssen.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Kießling. Es hat sich nun Abge-
ordneter Krumpe zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Herr Präsident, liebe Kollegen Abgeordnete, der
Thüringer Landtag als Vertreter der Thüringer Bür-
ger hat am 23.06.2016 einen Beschluss zur Stär-
kung der Informationsfreiheit und Transparenz ge-
fasst. Darin fordert der Landtag die Landesregie-
rung auf, bis März dieses Jahres ein Transparenz-
gesetz vorzulegen, das das bisherige Umweltinfor-
mationsgesetz integriert. Betrachte ich den vorlie-
genden Gesetzentwurf, stelle ich fest, dass Frau
Ministerin Siegesmund das verfassungsrechtlich
verbürgte Demokratieprinzip mit Füßen tritt. Demo-
kratie ist ein Ordnungsprinzip für die Innehabung
und Ausübung von Staatsgewalt. Die demokra-
tische Freiheitsidee verwirklicht sich in der parla-
mentarischen Rückbindung bei der Ausübung öf-
fentlicher Gewalt. Der hier nun vorliegende Entwurf
wird ungeachtet der zweifellos bestehenden Not-
wendigkeit, das ThürUIG an europarechtliche Vor-
gaben anzupassen, nicht von dem Beschluss aus
2016 getragen. Wenn sich dann Frau Ministerin im
Umweltausschuss hinstellt und sagt, dass es zu
keinem Zeitpunkt geplant gewesen ist, das Thürin-
ger Umweltinformationsgesetz in ein neu zu schaf-
fendes Transparenzgesetz zu überführen, deutet

das entweder auf Demenz hin oder auf einen auto-
ritären Führungsstil.

Präsident Carius:

Vielleicht könnten Sie sich auch etwas in Ihrer
Wortwahl mäßigen, Herr Krumpe.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Letztere Vermutung stößt mir persönlich schwer
auf, habe ich doch die Grünen bislang als glühende
Verfechter von mehr Demokratie und Transparenz
kennengelernt. Doch diese Grundsätze verlieren
scheinbar an Wert, wenn man erst einmal ein Mi-
nisteramt ausübt.

Transparenz in dem Zusammenhang ist ein gutes
Stichwort: Im Rahmen des Thüringer Informations-
freiheitsgesetzes kann ich als Bürger mit meinem
Anliegen zum Informationsfreiheitsbeauftragten ge-
hen, dagegen ist er für das Thüringer Umweltinfor-
mationsgesetz eben nicht zuständig. Auch hier
bleibt mal wieder der Bürger auf der Strecke, weil
man ihm die Möglichkeit vorenthält, sich Hilfe su-
chend an eine dafür bestimmte Institution zu wen-
den.

Verehrte Ministerin, es ist im Übrigen auch kein Ar-
gument, den Schwarzen Peter dem Innenressort
zuzuschieben. Ein Transparenzgesetz kann eben
erst dann erarbeitet werden, wenn Sie Ihre Total-
verweigerung ablegen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das stimmt doch überhaupt
nicht!)

Was ich mit Ihrer Totalverweigerung noch verbinde,
ist der Imageschaden, den Sie dem Ressort, aber
auch Ihren Kollegen, Ihren Kabinettskollegen, die
sich mit der Verwaltungsdigitalisierung beschäfti-
gen, zufügen, denn noch immer sind Umweltdaten
Ihres Ressorts nicht über das zentrale Informations-
register zu beziehen, sondern über einen Wild-
wuchs an Portalen, auch in Ihren nachgeordneten
Bereichen. Sie pfeifen also auf die Zentralisierungs-
IT-Strategie des Freistaats Thüringen und ziehen
nebenbei der Finanzministerin auch noch eine
Menge Kohle aus der Tasche, um sie für redundan-
te Rechercheportale, wie sie unter anderem auch
das TLUG vorhält, auszugeben. Das führt eben
zum Imageschaden, denn wenn man das ZIRT als
zentrales Gateway zu Informationen bewirkt, diese
dort aber nicht abzurufen sind, dann provoziert man
einen Akzeptanzverlust für die E-Government-Initia-
tiven des Landes, und das nur, weil bei Ihnen
scheinbar die Sensibilität für das wichtige Thema
„Informationsfreiheit“ fehlt. Sie ziehen nicht nur der
Finanzministerin das Geld für unnötige Softwarelei-
chen aus der Tasche, nein, auch für eine überbor-
dende Bürokratie bei der Informationsbereitstellung.
Nehmen Sie sich ein gutes Beispiel an Frau Minis-
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terin Keller – und das meine ich wirklich ernst –:
Frau Ministerin Keller minimiert die Bürokratiekos-
ten, indem die Daten als Realakt in einem Selbst-
entnahmesystem bereitgestellt werden. Sie stellen
Umweltdaten als Verwaltungsakt bereit, das heißt,
in Ihrem Ressort muss jede Datenanfrage individu-
ell geprüft und individuell beschieden werden. Frau
Keller minimiert die Bürokratiekosten, indem sie die
Daten kostenfrei in einer offenen Datenlizenz be-
reitstellt und damit natürlich kaum Widerspruchs-
verfahren provoziert. Sie maximieren die Bürokra-
tiekosten, indem Sie Widerspruchsverfahren durch
fragwürdige Gebühren oder durch fragwürdige Ver-
sagensgründe in der Datennachnutzung provozie-
ren. Ich werde diesem Gesetzentwurf nicht zustim-
men, da er weder dem Thüringer Wählerwillen ent-
spricht – Stichwort „Landtagsbeschluss 2016“ –
noch materiell geeignet ist, um den Informationsan-
spruch der Bürger annähernd zu befriedigen. Herz-
lichen Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Danke. Als Nächster hat Abgeordneter Dittes für
die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Informa-
tionen, die der Verwaltung vorliegen, sollten auch
allen Bürgerinnen und Bürgern und allen Einwoh-
nern gleichermaßen vorliegen. Das erfordert eigent-
lich auch eine Anpassung oder eine Überwindung
des althergebrachten Prinzips der Über- und Unter-
ordnung zwischen Verwaltung und Bürgern – zu-
mindest was die Informationen betrifft, denn bei der
Entscheidung, bei dem Eingriff in Grundrechte gibt
es dieses Verhältnis natürlich auch noch fortwäh-
rend. Aber auch diese Informationen müssen natür-
lich entsprechend aufgearbeitet, zugestellt und na-
türlich auch mit entsprechenden Schutzmechanis-
men versehen werden, dass beispielsweise auch
Persönlichkeitsrechte dabei geachtet werden. Aber
genau bei diesem Paradigmenwechsel, den wir seit
vielen Jahren in der Bundesrepublik und in Europa
diskutieren, sind wir in Thüringen eben noch nicht
so weit, wie wir uns das vorstellen, wenngleich –
bei aller Kritik, Herr Krumpe – man einräumen
muss, dass wir im Bereich der Umweltinformatio-
nen in den letzten zwei Jahrzehnten wesentliche
Schritte weitergegangen sind als das beispielswei-
se für andere, die allgemeinen Bereiche der Ver-
waltung betreffend zutreffend ist.

Wir haben seit vielen Jahren in der Bundesrepublik
Informationsfreiheitsgesetze – so auch in Thüringen
– und wir haben in diesem Zusammenhang mit
dem inzwischen zweiten Bericht, der uns vorliegt,
natürlich auch die Frage diskutiert, ob dieser Zu-
gang zu Informationen über diese Informationsfrei-

heitsgesetze ausreichend ist. Wir haben in diesem
Zusammenhang aktiv darüber diskutiert, ob man
den Paradigmenwechsel, den ich angesprochen
habe, auch noch dahin gehend erweitern, verstär-
ken muss, dass man die Verwaltung auch proaktiv
in die Situation bringt, von sich aus Bürgerinnen
und Bürgern, der Öffentlichkeit Informationen zu-
gänglich zu machen. Wir haben in der Bundesrepu-
blik auch hervorragende Beispiele dafür, wenn ich
an das Transparenzgesetz in Hamburg als Stadt-
staat denke, aber auch an das Transparenzgesetz
in Rheinland-Pfalz. Ausgehend von diesen Diskus-
sionen, ausgehend von diesen Erfahrungen hat die
Koalition von Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen im Koalitionsvertrag vereinbart, auch in
Thüringen einen großen Schritt zur Stärkung von
Transparenz und Zugänglichkeit zu Informationen
zu gehen, und die Landesregierung mit einem An-
trag aus dem Mai 2016 auch aufgefordert – Herr
Krumpe hat es angesprochen –, diese Vorstellun-
gen der Koalitionsfraktionen in ein Transparenzge-
setz münden zu lassen. Im Juni 2016 ist der Land-
tag dem mit Mehrheit gefolgt.

Nicht gefolgt ist allerdings die Landesregierung –
Herr Krumpe, darüber brauchen wir gar nicht lange
zu diskutieren, das ist mit dem Blick in den Kalen-
der feststellbar. Es war aufgefordert worden, dem
Landtag bis zum 31. März 2016 einen Gesetzent-
wurf zuzuleiten. Das stößt natürlich auf Kritik. Da
will ich aber nicht so weit gehen wie Sie, Herr
Krumpe, dass damit verfassungsrechtliche Demo-
kratieprinzipien missachtet sind, wenngleich ich
aber anmerken will, dass natürlich eine Information
der Landesregierung an den Landtag, aus welchen
Gründen diese auferlegte Frist nicht eingehalten
werden konnte, durchaus möglich gewesen wäre.
Insofern will ich aber auch deutlich von dieser Stelle
aus sagen, dass unsere Erwartungshaltung an die
Landesregierung schon diejenige ist, mit der heuti-
gen Beschlussfassung zum Umweltinformationsge-
setz diese Debatte nicht zu beenden, sondern nach
der Sommerpause tatsächlich mit einem Gesetz-
entwurf für ein Transparenzgesetz fortzuführen,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und zwar mit einem Gesetzentwurf für ein Transpa-
renzgesetz, der den Anforderungen des Beschlus-
ses auch inhaltlich gerecht wird und nicht nur die
formalen Erfordernisse der Umsetzung erfüllt, son-
dern auch die inhaltliche Zielrichtung des Beschlus-
ses aufgreift – und dazu gehört eben auch die Zu-
sammenführung mit dem Umweltinformationsge-
setz.

Da will ich aber auch deutlich sagen – Sie, Herr
Krumpe, aber auch Frau Henfling, haben einige Kri-
tikpunkte am Umweltinformationsrecht angespro-
chen und wir haben insbesondere in der Stellung-
nahme von „Offenes Thüringen“ von Achim Fried-
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land einige wirklich sehr substanzielle Hinweise zur
Weiterentwicklung des Umweltinformationsrechts
bekommen. Es kann uns nach der Sommerpause
nicht nur allein darum gehen, das Umweltinforma-
tionsrecht in ein künftiges Transparenzgesetz zu in-
tegrieren, sondern auch das Umweltinformations-
recht in diesem Zusammenhang inhaltlich zu über-
prüfen und fortzuentwickeln, um Informationszu-
gänge für den gesamten Bereich der Verwaltung
gleichermaßen zu stärken. Insofern betrachte ich
die heutige Novellierung des Informationsgesetzes
eben nicht als Zwischenschritt zur Stärkung von
Transparenz, sondern als formales Umsetzungser-
fordernis. Den richtigen Schritt zur Stärkung der
Transparenz müssen wir gemeinsam noch gehen.
Ich sage das auch ausdrücklich mit Blick auf die be-
vorstehenden Haushaltsberatungen für den Dop-
pelhaushalt 2018/2019. Denn wenn wir das Trans-
parenzprinzip umsetzen wollen, hat das natürlich
zur Folge, dass das Transparenzregister auf den
Weg gebracht werden muss, und das heißt natür-
lich auch, dass, wenn, noch nicht vorhanden, tech-
nische Voraussetzungen dafür geschaffen werden
müssen – und wo, wenn nicht im Doppelhaushalt
2018 müssen dafür die Voraussetzungen geschaf-
fen werden.

Herr Minister Poppenhäger, Frau Siegesmund, da
wiederhole ich gern, was ich in der ersten Einbrin-
gung zum UIG auch schon gesagt habe: Mit jedem
Tag der Verzögerung gegenüber dem Beschluss
zur Einbringung des Transparenzgesetzes steigt
natürlich auch unsere Erwartung an die Qualität für
das künftige Transparenzgesetz. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir keine
weiteren Wortmeldungen vor, sodass ich für die
Landesregierung Frau Ministerin Siegesmund das
Wort erteile.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, mir scheint, wir beraten hier
zwei Gesetze gleichzeitig.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber
es ist nur eins da!)

Ich würde mich heute sehr gern, wenn ich darf, auf
das Umweltinformationsgesetz konzentrieren, näm-
lich das, was heute auch zur Abstimmung steht.
Jahrzehntelang hat insbesondere die Umweltbewe-
gung gekämpft, Zugang zu behördlich vorliegenden
Informationen zu erhalten. Und nein, das war nicht
immer selbstverständlich. Erstmals im Umweltinfor-
mationsgesetz des Bundes aus dem Jahr 2004

wurden die Behörden verpflichtet, alle Umweltinfor-
mationen, die für ihre Aufgaben von Bedeutung
sind, auch tatsächlich zu verbreiten. Das ging über
den Vorgänger aus dem Jahr 1994 weit hinaus, in
dem Behörden lediglich auf Antrag Auskunft geben
mussten. Darüber hinaus wurde auch der Umwelt-
informationsbegriff erweitert, und zwar um die Fel-
der Gesundheit, Sicherheit sowie Tätigkeiten und
Maßnahmen, die sich auf die Umwelt auswirken.
Außer den Behörden sind nun auch bestimmte
nicht staatliche Stellen auskunftspflichtig. Das
heißt, Bürgerinnen und Bürger können sich sozusa-
gen zum Anwalt der Umwelt machen und das ist
umso wichtiger, als dass es, gerade wenn künftige
Generationen belastet werden, sonst gar keine Klä-
ger aus den Vorgenerationen geben könnte. Von
daher ist der Weg der Umweltinformationsgesetze
der vergangenen Jahre durchaus einer, der im Sin-
ne von mehr Transparenz und Öffentlichkeit konse-
quent weiterentwickelt wurde.

Durch Transparenz soll die Öffentlichkeit und sollen
die Umweltverbände in die Lage versetzt werden,
Vollzugsdefizite und mögliche Gefahren und Pro-
bleme, aber auch neue Aufgaben zu erkennen. Die-
sem Zweck dient auch das Umweltinformationsge-
setz vom 20. Oktober 2006 aus Thüringen. Es setzt
die Aarhus-Konvention über den Zugang von Infor-
mationen sowie die Umweltinformationsrichtlinie
der Europäischen Union um. Außerdem regelt es
die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsver-
fahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltan-
gelegenheiten. Seit Inkrafttreten des Umweltinfor-
mationsgesetzes des Bundes und der Länder sind
aber mehrere höchstrichterliche Urteile ergangen.
Sowohl das Bundesverwaltungsgericht als auch der
Europäische Gerichtshof haben in den Urteilen Ver-
stöße gegen europarechtliche Vorgaben fest-
gestellt. Das Umweltinformationsgesetz des Bun-
des ist bereits an diese Vorgaben angepasst. Das
Gleiche soll nun auch mit dem vorliegenden Ände-
rungsgesetz für Thüringen erfolgen. Das ist die In-
formation, Herr Kießling, die zur Geschichte und
zur Herleitung des Umweltinformationsgesetzes
auch taugt. Davon ist weder ein Halbsatz noch
sonst irgendwas eine Scheininformation, sondern
es ist schlicht die Genese. Ich würde Sie bitten, ein-
fach mal zur Kenntnis zu nehmen, worüber wir re-
den. Herr Krumpe, das Gleiche gilt für Sie. Ich finde
es schon ein starkes Stück, wenn man der Landes-
regierung, wo jedes einzelne Kabinettsmitglied mal
den Eid auf die Thüringer Verfassung abgelegt hat,
vorwirft, dass sie das nicht berücksichtigt. Wenn
Sie der Landesregierung gleichermaßen auch noch
einen autoritären Führungsstil vorwerfen, dann set-
zen Sie das, wie wir hier in Thüringen regieren,
gleich mit dem autoritären Regieren beispielsweise
in der Türkei, wo Menschen für freie Meinungsäu-
ßerungen in Gefängnisse geworfen werden, wo
Minderheitenrechte weder angehört noch berück-
sichtigt, sondern im Gegenteil Minderheiten unter-
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drückt werden. Also bitte ich Sie schlicht und ergrei-
fend, wenn Sie zum Thema sprechen, sich auch so
zu äußern, dass das der Sache gerecht wird – ich
fand das nicht sachgerecht.

Präsident Carius:

Frau Ministerin, Sie erlauben eine Anfrage?

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Gern zum Ende.

Im Wesentlichen geht es um folgende Änderungen
und das sind die Tatsachen: Erstens wird klarges-
tellt, dass oberste Landesbehörden nur bis zum Ab-
schluss eines Gesetzgebungsverfahrens von der
Informationspflicht ausgenommen sind. Zweitens:
Im Gegensatz zur bisherigen Regelung sind obers-
te Landesbehörden nunmehr nur noch im Rahmen
eines Gesetzgebungsverfahrens von der Informa-
tionspflicht ausgenommen. Das gilt nicht beim Er-
lass von Rechtsverordnungen. Drittens: Auch Ge-
bietskörperschaften des Landes, die im Rahmen
der Rechtsetzung tätig werden, können nicht mehr
von der Informationspflicht befreit werden. Und vier-
tens: Der Begriff der Kontrolle einer juristischen
Person des öffentlichen Rechts durch die öffentli-
che Hand wird konkretisiert. Mit diesen vier sehr
technisch klingenden, aber wichtigen Änderungen
setzen wir eins zu eins die europarechtlichen Anfor-
derungen um, erweitern die Informationsrechte und
stärken diese. Das muss zwingend erfolgen, da
sonst im Übrigen ein Vertragsverletzungsverfahren
gegen die Bundesrepublik durch Nichtumsetzung in
den Ländern eingeleitet wird. Deswegen kommen
das Umweltinformationsgesetz und die Anpassung
auch jetzt und deswegen können wir auch nicht
warten, bis irgendwelche anderen Gesetze, Stich-
wort Transparenzgesetz, irgendwann hier diskutiert
werden. Nach der Rechtsprechung des Gerichts-
hofs der Europäischen Union muss das nationale
Recht, das nicht europarechtskonform ausgelegt
werden kann, so schnell wie möglich mit den Vor-
gaben des Rechts der Europäischen Union in Ein-
klang gebracht werden. Der Thüringer Landtag hat
gemäß § 79 seiner Geschäftsordnung eine Anhö-
rung eingeleitet.

Jetzt komme ich noch mal auf die Bedenken von
Herrn Geibert. Der Gemeinde- und Städtebund hat
darauf hingewiesen, dass durch die Streichung des
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 b des neuen Gesetzes künftig auch
die Rechtsetzung der Gebietskörperschaften in den
Anwendungsbereich des Umweltinformationsge-
setzes fallen würde. Die Einlassung des Gemeinde-
und Städtebundes, dass den Gebietskörperschaf-
ten ein erheblicher Verwaltungsmehraufwand ent-
stehe, ist nicht zutreffend, meine sehr geehrten Da-
men und Herren. Abgeordneter Kummer ist darauf
auch schon eingegangen. Mit der beabsichtigten

Änderung werden keine neuen Informationspflich-
ten geschaffen, es wird lediglich der Zeitpunkt ver-
ändert, ab dem die kommunalen Gebietskörper-
schaften zur Herausgabe der Information verpflich-
tet sind. Da entsteht also kein Mehraufwand, son-
dern es verschiebt sich nur der Zeitpunkt deutlich
nach vorn, um an die Information zu kommen. Bis-
lang ist es nach Abschluss des Rechtsetzungsver-
fahrens auch nach dem vorliegenden Entwurf ohne-
hin die gleiche Ausgangssituation. Mehrkosten ent-
stehen hierdurch nicht. Es verändert sich lediglich
der Zeitpunkt. Die Initiative „Offenes Thüringen“
wurde vorhin vom Abgeordneten Dittes genannt.
Sie hat im Rahmen der Anhörung unter anderem
angeregt, die unterschiedlichen, öffentlich zugängli-
chen Informationsportale zu Umweltdaten zu ver-
knüpfen und zusammenzuführen. Das ist ein richti-
ges und gutes Anliegen. Das Umweltportal Thürin-
gen besteht schon seit 2009. Es bündelt schon
heute bestehende Angebote mit Umweltinformatio-
nen von Landes- und kommunalen Behörden durch
das Bereitstellen des entsprechenden Informations-
tools. Das Portal wird laufend aktualisiert und hin-
sichtlich einer benutzerfreundlichen Anwendung
auch überarbeitet.

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung zum Umweltinfor-
mationsgesetz. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Wenn die Anfrage des Abgeordneten Krumpe noch
besteht, haben Sie das Wort, Herr Krumpe.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Frau Siegesmund, Sie haben mich kritisiert und ich
möchte gern darauf antworten.

Präsident Carius:

Zur Antwort haben Sie jetzt nicht die Gelegenheit.
Ich bitte Sie um die Frage.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Herzlichen Dank.

(Heiterkeit CDU)

Stimmt es, dass Landtagsbeschlüsse, die von den
Vertretern des Volkes hier beschlossen worden
sind, umzusetzen sind? Und wenn die umzusetzen
sind und Sie aber ein Jahr später sagen, dass es
zu keinem Zeitpunkt geplant gewesen war, das
Thüringer Umweltinformationsgesetz in ein Trans-
parenzgesetz zu überführen, dann kann ich doch
mit Recht – und das habe ich auch gemacht – auf
diese Diskrepanz hinweisen und Sie auch erinnern,
dass das aus meiner Sicht verfassungsrechtlich ein
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bisschen fragwürdig ist, dass Sie hier einen Land-
tagsbeschluss einfach übergehen.

Präsident Carius:

Herr Krumpe, bitte zur Frage zurück. Wir lassen es
so stehen.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Wir lassen das stehen, gut.

Präsident Carius:

Weitere Wortmeldungen? Die sehe ich nicht. Dann
kommen wir zur Abstimmung.

Wir stimmen direkt über den Gesetzentwurf der
Landesregierung in der Drucksache 6/3431 und
zwar in der berichtigten Fassung in zweiter Bera-
tung ab. Wer für diesen Gesetzentwurf ist, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men aus den Koalitionsfraktionen, vereinzelt jeden-
falls. Wir stimmen noch mal ab. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke schön.
Gegenstimmen? Keine. Enthaltungen? Aus der
CDU-Fraktion und der AfD-Fraktion und vom Abge-
ordneten Gentele. Vielen Dank. Damit ist dieser
Gesetzentwurf mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung. Wer da-
für ist, den bitte ich, sich jetzt vom Platz zu erhe-
ben. Das sind die Stimmen der Koalitionsfraktionen.
Danke. Gegenstimmen? Keine. Enthaltungen? Das
sind die Stimmen der CDU-Fraktion, der AfD-Frak-
tion und der beiden fraktionslosen Abgeordneten
Krumpe und Gentele. Vielen Dank. Damit mit Mehr-
heit angenommen.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 5

Thüringer Gesetz über die Här-
tefallkommission
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/3911 -
ZWEITE BERATUNG

Ich eröffne die Beratung. Als Erste hat Abgeordnete
Rothe-Beinlich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Gäste im Thüringer Land-
tag, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer auch am
Livestream, bereits in der letzten Plenarsitzung gab
es eine inhaltliche Stellungnahme unsererseits zum

Gesetzentwurf der AfD, welcher sich nennt: Thürin-
ger Gesetz über die Härtefallkommission. Dieses
AfD-Gesetz – das hatte ich auch schon in meiner
ersten Rede ausgeführt – lässt sich aus unserer
Sicht allerdings eher als ein Härtefall-Verhinde-
rungsgesetz bezeichnen. Ein solcher Gesetzent-
wurf – ich muss es einfach noch mal sagen –, der
aus unserer Sicht jedenfalls nur so vor Gemeinhei-
ten und Ressentiments strotzt und Menschen die
vielleicht letzte Chance, die sie mit der Härtefall-
kommission haben, auf ein humanitäres Bleiberecht
in Deutschland nehmen will, wird in Thüringen kei-
ne Mehrheit finden, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will Sie noch einmal daran erinnern: Die AfD
möchte, dass sehr wohl politische Vertreterinnen
und Vertreter in der Härtefallkommission sitzen,
nicht aber diejenigen, die tagtäglich mit den Betrof-
fenen arbeiten. Das sind unter anderem die Vertre-
terinnen und Vertreter der Caritas, der Diakonie
oder aber auch die Integrationsbeauftragte, für de-
ren wichtige Arbeit ich mich an dieser Stelle noch
einmal bedanken möchte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich muss aber doch noch einmal an die erste De-
batte rund um diesen Gesetzentwurf erinnern, weil
da etwas geschehen ist, was aus meiner Sicht ei-
ner tiefgehenden Klärung bedarf.

In der 85. Plenarsitzung brachte die Abgeordnete
Herold den Gesetzentwurf der AfD-Fraktion in der
ersten Beratung ein. Wenn Sie sich erinnern, be-
richtete Frau Herold in der Einbringungsrede – sie
ist selbst stellvertretendes Mitglied der Härtefall-
kommission – detailliert mit Angaben zu personen-
bezogenen Daten der Antragstellenden über ent-
schiedene Fälle in der Härtefallkommission. Sie er-
innern sich vielleicht. Frau Herold informierte bei-
spielsweise über die wirtschaftliche Situation von
Antragstellenden, deren Beziehungs- und Bildungs-
status, Sprachkenntnisse, Erkrankungen und in die-
sem Zusammenhang entstandene Kosten. Ebenso
sprach Frau Herold über Sitzungsergebnisse des
nicht öffentlich tagenden Gremiums und gab be-
kannt, wie viele Fälle wann wie entschieden wur-
den. Sie alle wissen, wenn wir hier beraten und aus
Ausschusssitzungen zitieren, verweist der Präsi-
dent völlig zu Recht darauf, dass dies nicht statthaft
ist. Frau Herold hat ganz klar sowohl gegen die Ge-
schäftsordnung als auch die Verordnung der Härte-
fallkommission verstoßen. Die Kommissionsmitglie-
der vertreten öffentliche Institutionen bzw. bedeut-
same Gruppen der Gesellschaft – und jetzt kommt
es –, sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet
über die personenbezogenen Angelegenheiten, von
denen sie durch die Mitwirkung in der Härtefallkom-
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mission Kenntnis erlangen. So heißt es, ich will nur
daran erinnern, in der Geschäftsordnung der Härte-
fallkommission des Freistaats Thüringen in § 5
Abs. 1 – ich zitiere –: „Die Mitglieder der Härtefall-
kommission sind verpflichtet, über personenbezo-
gene Inhalte der Sitzungen und alle Angelegenhei-
ten, die mit der Mitgliedschaft in der Härtefallkom-
mission in Zusammenhang stehen, Verschwiegen-
heit zu wahren.“ Gleiches geht aus § 6 Abs. 2 der
Thüringer Verordnung über die Härtefallkommission
vom 5. Januar 2005 hervor. All das hat Frau Herold
nicht interessiert. Ich habe daraufhin beantragt, die-
se Passage, um die Persönlichkeitsrechte der Be-
troffenen nicht ein weiteres Mal zu tangieren oder
zu verletzten, aus dem Protokoll der letzten Plenar-
sitzung zu streichen. Mir wurde bislang mündlich
von der Verwaltung mitgeteilt, dass dies nicht mög-
lich sei, weil wahrheitsgemäß protokolliert werden
müsse. Ich halte das für hoch problematisch, dass
hier eine Abgeordnete der AfD-Fraktion ganz klar
gegen sämtliche Regularien der Härtefallkommis-
sion verstoßen hat,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Zum Nachteil anderer!)

Einzelfälle vorgeführt hat, natürlich zum Nachteil
der Betroffenen, und daraus nichts folgt. Auf die
schriftliche Antwort der Verwaltung warte ich übri-
gens noch und behalte mir natürlich vor, diese auch
juristisch prüfen zu lassen. Schon dieses Agieren
von Frau Herold hat deutlich gemacht, wie sie ei-
gentlich zur Härtefallkommission steht. Sie tritt die
Rechte der Betroffenen mit Füßen, und das auch
noch öffentlich. Dieses schäbige Verhalten werden
wir nicht mittragen und den Gesetzentwurf selbst-
verständlich ablehnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Was war
jetzt zum Gesetzentwurf zu sagen? Nichts!)

Präsident Carius:

Als Nächster hat Abgeordneter Heym von der CDU-
Fraktion das Wort.

Abgeordneter Heym, CDU:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich
habe jetzt nicht vor, meinen Vortrag aus der Debat-
te zur Einbringung des Gesetzentwurfs von der
AfD-Fraktion zu wiederholen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das wäre auch schlimm!)

Wir hätten uns – das habe ich damals für meine
Fraktion gesagt – gewünscht, man hätte sich dem
gestellt und über die Dinge in dem zuständigen
Ausschuss diskutiert.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie wollten dann über das He-
rausdrängen der Kirchen aus der Härtefall-
kommission diskutieren!)

Das hat eine Mehrheit dieses Hauses nicht gewollt.
Demzufolge sehen wir uns in der Situation, dass es
Dinge in diesem Gesetzentwurf gab, über die hätte
geredet werden können. Da das nicht möglich war,
kündige ich an, dass wir uns bei der Abstimmung
zu diesem Gesetz enthalten werden.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Zu Recht kein Applaus!)

Präsident Carius:

Als Nächste hat Abgeordnete Berninger für die
Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren der demokratischen Fraktionen,
sehr geehrte Zuschauerinnen, schon die durch die
AfD vorgetragene Begründung belegte den Hinter-
grund dieses Gesetzentwurfs. Es geht, typisch
rechtspopulistisch, darum, Schutzsuchende als ar-
beitsunwillig, als nicht schutzbedürftig, als der deut-
schen Gesellschaft auf der Tasche liegend zu ver-
unglimpfen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das haben
Sie gesagt!)

Das hat ganz deutlich die vortragende Abgeordnete
der AfD hier belegt.

Selbst kranke Kinder dienten dieser Zahnärztin da-
zu, Menschen zu verunglimpfen. Sie subsummiert
die Menschen – dazu gab es leider keinen Ord-
nungsruf, aber das darf ich nicht beurteilen –, die in
der Härtefallkommission einen Härtefall geltend
machen wollen, unter „Kuriositätenkabinett“. Die
AfD behauptet, die Härtefallkommission würde „in
Größenordnungen“ am Recht vorbei Aufenthaltser-
laubnisse erteilen. Dass das falsch ist, haben wir
letztes Mal in der inhaltlichen Debatte klargestellt.
Auch die Verwendung der Begriffe „Gnadenrecht“
oder „als der Gnade bedürftig“ macht ganz deutlich,
worum es der AfD geht.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie haben es
nicht verstanden!)

Es diskreditiert die Menschen. Es suggeriert eine
Nähe zum Strafrecht, zum Erlass einer Strafe – das
hat Frau Kollegin Marx beim letzten Mal sehr deut-
lich ausgeführt.

Leider blies in der letzten Debatte auch der Petiti-
onsausschussvorsitzende Heym in dasselbe Horn
wie die AfD und machte sich Sorgen „um eine poli-
tisch ideologische Befangenheit in der Härtefall-
kommission
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(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Da hat er ja
recht!)

und die damit ausufernde Zahl an Empfehlungen“ –
auch das konnte er nicht belegen.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das ist doch
gar nicht wahr!)

Wissen Sie nicht mehr, was Sie gesagt haben?

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ich weiß,
was ich gesagt habe!)

Ich habe es nachgelesen. Auch Herr Heym be-
hauptete, mit den Entscheidungen ...

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das passte
Ihnen nicht, dass das mal öffentlich gesagt
wurde!)

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Können Sie mal nicht so reinbrüllen?
Frau Berninger hat das Wort, nicht Sie!)

(Unruhe CDU, DIE LINKE)

Vielleicht hat man sich jetzt wieder beruhigt und
lässt mich ausreden.

Auch Herr Heym hat behauptet, mit den Entschei-
dungen werde „geltendes Recht fast regelmäßig
unterlaufen oder ersetzt“. Das haben Sie gesagt,
Herr Heym. Ich weise diese Behauptungen für un-
sere Fraktionen entschieden zurück. Ich kann mich
– mit Verlaub – des Eindrucks einer Fehlbesetzung
in der Kommission leider nicht erwehren, wenn ich
solche Reden hier von Ihnen hören muss.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Für alle, die es nicht genau wissen, oder die die
Rechtsverordnung nicht kennen: Der Petitionsaus-
schussvorsitzende ist qua Amt automatisch Mitglied
der Härtefallkommission und seine Stellvertreterin
im Petitionsausschuss ist eben auch leider automa-
tisch stellvertretendes Mitglied in der Härtefallkom-
mission, was diese Fehlbesetzung mit einer Person
erklärt, die in der Öffentlichkeit vor allem durch
menschenverachtende Reden und Positionen auf-
fällt.

(Unruhe AfD)

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Arbeit
der Härtefallkommission führt keineswegs an gel-
tendem Recht vorbei oder unterläuft es gar. Das
sind haltlose Behauptungen. Die Arbeit der Härte-
fallkommission basiert auf § 23 a des Aufenthalts-
gesetzes und sie beruht auf einer Rechtsverord-
nung, die – zumindest hier unten im Raum – allen
bekannt sein sollte.

Die ordentlichen Mitglieder der Härtefallkommis-
sion, die hier von AfD und CDU unisono als poli-

tisch-ideologisch befangen diskreditiert wurden,
sind: die Migrationsbeauftragte des Thüringer Mi-
nisteriums für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz, ein Vertreter des Thüringischen Landkreis-
tages, ein Vertreter des Gemeinde- und Städtebun-
des, ein Vertreter der römisch-katholischen Kirche,
ein Vertreter der Landesärztekammer, eine Vertre-
terin der Liga der freien Wohlfahrtspflege und ein
Vertreter der evangelisch-lutherischen Kirche. De-
nen allen wurde unterstellt, sie seien ideologisch-
politisch befangen. Was für eine infame Unterstel-
lung, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich möchte mich bei allen Mitgliedern, die ihre Ar-
beit in der Härtefallkommission ernst nehmen, sehr
herzlich dafür bedanken, dass sie ihre Arbeit gut
und sorgfältig machen, und zwar im Sinne der Men-
schen und nicht gegen die Menschen. Danke
schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zu dem Gesetzentwurf ist inhaltlich beim letzten
Mal alles gesagt – der ist abzulehnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Als Nächste hat Abgeordnete Herold für die AfD-
Fraktion das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, liebe Besucher auf der
Tribüne und Zuschauer im Internet! Nachdem
schon die erste Lesung unseres Gesetzentwurfs
über die Härtefallkommission im vorangegangenen
Plenum große Aufmerksamkeit und Beachtung be-
kam – ich habe festgestellt, erfreulicherweise hat
Rot-Grün zugehört und fast wortwörtlich zitiert –,
freuen wir uns, heute mit Ihnen hier die zweite Le-
sung zu erleben und zu debattieren. Wie zur Be-
kräftigung unserer Vorbedingungen gegen die jetzt
geübte Praxis in der Härtefallkommission fand am
8. Juni 2017 eine weitere Sitzung dieser Kommis-
sion statt, bei der von den 20 eingereichten Anträ-
gen von Antragstellern aus den Ländern des ehe-
maligen Jugoslawien

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Die
verstößt schon wieder gegen die Rechtsver-
ordnung!)

wiederum 17 positiv beschieden wurden. Das zeigt
uns, dass hier systematisch und auf Kosten der
Steuerzahler Rechtsprechung im Asylverfahren
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das dürfen Sie hier gar
nicht sagen!)

ausgehöhlt wird.

(Beifall AfD)

Die Beiträge aus den regierungstragenden Fraktio-
nen in der letzten Debatte haben

Präsident Carius:

Frau Herold, Entschuldigung – da es immer wieder
Zwischenfragen gibt, mache ich darauf aufmerk-
sam, dass hier im Parlament für jeden Abgeordne-
ten das Recht der freien Rede gilt, das gilt auch für
Kollegen der AfD-Fraktion. Frau Herold, Sie haben
das Wort.

(Beifall AfD)

Abgeordnete Herold, AfD:

erkennen lassen, dass in Thüringen nicht von der
geübten Praxis der Wohltaten auf anderer Leute
Kosten abgewichen werden soll. In diesem Zusam-
menhang und aus gegebenem Anlass möchte ich
hier auch auf die Rolle der Kirchen eingehen, die
ebenfalls mit zwei Vertretern in der Härtefallkom-
mission vertreten sind.

Wir finden es in der Sache und unseren rechts-
staatlichen Regeln angemessen, wenn die Antrag-
steller und Fürsprecher der Migranten nur das sind
und nichts anderes. In den hier vorliegenden Fällen
ist es aber so, dass dieselben Kirchenvertreter, die
Anträge stellen, in der Kommission dann über den
Verbleib ihrer Schützlinge in Deutschland und dort
auch allzu oft in deutschen Sozialsystemen ent-
scheiden.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Es
geht nicht um Schützlinge!)

Außerdem fließen im Vorfeld der Antragstellung
während des Asylverfahrens viele staatliche Gelder
in kirchliche Einrichtungen. Über die Vielzahl der
Projekte, die sich der Hege und Pflege oft auch il-
legaler Einwanderer widmen,

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Was ist das für ein Vorwurf? Das ist uner-
hört!)

kann man in Publikationen wie zum Beispiel im
Jahresbericht der Caritas Thüringen nachlesen. Al-
so auch hier gilt, etwas auszuschließen, das vor ei-
nem ordentlichen deutschen Gericht mit dem Wort
„Befangenheit“ gekennzeichnet wird.

(Beifall AfD)

Wenn wir dafür plädieren, die Zusammensetzung
der Kommission dahin gehend zu ändern, dass ihr
überwiegend gewählte Volksvertreter angehören,

möchten wir damit sicherstellen, dass diese Vertre-
ter ihren Wählern rechenschaftspflichtig sind und
gegebenenfalls natürlich immer unter Wahrung des
Datenschutzes diesen Wählern berichten müssen,
wofür die Steuergelder in den aufnehmenden Kom-
munen verwendet werden.

(Beifall AfD)

Auch heute möchte ich Ihnen exemplarisch wieder
einige Fälle vorstellen, die auf dem Wege über die
Härtefallkommission in unser Sozialsystem einge-
wandert sind. Eine Familie aus Serbien mit zwei
Kindern war bereits 2011 zum ersten Mal einge-
reist. Der Asylantrag wurde abgelehnt. Die Familie
reiste aus, um ein paar Monate später erneut in die
Bundesrepublik Deutschland einzureisen und einen
sogenannten Asylfolgeantrag zu stellen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das ist ihr gutes Recht!)

Der Vater war trotz bis dahin dreijährigen Aufent-
halts in Deutschland nicht in der Lage, ein berufs-
vorbereitendes Jahr zu absolvieren. Mittlerweile ar-
beitet er für 950 Euro netto. Aller weiterer Bedarf für
die inzwischen vierköpfige Familie wird aufgestockt.
Eines der Kinder ist chronisch schwer krank und
wird aller Voraussicht nach in Deutschland weder
arbeiten noch Steuern zahlen können.

Ein Antragsteller aus dem Kosovo hat dort das Abi-
tur erworben, immerhin. Er hat 13 Jahre dort eine
reguläre Schule besucht und hat sich dann zur Ver-
besserung seiner beruflichen Lage nach Deutsch-
land auf den Weg gemacht. Im August 2015 einge-
wandert wurde er weit vor Abschluss seines Asyl-
verfahrens in einen Berufsorientierungskurs vermit-
telt, der 448 Stunden berufsbezogene Sprache und
berufliche Orientierung umfasst. Damit sollen Tat-
sachen geschaffen werden, die nach folgerichtiger
Ablehnung des Asylbegehrens den Härtefall unter-
stützen sollen, da sich der Antragsteller hier ja so
schön eingelebt hat.

Eine Familie aus Mazedonien mit vier Kindern, zwei
davon benötigen ständige ärztliche Betreuung – die
Arbeitsmöglichkeiten des Vaters beschränken sich
auf Teilzeitjobs für den Mindestlohn, noch dazu be-
fristet. Die letzte nachgewiesene Tätigkeit fand in
einem ehrenamtlichen Verein für 200 Euro Honorar
pro Monat statt.

Die Geschäftsstatistik der Härtefallkommission Thü-
ringen für 2016 weist auf, dass 665 Personen ins-
gesamt einen Antrag auf Härtefall gestellt haben.
Abschließend behandelt wurden dadurch 291 Per-
sonen. Dem Ersuchen folgte die Härtefallkommis-
sion für 200 Personen. Daraus und aus der Statistik
der Herkunftsländer lässt sich ersehen, dass
66 Personen aus dem Kosovo und 57 aus Albanien
kamen. Das Kosovo wird als Beitrittskandidat für
die EU gehandelt, meine Damen und Herren,
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(Beifall AfD)

Serbien ebenso, 28 Menschen aus Serbien, aus
Mazedonien elf, sechs aus Afghanistan, aus Arme-
nien drei, aus Aserbaidschan drei, aus Russland
drei, aus Pakistan zwei, Türkei zwei. Außerdem mit
jeweils einer Person Brasilien, China, Ghana, der
Irak, Somalia, Südsudan, Syrien, Tunesien, die
Ukraine und Vietnam.

Daraus können wir erkennen, dass die Härtefall-
kommission in Thüringen zu einem Instrument mu-
tiert ist, mit dem die völlig an jedem geltenden
Recht vorbei agierende Thüringer Landesregierung
dabei unterstützt wird, Steuergelder zu verschwen-
den.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das ist so gelogen!)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Pfui!)

Frau Rothe-Beinlich, versuchen Sie bitte nicht wie-
der, einen Teil meiner Rede aus dem Protokoll ent-
fernen zu lassen. Ich werde diesen Missbrauch par-
lamentarischer Instrumente mit allen innen- und au-
ßerparlamentarischen Mitteln angehen

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Pein-
lich, peinlich!)

und veröffentlichen. Wir werden bei jeder sich bie-
tenden Gelegenheit darüber reden und wir werden
darauf hinweisen, dass hier Rechte von Abgeord-
neten eingeschränkt werden sollen.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Im Sinne der neuen rot-grünen Informations- und
Meinungsunterdrückungspolitik werden wir den
Bürgern erzählen, wie Rot-Rot-Grün immer mehr zu
einer Art DDR 2.0 mutiert. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Präsident Carius:

Zwei weitere Wortmeldungen. Herr Abgeordneter
Gentele hat sich gemeldet und Frau Abgeordnete
Rothe-Beinlich.

Abgeordneter Gentele, fraktionslos:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr verehrte Damen
und Herren, liebe Besucher, in der Drucksache 6/
3911 liegt uns ein Entwurf eines Gesetzes vor, das
meines Erachtens überflüssig ist. Im Aufenthaltsge-
setz § 23 a Abs. 1 sind alle Aufgaben, die Zusam-
mensetzung und alles Weitere zur Härtefallkommis-
sion schon geregelt. Die Schaffung eines eigenen

Thüringer Gesetzes über die Härtefallkommission
ist meines Erachtens nicht vonnöten. Ich selbst saß
in dieser Kommission, musste mit entscheiden und
ich weiß um die Ernsthaftigkeit und Bedeutung die-
ser Kommission. Natürlich ist es gut und richtig,
dass Fälle anonym behandelt und nicht veröffent-
licht werden. Die im Entwurf als strukturell bedingte
Missbrauchsanfälligkeit der Verfahren der Härtefall-
kommission halte ich für eine grobe Unterstellung
und

(Beifall SPD)

es zeigt wieder auf, dass mit der AfD keine kon-
struktive Arbeit möglich ist. Für sie ist die parlamen-
tarische Arbeit auch nur zweitrangig. Zum Glück
bekommt sie ja die Quittung: In den Wahlen und in
den Umfragen minus 8 Prozent – hört sich doch gut
an.

(Beifall DIE LINKE)

Die Bürger merken, dass bei Ihnen außer heißer
Luft nichts kommt.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Heiße Luft
kommt meistens bei dir raus!)

Einen Satz zu diesem Entwurf noch an die CDU-
Fraktion: Als wir diesen Entwurf im letzten Plenum
behandelten und Sie, liebe CDU, diesem noch zu-
stimmten, war ich etwas entsetzt. Als ich gestern
den Entwurf zur 3-Prozent-Hürde mitgetragen hat-
te, war es nicht aus Sympathie zur AfD, sondern
um kleinen Parteien eine Chance für Mandate zu
geben. Aber Sie stimmten mit einer Fraktion, die
vor nicht allzu langer Zeit hier in Erfurt Demos ge-
gen Ihre eigene Bundeskanzlerin und Vorsitzende
gemacht hat. Wie können Sie nur diesen Leuten
zustimmen? Fragen Sie mal Ihre Basis. Was sagt
Ihre Mitgliederbasis dazu, Herr Mohring? Bahnt
sich in Zukunft doch schwarz-blau im Landtag an?
Ich kann dieses Verhalten nicht verstehen und bin
sicher, Frau Merkel hat dafür auch kein Verständ-
nis.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ausschuss-
überweisung zustimmen!)

Ich lehne diesen Gesetzentwurf ab. Vielen Dank.

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Werter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren, liebe Gäste, ich schäme mich in der
Tat dafür, hier vom Pult des Landtags erneut derar-
tige Diskreditierungen gegenüber den Wohlfahrts-
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verbänden und Kirchen hören zu müssen. Ich schä-
me mich dafür vor Kirchen wie Wohlfahrtsverbän-
den, genauso dem Gemeinde- und Städtebund,
auch der Landesärztekammer, die eine ganz wichti-
ge Arbeit in dieser wichtigen Härtefallkommission
leistet, die oftmals die letzte Hoffnung für Betroffene
darstellt. Ich bin schon einigermaßen verwundert,
dass es völlig widerspruchslos möglich ist, hier am
Pult gegen sämtliche Regularien zu verstoßen, die
für bestimmte Kommissionen gelten. Ich habe es
vorhin gesagt: Die Verordnung über die Härtefall-
kommission verpflichtet ganz klar zur Verschwie-
genheit in personenbezogenen Angelegenheiten,
die Geschäftsordnung ebenfalls. Es geht hier mit-
nichten darum, irgendein undemokratisches Verfah-
ren anzuwenden, sondern mir geht es um den
Schutz der Rechte der Betroffenen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, der von der AfD ganz
klar missachtet und mit Füßen getreten wird.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jede und jeder kann sich selbst ein Bild davon ma-
chen, was die AfD hier gerade vorgeführt hat. Nicht
einmal kranke Kinder – und Frau Herold hat es hier
noch einmal wiederholt – sind ihr dafür zu schade.
Da wird lächerlich gemacht, dass ein Familienvater
auch nur für 200 Euro arbeitet, weil es ihm offen-
kundig wichtig ist, etwas für das Gemeinwohl zu
tun. Das verstehen Sie von der AfD alles nicht!

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es ist im Übrigen auch völlig unerheblich, woher die
Menschen kommen, wenn sie Verfolgung erfahren
haben. Das Recht auf Asyl ist ein individuelles
Grundrecht und die Härtefallkommission ist ein
Gremium, was Betroffene selbstverständlich in ei-
nem Rechtsstaat in Anspruch nehmen können. Und
das ist gut so. Alles andere spricht mehr oder weni-
ger für oder gegen Sie selbst, so wie Sie hier agiert
haben. Aber ich verwahre mich gegen die Diskredi-
tierung der Kirchen, der Caritas, der Diakonie, der
Wohlfahrtsverbände und ich sage es auch noch
einmal, Herr Heym: Wenn man schenkelklopfend
Beifall spendet, muss man sich nicht wundern, dass
man in Mithaftung für bestimmte Positionen genom-
men wird. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Wer hat
denn schenkelklopfend Beifall bekundet?)

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Das ist ja ei-
ne Drohung!)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Echt, das ist
ein Thema, da seid ihr völlig vorbei!)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das Kompliment können
wir zurückgeben!)

Präsident Carius:

Als Nächste hat Abgeordnete Marx für die SPD-
Fraktion das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
man kann offenbar darüber streiten, wie weit die
hier mitgeteilten Einzelfälle individualisierbar oder
auch auf einzelne Personen so weit zurückzuführen
sind, dass dann eine Verletzung des Vertraulich-
keitsgrundsatzes vorliegt. Wenn es im Protokoll
wiederum so stehen bleiben soll, was die Kollegin
Herold so vorgetragen hat, so ist es in der Tat dann
auch ein Lehrbeispiel dafür. Die Kollegin Rothe-
Beinlich hat eben zu Recht darauf hingewiesen,
welche Verachtung Sie eigentlich den Menschen
entgegenbringen, die hier in großer Not Hilfe und
Zuflucht suchen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Es handelt sich um eine Härtefallkommission und
Sie stellen sich hier tatsächlich hin und sagen, da
dürfen keine Mitglieder rein, die keine Härte aufwei-
sen. Das ist Ihre Argumentation. Eine Härtefallkom-
mission ist dazu da, das individuelle Grundrecht –
es ist ein individuelles Grundrecht, das lässt sich
nicht darauf reduzieren zu sagen, ein berechtigter
Asylantrag kann nur aus dem Land X oder aus dem
Land Y heraus gestellt werden. Es ist ein individuel-
les Menschenrecht, eine Einzelfallprüfung in jedem
einzelnen Fall. Deswegen gibt es auch die Härte-
fallkommission und das Recht über die dort Berech-
tigten zur Vorlage geltend zu machen, dass ein
ganz individuelles Schicksal ein Härtefall ist. Ich
kann auch nur noch mal an die Kollegin Rothe-
Beinlich anknüpfen. Wenn Sie hier Kinder aufzäh-
len und sagen, die sind schwerstkrank und es ist
nicht zu erwarten, dass die jemals arbeiten können:
Ist es möglicherweise gerade ein Indiz dafür, dass
dieses Kind besonders schutzwürdig ist?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In Ihren Augen ist es ein Indiz dafür, dass das hier
eine Einwanderung in ein Sozialsystem ist, was wir
uns nicht leisten können sollen. Dem stellen wir uns
hier massiv entgegen und ich bin entsetzt über die-
se Menschenverachtung, wie gesagt, die hier aus
Ihren Worten spricht. Da passt es dann nur folge-
richtig dazu, dass die Kirchen von Ihnen hier mit
verhaftet werden und in einen quasi ungesetzlichen
Geruch kommen, dass sie eben Gesetz und Recht
nicht richtig anwenden. Das könnten nur Abgeord-
nete, die sich dann vor ihrem Volk auch zu rechtfer-
tigen hätten. Diese Denke, will ich jetzt mal sagen,
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ist wirklich entsetzlich. Sie alle hier oben haben es
auch auf den Zuschauerbänken gehört, wir sind ein
reiches Land, auch in Thüringen, und wir können es
uns leisten, mithilfe von den Leuten, die von Härte
eine Ahnung haben, und gerade auch unter Beteili-
gung unserer christlichen Kirchen hier in Thüringen,
individuell zu entscheiden, ob es Härtefälle gibt, de-
nen wir es gönnen, trotz formalrechtlichen Nichtvor-
liegens von Asylgründen hier bei uns bleiben zu
dürfen. Daran halten wir fest, an der Sach- und
Fachkunde und an der Menschlichkeit, an der
menschlichen Qualität, die hier die Vertreterinnen
und Vertreter von Kirchen und anderen Sozialver-
bänden einbringen können. Deswegen lehnen wir
Ihren Gesetzentwurf natürlich auch heute ab.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Doch, Herr Abgeordneter Möller für die AfD-
Fraktion.

Abgeordneter Möller, AfD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen
nichts verheimlichen, Sie schon, Frau Kollegin Ro-
the-Beinlich.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich will bestimmt nichts
verheimlichen!)

Das haben Sie hier wieder einmal schön gezeigt.
Sie ignorieren die verfassungsgemäßen Rechte ei-
nes Abgeordneten. Sie wollen sie nach Möglichkeit,
wenn sie denn wahrgenommen werden, aus dem
Protokoll streichen, weil es Ihnen unglaublich wich-
tig ist, dass niemand in der Öffentlichkeit erfährt,
wie diese Härtefallkommission arbeitet,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Haben Sie schon mal was
von Regeln gehört?)

mit welchen Ergebnissen aus dieser Härtefallkom-
mission rausgegangen wird und welche Folgen es
für die Gesellschaft hat.

(Beifall AfD)

Frau Kollegin Rothe-Beinlich und auch Frau Kolle-
gin Marx, es hat überhaupt nichts damit zu tun, ir-
gendwelche Menschen lächerlich zu machen, wenn
man auf Menschen hinweist, die hier kein Aufent-
haltsrecht haben, was endgültig, teilweise schon
zweimal festgestellt worden ist, und auf Leute, die
vom Sozialstaat hoch abhängig sind und aus Län-
dern kommen, in denen keine Verfolgung stattfin-
det. In Serbien findet keine Verfolgung statt, in Al-
banien genauso wenig und im Kosovo genauso we-
nig.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Und dennoch gilt § 23 a!)

Natürlich gibt es da Kriminalität, die gibt es aber
auch hier in Thüringen, die finden Sie auch in Ber-
lin.

(Beifall AfD)

Das ist doch kein Grund, jemandem ein Aufent-
haltsrecht zu gewähren. Wollen Sie der ganzen
Welt ein Aufenthaltsrecht gewähren?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das sind Einzelfälle!)

Wissen Sie, was in Nigeria los ist? Da sind 170 Mil-
lionen Menschen und die werden teilweise bedroht
durch eine islamische Sekte wie die Boko Haram,
die da durch die Dörfer zieht, die anzündet, die die
Leute umbringt. Wollen Sie 170 Millionen Nigeria-
nern aus humanitären Gründen hier ein Aufent-
haltsrecht gewährleisten?

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Die
halten wir auch aus.)

Wissen Sie, was Sie da mit unserem Sozialstaat
machen? Dieser Sozialstaat geht genau deswegen
vor die Hunde. Und Frau Marx, das sage ich Ihnen
– ich weiß, ich habe eigentlich jede Menge Grund,
demütig zu sein, was die Wahlumfragen angeht –,
aber eines sage ich Ihnen: Wenn Sie mal wissen
möchten, warum Sie bei 10 Prozent sind, dann liegt
das daran, dass die SPD einfach nicht verstanden
hat, dass sie dafür da ist, den Sozialstaat für die ei-
genen Wähler und für die eigenen Leute zu organi-
sieren und nicht das Geld für die ganze Welt auszu-
geben – genau das tun Sie, auch mit Hilfe der Här-
tefallkommission.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Marx, bitte.

Abgeordnete Marx, SPD:

Also, Herr Möller, ich habe ja nicht die Illusion, dass
Sie mich verstehen werden, aber um es noch ein-
mal deutlich zu machen: Sie kapieren hier nicht
oder Sie versuchen hier öffentlich irgendwie Sand
in die Augen zu streuen, was eine Härtefallkommis-
sion ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Natürlich haben wir kein Einfallstor für 170 Millionen
Menschen, die irgendwo in Not und Elend leben,
wenn hier in einer Härtefallkommission, die im Übri-
gen den Leuten kein Bleiberecht verschafft, son-
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dern eine Empfehlung ausspricht, lediglich eine
Empfehlung ausspricht,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Was heißt:
Empfehlung ausspricht? Der wird hundert-
prozentig gefolgt!)

hier aus menschlichen, aus humanitären Gründen
Leuten ein Hier-Bleiben zu gestatten. Weshalb
dann hier die Welt daran zugrunde geht oder das
auf Kosten anderer Armer gehen soll, das ist ein-
fach nur abwegig, Sie versuchen eine Sozialneid-
Debatte daran hochzuziehen und uns ein völki-
sches Verständnis von Humanität aufzudrücken.
Da kann man wirklich nur entsetzt sein. Das kann
man nur ablehnen, übrigens aus christlicher Über-
zeugung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Nun sehe ich keine weiteren Wortmeldungen, so-
dass wir zur Abstimmung kommen. Abgestimmt
wird direkt über den Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD in der Drucksache 6/3911 in zweiter Beratung.
Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion. Ge-
genstimmen? Aus den Koalitionsfraktionen. Enthal-
tungen? Aus der CDU-Fraktion. Damit ist der Ge-
setzentwurf mit Mehrheit abgelehnt.

Ich schließe dieses Tagesordnungspunkt und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 6

Viertes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Kommunalwahl-
gesetzes (Gesetz zur Anhe-
bung der Altersgrenzen für
hauptamtliche Bürgermeister
und Landräte)
Gesetzentwurf der Fraktion der
CDU
- Drucksache 6/4066 -
ERSTE BERATUNG

Ich frage, ob die Fraktion das Wort zur Begründung
wünscht. Das ist nicht der Fall, sodass ich die Bera-
tung eröffne. Als Erster hat Abgeordneter Kuschel
das Wort, den ich jetzt nicht sehe. Dann hat Frau
Abgeordnete Marx für die SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
ich will es eigentlich ganz kurz machen. Die CDU
möchte gern, dass die möglichen Altersgrenzen für
die Ausübung eines kommunalen Wahlamts nach
oben angehoben werden, das heißt auf 67 Jahre
für hauptamtliche Bürgermeister und Landräte. Man
kann über das Für und Wider nachdenken und des-

wegen verdient es dieser Gesetzentwurf auf jeden
Fall, in dem zuständigen Fachausschuss

(Beifall CDU)

einer näheren Betrachtung unterzogen zu werden.
Deswegen kann ich Ihnen hier ankündigen, dass
die Koalitionsfraktionen einer Überweisung an den
zuständigen Fachausschuss zustimmen werden
und dann können wir uns das mal in Ruhe an-
schauen. Da gibt es, wie gesagt, viele Argumente.
Wir haben eine Gesellschaft, die zunehmend älter
wird und damit werden auch Ältere fitter. Wir zählen
uns alle hier hoffentlich auch selber dazu. Deswe-
gen ist die Frage: Wann muss oder soll ein Mensch
in Rente? Auf der anderen Seite haben wir in der
Politik auch immer mal ein Bedürfnis nach Erneue-
rungen und Verjüngung, damit wir hier nicht alle in
Betriebsblindheit uralt werden. Das alles können
wir, denke ich, dann in Ruhe und mit Gelassenheit
im zuständigen Ausschuss abwägen und deswegen
unterstütze auch ich namens meiner Fraktion die
Überweisung an den Innen- und Kommunalaus-
schuss. In den Justizausschuss muss es dann wohl
auch noch, weil es eine Initiative aus dem Parla-
ment ist.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Marx. Als Nächster hat Abgeord-
neter Adams für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr verehrte Damen und Herren, werte Kollegen,
liebe Gäste hier im Thüringer Landtag, Herr Präsi-
dent, die CDU beantragt mit ihrer Gesetzesände-
rung – ich will das kurz vorstellen, weil Sie das ja
nicht eingebracht haben und auch nicht dazu ge-
sprochen haben –, dass zum Zeitpunkt der Wahl
das bestehende Alter, jetzt im Augenblick 65, ange-
hoben wird auf 67. Das heißt, wer zu einer Wahl
antreten möchte, darf nicht älter als 67 Jahre sein.
Wird man dann für eine sechsjährige Amtszeit ge-
wählt, muss man sich klar sein, dass man 73 Jahre
alt sein kann, um so ein Amt zu …

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: Na und!)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Warten Sie doch erst mal ab,
was er sagt!)

Was ist Ihr Problem? Sie könnten das doch einbrin-
gen! Ich mache jetzt Ihren Job hier, weil Sie das
nicht eingebracht haben, und erläutere, worum es
geht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: Altersdis-
kriminierung!)

Präsident Carius:

Liebe Kollegen, es werden hier keine Zwiegesprä-
che geführt, sondern der Abgeordnete Adams redet
für seine Fraktion. Herr Adams hat das Wort, bitte
schön.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank. Die CDU-Fraktion hat dabei offen-
sichtlich ein besonderes Bild von meiner Meinung
und verkennt das, was Kollegin Marx ja schon auch
abgestimmt in der Koalition gesagt hat, dass wir da-
rüber gern diskutieren wollen, denn dieser Schritt,
das Alter anzuheben, ist eine wirksame Regelung,
Altersdiskriminierung entgegenzuwirken. Wenn
man das in die Debatte einbringt – und ich stelle
mal den Gesetzentwurf in diesen Kontext, dass
man das in die Debatte einbringt –, muss man sich
natürlich auch zum früheren Wählen positionieren.
Wir kämpfen dafür, wir werben bei Ihnen dafür,
dass wir auch bei der Landtagswahl jungen Men-
schen ab 16 die Chance geben, mitbestimmen zu
können,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

weil sie am längsten von den Entscheidungen be-
troffen sein werden. Insofern gibt es der Kollegin
Marx nichts hinzuzufügen. Wir empfehlen die Über-
weisung an die beiden zuständigen Ausschüsse –
das sind der Justizausschuss, weil es ein Parla-
mentsgesetz ist, und der Innenausschuss, weil er
für das Wahlrecht zuständig ist. Dort werden wir an-
hören und ordentlich diskutieren, worum es da ge-
hen kann und wie wir hier eine Lösung finden kön-
nen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke. Als Nächster hat Abgeordneter Henke für
die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Werte Abgeordnete,
werte Gäste, wir haben hier einen ganz langjähri-
gen Bürgermeister in unserer Runde, Wolfgang
Fiedler, der mittlerweile das Goldene Ehrenkreuz
für seine Bürgermeistertätigkeit verdient hätte.

(Beifall AfD)

(Heiterkeit CDU)

Aber wie das eben so ist: In einer immer älter wer-
denden Gesellschaft wird die Arbeitszeit oftmals
ohne Rücksicht auf Verluste verlängert. Rente mit
67 gilt für alle Normalsterblichen, für Arbeiter, An-
gestellte, Handwerker, alle, die nach 1947 geboren
wurden. Jetzt könnte man sich natürlich fragen,
warum das nicht auch für hauptamtlich tätige Bür-
germeister und Landräte gelten soll – da bin ich bei
allen anderen, das muss man natürlich im Aus-
schuss mal besprechen, wie man da vorgehen soll.
Aber ich bin auch beim Herrn Adams, dass man
durchaus auch jüngeren Menschen die Chance ge-
ben sollte, dort nachzurücken. Wir haben natürlich
auch Strukturen in Thüringen – 25 Jahre als Bür-
germeister im Amt hat natürlich eine gewisse Dich-
te gebracht in seiner Gemeinde –, wo man natürlich
keine Einflussmöglichkeiten mehr hat. Und das
müsste man vielleicht in diesem Ausschuss auch
mal aufbrechen und darüber nachdenken, wie man
diese Strukturen verbessern kann.

Was also spräche gegen eine Anhebung der Alters-
grenze für hauptamtliche Bürgermeister und Land-
räte? Auch hierfür ließen sich mehrere gute Argu-
mente finden. Zunächst einmal wird eine Lösung
suggeriert, die nichts an grundsätzlichen Proble-
men ändert. Anstatt die Altersgrenze immer weiter
anzuheben, wäre es doch angeraten – wie ich
schon angesprochen habe – junges qualifiziertes
Personal anzuwerben. Die Parteien selbst sollten
sich um die Rekrutierung von jungen Fachkräften
bemühen. Diese Aufgabe kann und sollte Ihnen der
Gesetzgeber nicht abnehmen. Wer zu lange bleibt,
der knüpft Seilschaften – ja, das habe ich kurz an-
gesprochen.

Wir setzen uns dafür ein, für die Bundeskanzler
zwei Legislaturperioden einzuführen. Da sollte man
vielleicht auch mal überlegen, das amerikanische
Modell anzudenken. Auf kommunaler Ebene wäre
es überlegenswert, die Amtszeit der hauptamtlichen
Bürgermeister und Landräte auch auf zwei Peri-
oden zu beschränken. Den Vorschlag sollte man
vielleicht mal mit in den Raum nehmen. Das wären
auch immer noch zwölf Jahre, die dann ein Bürger-
meister im Amt wäre. Wir sind dafür, das im Innen-
ausschuss zu besprechen. Hier denke ich, ist viel
Nachholbedarf, um unsere Gesellschaft besser auf-
zustellen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Es hat nun Abgeordneter Kuschel für die Fraktion
Die Linke das Wort.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, das Thema, mit dem wir uns heute be-
schäftigen, war schon Gegenstand der Debatten,

7430 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 88. Sitzung - 22.06.2017

(Abg. Adams)



als das Pensionsalter der Beamten von 65 auf 67
angehoben wurde. Damals gab es schon hier im
Haus eine Debatte, warum das nur für die Lauf-
bahn, also für die sogenannten Berufsbeamten,
gelten sollte und nicht für die kommunalen Wahlbe-
amten. Die Frage wurde damals nicht beantwortet.
Die CDU als stärkste Regierungsfraktion hat da-
mals das Pensionsalter der Berufsbeamten oder
Laufbahnbeamten angehoben und – entgegen un-
serer Anregung – das der kommunalen Wahlbeam-
ten nicht. Weshalb, konnte damals nicht begründet
werden. Jetzt unternimmt die CDU hier einen An-
lauf, diese offensichtliche Diskrepanz zu beheben.
Es ist gut so, dass die CDU hier jetzt dazu eine De-
batte führt. Allerdings auch das für die Öffentlich-
keit: Im Unterschied muss zu den Berufsbeamten
angemerkt werden, dass Berufsbeamte zwingend
mit 67 Jahren in die Pension versetzt werden kön-
nen – es gibt ein paar Ausnahmen: bei Richtern
oder Amtsärzten oder dergleichen wäre es mög-
lich –, während wir hier möglicherweise eine Option
schaffen, dass ein hauptamtlicher kommunaler
Wahlbeamter unmittelbar vor Vollendung seines
67. Lebensjahrs gewählt wird und dann sechs Jah-
re im Amt verbleiben kann. Also ist er dann 73,
wenn er ausscheidet. Jetzt müssen Sie sich überle-
gen: Der hauptamtliche kommunale Wahlbeamte ist
nicht nur Bürgermeister, Oberbürgermeister, Land-
rat oder hauptamtlicher Beigeordneter, sondern er
ist auch Behördenleiter. Landräte zum Beispiel
müssen in Thüringen gegenwärtig Behörden leiten
mit mehreren hundert Beschäftigten. Da müssen
wir natürlich gut begründen können, warum wir zu
Recht sagen, ein Beamter hat nach seiner Dienst-
zeit ein Anrecht auf Pension und Ruhephase, näm-
lich ab 67, aber einem kommunalen Wahlbeamten,
der zum Teil neben seinem politischen Amt auch
noch die Behörde leiten muss, muten wir zu, dass
er das gegebenenfalls bis 73 leisten kann. Das
könnte nach außen den Eindruck vermitteln, dass
wir annehmen, Bürgermeister, Oberbürgermeister
und Landrat wäre eine einfache oder leichtere Be-
tätigung als die Tätigkeit eines Laufbahnbeamten.
Dagegen sprechen alle Erfahrungen, allein was Ar-
beitszeiten und dergleichen betrifft. Ich glaube, wir
brauchen uns hier im Raum nicht zu streiten, da wir
alle wissen, was die kommunalen Wahlbeamten zu
leisten haben. Da müssen wir ihnen auch immer
den entsprechenden Respekt zollen. Das müssen
wir im Ausschuss abwägen. In anderen Bundeslän-
dern gibt es die Regelung, dass kommunale Wahl-
beamte mit Erreichen des Pensionsalters aus dem
Amt ausscheiden müssen, gegebenenfalls auch,
wenn die Wahlperiode noch nicht abgelaufen ist.
Auch diesen Aspekt werden wir sicherlich in der
Ausschussberatung zu debattieren haben. Insofern
unterstützt auch unsere Fraktion die Überweisung
an die entsprechenden Ausschüsse und dort wer-
den wir dann die Debatten fortführen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Das Wort hat nun Abgeordneter Fiedler für die
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Besucher auf der Tribü-
ne! Ich begrüße ganz herzlich die Stadtrodaer aus
dem Reha-Zentrum. Herzlich willkommen.

(Beifall im Hause)

Das passt gerade so gut, dass Sie hier oben sind.

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass die
Koalition und alle bisher gesagt haben, dass unser
Antrag, wie es scheint, gar nicht so schlecht ist,
dass es sich lohnt, ihn zu überweisen und dass
man darüber in dem zuständigen Ausschuss redet.
Das ist ja erst mal, denke ich, eine gute Einführung
in die Materie. Bisher, Herr Kollege Kuschel, war
ich immer von der rechten Seite gewohnt, dass die
immer sagen, wir haben das doch alles schon mal
vorgeschlagen und ihr seid dem nicht gefolgt. Jetzt
fängt die linke Seite hier auch noch an – also lang-
sam muss man aufpassen, was da überhaupt noch
wer wann schon mal irgendwann gesagt hat. Fakt
ist eins: Bisher ist nichts passiert. Ob da nun jetzt
die das gesagt haben, lasse ich mal alles dahin-
gestellt. Auch die Bedenken, die jetzt so am
Schluss kamen – also meine Damen und Herren,
die Gesellschaft wird immer älter. Da sind wir uns
doch wohl alle einig. Die Gesellschaft wird durch
das Älterwerden – nicht etwa die älteren Menschen
– weniger leistungsfähig. Die sind wirklich so leis-
tungsfähig, dass man das – den Vorschlag, den wir
hier gemacht haben – mit 67, in Klammern 73,
durchaus durchhalten und durchstehen kann. Also,
das wäre ja ein Armutszeugnis und man könnte fast
wie meine Kollegin sagen – Altersdiskriminierung –
so unter dem Motto, die können das nicht.

Da will ich Ihnen mal ein paar Beispiele nennen,
damit es vielleicht auch jeder kapiert oder zumin-
dest versucht zu verstehen. Wenn ich an Adenauer
denke – das war Kriegsgeneration und gleich da-
nach –, wie alt der war. Der war in den Siebzigern,
als er Bundeskanzler geworden ist, und war lange
dabei. Oder, weil das immer wieder kommt: Ach,
können die das oder können die das nicht? Oder
wenn ich an unseren letzten Bundespräsidenten
Joachim Gauck denke, der war 77 am Ende. Hat er
etwa eine schlechte Arbeit gemacht oder hat er et-
wa sein Amt nicht beherrscht, der in der ganzen
Welt unterwegs ist, mit allem, was dazu gehört? Da
wollen wir vielleicht sagen und denken, ein Bürger-
meister kann das doch nicht. Ich denke, man sollte
wirklich mal auch über solche Dinge ein bisschen
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vertiefend nachdenken. Wir haben das ja nicht aus
Jux und Tollerei auf die Tagesordnung genommen,
sondern weil wir auch ganz klar gesagt haben, die
Welt hat sich verändert. Mittlerweile ist es nun mal
so, den einen gefällt es, den anderen gefällt es
nicht. Man kann sich heftig streiten, dass wir, dass
der Bund die Rente angehoben hat, dass der Nor-
malverbraucher in der Regel bis 67 – und dann
kommen noch Folgedinge – arbeiten muss. Wenn
das so ist, frage ich mich oder fragen wir uns:
Warum soll eigentlich ein kommunaler Wahlbeam-
ter, also ein Bürgermeister, Oberbürgermeister oder
Landrat, nicht auch länger arbeiten dürfen, dass er
seine Erfahrung mit einbringen und seine Dinge
dort weiterführen kann? Den Kollegen Henke –
Mensch, ich bin ja richtig peinlich, ich muss fast un-
ter das Pult gehen. Aber ich bin nun mal 27 Jahre
Bürgermeister. Im Moment haben sie mich immer
wiedergewählt. Du musst dich ja zu jeder Wahl stel-
len und dann müssen die Leute dich wählen. Es ist
ja kein Amt, was dir von irgendjemandem verliehen
wird. Wir sind ja nicht in der Monarchie,

(Beifall CDU)

sondern die Leute wählen dich. Wenn du keine gu-
te Arbeit machst – egal ob du rot, schwarz, blau
bist –, dann wirst du abgewählt. Das ist nun mal so.

(Beifall CDU)

Das ist Fakt und das muss man einfach zur Kennt-
nis nehmen. Deswegen denke ich mal – mittlerwei-
le liegt in Thüringen das Durchschnittsalter der Bür-
germeister laut Statistik bei 56 Jahren. Ich kann nur
sagen, gerade die Hauptamtlichen, aber auch die
Ehrenamtlichen, machen aus meiner Sicht in der
Regel eine hervorragende Arbeit für ihre Gemein-
den und für uns alle.

(Beifall CDU)

Das sollten wir auch mal zur Kenntnis nehmen und
Danke sagen, dass sich da immer wieder Leute
stellen und finden. Es geht gar nicht darum, Seil-
schaften zu verhindern – ich glaube, Kollege Henke
hatte das mit den Seilschaften gebracht. Natürlich,
Seilschaften gibt es überall. Aber gerade in der
Kommunalpolitik schauen die Leute genau hin. Da
sind sie ganz schnell dabei – ich will jetzt nicht ge-
genkontern, das mache ich nicht –, ob berechtigt
oder unberechtigt werden dann auch Leute mal ab-
gewählt. Ich sage bewusst: ob berechtigt oder un-
berechtigt. Deswegen, denke ich, ist es durchaus
diskussionswert.

Mir hat vorhin jemand gesagt, ach mach doch lang-
sam, mach doch nicht so viel, erzähl nicht so viel.
Kollege Adams hat sich beklagt, warum wir das
nicht eingebracht haben. Also, mein Gott, man
kann auch noch 2 Minuten was einbringen und
dann reden wir noch mal drüber und dann haben
wir uns dreimal gedreht. Wer lesen kann, konnte le-
sen, was in unserem Antrag steht. Man muss ihn

natürlich vorher lesen, damit man auch weiß, was
drin steht. Wir haben uns ganz klar dazu bekannt,
dass wir die Bürgermeister, die hauptamtlichen,
entsprechend anheben möchten. Ich bin auch
dankbar, dass wir das im Innenausschuss, der fe-
derführend sein sollte, und der Justizausschuss soll
begleitend sein, ernsthaft diskutieren und hier wirk-
lich mal abwägen, was dort passiert. Ich kann nur
sagen, in Hessen haben sie das schon auf 67 Jah-
re angehoben. Da kann man fragen: Sind die Hes-
sen schlechter oder besser oder wie auch immer?
Die haben es schon. In Bayern ist es ab 2020 so
und in Baden-Württemberg – da regieren sogar die
Grünen mit; ich weiß gar nicht, ob sie 2015 schon
dabei waren; ich glaube, ja. Waren sie schon dabei
in Baden-Württemberg?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja, natürlich!)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Da hatten wir sogar den Mi-
nisterpräsidenten schon!)

Das ist ja schön. Da sollten Sie sich mal ein Bei-
spiel an dem Ministerpräsidenten nehmen, denn die
haben in Baden-Württemberg die Altersgrenze im
Jahre 2015 sogar auf 68 Jahre angehoben. Viel-
leicht sollten Sie da mal hingucken, ist ja ein Prag-
matiker, der Ministerpräsident. Bei dem glaubt man
ja nicht, dass er bei den Grünen ist.

(Beifall CDU)

Es ist eben ein guter Pragmatiker. Aber es gibt ja
auch bei den Grünen gute Leute. Das soll man ja
nicht unter den Tisch kehren. Es sind nicht so viele,
aber es gibt welche. Das muss man ja auch mal
festhalten.

(Beifall CDU)

(Heiterkeit im Hause)

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Nur ver-
einzelt und zufällig!)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das Kompliment dürfen wir
gern zurückgeben!)

Ja, ich freue mich immer, wenn unsere Kampf… –
den Rest darf ich nicht sagen – wieder mal hier zu
Worte kommen. Das war irgendwas mit „Hühnern“
oder so. Ich weiß gar nicht mehr. Also es ist eine
Weile her.

Präsident Carius:

Herr Fiedler!

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ich habe nichts gesagt!
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Präsident Carius:

Ich wollte Sie nur noch mal darum bitten, dass es
auch so bleibt.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Präsident, ich danke für die Fürsorge, die mir
vom Pult oben zuteil wird. Das ist dankenswert.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Sie dürfen
nicht kommentieren, Herr Fiedler, das gibt
sonst einen Ordnungsruf!)

(Heiterkeit AfD)

Na ja, mein Gott, mal ein, zwei Ordnungsrufe ist
doch auch nicht so ganz schlecht, damit die Leute
auch noch merken, dass das Parlament lebt.

Meine Damen und Herren, ich will also nicht noch
lange drum herumreden. Wir sind dafür, dass die
Altersgrenze angehoben wird – einmal Erfahrung.
Und wenn ich so höre, wenn die Grünen schon wie-
der anfangen, dass die am liebsten wieder wollen,
dass die 16 Jahre kommen, und man will das schon
wieder verknüpfen – also man sollte bei der Materie
bleiben. Das eine ist das und es fragt auch nie-
mand in dem Lande, was die ehrenamtlichen Bür-
germeister machen, kein Mensch – hier nicht und
auch nicht woanders. Die Altersgrenze ist offen. Da
fragt keiner, ob ein Ehrenamtlicher mit 80 Jahren
das macht; ich habe bei mir Kollegen gehabt, die
waren über 80, weit über 80, und haben ihr Amt
ausgefüllt und haben es gut ausgefüllt. Da fragt gar
keiner. Und der Hauptamtliche, der einen Riesen-
apparat in der Regel hat – in der Regel; es gibt
auch kleine, die haben wenig –, aber wenn ich an
Landräte denke und Ähnliche, meine Damen und
Herren, das ist doch durchaus notwendig und nach-
vollziehbar. Deswegen, um nicht noch lange drum
herumzureden, uns ist das wichtig. Ich danke dafür,
dass es an die zwei Ausschüsse überwiesen wer-
den soll. Ich hoffe, dass es nicht nur ein Alibi ist,
sondern dass wir am Ende auch rauskommen und
sagen, dass wir uns hier Baden-Württemberg, Bay-
ern und Hessen anschließen, damit wir hier weiter
vorankommen. Ich freue mich jetzt schon auf die
Beratungen. Danke schön.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Ich habe noch eine weitere Wortmel-
dung. Herr Abgeordneter Gentele.

Abgeordneter Gentele, fraktionslos:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete und Besucher auf der Tri-
büne, wir beraten einen Gesetzentwurf in der
Drucksache 6/4066 der CDU-Fraktion. Meines Er-
achtens ist er nicht nötig. Ich erkläre, warum. Wenn

wir – wie Sie fordern – die Altersgrenze von 65 auf
67 Jahre anheben, werden wir so keine Nach-
wuchspolitiker im kommunalen Bereich aktivieren
können. Stellen Sie sich mal vor, wenn ein Landrat
mit 66 noch mal zur Wahl gestellt und gewählt wird,
ist er ganze sechs Jahre im Amt, also bis er 72 Jah-
re alt ist, unter Umständen sogar bis 73. Dann soll
er noch eine Kreisverwaltung leiten und ein Bürger-
meister eine Stadtverwaltung.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Der Bun-
despräsident kann das!)

Sollte nicht lieber das Ziel sein, junge Leute für die
Politik zu begeistern?

(Unruhe CDU)

Sollte man sich nicht Gedanken machen, wie man
junge Menschen anspricht?

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das machen
wir doch auch!)

Junge Menschen haben junge Ideen.

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Perspekti-
ven bieten wir!)

Ich frage speziell die CDU-Fraktion: Was haben Sie
in den letzten 24 Jahren getan, um junge Men-
schen aktiv für die Kommunalpolitik zu begeistern?

(Unruhe CDU)

Sie können gern dazwischenreden, Sie können ja
nachher eine Gegenrede halten.

Auch wenn es gegen die parlamentarische Demo-
kratie ist, spreche ich mich für eine Altersbegren-
zung auch für Abgeordnete ab einem bestimmten
Alter aus,

(Unruhe CDU)

und das auf Landes-, Bundes- und Europaebene.

(Zwischenruf Abg. Schulze, CDU: Sie steigen
wohl bald aus?)

Alle ehrenamtlichen Ämter können von dieser Re-
gelung unberührt bleiben. Ein älterer Mensch – und
dazu zähle ich mich langsam auch – kann die Leis-
tungsfähigkeit in einem solchen Amt nicht mehr voll
ausführen,

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das merkt
man, Siggi!)

deswegen eine Altersgrenze. An der bisherigen Re-
gelung von 65 Jahren sollte nichts geändert wer-
den.

(Unruhe CDU)

Präsident Carius:

Liebe Kollegen, ich bitte jetzt wirklich um etwas
mehr Ruhe für den Abgeordneten Gentele. Herr
Gentele.
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Abgeordneter Gentele, fraktionslos:

Tun Sie lieber etwas dafür, dass genügend Nach-
wuchs dafür bereitsteht, statt ständig irgendwelche
Altersgrenzen anzuheben. Dass mehr als 150 der
gegenwärtig 800 Bürgermeister über 65 Jahre sind,
ist doch ein Zeichen dafür, dass dringend etwas ge-
tan werden muss, damit junge Leute, die zum Bei-
spiel da oben sitzen, an die Reihe kommen.

(Unruhe CDU)

Geben wir jüngeren Menschen einfach eine Chan-
ce! Sie schreiben zwar, dass das normale Pensi-
onsalter eines Beamten angehoben wurde, das ist
auch richtig, aber – wie vorhin auch schon gesagt –
er kann dann mit 67 Jahren in Pension gehen und
sitzt vermutlich nicht mit bis zu 72/73 Jahren auf ei-
nem hauptamtlichen Bürgermeister- oder Landrats-
posten. Junge Menschen haben junge Ideen, da-
rum werbe ich dafür, dieses Gesetz abzulehnen.
Danke schön.

Präsident Carius:

Herr Innenminister, ich gehe davon aus, dass der
Abgeordnete Fiedler noch vor Ihnen drankommen
kann. Dann würde ich Herrn Fiedler das Wort ertei-
len.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Entschuldigung, Herr Innenminister, wenn ich noch
mal vorkomme. Erstens wollen wir weder Junge ge-
gen Alte ausspielen oder umgedreht, denn die müs-
sen sich alle einer Wahl stellen und dort werden sie
gewählt.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Gentele, ich kenne jetzt nicht genau
das Alter, man kann das Alter von Abgeordneten
begrenzen, man kann das Alter von Ministern be-
grenzen – ich habe Ihnen vorhin ein paar Beispiele
genannt –, man kann alles begrenzen. Man kann
auch sagen, nur zwei oder drei Legislaturen oder
was weiß ich was, aber das muss auch von der Ge-
sellschaft angenommen werden. Aber solchen –
nein, das Wort will ich nicht sagen, es sind zu viele
junge Menschen da –, so viel Unqualifiziertes, was
Sie hier beigebracht haben, muss ich sagen, das ist
wirklich ein Witz.

(Beifall CDU)

Eigentlich müsste man das sofort an den Gleich-
stellungsausschuss überweisen und müsste sagen,
was Sie hier loslassen, ist Altersdiskriminierung
pur.

(Beifall CDU, AfD)

Das sollten Sie sich mal ein bisschen überlegen,
auch wenn Sie jetzt auf einem einzelnen Stuhl sit-

zen, das ist doch nun wirklich keine Art und Weise.
Wollen Sie den Leuten absprechen – wir haben
ganz junge Landräte. Vor Kurzem waren wir in Hes-
sen, ein ehemaliger Fraktionsmitarbeiter ist mit et-
was über 30 Jahren dort Landrat. Das gibt eine Mi-
schung. Die Leute müssen gut sein, sie müssen
sich bei den Bürgern vorstellen. Dann können sie
ihr Zeug machen. Es gibt immer noch die Möglich-
keit – auch bei kommunalen Wahlbeamten sollte es
aus Altersgründen oder ähnlichen Problemen, die
es natürlich immer geben kann –, dass man darauf
reagiert. Es ist doch nicht so, dass die nun alle bis
zum Schluss hier machen sollen. Aber wir sollten
einfach mal den Fakt nicht vergessen und von vorn-
herein sagen, das ist alles Mist hier, dass wir in der
Kommunalpolitik wirklich Leute brauchen und dass
wir auf die Erfahrung nicht verzichten sollten, noch
dazu, wo die Gesellschaft immer älter wird. Also
das war kein Beitrag.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Fiedler. Nun hat für die Landes-
regierung der Innenminister das Wort, Herr
Dr. Poppenhäger.

Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten, liebe Zuschauerinnen und
Zuschauer, es hat sich schon gezeigt, wie gut es
ist, dass die Debatte im Innenausschuss fortgesetzt
wird, denn es gibt tatsächlich einiges zu diskutie-
ren. Ich will gleich ankündigen, dass die Landesre-
gierung der Diskussion aufgeschlossen gegen-
übersteht. Ich will aber auch noch mal, weil viele
junge Leute hier sind, daran erinnern, dass die Lan-
desregierung dafür gesorgt hat, dass das Kommu-
nalwahlrecht für junge Leute auf 16 Jahre herabge-
setzt worden ist, dass wir auch wollen, dass das
Landtagswahlrecht herabgesetzt wird

(Beifall DIE LINKE)

und dass Sie von der CDU immer dagegen sind.
Vielleicht gibt es da auch einen Lerneffekt. Ich freue
mich sehr, auch über diesen Lerneffekt hier, denn –
ich mache das ungern, Herr Abgeordneter Fiedler –
die FDP hatte tatsächlich 2015 schon mal Ihren An-
trag eingereicht. Damals haben Sie noch dagegen-
gestimmt. Insofern zeigt sich, wie schnell ...

(Heiterkeit DIE LINKE)

Die FDP gab es damals noch im Landtag, die hatte
das Gesetz über die Höhersetzung der Altersgren-
zen schon mal eingereicht

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: 2015 doch
nicht – da waren die weit weg!)
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– ja, hatte den Entwurf eingereicht in der letzten Le-
gislatur – und deswegen sage ich noch einmal: Es
ist in Ordnung, es ist gut, dass wir jetzt darüber re-
den. Ich finde es auch richtig, dass wir das tun und
will noch einmal darauf hinweisen, dass die Be-
gründung in Ihrem Antrag insofern nicht zutreffend
ist, weil die Verknüpfung mit dem allgemeinen Ren-
tenalter – das ist auch von mehreren Vorrednern
schon gesagt worden – so nicht zutrifft. Dennoch
finde ich, dass wir darüber reden sollen. Ich will
auch sagen, dass wir auch darüber reden wollen,
dass wir die kommunalrechtlichen Voraussetzun-
gen für junge Leute natürlich verbessern wollen.
Das gehört einfach als Paket zusammen und des-
halb will ich gern ankündigen, dass wir uns an die-
ser Diskussion aktiv beteiligen und ich persönlich
bin auch aufgeschlossen. Danke.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Es gibt keine weiteren Wortmeldun-
gen, sodass wir jetzt die Beratung schließen. Ich
komme damit zur beantragten Ausschussüberwei-
sung, den Antrag auf Ausschussüberweisung an
den Innen- und Kommunalausschuss, an den Aus-
schuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz
– und wegen der Altersdiskriminierung, diesen An-
trag stellen wir aber jetzt nicht?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Darüber
können wir noch nachdenken!)

Deswegen frage ich ja, irgendwann müssen wir es
auch entscheiden. Ich habe jetzt zunächst einmal
nur diese beiden Anträge – Federführung soll dann
beim Innen- und Kommunalausschuss liegen, so-
dass ich jetzt zur Abstimmung stelle: Wer für die
Überweisung des Gesetzes an den Ausschuss für
Migration, Justiz und Verbraucherschutz ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen aus allen Fraktionen. Danke schön. Ge-
genstimmen? Enthaltungen? Bei 1 Enthaltung des
Abgeordneten Gentele mit Mehrheit so überwiesen.

Wir kommen zur Überweisung an den Innen- und
Kommunalausschuss. Wer dafür ist, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Das sind alle Stimmen
des Hauses. Gegenstimmen? Enthaltungen? Bei
1 Enthaltung alle Stimmen des Hauses – damit mit
Mehrheit überwiesen.

Wir kommen zur Frage der Federführung, die durch
den Innen- und Kommunalausschuss durchgeführt
werden soll. Wer das so möchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
Koalitionsfraktionen, der CDU-Fraktion und der
AfD-Fraktion. Gegenstimmen? 1 Enthaltung. Damit
mit großer Mehrheit so beschlossen. Vielen Dank.

Dann schließe ich diesen Tagesordnungspunkt und
rufe auf den Tagesordnungspunkt 7

Fünftes Gesetz zur Änderung
der Verfassung des Freistaats
Thüringen – Konkretisierung
des verfassungsrechtlichen
Zensurverbots zum Schutz der
Medien- und Meinungsfreiheit
(Medien- und Meinungsfrei-
heitssicherungsgesetz)
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/4063 -
ERSTE BERATUNG

Ich frage, ob die Fraktion das Wort zur Begründung
wünscht. Das ist nicht der Fall, sodass ich die Bera-
tung eröffne. Als Erste hat Abgeordnete König-
Preuss für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen bis zur CDU, liebe Zuhörer und Zuhörerin-
nen auf der Tribüne und möglicherweise auch die-
jenigen am Livestream. Uns liegt ein Gesetzentwurf
der AfD-Fraktion vor. Ich zitiere jetzt mal kurz aus
dem Titel: „[...] zur Änderung der Verfassung des
Freistaats Thüringen – Konkretisierung des verfas-
sungsrechtlichen Zensurverbots zum Schutz der
Medien- und Meinungsfreiheit (Medien- und Mei-
nungsfreiheitssicherungsgesetz)“ – alternativ könn-
te man auch sagen, dieser Gesetzentwurf ist ein
Beispiel für die nicht vorhandene Selbstreflexion
und wahrscheinlich auch

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

nicht funktionierende Selbstwahrnehmung der AfD
– alternativ, um im Sinne der Alternative für
Deutschland zu bleiben, eine besondere Form des
braunen Humors. Denn die allseits bekannten Ver-
fechter der Meinungsfreiheit rechts außen hier von
uns legen einen Gesetzentwurf vor, mit dem sie
sich als vermeintliche Vorreiter und Frontkämpfer
gegen die angebliche Zensur im Internet stellen
wollen, fabulieren dann in ihrem Gesetzentwurf –
wobei ich ehrlich gesagt hinterfrage, inwieweit die
uns hier vorliegenden Seiten überhaupt die hohe
Begrifflichkeit „Gesetzentwurf“ verdienen, denn
meines Erachtens steckt in jedem Tweet von mir
mehr Arbeit als in diesen uns vorliegenden Seiten
der AfD –,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

schwafeln jedenfalls oder fabulieren davon, dass
oppositionelle Meinungen in Deutschland unter-
drückt und oppositionelle Autoren geächtet würden.
Das ist sozusagen Zitat aus diesem Gesetzentwurf.

(Heiterkeit DIE LINKE)
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Ich will einmal versuchen, darzustellen, was die AfD
oder – besser gesagt – wen die AfD mit solch oppo-
sitionellen Autoren höchstwahrscheinlich meint,
nämlich meines Erachtens Personen wie Ursula
Haverbeck, eine mehrfach verurteilte Holocaust-
leugnerin – bisher achtmal verurteilt –, die unter an-
derem ausgeführt hat, der Holocaust sei „die größte
und nachhaltigste Lüge der Geschichte“. Verurtei-
lungen gab es unter anderem, weil sie meinte, dass
es sich bei dem Konzentrationslager in Auschwitz
nicht um ein Konzentrationslager, sondern um ein
Arbeitslager gehandelt habe und es dort keine Ver-
gasung von Menschen gegeben hätte.

Warum ich Ursula Haverbeck anführe, ist, weil im
Oktober 2016 der Fraktionsvorsitzende der AfD
Bernd Höcke in Gera auf einer Kundgebung der
AfD ausgeführt hat: „Fast zeitgleich, liebe Freunde,
ist in Deutschland eine 87-jährige Seniorin zu elf
Monaten Gefängnis ohne Bewährung verurteilt wor-
den, weil sie öffentlich einen historischen Sachver-
halt leugnet. Für die sogenannten Meinungsdelikte,
da wandert man manchmal jahrelang in diesem
freien demokratischen Rechtsstaat hinter Gitter.
Diese Unverhältnismäßigkeit hat nicht mehr viel
von einem funktionieren Rechtsstaat. Das, liebe
Freunde, ist nichts anderes mehr als schreiende
Ungerechtigkeit.“ Herr Höcke hat hier gesagt, das
Ganze – also Holocaust-Leugnung, Holocaust-Re-
lativierung – wäre ein Meinungsdelikt.

Das ist das, worum es der AfD in ihrem Antrag
nämlich auch geht, diffamierende, rassistische, an-
tisemitische und ähnliche Äußerungen auf Twitter,
auf Facebook oder auch sonst irgendwo in der Welt
des Internets zu legitimieren und zu legalisieren.
Das ist Ziel und Hintergrund des heute vorliegen-
den Gesetzentwurfs,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

weil Sie unter Meinungsfreiheit in Wirklichkeit die
uneingeschränkte Lizenz verstehen, andere zu be-
leidigen, zu diffamieren, an den Pranger zu stellen,
so Giovanni di Lorenzo in seiner Dresdner Rede
vom Februar 2016.

Ich will aber auch noch auf einige andere Punkte
eingehen. Die AfD will ja Zensur untersagen lassen.
Sie meint, dass es Zensur gebe. Hier kurz, was die
AfD in den letzten Monaten gemacht hat und wo sie
überall versucht hat, selbst zensorisch tätig zu sein:

Ein Beispiel: April 2016 – ein grüner Abgeordneter
im rheinland-pfälzischen Landtag äußerte, Zitat: „Es
gibt in der AfD Menschen, die gegen Juden hetzen
und den Holocaust leugnen. Sie sind nicht ausge-
schlossen worden.“ Die AfD wollte das per Unter-
lassungsklage zensieren, das Landgericht Mainz
hat das verhindert.

Im Mai 2016 unterstützt ein AfD-Richter am Land-
gericht Dresden die NPD bei der Zensur von kriti-

schen Äußerungen eines Wissenschaftlers. Die
Entscheidung wurde zum Glück am Ende durch an-
dere Richter wieder gekippt.

Im Januar 2017, nach der berühmt-berüchtigten
Rede im Dresdner Brauhaus des hiesigen Frak-
tionsvorsitzenden der AfD, kündigte dieser an, mit
rechtlichen Schritten kritische Äußerungen zu zen-
sieren: „Bösartige und bewusst verleumderische
Behauptungen zu meiner Dresdner Rede.“

März 2017: Die AfD versucht, die Äußerung einer
nordrhein-westfälischen Kommunalpolitikerin, wo-
nach ein Ortsverband rechtsradikal und rassistisch
sei, zu zensieren. Die Klage am Amtsgericht wird
abgewiesen.

Im März 2017 hat eine „Spiegel“-Reporterin ein
Buch über die AfD veröffentlicht. Die AfD-Europa-
abgeordnete Beatrix von Storch versucht, per Ab-
mahnung die ihr zugeschuldete Äußerung zum
Schießbefehl zensieren zu lassen. Frau Storch hat-
te vorher behauptet, mit der Maus abgerutscht zu
sein.

Im März 2017 versucht die AfD, die Äußerung der
Bundesvorsitzenden der Linkspartei, Katja Kipping,
zu zensieren, die der AfD vorgeworfen hatte, dass
sie junge Geflüchtete sterilisieren wolle. Das Land-
gericht Köln hat diesen Zensurversuch der AfD un-
terbunden.

(Beifall DIE LINKE)

Im April 2017 versucht AfD-Bundesvorstandsmit-
glied Markus Frohnmaier, einen Bericht des Ulmer
Lokalportals per Klage zu zensieren, der kritisch
berichtet hatte. Auch dieser Versuch der Zensur
wurde vom Landgericht Köln als unbegründet abge-
wiesen.

Ich glaube, wir alle haben erst kürzlich den Versuch
der AfD mitbekommen, die Satire-Sendung zensie-
ren zu lassen, Äußerungen in der Satire-Sendung
„extra 3“. Auch das ist ja dann glücklicherweise
durch das Landgericht Hamburg untersagt worden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nicht zuletzt ist es so, Sie treten ja hier als die
großen Verfechter der Meinungsäußerung, der frei-
en Meinungsäußerung und dem Recht auf Mei-
nungsfreiheit auf und meinen auch noch, sich
schützend vor Journalisten stellen zu müssen. Wis-
sen Sie, auf fast allen Parteitagen der AfD werden
unliebsame Journalisten nicht zugelassen, teilweise
gibt es auch einen Komplettausschluss von Journa-
listen, um eben eine freie Berichterstattung zu un-
terbinden, weil man Angst hat, dass die Presse, Zi-
tat, „negative Momente“ öffentlich wiedergeben
könnte. Was die AfD probiert, ist, im Bundestag in
viel zu viel Kürze und absolut fehlender Würze und
vor allem zum Teil auch sehr fehlendem Inhalt die-
ses Netz-DG zu verhindern. Das Netz-DG: Ja, die-
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sem zuzustimmen wäre fatal für die Pressefreiheit,
wäre fatal für die Meinungsfreiheit, wäre fatal für
das, was wir zumindest den Versuch einer kriti-
schen Auseinandersetzung nennen. Dafür trägt die-
ser Gesetzentwurf der Bundesregierung nicht. Die-
ser Bundesregierungsentwurf, dieses Gesetz muss
abgelehnt werden, aber nicht auf der Grundlage
des uns hier vorliegenden Gesetzentwurfs der AfD
und auch nicht mit Ihren Argumentationen, die Sie
probieren, uns hier unterzujubeln. Wissen Sie, Ih-
nen geht es darum, Hate Speech, also die klassi-
sche Form der Hetzrede, Rufmordkampagnen, die
zum Teil im Internet stattfinden, darunter dann auch
Volksverhetzung, rassistische Äußerungen, neona-
zistische Äußerungen, antisemitische Äußerungen,
all das probieren Sie, letztlich legitimieren zu las-
sen. Sie sehen sich dabei als Opfer eines vermeint-
lich linken Meinungsterrors. Und Christian Bomma-
rius hat dazu in der „Frankfurter Rundschau“ aus-
geführt, Zitat: „Seit Hassbotschaften, Schmähun-
gen, Diffamierungen, Rufmorde und Morddrohun-
gen das Internet und soziale Netzwerke wie Face-
book überschwemmen, seit rassistische Pöbeleien
gegen Flüchtlinge und Flüchtlingshelfer, gegen Po-
litiker, Lehrer, Pfarrer, Journalisten etc., die Flücht-
linge und Flüchtlingshelfer vor den Pöbeleien in
Schutz nehmen, inzwischen fast zum guten Ton ge-
hören, seit also immer mehr Rassisten, AfD- und
Pegida-Anhänger, Rechtsradikale und Rechtsextre-
misten das Netz in eine Fäkaliengrube verwandeln,
ist die Meinungsfreiheit in Gefahr wie nie zuvor –
bedroht allerdings nur von allen, die dem Hass öf-
fentlich entgegentreten.“ Die Höckes rufen Zensur,
wenn Hass und Rufmord öffentlich zurückgewiesen
werden.

Ich will ein paar konkrete Beispiele bringen, die
AfD-Mitgliedern bzw. der AfD nahe stehenden Per-
sonen zugeschrieben werden können, die von die-
sen veröffentlicht wurden, um klarzumachen,
worum es der AfD geht, wenn sie davon spricht,
dass Meinungsfreiheit im Internet geschützt werden
solle. Beispiel eins: „Ich befürworte zu 100 Prozent
das Abfackeln dieser Asylunterkunft.“ „Geistesge-
störtes minderwertiges Pack“ – Beispiel zwei. Bei-
spiel drei: „Widerliche Muslimratten“. „Rattenplage,
die wir bekämpfen müssen“ – Beispiel vier. „Ratten
zusammenpferchen, vor einer Moschee ans Kreuz
nageln und jedem mit der Lötlampe das Ge-
schlechtsteil rausbrennen“ – Beispiel fünf. Das sind
Äußerungen von einem Autor, einem Unterstützer
der AfD aus Nordthüringen, der unter anderem mit
mehreren von Ihren Abgeordneten auf Facebook
befreundet ist.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Wer soll das
sein?)

Das LKA Thüringen hat auf richterlichen Beschluss
im letzten Jahr seine Wohnung durchsucht. Unter
anderem der Büroleiter von Herrn Höcke oder auch
jetziger Kandidat für die Bundestagswahl auf

Platz 2 oder auch der Abgeordnete Herr Rudy sind
– Wie nennt man das? – Freunde auf Facebook.
Freunde sind ja normalerweise auch diejenigen, die
eine ähnliche politische Meinung teilen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Wer soll denn
das sein?)

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Sagen Sie
doch mal, wer das sein soll!)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Bitte
mal lesen, wenn ihr das könnt!)

In Thüringen hatten wir, das hat eine Anfrage von
mir ergeben, in den letzten zwei Jahren 800 Fälle
von Hasskriminalität.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Vor allem von
Linken!)

Worum es geht, ist, in dem Moment dem Grund-
recht auf Meinungsfreiheit entgegenzutreten, wenn
die Rechte anderer verletzt werden und wenn die
Rechte anderer infrage gestellt werden,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wenn das Recht auf körperliche Unversehrtheit
oder auch das Recht auf Privat- und Intimsphäre
aufs Schändlichste unter anderem durch Mitglieder
der AfD, Unterstützer der AfD,

(Beifall DIE LINKE)

Neonazis oder auch sonstige Menschen – es ist mir
egal, woher die kommen – öffentlich diffamiert bzw.
öffentlich infrage gestellt werden. Darum geht es
uns.

Und eine kurze letzte Sache noch: In dieser Woche
wurde ein WhatsApp-Chat der AfD aus Sachsen-
Anhalt öffentlich. Für 6.000 Gespräche ist mittler-
weile bestätigt worden, dass es real wäre. Es wur-
de sozusagen durch die AfD in Sachsen-Anhalt be-
stätigt. In diesem WhatsApp-Chat heißt es unter
anderem: Mit der Machtübernahme muss ein Gre-
mium alle Journalisten und Redakteure überprüfen
und sieben, Chefs sofort entlassen, volksfeindliche
Medien verbieten. Das heißt, missliebige Berichter-
stattung wollen Sie untersagen. Die wollen Sie zen-
sieren, darum geht es Ihnen!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Hingegen Äußerungen, die in Ihre politische Kam-
pagne der Teilung der Gesellschaft, der Unterschei-
dung der Gesellschaft, der Freiheit der Gesell-
schaft, die darin reinpassen, da wollen Sie sozusa-
gen rassistische Äußerungen und Ähnliches mehr
legitimieren.

Ein AfD-Abgeordneter hat in diesem WhatsApp-
Chat sogar Stimmung gegen einen konkreten
Deutschlandfunk-Landeskorrespondenten gemacht,
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indem er äußerte: „Irgendwann sollte man Herrn R.
vom Deutschlandfunk den Schlips mal etwas enger
ziehen.“ Was ist das denn, wenn nicht eine Bedro-
hung oder eben auch eine klare Ansage an Journa-
listen, wenn sie nicht entsprechend der AfD berich-
ten würden, hätte das eben Konsequenzen?! Und
Konsequenzen, ich sage mal, den Schlips enger
ziehen, da geht es dann darum, jemandem die Luft
zu nehmen, jemandem die Luft zum Atmen zu neh-
men, bis dahin möglicherweise, jemanden auch zu
töten.

Dass Sie sich hier hinstellen, einen Gesetzentwurf
vorlegen, das Grundrecht auf freie Meinungsäuße-
rung verteidigen, vermeintlich verteidigen, und ver-
suchen, uns dazu zu bekommen, dem Ganzen
auch noch zuzustimmen, ist, ehrlich gesagt, lächer-
lich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist nicht nur lächerlich, sondern es ist zynisch
angesichts dessen, was ich Ihnen hier in den letz-
ten Minuten vorgehalten und was ich Ihnen erklärt
habe. Wir lehnen dieses Gesetz, was auf Bundes-
ebene verabschiedet werden soll, ab. Wir haben
uns dazu auch schon mehrfach öffentlich erklärt.
Aber wir werden hier Ihren Antrag und Ihre Zielstel-
lung, bei der es um nichts anderes geht als die Le-
gitimierung von Volksverhetzung, Verletzung von
Persönlichkeitsrechten und Diffamierung anderer
Menschen, ablehnen. Ich denke, ich habe das auch
ausführlich genug begründet. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete König-Preuss, für Ihre Aussage
wiederum an Herrn Höcke, er heißt nicht Bernd
Höcke, sondern Björn Höcke, erteile ich Ihnen im
Auftrag von Herrn Carius eine Rüge.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Wie heißt er denn?)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Bernd Hitler heißt er!)

Herr Abgeordneter Kuschel, für diese Äußerung er-
teile ich Ihnen einen Ordnungsruf, denn das ist
wirklich ein Überschreiten der Normen in diesem
Hause. Ich mache noch mal darauf aufmerksam,
wenn die Namen von Abgeordneten hier nicht or-
dentlich ausgesprochen werden, verunglimpft wer-
den, dann wird das Präsidium reagieren.

Als nächster Redner hat Abgeordneter Möller, AfD,
das Wort.

Herr Abgeordneter Höcke?

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Na, wer möchte denn nun?)

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Ganz ruhig,
Frau Kollegin!)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Ihr seid doch immer so aufgeregt!)

Abgeordneter Höcke, AfD:

Danke, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Kollegen
Abgeordnete, sehr geehrte Besucher auf der Tribü-
ne!

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Wir
sind nicht Ihre Kollegen!)

Sehr geehrte Kollegin König-Preuss, Sie haben
sich ja hier vorn am Rednerpult als talentierte Mär-
chenerzählerin dargestellt, das muss man Ihnen
lassen, aber man muss natürlich auch diagnostizie-
ren, dass Sie anscheinend in einer eigenen Matrix
unterwegs sind, die mit der Realität in diesem Land
nicht mehr viel gemein hat.

(Beifall AfD)

Diese Matrix, in der Sie leben, wird auch stark
durch das Internet strukturiert und geprägt. Dass
Sie sogenannte Facebook-Freunde mit Freunden,
also Sympathiesanten, mit Menschen, denen man
wirkliche Begegnungen verdankt, gleichstellen,
zeigt, dass Sie nicht mehr in der Lage sind, die
Realität und den virtuellen Raum zu trennen. Und
das zeigt auch die Defizite, die Sie als Politiker lei-
der beständig mit sich herumtragen.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte
Besucher auf der Tribüne, zweifellos gibt es freie
Länder auf diesem Planeten – Deutschland gehört
im Jahre 2017 nicht mehr dazu. Deutschland 2017,
das ist ein Land, in dem Zeitungshändler, die oppo-
sitionelle Veröffentlichungen anbieten, von Roll-
kommandos besucht werden und danach freiwillig
ihr Sortiment bereinigen. Deutschland 2017, das ist
das Land, in dem man bei der Teilnahme an einer
Demonstration der genderkritischen „DEMO FÜR
ALLE“ oder des Lebensschützer-Bündnisses
„Marsch für das Leben“, riskiert, von Linksextremis-
ten oder verhetzten Bürgern – Ihr Werk Frau König-
Preuss – bepöbelt, bespuckt oder zusammenge-
schlagen zu werden. Deutschland 2017, das ist das
Land, in dem Teilnehmer politischer Veranstaltun-
gen gefilmt und an den Internetpranger gestellt wer-
den. Deutschland 2017 ist das Land, in dem Bus-
fahrer, Sicherheitsleute, Schornsteinfeger,

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Und was machen Sie denn?)

städtische Angestellte und sogar Sportler, denen
ein falsches Wort über die Lippen kommt, obwohl
sie eigentlich unpolitisch sind, der Denunziation an-
heimgegeben werden bzw. sogar vor einem Karrie-
reende stehen. Deutschland 2017, das ist das
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Land, in dem Gewerkschaften Mobbingfibeln für
Betriebe herausgeben, in denen erklärt wird, wie
politisch anders denkende Personen im Betrieb iso-
liert, in der betrieblichen und außerbetrieblichen Öf-
fentlichkeit geoutet und beim Arbeitgeber ange-
schwärzt werden können. Deutschland 2017, sehr
geehrte Kollegen Abgeordnete, das ist das Land, in
dem Fassaden von Gaststätten mit Farbbeuteln
verunstaltet und Wirte mit Drohanrufen drangsaliert
werden, weil sie Oppositionsparteien Versamm-
lungsräume zur Verfügung stellen. Das ist das
Land, in dem herausragende Vertreter der Exekuti-
ve sich über ganze Landesteile bzw. Millionen Bür-
ger verächtlich äußern, um sie aus dem politischen
Diskurs herauszudrängen.

Ja, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, sehr ge-
ehrte Besucher auf der Tribüne, Deutschland 2017
ist ein Land, in dem Gesinnungsdruck ausgeübt
wird – auch von Teilen der Regierung. Ja, Deutsch-
land ist ein Land, in dem von gewissen Gruppen
auch Gesinnungsterror praktiziert wird.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Wollt
ihr den totalen Sieg?)

Dieser Gesinnungsdruck, der einer Demokratie
schon unwürdig ist und der manchmal leider auch
in Gesinnungsterror, in Gewalt, physische und psy-
chische Gewalt, ausartet, ist eine Gefahr für eine
Demokratie. Wer das leugnet, ist ein Narr oder um
es einmal bewusst wertend in den Worten des Lite-
raturprofessors Günter Scholz zu sagen: „Diese
Praxis einschüchternder Behinderung des freien
Meinungsaustauschs durch aggressive, nicht selten
steuergeldfinanzierte Lobbyisten und Stoßtrupps ist
eine politische Pest und Schande für unser Land.“

(Beifall AfD)

Und als Nächstes soll der letzte Ort von Meinungs-
bildungsfreiheit und Meinungsfreiheit dem Tugend-
terror der Gesinnungspolizei unterworfen werfen –
das Internet. Die Verfassung unseres Freistaats
Thüringen war seit 1993 auch in Bezug auf die Aus-
gestaltung der Presse- und Meinungsfreiheit vor-
ausschauend und wegweisend, denn neben Pres-
se, Rundfunk, Film und Fernsehen wurden schon
damals 1993 auch die anderen Medien gleicherma-
ßen verfassungsrechtlich geschützt. Mit unserem
Gesetzentwurf zum Schutz der Medien- und Mei-
nungsfreiheit wollen wir diesen Schutz – auch in
Zeiten des Versuchs der Schleifung dieser Bastion
der Freiheit durch nur schlecht, sehr schlecht als
Verhaltensregel für Unternehmen getarnte Zensur –
bewahren und stärken.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, heute ist je-
der, Gott sei Dank, noch – und die Betonung liegt
auf „noch“ – in der Lage, Informationen und Mei-

nungen zu finden, die sich bislang der Bekämpfung
durch die Sturmtruppen der politischen Korrektheit

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sturmtruppen? Boah ey!)

entziehen konnten. Das sind beispielsweise Infor-
mationen, die die Regierenden in Bund und auch in
den Ländern gern zeitweise und dauerhaft unter
der Decke halten würden, so beispielsweise die
Übergriffe der Silvesternacht 2015. Diese wurden
durch das Internet und besonders die sozialen
Netzwerke von den Nutzern selbst verbreitet und
damit öffentlich gemacht, während der öffentlich-
rechtliche Rundfunk, der eigentlich den verfas-
sungsmäßigen Auftrag hätte, diese Information zu
berichten, lange Zeit Selbstzensur übte.

(Zwischenruf Abg. Kräuter, DIE LINKE: Das
ist Schwachsinn!)

Für die Feinde der Freiheit, für Mielkes Erben

(Beifall AfD)

ist es daher folgerichtig, dass nun der Druck auf die
sozialen Netzwerke gesteigert wird, um unliebsame
Meinungen, Informationen aus dem Netz dauerhaft
fernhalten zu können? Und weil über die mithilfe
des Justizministeriums in Stellung gebrachte Ber-
telsmann Stiftung und die Amadeu Antonio Stiftung
der Stasi-Zuträgerin Anetta Kahane bereits einge-
richtete Zensur

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die können Sie ja nicht mal
aussprechen!)

– sie gibt es nämlich schon – der Inhalt in den so-
zialen Netzwerken immer noch nicht ausreichend
funktioniert, jedenfalls aus der Sicht der hypermora-
len Gesinnungs- und Tugendwächter in diesem
Lande,

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Der
NPD-Helfer!)

sollen Facebook & Co. nunmehr mit nachdrückli-
cher Bedrohung durch die finanzielle Nazikeule –
denn nichts anderes ist die Höchststrafe von 50 Mil-
lionen Euro für die Zuwiderhandlung – veranlasst
werden, zu löschen, was die Tasten hergeben.

(Beifall AfD)

Über das Wunderwerk der Gesetzgebungskunst
aus dem Hause Maas ist in den Medien doch aus-
reichend viel berichtet worden – so viel, dass ich
das gar nicht im Einzelnen wiedergeben kann. Ich
möchte mich auf die Kernpunkte konzentrieren. Der
Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundes-
tags hat dieses Machwerk in zwei Gutachten so-
wohl als europarechtswidrig als auch als grundge-
setzwidrig bezeichnet. Der zuständige Staatssekre-
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tär aus dem Hause Maas konnte das Gesetz aus
dem eigenen Haus kürzlich bei einer Jahrestagung
des Netzwerks Recherche e. V. nicht nachvollzieh-
bar begründen. Soviel zur Fachkompetenz in so ei-
nigen Bundesministerien.

Vor zwei Tagen nannten acht von zehn Gutachtern
bei der Anhörung im Bundestag das Zensurvorha-
ben des Herrn Maas verfassungswidrig.

(Beifall AfD)

Und als Sahnehäubchen, sehr geehrte Kollegen
Abgeordnete, fängt sich die Bundesregierung auch
noch eine offizielle Nachfrage des UN-Kommissars
für Menschenrechte mit der Bitte um Stellungnah-
me binnen 60 Tage ein. Also jene, die die Men-
schenrechte beständig wie eine Monstranz vor sich
hertragen, wenn es geht, eigene politische Ziele da-
mit zu verfolgen und umzusetzen. Wir fragen uns
als AfD-Fraktion: Wie peinlich ist das denn?

(Beifall AfD)

Man hat tatsächlich nicht mehr das Gefühl, in ei-
nem hoch ausdifferenzierten Rechtsstaat zu leben,
sondern – und das zeigt auch die Inkompetenz in
den entsprechenden Fachministerien – in einer Ba-
nanenrepublik.

(Beifall AfD)

Zuletzt sei noch erwähnt – meine Vorrednerin sollte
vielleicht jetzt bei dieser Passage doch noch mal
zuhören –, worauf sich die Zensurvorgaben und
das Zensurvorhaben des Bundesjustizministers
Heiko Maas eigentlich beziehen: Hassrede, neu-
deutsch „Hate Speech“, ist ein Begriff, den das
deutsche Recht überhaupt nicht kennt. Was verbo-
tene Äußerungen sind, steht seit Jahrzehnten in
den Gesetzen dieses Landes. Diese Gesetze sind
gut. Dazu braucht es keinen Maas. Für eine straf-
bare Falschnachricht kann nicht einmal die Bundes-
regierung ein einziges Beispiel anführen.

Wie aber gehen wir nun mit diesem Angriff auf die
Meinungsfreiheit um – nichts anderes ist dieses
Gesetzesvorhaben? Ich gehe davon aus, dass die
zukünftige Bundestagsfraktion der AfD in Berlin die-
ses als Gesetz getarnte totalitäre Machwerk selbst-
verständlich vor dem Bundesverfassungsgericht mit
guter Aussicht auf Erfolg angreifen wird.

Hier im Freistaat können wir auch einiges tun, um
die Meinungsfreiheit zu verteidigen: Wir können
hier selbst die Voraussetzungen schaffen, um Pres-
se und Meinungsfreiheit vollumfänglich zu garantie-
ren.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wie
bei Ihrer AfD!)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, stellen wir die
sozialen Netzwerke einfach Presse, Rundfunk, Film
und Fernsehen gleich, sodass es keine Missver-
ständnisse mehr geben kann, wer alles dem

Schutzbereich des Artikels 11 der Thüringer Lan-
desverfassung unterfällt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Damit Sie ungestört het-
zen können!)

Unser Gesetzesentwurf hat auch noch eine zweite
Komponente: Wir wollen ausdrücklich die indirekte
Einflussnahme auf Meinungsbildung und Meinungs-
äußerung untersagen. Diese äußert sich wie im
eben beschriebenen Maas-Werk in existenzgefähr-
denden Straf- und Bußgeldandrohungen, die nicht
nur direkt wirken – das ist das Infame –, sondern
durch ihre Bedrohung des nur Verbreitenden, aber
nicht Äußernden subtiler, letztlich viel effizienter die
Löschung sogenannter gefährlicher Inhalte veran-
lassen, ja garantieren. Denn wer will sich schon ei-
ner solchen Drohung aussetzen, wenn er dabei für
jemand anderen haften soll? Die Meinungsfreiheit,
sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, und das sei
am Ende betont, ist in diesem Lande bedroht. Der
jetzige Vorstoß des Bundesjustizministers ist ein
weiterer trauriger Höhepunkt einer seit Jahrzehnten
andauernden schlimmen Entwicklung, die sich lei-
der in den letzten Jahren und Monaten in unerträgli-
cher Weise beschleunigt hat.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, setzen wir hier
gemeinsam in Thüringen deshalb ein starkes Zei-
chen für die Meinungsfreiheit eingedenk der Tatsa-
che, dass ohne Meinungsfreiheit keine Demokratie
gedacht werden kann. Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Henfling,
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, da die
AfD keinen Wert darauf legt, dass wir hier politisch
korrekt miteinander umgehen, entschuldige ich
mich bei den demokratischen Fraktionen jetzt
schon, falls es in meiner Rede eventuell vorkommt,
die AfD möchte das ja gern so – dann: Feuer frei!

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Ja, wir
sind gespannt!)

„Hate Speech“, Herr Höcke, ist Englisch. Ich finde
es immer witzig, dass Sie von Neudeutsch spre-
chen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Neudeutsch wäre es, wenn man von „Hate-Spee-
chen“ sprechen würde, dann hätte man es einge-
deutscht.

7440 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 88. Sitzung - 22.06.2017

(Abg. Höcke)



(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Ach, Sie sind
auch Lehrerin, Frau Kollegin?)

Nein, ich bin keine Lehrerin, aber ich habe unter
anderem auch Linguistik studiert. Ich glaube nicht,
dass wir da auf Augenhöhe kommen.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Woher
soll er das wissen?)

Aber gut!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz ehr-
lich, ich habe den Antrag der AfD gelesen, auch
mehrfach, und meine erste Assoziation war so ein
bisschen: Der Antrag fühlt sich an wie das Krank-
heitsbild der paranoiden Schizophrenie. Um das
mal zu erläutern: Die internationalistische Klassifi-
kation für diese Krankheit sagt – ich zitiere –: „Die
paranoide Schizophrenie ist durch beständige, häu-
fig paranoide Wahnvorstellungen gekennzeichnet,
meist begleitet von akustischen Halluzinationen und
Wahrnehmungsstörungen.“

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das soll
natürlich nicht die Leute diffamieren, die tatsächlich
unter dieser Krankheit leiden, aber auf den Rängen
dort oben haben Sie das Papier vielleicht nicht ge-
lesen. Ich werde dazu jetzt auch noch ein bisschen
erläutern, warum ich zu diesem Schluss komme.

An Wahnvorstellungen und Wahrnehmungsstörun-
gen mangelt es diesem Gesetzentwurf schlicht und
ergreifend nicht. Um seine Notwendigkeit zu be-
gründen, beschwört der Gesetzentwurf mit dem
Problemaufriss ein apokalyptisches Bild deutscher
Zustände. Herr Höcke hat das Ganze ja gerade
noch einmal ausgeführt. Gleich zu Beginn wird mit
nichts Geringerem eröffnet als mit dem heroischen
Kampf der sozialen Netzwerke als letzter Hort
emanzipatorischer Freiheitsrechte gegen die alles
unterdrückende Lügenpresse. Dabei nutzt die AfD
die sozialen Netzwerke – und das hat Frau König-
Preuss hier deutlich ausgeführt – gern selber, um
Fake News zu verbreiten, und verschweigt dabei
gerne, dass Wahrheit und Freiheit nicht unbedingt
das Ziel ihres Handelns sind. Bernd Höcke, Björn
Höcke – Entschuldigung, das passiert mir manch-
mal, da komme ich durcheinander –

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Wie bei der
Krankheit!)

hat dies trefflich vor Kurzem bewiesen, er fing sich
eine nette Unterlassungserklärung wegen eines ge-
fälschten Buchtitels ein, den er erstellte und via Fa-
cebook teilte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: So viel
zur Wahrheit!)

Da ist dann schnell klar, dass das Ziel des Gesetz-
entwurfs wohl nicht das offensichtlich Angesproche-
ne ist – dazu aber später.

Als nächstes Argument bringt der Antrag pauschal
die realitätsferne Darstellung der Masseneinwande-
rung von 2015 und 2017 durch die Berichterstat-
tung der klassischen Medien – diese arbeiten zu-
sammen mit staatlich unterstützten Nichtregie-
rungsorganisationen gegen die AfD. Ich sehe das
immer wieder, wie die Amadeu Antonio Stiftung mit
wehenden Fahnen, groß unterstützt von den brei-
ten Massen, gegen die AfD arbeitet. Ich finde die-
ses Bild so völlig schizophren!

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Millionen
Euro Steuergelder!)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Jetzt
reißt er aus!)

Als Krönung der Verschwörung bringt die Regie-
rung dann das Netzwerkdurchsetzungsgesetz auf
den Weg und macht sich damit selbst zu einem au-
toritären Staat. Das ist Ihre Argumentation. Diese
Wahrnehmungen entspringen aus meiner Sicht ei-
ner doch durchaus schwierigen Weltsicht und ha-
ben mit der Realität wenig gemein. Das macht den
Gesetzentwurf der AfD sachlich nicht nutzbar. Das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz ist – und das sage
ich als Grüne leider mit voller Überzeugung – ein
schlecht gemachtes Gesetz. Wir hätten mehr Zeit
gebraucht,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Und die Lan-
desregierung hat es unterstützt!)

das zu diskutieren. Dazu haben wir Grüne die Kritik
auf Bundesebene geäußert, dazu haben wir in den
letzten Monaten heftig diskutiert.

Herr Möller, ich sage es noch einmal, so wie
gestern: Wenn ich rede, höre ich vor allen Dingen
meine Stimme und nicht Ihre und das ist wunder-
schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Jawohl, Frau
Erzieherin!)

Wir Grüne sind der Meinung, dass die Rechts…

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Ein ganz
schön arrogantes Mädel da vorn!)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Brandner!
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Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Wissen Sie, Herr Brandner, wenn Sie selbstbe-
wussten Frauen – ich weiß, dass Sie damit schwer
können, das ist für Ihr Ego ein Problem –,

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

gleich Arroganz unterstellen, nur weil die in der La-
ge sind,

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Für Sie
mache ich eine Ausnahme! Nur für Sie!)

Ihr schlecht gemachtes Zeug hier auseinanderzu-
nehmen, dann sagt das mehr über Sie, als über
uns

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und ich glaube – na ja, mit dem Egoproblem müs-
sen Sie klarkommen. Wir Grünen sind der Meinung,
dass die Rechtsdurchsetzung verbessert werden
muss, das existierende Melde- und Abhilfeverfah-
ren, also das Notice and take down – wieder Eng-
lisch, nicht neudeutsch –, für rechtswidrige Inhalte
muss gesetzlich klarer geregelt werden. Bisher gibt
es nur allgemeine Vorgaben für Unternehmen. Ver-
fahren bei strafrechtlich relevanten Online-Äuße-
rungen werden regelmäßig eingestellt. Mit einer
Konkretisierung der Richtlinien für das Strafverfah-
ren und das Bußgeldverfahren, die der enormen
Verbreitungsdynamik im Digitalen gerecht wird, so-
wie einer verbesserten Ausstattung von Strafverfol-
gungsbehörden und Gerichten, soll die Zahl der
Einstellungen deutlich verringert werden. Hier
schafft das Gesetz leider keine Verbesserung, im
Gegenteil – die Bundesregierung düpiert reihenwei-
se Wissenschaftler mit ihrem Vorgehen. Auf die
mannigfaltigen verfassungs- und europarechtlichen
Bedenken ging Minister Maas leider auch nicht ein.
Mit einer seriösen Netz- und Rechtspolitik hat das
leider sehr wenig zu tun,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

auch wenn ich nachvollziehen kann – und das teile
ich –, dass wir dort Handlungsdruck haben und
dass wir da tatsächlich etwas machen müssen.
Lassen Sie uns das lieber in aller Ruhe nach den
Wahlen noch mal diskutieren und dann ein wirklich
gutes und ein griffiges Gesetz auf den Weg brin-
gen, das die tatsächlichen Probleme in diesem Be-
reich löst. Nach über einem Jahr runder Tisch, offe-
ner Brief und Taskforce der Bundesregierung zei-
gen die Studien, dass die Selbstverpflichtungen
ebenfalls verbesserungswürdig sind und dass sie
nicht ausreichend greifen. In einem Hau-Ruck-Ver-
fahren haben wir jetzt dieses Gesetz auf dem Tisch
liegen; unter anderem auch der Richterbund hat kri-
tisiert, ich glaube oder ich hoffe zumindest, dass

der Druck, der da auch von zivilgesellschaftlicher
Seite kommt, noch mal deutlich zu einem Überden-
ken dieser Gesetzesinitiative führt. Auch – und jetzt
kommt es, jetzt muss die AfD die Öhrchen spitzen –
die Amadeu Antonio Stiftung hat sich gegen das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz ausgesprochen.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das geht
ja auch schlecht!)

Ja, wie geht das denn jetzt in dem Weltbild zusam-
men? Ich habe lange darüber nachgedacht, wie Sie
das auf die Reihe bekommen haben. Sie beanstan-
det, dass der Straftatbestand der Verunglimpfung
des Bundespräsidenten unter anderem und des
Staates neu aufgenommen werden soll. Das passt
jetzt aber so gar nicht in Ihr Weltbild und vor allen
Dingen auch nicht in Ihre Argumentation. Die durch
das Netzwerkdurchsetzungsgesetz beabsichtigte
Verbesserung der Rechtsdurchsetzung würde so
oder so nur einen Bruchteil dessen abdecken. Ein
Großteil des Problems von Hate Speech – oder
Hassrede – kann durch kein Gesetz bearbeitet wer-
den. Dies entlarvt die vermeintlich geschlossene
Verschwörung von Nichtregierungsorganisationen
bis zur Bundesregierung gegen die AfD als Wahn-
vorstellung einer Partei mit pathologischer Problem-
lage. Die unabhängige Plattform netzpolitik.org hat
den Gesetzgebungsprozess zum Netzwerkdurch-
setzungsgesetz sehr genau und kritisch verfolgt.
Dabei machen sie auch folgende Beobachtung –
ich zitiere –: „Die Zuschauerränge waren übrigens
voll besetzt, neben Journalisten, Interessierten und
dem Cheflobbyisten der sozialen Netzwerke, saß
dort dieses Mal rechte und rechtspopulistische B-
Prominenz, die sich in den vergangen Wochen zu-
nehmend auf das Thema ‚Netzwerkdurchsetzungs-
gesetz‘ draufgesetzt hatte.“ In diese Entwicklung
scheint auch der Antrag der AfD zu fallen. Eine
konstruktive Kritik am Gesetz gibt es nicht. Die AfD
versucht mit einer scheinbaren Großverschwörung
eine Handlungsnotwendigkeit zu inszenieren, ohne
selbst Lösungsvorschläge zum Problem der
Hassrede zu liefern. Dass es vonseiten der AfD kei-
ne Probleme mit der Verrohung der Diskussionskul-
tur in sozialen Netzwerken gibt, sieht man an ihrem
Agieren im Parlament. Nach der hervorragenden
Studie des Wissenschaftszentrums für Sozialfor-
schung Berlin führt die AfD-Fraktion in Thüringen
die traurige Liste der meisten Ordnungsrufe an.
Ganze 98 Ordnungsrufe hat die AfD in diesem Par-
lament beigesteuert, das zeigt ihre Arbeitsbereit-
schaft auf, zum Pöbeln reicht es gerade noch.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: 98 Ord-
nungsrufe!)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist post-
faktisch!)
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Es bleibt die Frage: Was soll der Gesetzesvor-
schlag eigentlich bewirken? In der Begründung gibt
die AfD an, alles zum Wohle der Thüringer Bürge-
rinnen und Bürger zu tun. Internetanbieter sollen
befreit werden. Doch den vierten Absatz ihres Ge-
setzes begründen die Antragsteller nicht und das
wahrscheinlich aus gutem Grund. Im vierten Absatz
fordern Sie: „Bußgeld und Strafvorschriften, die ge-
eignet sind, die Selbstzensur oder [die] private Zen-
sur von Meinungen zu erzwingen, sind unzulässig.“
Durch die Hintertür will die AfD hier eine Lanze für
ihr Zielpublikum brechen. Diese Formulierung he-
belt aus unserer Sicht § 86 a – Zeigen von verfas-
sungswidrigen Symbolen – und § 130 – Volksver-
hetzung – aus. Der Kreis der bereits erwähnten
rechten und rechtspopulistischen B-Prominenz
schließt sich dann hier. Das ist das, was Sie hier ei-
gentlich verkaufen wollen. Die Abschaffung der
wehrhaften Demokratie liegt in einer Linie mit der
Forderung der AfD nach Abschaffung eines freien
öffentlich-rechtlichen Rundfunks,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

der Abschaffung des Minderheitenschutzes und der
Abschaffung frühkindlicher Bildung. Diese Hintertür
ist der eigentliche Kern Ihres Antrags. Alles andere
ist Geschwurbel und Wahnvorstellung, auch das
passt eben zu genau diesem Gesetzentwurf. „Die
Bewusstseinsklarheit“ – so heißt es in der Beschrei-
bung der paranoiden Schizophrenie weiter – „und
intellektuelle Fähigkeiten sind in der Regel nicht be-
einträchtigt, obwohl sich im Laufe der Zeit gewisse
kognitive Defizite entwickeln können.“ Im Antrag
kann man diese einsetzenden kognitiven Defizite
nachlesen. Allein auf Seite 3 des Antrags wird mal
das Gesetz falsch benannt, dann stimmt die Druck-
sachennummer wieder nicht.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Deutsche Gründlichkeit sieht anders aus!)

Deutsche Gründlichkeit sieht anders aus.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was die AfD wirklich will, kann man lesen – das
schreibt sie, wenn sie denkt, keiner schaut zu. Die
WhatsApp-Chats sind hier schon genannt worden.
Da wird mit NPD-Parolen gearbeitet und es gibt kei-
nen Widerspruch. Aus dem schönen Satz „Leute
macht ruhig … Wir distanzieren uns weder von
[der] I[dentitären] B[ewegung] noch von Pegida,
aber wir lassen uns von außen auch durch nichts
und niemanden lenken oder vereinnahmen“ kann
man auch erkennen, wo die Reise hingehen soll.
Ziel, Methode und Handlanger – hier wird mit klarer
Stimme gesprochen. Ihr Antrag ist eine wahnhafte
desinformative Ablenkung. Es geht nicht um Kritik
am Netzwerkdurchsetzungsgesetz, es geht um

einen Freundschaftsdienst für Ihre rechtsextremen
Unterstützerinnen und Unterstützer.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Diesem wahnhaften Antrag kann nicht zugestimmt
werden, besonders weil seine wahren Absichten so
offenkundig sind. Ablehnung jetzt und auch in Zu-
kunft. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Scherer,
Fraktion der CDU, das Wort.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
nachdem sich rechts und links jetzt hinreichend ge-
genseitig beschimpft haben – wenn die Kollegin
Henfling nicht geredet hätte, hätte ich noch gesagt:
nachdem sich Rechtsextreme und Linksextreme
hinreichend beschimpft haben –, will ich das jetzt
mal wieder auf einen sachlichen Boden stellen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Was
ist denn das jetzt?)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist jetzt
sachlich, ja, Herr Scherer?)

Sie können von beiden Seiten hier reinschreien,
das ist mir egal. Ich rede so weiter, wie ich das für
richtig halte.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist
schlimm genug!)

Das ändert aber nichts daran, dass ich so weiter re-
de, wie ich es für richtig halte.

(Beifall CDU)

Da können Sie noch zwanzigmal dazwischenrufen.
Die AfD-Fraktion will eine Änderung des Artikels 11
der Thüringer Verfassung durchsetzen zur Verhin-
derung von – so sagt sie es jedenfalls – de facto
Zensurmaßnahmen des Staates, die sie insbeson-
dere im Netzwerkdurchsetzungsgesetz des Bundes
sieht. Um gleich das Ergebnis vorwegzunehmen:
Ihre Lösung ist keine Lösung, die Verfassungsän-
derung löst das Problem gerade nicht.

Aber fangen wir vorn an. Um das Problem darzu-
stellen, haben Sie sich viel Mühe gegeben – ver-
gebliche Mühe – und wahrscheinlich sowieso von
einem anderen Landesverband abgeschrieben.
Nach einigem Lamentieren, wenn man Ihren Antrag
liest, über staatliche Förderung, einseitig gegen
rechts gerichtet, gegen rechts agierende Institutio-
nen, an der Einseitigkeit ist dabei – gebe ich zu –
durchaus was dran,
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(Unruhe AfD)

kommen Sie endlich auf Seite 3 Ihres Antrags zum
Kern der Sache, nämlich der Frage, ob durch das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz unzulässig in
Grundrechte eingegriffen wird. Diese Frage beant-
worten Sie allerdings sehr vorschnell mit dem Vor-
wurf der De-facto-Zensur. Sie haben das Gutachten
des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestags
zwar zitiert, aber offensichtlich nicht gelesen. Ob
dieses Gesetz über sein Ziel hinausschießt, eine
Art Compliance-Regelung für die sozialen Netzwer-
ke darzustellen, das ist eine Frage, für deren Be-
antwortung das Gutachten 17 Seiten benötigt und
darin werden durchaus honorige, aber dennoch
kontroverse Meinungen dargestellt. Ich will dazu
zur Versachlichung noch einige Punkte aus diesem
Gutachten aufgreifen, das Sie im Übrigen in der
Tat, wenn es um die Bundesratsdrucksache geht,
falsch zitiert haben. Das Gutachten führt zunächst
aus, was unter den Schutz des Artikels 5 Grundge-
setz fällt, nämlich zum einen die Meinungen – Mei-
nungsfreiheit heißt es auch –, aber auch Tatsa-
chenbehauptungen. Man versteht unter „Meinun-
gen“: Ansichten, Auffassungen, Überzeugungen,
Wertungen, Urteile, Einschätzungen und Stellung-
nahmen. Es kommt für die Eröffnung des Schutzbe-
reichs des Artikels 5 nicht darauf an, ob die Mei-
nung wertvoll oder wertlos, richtig oder falsch, ge-
fährlich oder harmlos, emotional oder rational ist; es
gehört zum Schutzbereich des Artikels 5. Es gehö-
ren darüber hinaus zum Schutzbereich des Arti-
kels 5 auch Tatsachenbehauptungen, weil und so-
weit sie Voraussetzungen der Meinungsbildung
sind. Tatsachenbehauptungen fallen auch unter
diesen Schutz, es sei denn, es sind Formalbeleidi-
gungen und Schmähkritiken, die dann nicht darun-
ter fallen. Nach diesen Kriterien greift natürlich das
Gesetz, über das wir gerade reden – nicht Ihr Ent-
wurf, sondern das Bundesgesetz –, in das Grund-
recht ein. Dann stellt sich nur noch die Frage: Ist
dieser Eingriff gerechtfertigt? In Artikel 5 steht eine
Einschränkung, dass nämlich die Meinungsfreiheit
ihre Schranke in den allgemeinen Gesetzen findet,
den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der
Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre.
Dann kommt noch der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit dazu, dass ein Grundrechtseingriff einem le-
gitimen Zweck dienen muss und als Mittel zu die-
sem Zweck auch geeignet, erforderlich und ange-
messen sein muss. Natürlich gibt es Kritiker, die
darauf hinweisen, dass es oftmals sehr schwierig
ist, zu bestimmen, wann eine Meinungsäußerung
rechtswidrig und wann sie noch durch die Mei-
nungsfreiheit geschützt ist. In diesem Zusammen-
hang ist natürlich auf die Problematik hinzuweisen,
den Tatbestand von Hasskriminalität und falschen
Nachrichten – ich nehme jetzt mal die deutschen
Begriffe – im Sinne der in § 1 Abs. 3 Netzwerk-
durchsetzungsgesetz genannten Strafrechtsnormen
objektiv zu bestimmen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Damit es auch die AfD
versteht! Fake News!)

Ja, hätte ich auch sagen können, aber ich kann
doch nicht so schnell reden wie Sie, deshalb neh-
me ich dann die deutschen Begriffe.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ging doch noch, Herr
Scherer!)

Hasskriminalität, falsche Nachrichten: Was sind das
denn? Wer definiert es? Wer bestimmt, was darun-
ter fällt? Schon bei diesen Begriffen treten Schwie-
rigkeiten auf. Es sind umstrittene politische Begriffe
mit mehr oder weniger starken Bezügen zu juristi-
schen Begriffen und deshalb schwer abzugrenzen,
sehr vage. Ebenso schwierig ist es, den Begriff
„Falschnachrichten“ – „Fake News“ – abzugrenzen.
„Falschnachrichten“ ist kein Rechtsbegriff. Was da-
runter zu verstehen ist, wird in dem Bundesgesetz
– bis auf den Verweis auf die Tatbestände in § 1
Abs. 3, auf Strafrechtsnormen – nicht näher erläu-
tert. Zum anderen können bei Fake News Tatsa-
chenbehauptungen mit Meinungsäußerungen auch
untrennbar verknüpft sein, sogenannte Mischäuße-
rungen, zu denen das Bundesverfassungsgericht
auch schon mal Ausführungen gemacht hat, die in
ihrer Gesamtheit grundsätzlich nämlich auch vom
Meinungsäußerungsfreiheitsrecht gedeckt sind.
Wenn es aber eine allgemeine Definition für Fake
News gibt, dann lassen sich deren Wirkungen, ins-
besondere auch destruktive Wirkungen nicht genau
abschätzen. Das wäre aber zum Beispiel eine Vor-
aussetzung, um tatsächlich in Grundrechte einzu-
greifen.

Um es zusammenzufassen: Es besteht stets die
Gefahr, dass auch rechtmäßige Inhalte entfernt
oder gelöscht werden, insbesondere dann, wenn
man an die hohen Bußgeldandrohungen denkt von
bis zu 50 Millionen und die kurzen Fristen von zum
Teil nur 24 Stunden, in denen sich der Netzbetrei-
ber entscheiden muss, ob er die Löschung vor-
nimmt oder nicht. Gerade das kann dazu führen,
dass es in Zweifelsfällen und gegebenenfalls ohne
eine sorgfältige Prüfung zur Löschung auch legaler
Inhalte kommt, sogenanntes – ich nehme mal den
englischen Begriff – Overblocking. Ein schöner Be-
griff; man hätte es auch anders ausdrücken kön-
nen.

Ich will abschließend mit einem groben Satz zu die-
sem Gesetz zusammenfassen: Das Netzwerk-
durchführungsgesetz

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Netzwerk-
durchsetzungsgesetz!)

– Netzwerkdurchsetzungsgesetz, ja – ist zwar gut
gemeint
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(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Besser wäre
„Zensurgesetz“ gewesen!)

– hören Sie mir doch einfach zu –, aber nicht gut
gemacht. Dies hat der Bundesrat in seiner Stellung-
nahme vom 02.06.2017 genauso gesehen und dies
in einer 19-seitigen Stellungnahme dezidiert zum
Ausdruck gebracht und auch entsprechende Ände-
rungen eingefordert. Falls Sie es doch noch einmal
nachlesen wollen, es ist die Drucksache 315/17,
nicht so, wie Sie sie zitiert haben mit 335/17. Also –
eine große Aufgabe für den Bundesjustizminister,
es könnte noch etwas daraus werden. Die CDU-
Fraktion im Bundestag hat auch schon umfangrei-
che Änderungen eingefordert.

Jetzt zu Ihrer Lösung. Sie wollen sich ja mit Ihrem
Verfassungsänderungsantrag dagegen wehren. Ih-
re Lösung ist eben keine. Abgesehen davon, dass
eine Verfassung nicht mit Einzelfallregelungen oder
tagesaktuellen Problemlösungen überfrachtet wer-
den sollte – es ist ein guter Grund, dass in der Ver-
fassung einzelne Normen stehen, die aber sehr all-
gemein sind, weil sie dann auch auf viele Lebens-
sachverhalte anwendbar sind. Also abgesehen da-
von sind solche als Gegenwehr gegen beispielswei-
se dieses Bundesgesetz völlig untauglich, denn es
gilt der einfache Verfassungsgrundsatz, den ken-
nen Sie – auch Sie von der AfD kennen den –:
„Bundesrecht bricht Landesrecht“, und zwar auch
Landesverfassungsrecht. Das heißt, das Gesetz,
über das wir hier reden, verstößt gegen das Grund-
gesetz und ist damit verfassungswidrig – oder es ist
dies nicht, dann kann es durch Landesrecht nicht
verfassungswidrig werden. Deshalb ist die von Ih-
nen vorgeschlagene Regelung gegen das ange-
prangerte Bundesgesetz völlig wirkungslos.

(Beifall CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Marx
das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz ist sehr
wichtig. Bei aller Kritik, die es jetzt auch erfahren
hat, auch im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens, auch von Sachverständigen, war es eine Fol-
ge dessen, dass die Bemühungen der freiwilligen
Selbstkontrolle, für die es mit den großen Netzbe-
treibern sehr viele Gespräche und sehr viele Ver-
einbarungen gegeben hat, nicht gefruchtet haben.
Es gibt deswegen einen Regelungsbedarf. Was
passiert mit Inhalten im Netz, die dort nicht reinge-
hören und die Straftatbestände erfüllen? Darum
geht es. Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz – und
das gehört zum positiven Teil – schafft keine neue

Definition, es schafft nichts Neues, keine neue Defi-
nition davon, was von der freien Meinungsäuße-
rung gedeckt ist oder nicht, sondern es knüpft an
Straftatbestände an und sagt: Äußerungen, die be-
stimmte Straftatbestände, die in diesem Gesetzent-
wurf genannt sind, erfüllen, sollen aus dem Netz
entfernt werden.

Dann war eben die Frage: Wie macht man das?
Der Gesetzentwurf sieht oder sah vor – es zeichnet
sich schon ab, dass es so nicht haltbar sein wird,
dass die Frage, was da rausgenommen wird, nicht,
wie man das bisher machen musste, über den or-
dentlichen Gerichtsweg zu entscheiden ist, sondern
dass die Netzbetreiber selbst, weil sie sozusagen
näher dran sind und bessere Möglichkeiten ha-
ben –, dass man dieses Recht oder diese Pflicht,
das Internet von strafrechtsverstoßenden Äußerun-
gen freizuhalten, den Netzbetreibern übertragen
will.

Diese 24-Stunden-Frist, die der Kollege Scherer
genannt hat, betrifft offenkundig rechtswidrige Äu-
ßerungen.

(Zwischenruf Abg. Scherer, CDU: Wer ent-
scheidet, was rechtswidrig ist?)

Also wenn einer zum Beispiel in sein Profil schreibt,
dass bestimmte Leute ins Gas gehören, braucht
man nicht lange zu prüfen, das kann man löschen.
Ich denke, da ist auch klar, dass die Meinungsfrei-
heit eine solche Äußerung nicht deckt. Allerdings
vielleicht bis zu einer bestimmten Grenze des
Hauses nur, weil wir wissen, dass sich Herr Höcke
schon immer gegen die sogenannten Meinungsde-
likte gewehrt hat und die gern aus dem Strafrechts-
katalog gestrichen hätte. Wir nicht!

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Doch, Ihr Par-
teikollege Schily auch!)

Wir nicht! Also jetzt weiter zur Sache und diesen
ganzen Diskussionen, die zu Recht jetzt darüber
entbrannt sind, ob dieses Verfahren sinnvoll ist und
ob die Höhe der Bußgelder, die angedroht werden,
wenn der Löschungsverpflichtung nicht Genüge ge-
tan wird, nicht dazu führen kann, dass unter Um-
ständen zu viel gelöscht wird – Overblocking –, Kol-
lege Scherer hat es gerade gesagt. Das ist in der
Tat ein Problem, das im Rahmen dieses Gesetzge-
bungsverfahrens noch diskutiert wird.

Aber die Absicht, dass Strafrechtsverstöße im Netz
nicht geduldet werden können und dass man da
schnell Abhilfe schaffen muss, ist ein Bedürfnis
oder eine Anforderung, die uns alle hier im Hause
eint. In der Frage haben wir auch keinen Dissens
mit Linken und Grünen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wie gesagt, es geht um das Gesetz. Und jetzt, wie
das so schön auch bei dem Portal netzpolitik.org
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geschildert worden ist, setzen Sie sich als Rechts-
populisten da oben drauf und sagen: Oh Gott, die
allgemeine Meinungsfreiheit ist in Gefahr. Was Sie
aber immer meinen, ist, Ihre Meinungsfreiheit ist in
Gefahr,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ist die weni-
ger schützenswert?)

die Privilegierung zu verlieren, dass Sie auch straf-
rechtswürdige Inhalte im Internet bisher locker und
lustig verbreitet haben. Dann gerieren Sie sich als
Hüter der Freiheit, die Sie eigentlich missachten
und die Sie selbst auch einschränken wollen. Das
ist das Widersprüchliche bei Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das kann man sehr gut nachlesen in den Chats, die
jetzt veröffentlicht worden sind, aus denen die Kol-
legin König-Preuss schon zitiert hat. Da war von
der Abschaffung oder von der Entmachtung der
Medien die Rede, wenn die Machtergreifung – das
steht wortwörtlich so in dem Chat – denn endlich
gelungen sein würde. Es gibt noch einen anderen
Passus, den möchte ich hier zitieren. Das ist ein Zi-
tat, Frau Präsidentin, ich zitiere: „Ohne die Medien
zu kriegen, keine Macht. [...] Das wusste schon der
kleine Doktor und selbst die 68er-Arschlöcher ha-
ben das erkannt und geschafft. Wir müssen die Me-
dien unterwandern, sonst wird es ganz schwer.“
Das ist Ihr Begriff von Pressefreiheit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und wenn Sie uns dann hier Ratschläge erteilen
wollen, dass wir in die Verfassung schreiben sollen,
dass wir eine Zensur nicht nur für unzulässig halten
– das gibt es auch bisher schon, das ist Verfas-
sungsrecht, ohne dass man das neu formulieren
müsste. Aber dass man eben auch private Institu-
tionen, die sich an der Bildung von Meinungen be-
teiligen, nicht unterstützen dürfte, dann wird auch
wieder klar, was Sie meinen. Sie wollen die Vielfalt
unterdrücken. Meinungsfreiheit meinen Sie nicht
wirklich, Sie meinen das Recht, Ihre merkwürdigen
Positionen unbeschwert und unbegrenzt im Netz
verteidigen und verteilen zu dürfen. Da machen wir
nicht mit und die ganzen ausführlichen Begründun-
gen sind, glaube ich, hier schon sehr tiefschürfend
und sehr weitreichend von allen anderen Vorredne-
rinnen und Vorrednern kritisiert worden.

Wie gesagt, Änderungen am Netzwerkdurchset-
zungsgesetz werden zurzeit auf Bundesebene dis-
kutiert, dazu brauchen wir Sie nicht. Aber was Sie
wollen, nämlich unbegrenzt weiter im Netz pöbeln
und hetzen und Straftatbestände schleifen, das fin-
det hier keine Unterstützung – vom gesamten Haus
nicht. Deswegen wird Ihr Gesetzentwurf diesen
Landtag hier nicht positiv verlassen, sondern wir

werden ihn hängen lassen und ablehnen. Herz-
lichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen mir jetzt keine weiteren Wortmeldungen
mehr vor. Herr Abgeordneter Höcke, Sie haben
50 Sekunden.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Dann erspare ich mir die Begründung. Frau Marx,
wenn Sie das nächste Mal AfD-Positionen glauben
hier kommunizieren zu müssen, dann tun Sie das
auch bitte in redlicher Art und Weise und zitieren
Sie nicht irgendwelche Chatprotokolle, von denen
wir nicht wissen, ob sie vielleicht selbst von Ihnen
oder von irgendwelchen Zuträgern produziert wor-
den sind,

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

sondern einfach mal unsere AfD-Programmatik.

(Beifall AfD)

Herr Scherer, Ihre Ausführungen waren auch sehr
erhellend. Sie haben nämlich vom Rednerpult hier
vorn letztlich den Gesetzentwurf Ihrer Bundesregie-
rung auseinandergenommen, herzlichen Glück-
wunsch dazu.

(Beifall AfD)

Es geht uns auch nicht um die Konkretisierung der
Landesverfassung, es geht uns darum, dass wir die
Zeit in der Landesverfassung abbilden. Die Landes-
verfassung stellte Presse, Rundfunk, Film und
Fernsehen unter den Schutz der Presse- und Mei-
nungsfreiheit. Heute hat das Internet eine größere
Bedeutung als das Radio und das Fernsehen. Das
konnten Verfassungsväter damals nicht ahnen,
deswegen ist es geboten, das Internet entspre-
chend den anderen Medien gleichzustellen – das
noch mal zur Erläuterung.

Frau Präsidentin, einen Satz lassen Sie mich bitte
noch gerade zu Ende führen. Natürlich bricht das
Bundesrecht Landesrecht, Herr Scherer – dieser
Grundsatz ist uns natürlich auch bekannt –, dassel-
be gilt aber nicht für verfassungswidriges Bundes-
recht. Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Herr Abgeordne-
ter Dr. Voigt hat sich zu Wort gemeldet.
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Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Werte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren, ein herzliches Willkommen an die Besu-
chergruppe aus Eisenberg! Ich will vielleicht noch
mal etwas zu Herrn Höcke und auch zu den Aus-
führungen zum Gesetz sagen.

Die Frage, was verfassungsgemäß ist und was
nicht, entscheiden in Deutschland im Zweifelsfall
immer noch Gerichte, wenn sie dazu angefragt wer-
den.

(Beifall CDU)

Das ist auch der Vorwurf, den wir als Unionsfraktion
bisher diesem Gesetz gemacht haben, und zwar
dem Bundesgesetz. Wenn Sie sich die Anhörung,
die am Montag im Deutschen Bundestag stattge-
funden hat, angeschaut haben, dann werden Sie
schnell feststellen, dass angefangen von der Digi-
talwirtschaft über Rechtsprofessoren bis hin zu „Re-
porter ohne Grenzen“ alle unisono gesagt haben,
dass dieses Gesetz verfassungswidrig ist, was wir
offen gestanden als Union schon seit Januar dieses
Jahres erzählen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Aber ihr habt
es mitgetragen!)

– Vorsicht! – Deswegen gibt es ganz konkrete Än-
derungsvorschläge, weil wir uns eine Grundsatzfra-
ge stellen – und da kommen wir wieder zu der Ver-
fassungsmäßigkeit. Wir stellen uns die Grundsatz-
frage: Soll es in unserer Rechtssystematik eine
Umkehr geben? Die Umkehr, dass bisher Gerichte
darüber entscheiden, was letztlich strafrechtlich re-
levant ist oder nicht oder ob das quasi eine Selbst-
zensur der Anbieter sein soll. Da sagen wir als
Union: Das kann doch bitte schön nicht unser Ernst
sein, dass wir in die Hände von Facebook oder an-
deren sozialen Medien die Entscheidungen darüber
legen, was letztlich rechtmäßig bzw. strafbar ist
oder nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Ich glaube, das ist die Debatte, die wir führen müs-
sen. Aber ein bisschen zur Aufklärung, wie die Fak-
tenlage ist: Schon jetzt ist es so, dass Facebook
3.500 Kommentare pro Woche löscht, die nach-
weislich Hate Speech, Hasskommentare, sind. Das
ist deren eigene Selbstkontrolle, was sie in
Deutschland machen. Aber deswegen muss man
es auch klar auseinanderhalten – und ich bin dem
Kollegen Scherer dankbar, dass er die Unterschei-
dung zwischen Fake News und Hate Speech ge-
macht hat. Wer soll denn Fake News auseinander-
halten, wo da die Grenzen verschwimmend sind?
Ich mache nur mal ein Beispiel: Den Kommentar,
dass der Papst Franziskus Donald Trump als ame-
rikanischen Präsidenten unterstützt, hat sich 1 Milli-
on Amerikaner angeschaut. Das sind klare Fake
News. Aber das ist nicht strafrechtlich. Deswegen

kann so etwas natürlich objektiv nicht verboten wer-
den. Aber was klar sein muss, ist, wenn es straf-
rechtlich relevant ist, muss es schnell bearbeitet
werden, aber von einem deutschen Gericht.

Frau Marx, Sie haben das auf die 24-Stunden-Re-
gel bezogen gesagt. Ja, aber das Gesetz von Ihrem
Parteikollegen Maas sah vor, das innerhalb von sie-
ben Tagen zu lösen. Sie sind selbst Juristin und
wissen, dass der Abwägungsbereich in der Fra-
gestellung, was offensichtlich rechtswidrig ist bei
Beleidigung oder Verleumdung, manchmal auch in
deutschen Gerichten sehr lange und sehr unter-
schiedlich diskutiert wird. Insofern ist mir wohler zu
sagen, das macht auch weiterhin ein deutsches
Gericht, selbst wenn es etwas Zeit braucht, als
wenn ich das in die Hände von Facebook gebe. Ich
verstehe Ihre Herangehensweise, ich verstehe
schon die Sorge, die Sie haben, dass dann solche
Unternehmen hergehen und sagen: Wir löschen
tendenziell schneller, weil wir die Sorge haben,
dass das gegebenenfalls strafrechtlich relevant sein
könnte und wir deswegen hohe Strafzahlungen be-
kommen, dass dann quasi der offene demokra-
tische Dialog, den wir brauchen, vielleicht nicht
mehr vonstatten geht.

Ich glaube, für dieses Facebook-Gesetz darf es
kein Like geben. Deswegen werden wir als Unions-
fraktion im Deutschen Bundestag sehr konkret an
drei Sachen ansetzen. Ich denke, dass es dann
vielleicht auch zu einem Kompromiss kommen wird.
Das eine ist: Wir haben in Deutschland ein etablier-
tes System der regulierten Selbstregulierung. Das
kennen wir aus dem Jugendmedienschutz und das
gibt es auch an vielen anderen Stellen. Ich glaube,
das werden wir natürlich auch in der Bundestags-
debatte erleben. Gleichzeitig wird es um Fragen
wie Clearingstellen gehen. Wenn wir es schaffen
sollten, dieses Gesetz auf seinen Kern zurechtzu-
stutzen, nämlich, dass wir auch Regulierung im In-
ternet brauchen, dann ist auch dem Kollegen Maas
bei seinem überbordenden Regulierungswahn ge-
holfen und er hat es charmant mit unserer Hilfe
letztlich zu einem Gesetz bringen können, das in
gewisser Weise noch die Intention, die vielleicht
nicht mal schlecht ist – Kollege Scherer hat es zu
Recht gesagt, es ist gut gemeint, aber schlecht ge-
macht –, dass wir das wieder auf diese Sache kom-
primieren. Denn eines muss uns als Demokraten
gemeinsam wichtig sein, dass wir auch in einem öf-
fentlichen Raum wie dem Internet nicht zulassen,
dass etwas unreguliert passiert. Wir wollen klare
Rechtsrahmen setzen. Ich denke, wenn wir das hin
zu einer regulierten Selbstregulierung bringen,
dann haben wir in Deutschland gute Erfahrungen
damit. Und wenn wir es dann am Ende bei Gerich-
ten lassen, ist es auch der richtige Weg und dann
kann auch so ein Gesetz kommen. Vorher nicht.
Dafür werden wir als Union Sorge tragen. Schönen
Dank.
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(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Es hat sich Ab-
geordnete König-Preuss, Fraktion Die Linke, zu
Wort gemeldet.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Zuschauerin-
nen und Zuschauer auf der Besuchertribüne, ich
möchte insbesondere Herrn Dr. Mario Voigt dan-
ken, der das noch mal klargestellt hat, wie dieses
Netzwerkdurchsetzungsgesetz zu bewerten ist.
Vom fachlichen her, da teilen wir die Meinung und
ich hoffe auch, dass es entsprechend dann im Bun-
destag zu einer Änderung bzw. in der jetzigen Form
auch zu einer Ablehnung des Gesetzes kommen
wird.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Für Herrn Scherer: Für die Gleichsetzung in Bezug-
nahme auf Herrn Höckes Rede und meine Rede
bekommen Sie von mir zehn Extra-Punkte auf der
Extremisten-Theoretiker-Bingo-Liste – da führen
Sie aktuell.

Und als Letztes: Herr Höcke zweifelte hier vorn an,
dass diese WhatsApp-Chat-Gruppe, die in dieser
Woche öffentlich geworden ist, echt wäre. Es gibt
mittlerweile sowohl die Bestätigung des Gründers
der WhatsApp-Gruppe, der die strukturelle Echtheit
bestätigt, und es gibt auch die Bestätigung von
Herrn Poggenburg,

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Sie haben
nicht zugehört!)

der gleichzeitig auch erklärt hat, er habe weder die
Aufgabe noch das Recht – Zitat –, „hier irgendwel-
che Meinungsäußerung einzuschränken“. Da ist so-
zusagen der konkrete Beleg wieder für das, worum
es der AfD geht, nämlich die Form der Hetze, die
Form des Hasses, die überall von Ihnen und von Ih-
ren Kollegen und Kolleginnen in den unterschied-
lichen Parlamenten, von Ihren Sympathiesanten
und Wählern und Parteimitgliedern verbreitet wird.
Das wollen Sie legalisieren. Dem stellen wir uns
entgegen.

Und eine letzte Sache will ich dann doch noch sa-
gen an die Verteidiger, vermeintlichen Verteidiger
der Meinungsfreiheit hier rechts außen von mir: Ich
glaube, die meisten von uns – wir hatten das hier
auch schon im Plenum – kennen ja Deniz Yücel,
den Journalisten der „Welt“, der jetzt seit mehren
Monaten in der Türkei in Haft sitzt.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist doch
ein Knacki, oder?)

Genau, es ist ein Knacki – darüber machen Sie sich
lustig! Wissen Sie, der sitzt in Haft, weil er für Mei-
nungsfreiheit eingetreten ist. Und darüber machen
Sie sich lustig!

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Genau das ist nämlich Ihre Vorstellung von Mei-
nungsfreiheit – immer nur dann, wenn es konform
ist in Ihrem rassistischen Weltbild, Ihrem antisemiti-
schen Weltbild und Ihrem Verschwörungsweltbild,
wie es Kollegin Henfling hier vorn sehr gut
dargestellt hat. Die Kollegen von Ihnen äußern sich
nämlich zu Deniz Yücel und dessen Haft in der Tür-
kei wie folgt: „Von mir aus kann er bleiben, wo er
ist“, so Holger Ape. Oder eben auch: „In Deutsch-
land hätte er schon längst wegen Beleidigung und
Volksverhetzung ins Gefängnis kommen müssen.“

Und da sage ich Ihnen ganz im Ernst: Sich hier hin-
zustellen, uns einen Gesetzentwurf für die Mei-
nungsfreiheit vorzulegen, zu erwarten, dass wir die-
sem auch nur im geringsten Zustimmung geben,
gleichzeitig da, wo Meinungsfreiheit in Gefahr ist,
nämlich sowohl hier in Deutschland durch konkrete
Bedrohungen von Journalisten, durch konkrete Be-
drohungen von Menschen, die sich nicht in Ihrer
Ideologie äußern, da nicht entgegenzutreten, ent-
larvt Sie und zeigt ganz klar, worum es Ihnen geht.
Es geht Ihnen darum, Rassismus zu legitimieren
und zu legalisieren. Dafür bekommen Sie keine Zu-
stimmung – von niemandem.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen jetzt kei-
ne weiteren Wortmeldungen vor. Für die Landesre-
gierung hat Staatssekretär von Ammon das Wort.

von Ammon, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Fraktion der AfD
legt einen Gesetzentwurf zur Änderung der Verfas-
sung des Freistaats Thüringen vor. Nach der Be-
gründung des Gesetzentwurfs soll das verfas-
sungsrechtlich verankerte Zensurverbot konkreti-
siert werden.

Ich möchte hier nicht über die Motive für eine sol-
che Verfassungsänderung mutmaßen – stattdessen
soll in der gebotenen Kürze zu den einzelnen Re-
gelungsvorschlägen in rechtlicher Hinsicht Stellung
genommen werden.

Nach Artikel 11 Abs. 1 der Thüringer Verfassung
hat jeder das Recht, seine Meinung frei zu äußern
und zu verbreiten sowie sich aus allgemein zugäng-
lichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Diese
Regelung soll durch Einführung eines zweiten Sat-
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zes wie folgt ergänzt werden: „Das gilt insbesonde-
re auch für öffentlich zugängliche Datennetzwerke.“
Hierzu ist festzustellen: Der Kreis möglicher Infor-
mationsquellen ist durch den geltenden Verfas-
sungstext bereits weit gefasst und umfasst insbe-
sondere die Massenmedien, aber auch alle ande-
ren Formen des Informationsaustauschs, soweit es
sich um allgemein zugängliche Quellen handelt. Die
Väter und Mütter der Thüringer Verfassung waren
damit viel vorausschauender, als ihnen die AfD-
Fraktion mit ihrem Gesetzentwurf unterstellt. Durch
eine ausdrückliche Aufzählung der öffentlich zu-
gänglichen Datennetzwerke würde die Frage aufge-
worfen werden, weshalb nicht auch andere mögli-
che Informationsquellen genannt werden. Eine sol-
che Regelung ist damit nicht nur überflüssig, sie
würde auch zu Verwirrung und zu Rechtsunsicher-
heit führen.

Ebenso verhält es sich bei dem weiteren Rege-
lungsvorschlag. Danach soll Artikel 11 Abs. 2 der
Thüringer Verfassung, der die Freiheit der Presse,
des Rundfunks, des Fernsehens, des Films und der
anderen Medien gewährleistet, ergänzt werden, in-
dem die sozialen Netzwerke gesondert genannt
werden. Hierzu ist festzustellen: Die Thüringer Ver-
fassung enthält bereits einen ausdrücklichen Hin-
weis auf die anderen Medien. Primär sind darunter
die Betätigungen im Multimediabereich zu verste-
hen. Dies ist eine Besonderheit der Verfassung des
Freistaats Thüringen. Damit ist die Norm gerade
entwicklungsoffen, um weitere künftige Medienfor-
men ohne Weiteres zu erfassen. Eine beispielhafte
Konkretisierung dieses unbestimmten Rechtsbe-
griffs der anderen Medien würde dieser Gesetzes-
systematik widersprechen und wäre kontraproduk-
tiv.

Zu guter Letzt schlägt die Fraktion der AfD vor, Arti-
kel 11 der Verfassung des Freistaats Thüringen um
einen vierten Absatz zu erweitern. Das Zensurver-
bot soll um ein Verbot von Buß- und Strafvorschrif-
ten und ein staatliches Finanzierungsverbot ergänzt
werden. Gegen diesen Regelungsvorschlag spre-
chen wiederum grundsätzliche systematische Grün-
de: In den Grundrechtsteil der Verfassung gehören
solche Einzelfallregelungen nicht, hierzu ist ja be-
reits ausgeführt worden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Artikel 11 Abs. 3 der geltenden Thüringer Verfas-
sung verfügt bereits über eine Schrankenregelung
im Hinblick auf die Meinungs-, Informations- und
Medienfreiheit. Danach finden diese Grundrechte
ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen
Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum
Schutz der Kinder und Jugendlichen und dem
Recht der persönlichen Ehre. Diese Schrankenre-
gelung, die im Wortlaut Artikel 5 Abs. 2 des Grund-

gesetzes entspricht, ist in ihrer abstrakten Form ei-
ner Verfassung angemessen.

Durch diese allgemeine Regelung sind die Schran-
ken der Meinungs-, Informations- und Medienfrei-
heit klar geregelt. Sie gewährleisten den Schutz
elementarer Grundrechte und sind Grundlage da-
für, verschiedene Grundrechtspositionen in Ein-
klang zu bringen. Die beabsichtigte Einzelfallrege-
lung ist damit nicht nur überflüssig, sondern auch
verfassungsrechtlich und systematisch verfehlt.
Profitieren würde durch die vorgeschlagene Verfas-
sungsänderung der, der ungestraft lügen, hetzen,
verleumden will und die Persönlichkeitsrechte an-
derer Menschen missachtet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aus Sicht der Landesregierung ist der Gesetzent-
wurf deswegen abzulehnen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich beende die Aussprache. Es ist keine Aus-
schussüberweisung beantragt worden, deswegen
schließe ich für heute die Beratung.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes zur
Umsetzung europarechtlicher
Vorschriften betreffend die Be-
herrschung der Gefahren bei
schweren Unfällen mit gefährli-
chen Stoffen
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4054 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Frau Ministerin Siegesmund, Sie haben
das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Manchmal sind ja Gesetzesbezeichnungen
fast genauso lang wie der Gesetzentwurf selbst.
Das haben wir mit der Änderung hier fast geschafft.
Der von der Landesregierung eingebrachte Gesetz-
entwurf ist kurz. Er ändert das Thüringer Gesetz zur
Umsetzung europarechtlicher Vorschriften betref-
fend die Beherrschung der Gefahren bei schweren
Unfällen mit gefährlichen Stoffen nur an einem
Punkt. Aber dies ist ein sehr relevanter Punkt, des-
wegen will ich das kurz darstellen. Worum geht es
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also? Mit der sogenannten Seveso-III–Richtlinie will
die Europäische Union möglichen Auswirkungen
von Industrieunfällen auf Menschen und Umwelt
noch besser als bisher begegnen.

Erinnern wir uns: Vor fast 41 Jahren kam es im nor-
ditalienischen Seveso zu einem der schlimmsten
Industrieunfälle der europäischen Geschichte. Am
10. Juli 1976 platzte in einer Chemiefabrik bei der
Herstellung eines Desinfektionsmittels ein Über-
druckventil. Die Folgen für das norditalienische
Städtchen Seveso und die umliegende Region wa-
ren verheerend. Neben anderen Stoffen entwichen
große Mengen hochgiftiger Dioxinverbindungen.
Der Wind verbreitete in den Gemeinden südöstlich
der Fabrik auf rund 1.800 Hektar eine Giftwolke, in
der rund zwei Kilogramm Dioxin enthalten waren.
Kinder erlitten Hautverätzungen und erkrankten an
Chlorakne, Schwangeren wurde empfohlen abzu-
treiben, Tiere starben oder mussten notgeschlach-
tet werden. Die Bilder gingen um die Welt.

Aufgrund dieses Unfalls und anderer schwerer
Chemieunfälle in den 70er- und 80er-Jahren, zum
Beispiel im indischen Bhopal, wurden Politik und
Öffentlichkeit sensibilisiert. Als Folge daraus wurde
1980 als zwölfte Verordnung zum Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz die Deutsche Störfall-Verordnung
in Kraft gesetzt. Diese war dann Vorbild für die am
24. Juni 1982 erlassene sogenannte Seveso-Richt-
linie in der damaligen Europäischen Gemeinschaft.
Im Fokus der Richtlinie damals stand schon die
Senkung des hohen Gefahrenpotenzials bestimm-
ter industrieller Tätigkeiten. 1986 wurde die Seve-
so-Richtlinie durch die Seveso-II-Richtlinie bearbei-
tet und die dritte Seveso-Richtlinie konkretisiert nun
die Anforderungen an die Errichtung und den Be-
trieb von sogenannten Störfallanlagen weiter.

Warum müssen wir das tun? – Weil die Überarbei-
tung jetzt seitens der EU eingefordert wird. Der
Bund hat umfangreiche Änderungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes und der Störfall-Verord-
nung vorgenommen. Im nicht gewerblichen Be-
reich, also im Wesentlichen im Wissenschafts- und
Forschungsbereich, fehlt dem Bund aber die Ge-
setzgebungskompetenz, denn es handelt sich bei
derartigen Einrichtungen um Anlagen, die nicht ge-
werblichen Zwecken dienen und die nicht im Rah-
men wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung
finden. Zudem verfolgen die zu treffenden Rege-
lungen nicht den Schutz vor Luftverunreinigung
oder Geräuschen, sondern vor sonstigen Gefahren.
Deswegen muss der Landesgesetzgeber tätig wer-
den – und das tun wir.

Was machen wir also in Thüringen? In Thüringen
werden die Forderungen der Seveso-III-Richtlinie je
nach Rechtsbereich, soweit getroffen, umgesetzt –
einerseits durch das UVP-Gesetz, andererseits
durch die Thüringer Bauordnung, drittens durch das
Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetz

und viertens eben durch die Überarbeitung der Se-
veso-III-Richtlinie. Der Bund hat wesentliche Ele-
mente für eine Umsetzung des EU-Rechts bereits
hinlänglich durch Änderung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes im Dezember 2016 und durch
Änderung der Störfall-Verordnung im Januar 2017
geregelt.

Hinsichtlich der Anlagen, die nicht gewerblichen
Zwecken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftli-
cher Unternehmungen Verwendung finden, beste-
hen keine Besonderheiten gegenüber sonstigen
Anlagen. Deswegen reicht eine Aktualisierung des
Verweises auf die bundesrechtlichen Bestimmun-
gen aus. Das behalten wir bei. Die Seveso-III-Richt-
linie war bis zum 31. Mai 2015 in nationales Recht
umzusetzen. Gegen die Bundesrepublik läuft im
Übrigen bereits ein Vertragsverletzungsverfahren.
Der Bund hat nun mit Wirkung vom 14. Januar sei-
nen Teil umgesetzt. Wir setzen jetzt mit unserer
landesrechtlichen Änderung darauf auf. Damit wird
die Novelle vollständig. Ich hoffe auf gute Beratun-
gen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich eröffne die Beratung. Es liegen mir keine Wort-
meldungen vor. Herr Abgeordneter Blechschmidt?

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Ich beantrage die Überweisung des Gesetzentwurfs
an den Ausschuss für Umwelt, Energie und Natur-
schutz. Danke.

Vizepräsidentin Jung:

Dann schließe ich die Beratung. Es ist Ausschuss-
überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Ener-
gie und Naturschutz beantragt worden. Wer dem
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus allen Fraktionen und des
fraktionslosen Abgeordneten Gentele. Damit ist die
Ausschussüberweisung beschlossen und ich
schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9

Für eine angemessene Verzin-
sung von Steuernachzahlun-
gen und Steuererstattungen
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/3795 -
dazu: Zinsen auf Steuernachzah-

lungen und Steuererstat-
tungen halbieren
Alternativantrag der Frak-
tion der CDU
- Drucksache 6/4012 -
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Wünscht die Fraktion der AfD das Wort zur Begrün-
dung? Herr Abgeordneter Brandner, Sie haben das
Wort.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Meine Damen und Herren, liebe Besucher, das ist
wieder ein wichtiges Thema, das die AfD aufgreift,
ein wichtiges wirtschafts- oder finanzpolitisches
Thema und es ist an der Zeit, tätig zu werden.
Wenn schon der Bundestag nichts tut und Herr
Schäuble auch dieses wichtige Thema in den Euro-
wirren verschläft, dann sollten wenigstens wir hier
im Thüringer Landtag wach werden und vorange-
hen und ein deutliches Zeichen setzen.

(Beifall AfD)

Mit unserem Antrag fordern wir endlich eine Anpas-
sung des Zinssatzes bei Steuernachzahlungen und
Steuererstattungen. Nach nunmehr 56 Jahren ins-
gesamt und mehreren Jahren Nullzinspolitik und
damit Enteignungspolitik der Europäischen Union,
unterstützt durch alle Altparteien, ist es an der Zeit,
an die Steuerzahler und an jedes Unternehmen
draußen im Lande ein klares Signal zu senden.

Wir wollen nicht, dass sich der Staat durch Zinszah-
lungen in immenser Höhe bereichert. Wir wollen
nicht, dass aus Steuergeldern finanzierte Zinsen in
erheblicher Höhe ausbezahlt und Steuererstattun-
gen womöglich als rentable Geldanlage gesehen
werden. Wie Sie alle wissen, befinden sich die Zin-
sen in der Eurozone im Minusbereich, ungeachtet
dessen befindet sich der Zinssatz bei Steuererstat-
tungen und Steuernachzahlungen in Deutschland
bei 6 Prozent im Jahr und damit in einer nicht an-
satzweise nachvollziehbaren oder auch nur ver-
ständlichen Höhe. Dieser Zinssatz ist auch gänzlich
marktfern. Es gibt keinen einzigen Grund, an die-
sem starren Zinssatz festzuhalten. Auch angesichts
aktueller EDV-Möglichkeiten würde das Argument
aus den 50er- oder 60er-Jahren, das Argument der
Verfahrensvereinfachung, heute nicht mehr gelten.
Wie Fachliteratur und viele Experten wollen wir
einen dynamischen Zinssatz, der Zinsschwankun-
gen abfangen und ausgleichen kann. Wir wollen,
dass das Gesetz einmal modernisiert und zukunfts-
fest gemacht wird. In Zukunft wird es auch keiner
Änderungen mehr bedürfen. Deshalb werden wir
den CDU-Antrag als solchen auch nicht unterstüt-
zen, da der Änderungsantrag weiterhin starre Zins-
höhen vorsieht.

Wir wollen, dass der Zinssatz für Steuernachzah-
lungen und Steuererstattungen an den Basiszins-
satz, § 247 BGB, gekoppelt wird. Das funktioniert
im Zivilrecht seit vielen Jahren problemlos. Vor al-
lem in der aktuellen Niedrigzins- oder Nullzinssitua-
tion, die gerade die deutschen Steuerzahler und
Sparer teuer zu stehen kam und auch noch sehr
teuer zu stehen kommen wird, wäre das eine deutli-

che Entlastung und ein deutliches Zeichen nach
draußen.

Allein im Jahr 2016 hat der deutsche Fiskus dem
Steuerbürger 670 Millionen Euro Nachzahlungszin-
sen abgeknöpft. 670 Millionen Euro, meine Damen
und Herren, die ganz klar zulasten der Steuerzahler
gingen, die ganz klar auch zulasten der kleinen Un-
ternehmen gingen. Deshalb warten wir nicht ab, bis
die Gerichte entscheiden, dass der Zinssatz rechts-
widrig und unzulässig ist, warten wir nicht auf ein
Urteil des Bundesfinanzhofs oder ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichts, das uns dann wieder
mal vor Augen führt, dass die Politik versagt hat.
Handeln wir als Politiker, handeln wir vorausschau-
end und handeln wir jetzt! Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung? Das kann ich nicht erkennen. Dann er-
öffne ich die Beratung und das Wort hat Abgeord-
nete Schulze, Fraktion der CDU.

Abgeordnete Schulze, CDU:

Sehr geehrte Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, liebe Besucher auf der Tribü-
ne! Worum geht es in dem Antrag bzw. in unserem
Antrag? Es geht in unserem Alternativantrag da-
rum, Zinsen auf Steuernachzahlungen und Steuer-
erstattungen zu halbieren. Steuern? In einem Ge-
meinwesen gibt es viele Aufgaben, die ein Einzel-
ner oder eine Einzelne nicht lösen kann. Bildung,
öffentliche Infrastruktur, Gesundheitswesen, soziale
Absicherung, innere und äußere Sicherheit gehören
beispielsweise auch dazu. Hier wird der Staat für
uns alle tätig. Seine Leistungen finanziert er mit den
Steuereinnahmen. Sie sind eine der wichtigsten
Einnahmequellen. Ohne diese Gelder könnte er
seinen gestalterischen Aufgaben überhaupt nicht
nachkommen. Und wer Steuern zu spät zahlt, der
zahlt Zinsen auf den Betrag. Und wer zu viel Steu-
ern bezahlt hat, erhält Zinsen auf die Rückzahlung.
Die Verzinsung von Steuernachzahlungen und
Steuererstattungen soll ein Ausgleich dafür sein,
dass die Steuern bei den einzelnen Steuerpflichti-
gen zwar jeweils spätestens am Jahresende entste-
hen, aber zu unterschiedlichen Zeiten festgesetzt
und fällig werden. Durch Verzinsung von Steuer-
nachzahlungen sollen Vorteile abgeschöpft werden,
die der Steuerpflichtige dadurch erlangt, dass er
das Geld nutzen konnte, das dem Fiskus zusteht.
Die eingenommenen Zinsen wiederum sollen die
Nachteile für den Staat ausgleichen, da er das Geld
nicht schon zu einem früheren Zeitpunkt nutzen
konnte. Bei den Steuererstattungen dagegen ent-
gehen dem Steuerpflichtigen potenzielle Zinserträ-
ge, weil er das ihm zustehende Geld nicht zu einem
früheren Zeitpunkt anlegen konnte. Hier geht es
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zurzeit um einen monatlichen Zinssatz von 0,5 Pro-
zent, 6 Prozent pro Jahr.

Sehr geehrte Damen und Herren, nachdem die Zin-
sen am Markt ein historisches Tief erreicht haben,
sehen auch wir hier Handlungsbedarf. Nun ist die
Abgabenordnung – unser Mantelgesetz zum Steu-
errecht – eine Angelegenheit in Bundesentschei-
dung. Eine Änderung der Höhe der Zinsen von
Steuererstattungen und Steuerforderungen ist
schon seit 2016 ein Diskussionsthema unter den
Unionspolitikern. Deshalb fordern wir die Landesre-
gierung in unserem Antrag auf, sich im Rahmen ei-
ner Bundesratsinitiative für die Senkung der Zinsen
auf Steuernachzahlungen und Steuererstattungen
nach § 238 Abgabenordnung einzusetzen. Wir for-
dern hier eine Halbierung von einhalb auf ein viertel
Prozent pro Monat, damit die Zinshöhe nur noch
maximal 3 Prozent pro Jahr beträgt.

Sehr geehrte Damen und Herren der AfD, Ihren An-
trag können wir nachvollziehen, ihm aber leider
nicht zustimmen. Mit der Festlegung eines festen
Zinssatzes hat man auch an die Praktikabilität ge-
dacht. Eine Anpassung an den jeweiligen Marktzins
oder an den Basiszins nach § 247 des Bürgerlichen
Gesetzbuches würde wegen dessen Schwankun-
gen auch zu erheblichen praktischen Schwierigkei-
ten führen, da im Einzelnen für die Vergangenheit
festgestellt werden müsste, welche Zinssätze für
den jeweiligen Zinszeitraum zugrunde zu legen wä-
ren. Die Schaffung eines variablen Zinssatzes – so
wie Sie es in Ihrem Antrag fordern – hätte bei mehr-
jährigen Zinsläufen – wie zum Beispiel bei Außen-
prüfungen, Einspruchs- oder Gerichtsverfahren,
was häufig der Fall ist – umfangreiche, höchst kom-
plizierte und für den Steuerpflichtigen wie auch für
die Mitarbeiter der Finanzbehörden schwer nach-
vollziehbare Zinsberechnungen zur Folge. Da so,
wie Sie es vorschlagen, eine Kopplung an den Ba-
siszins genau das bedeuten würde, lehnen wir die-
sen variablen Zinssatz ab. Noch etwas: Ob dieser
Zins so niedrig bleibt und für die Zukunft bleiben
sollte, ist auch offen.

Sehr geehrte Damen und Herren, die gegenwärtige
Null-Zins-Politik der Europäischen Zentralbank ent-
eignet nicht nur die Sparer in Deutschland, sie hat
eine Immobilienblase in unseren Großstädten auf-
geblasen und sie führt zu vielfältigen Verwerfungen.
Ein Beispiel ist die eklatante Differenz zu den ge-
setzlichen Zinsen, wie ich es schon angemerkt ha-
be, insbesondere zu den Steuernachzahlungen und
Steuererstattungen nach § 238 Abgabenordnung.
Dort beträgt der Zinssatz 0,5 Prozent, sodass ab
dem 15. Monat die Maximalverzinsung von 6 Pro-
zent fällig wird. Gegenüber dem Marktzins für Einla-
gen und Kredite ist dies ein schwer erträgliches Un-
gleichgewicht, für das unsere Bürger und Unterneh-
men zunehmend das Verständnis verlieren. Des-
halb fordern wir als CDU-Fraktion die Landesregie-
rung auf, sich dafür einzusetzen, diesen Zinssatz

zu halbieren. Wir unterstützen daher auch eine ent-
sprechende Forderung aus unserem Nachbarland
Hessen, die dieses schon 2016 gefordert hatte. Zu-
vorderst sehen wir hier den Gesetzgeber berufen,
zu handeln, denn die teils öffentlichkeitswirksamen
Verfahren vor den Finanzgerichten auch in Thürin-
gen bis hinauf zu den höchsten Bundesgerichten
leben nur von der Hoffnung, dass die Verfassungs-
widrigkeit der Zinshöhe festgestellt wird. Dieses Ar-
gument sehen wir als ein sehr schwaches an, denn
weder handelt es sich um einen Bezug auf einen
Marktzins, um dem Staat den Vorwurf des Wuchers
machen zu können, noch tritt diese Zinsdifferenz
über die Jahrzehnte in allen Zinsphasen auf. Den-
ken Sie an die Hochzinsphase der 80er-Jahre. Der
Gesetzgeber ist also berufen, dieses ständige Är-
gernis zu beseitigen, er wird sich auch nicht vorwer-
fen lassen müssen, übermäßig oft Änderungen
durchzuführen, denn seit mehr als 50 Jahren blieb
der Zinssatz unverändert. Die gegenwärtigen Re-
kordsteuereinnahmen von Bund und Land geben
auch nach der Mittelfristigen Finanzplanung für die
nächsten Jahre ausreichend Gestaltungsspielräu-
me für die Bürger und Unternehmen in Thüringen.
Dieses Entlastungssignal kann sich in ein weit um-
fassenderes Entlastungsprogramm einfügen, das
Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen ver-
dient haben. Daher fordern wir insbesondere auch
einen dauerhaften Abbau der kalten Progression
sowie strukturelle Anpassungen im Tarifverlauf. Da-
mit soll der Mittelstandsbauch abgeflacht werden
und durch eine Anhebung des Betrags, bei dem der
Grenzsteuersatz von 42 Prozent fällig wird, eine
Entlastung erreicht werden. Diese liegt zurzeit be-
reits bei rund 54.000 Euro. Durch ein schrittweises
Auslaufen des Solidaritätszuschlags können da-
rüber hinaus alle Einkommen entlastet werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich
nun auf die Ursache der Zinsdifferenz zwischen
dem § 238 A0 und dem Nullzins der Europäischen
Zentralbank eingehen. Die Europäische Zentral-
bank bewegt sich mit ihrer Null-Zins-Politik und Ne-
gativzinsen für bestimmte Einlagen von Geschäfts-
banken am Rande ihres Mandats zur Wahrung der
Geldstabilität.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Was
hat denn das mit dem Thema zu tun?)

Durch ihre aktuellen Entscheidungen nimmt sich
die Europäische Zentralbank geldpolitische Spiel-
räume, die sie bei einer neuerlichen Bilanz- und
Wirtschaftskrise brauchte. Mit ihren Maßnahmen
stützt die EZB Regierungen und notleidende Ban-
ken in den Eurokrisenstaaten, statt sich mit Zinsen
für die richtigen Anreize für die erforderlichen Struk-
turreformen und für den notwendigen Abbau von
Risiken einzusetzen. Deshalb fordern wir von der
Europäischen Zentralbank eine verlässliche Geld-
politik. Das Übergreifen der Negativzinsen auf im-
mer mehr Märkte ist ein Krisensignal und droht
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einen substanziellen Vertrauensverlust in die Geld-
politik zu befeuern, insbesondere wenn Geschäfts-
banken die Negativzinsen bald auch an Privatkun-
den weitergeben, werden nicht nur Sparanreize ge-
nommen. Damit steht vielmehr die Zukunft der Ver-
mögensbildung breiter Bevölkerungsschichten auf
dem Spiel. Schon jetzt hat die Zinspolitik der EZB
erhebliche negative Auswirkungen auf die private
Altersvorsorge in Deutschland. Ein Ausweichen auf
andere Vermögensmärkte ist bereits festzustellen
und die Bundesbank hat wiederum eine beginnen-
de Blasenbildung am Immobilienmarkt festgestellt,
wie sie schon bei der letzten globalen Finanzmarkt-
krise Hauptursache waren.

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie uns
dem Grundsatz der Leistungsgerechtigkeit im Steu-
errecht an dieser überschaubaren Stelle der Abga-
benordnung genügen. Hier kann der Bund ange-
messen auf eine der vielen Auswirkungen der ver-
fehlten Geldpolitik der Europäischen Zentralbank
reagieren. Vordringlich brauchen wir aber ein zügi-
ges, verantwortungsbewusstes Ausstiegsszenario
aus der Null-Zins-Politik der EZB. Den Antrag der
AfD-Fraktion lehnen wir ab und bitten um Zustim-
mung zu unserem Alternativantrag. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordneter Dr. Pid-
de das Wort.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir,
die SPD-Fraktion, die Koalitionsfraktionen, wollen
an der bestehenden langfristig richtigen Lösung
festhalten. Wir wollen nicht dem Druck der Populis-
ten und irgendwelcher Lobbyverbände nachgeben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die AfD sieht auch nur die Zahl „6 Prozent“. Dann
kommt es wie immer, es wird schnell ein Antrag
aus zwei Teilen geschrieben. In dem einen werden
Fragen an die Regierung gestellt, im anderen wird
aber schon gefordert, dass gehandelt werden soll.
Fakten scheinen keine Rolle zu spielen. Es wird
wieder einmal das Gefühl der Ungerechtigkeit ge-
schürt. Ich bin der Meinung, dass nur das bezweckt
ist.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns die Hinter-
gründe anschauen, sehen wir, dass die AfD in die-
sem Punkt auf dem Holzweg ist. Es spricht einiges
dafür, das bisherige System nicht eil- und leichtfer-
tig über Bord zu werfen. Zwei gute Gründe möchte
ich hier nennen.

Der eine ist: Die jetzige Steuerfeststellung erfolgt
typisierend. Wenn wir das mit einer geforderten, fle-

xiblen Zinsfestlegung vergleichen, ist der Verwal-
tungsaufwand, der dafür notwendig ist, ungleich hö-
her. Das hat auch Frau Schulze in einem Neben-
satz neben ihrer allgemeinen Kritik an der EZB-
Zinspolitik und neben ersten Steuervorstellungen
der Union für die bevorstehenden Wahlen gesagt.
Frau Merkel wird sicher noch konkreter werden. Die
SPD hat hier schon vorgelegt. Noch mal zurück zu
diesem Punkt: Wenn wir von der typisierenden
Steuerfeststellung abweichen, erzeugen wir enor-
me Verwaltungskosten. Diese zahlt dann wieder
der Steuerzahler. Das kann doch wohl nicht der
Sinn der Angelegenheit sein. Wir sehen das bishe-
rige bestehende Verfahren in diesem Punkt als un-
schätzbaren Vorteil.

Der zweite Grund: Die Verzinsungspraxis für Steu-
erforderungen, aber auch für Steuerguthaben trägt
grundsätzlich den Liquiditätsvorteilen Rechnung,
die sich durch den unterschiedlichen Zeitpunkt von
Steuerzahlungen ergeben können. Und – jetzt
muss ich Ihnen widersprechen, Frau Schulze, oder
Sie darauf hinweisen – das Ganze wirkt in beide
Richtungen, einmal für den Staat und gegen den
Steuerschuldner sowie ein andermal gegen den
Staat und für denjenigen, der Steuererstattungsan-
sprüche hat. Wir haben Jahre, in denen mehr Steu-
erforderungen entstehen, wir haben aber auch Jah-
re, in denen mehr zurückerstattet als einkassiert
wurde.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: In wel-
chem Jahr war das denn? Nennen Sie mir
ein Jahr!)

Herr Brandner, regen Sie sich nicht so auf, gucken
wir einmal in die konkreten Zahlen. Im Jahr 2014
wurden 4 Millionen Euro mehr zurückerstattet als
vom Staat einkassiert. Im Jahr 2016 waren es
2 Millionen Euro.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: 2016 ist doch
noch nicht abgeschlossen!)

Aber in den Fällen war es so, dass mehr an die
Bürger ausgezahlt worden ist und sie den Anspruch
auf die entsprechenden Zinsen hatten und davon
profitiert haben. Deshalb kann man dem Staat nicht
vorwerfen, er würde sich einseitig bereichern.

Frau Schulze hat auf die 0,5 Prozent pro Monat, die
das nach Abgabenordnung sind – also 6 Prozent im
Jahr –, hingewiesen. Nun dürfen wir doch nicht nur
auf den Leitzins der EZB schauen, sondern müssen
doch alle Zinsen nehmen. Ich will gar nicht anfan-
gen bei Dispo-Krediten, wie hoch da die Zinssätze
sind. Auch dazu habe ich eine andere Meinung.
Aber wenn wir einmal die aktuellen Zinssätze für
Konsumentenkredite nehmen und sehen, dass sie
laut der Zinsstatistik der Deutschen Bundesbank
vom März 2017 – also noch ziemlich neu – um die
5 bis 6 Prozent liegen, da muss ich doch feststel-
len, dass die aktuellen Zinsen für die Steuerforde-
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rungen wie für die Steuernachzahlungen gar nicht
so weit vom Marktpreis entfernt liegen.

Also noch einmal abschließend: Wir haben gute
Gründe, am bewährten Verfahren festzuhalten –
auch die CDU will das, sie will nur den Satz ändern,
das ist erläutert worden. Deshalb werden wir die
beiden vorgelegten Anträge ablehnen. Ich danke
Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordneter Müller das Wort.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Besucherin-
nen und Besucher, werte Kolleginnen und Kolle-
gen, der vorliegende Antrag der AfD und leider
auch ein Stückchen weit der Alternativantrag der
CDU sind in meinen Augen und in den Augen mei-
ner Fraktionskollegen ein Antrag des Populismus
und leider auch ein Antrag zur Anhäufung von wei-
tergehender Bürokratie. Denn nichts anderes doch
würde passieren, wenn wir hier einem der beiden
Anträge folgen würden. Wir würden die Bürokratie
fördern, anstatt sie abzubauen. Ich muss schon sa-
gen, Sie werden normalerweise nicht müde, zu be-
tonen, dass wir dringend Bürokratie abbauen soll-
ten, und jetzt würden beide Anträge dafür sorgen,
dass die Verzinsung von Steuernachzahlungen
oder Steuererstattungen mit einer Anpassung an
einen tagesvariablen Zinssatz wesentlich kompli-
zierter werden würde.

Das ist schon recht bemerkenswert, aber ich muss
Ihnen auch sagen, dass die rot-rot-grüne Koalition
für Bürokratieabbau steht und für eine Vereinfa-
chung und nicht für die Verschlimmbesserung wie
das, was uns hier erwarten würde.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Aber Sie
machen genau das Gegenteil!)

Schauen wir einmal in die Umsetzung in den Fi-
nanzämtern. Da wird schnell klar, dass diese bean-
tragten Änderungen zu einer weiteren Verkompli-
zierung innerhalb der Erstattungen führen würden.
Würde man die Anknüpfung an den Basiszins oder
einen Marktzins durchführen, würde eine solche
Anpassung bei mehrjährigen Zinsläufen und gege-
benenfalls mehreren Änderungen der Steuerfest-
setzung, was nicht unüblich ist, zu umfangreichen
und höchst komplizierten und sowohl für die Mitar-
beiter der Finanzverwaltung als auch den Steuer-
bürgern kaum nachvollziehbaren Ergebnissen füh-
ren. Ebenso hat sich auch beispielsweise das Bun-
desministerium der Finanzen im Jahr 2014 auf eine

parlamentarische Anfrage im Bundestag geäußert.
Denn wann kommt die Verzinsung überhaupt zum
Tragen? Es hört sich jetzt hier gerade so an, als ob
am ersten Tag des Feststellens einer Steuerschuld
diese tatsächlich auch angewandt wird. Der Zins-
satz beträgt gemäß §§ 233 a und 238 der Abga-
benordnung 0,5 Prozent für jeden vollen Zinsmo-
nat. Allerdings darf dabei nicht außer Acht gelassen
werden, dass im Regelfall keinerlei Verzinsung er-
folgt, weil der Verzinsungszeitraum erst 15 Monate
nach Entstehung der Steuer überhaupt beginnt. Al-
so davor ist es egal, was passiert, es bleibt, wie es
ist. Auch berechnet sich die Verzinsung selbst bei
langen Zinszeiträumen anders als bei Banken ohne
Zinseszinseffekt ausschließlich auf der Basis der
Hauptsteuerbeträge. Beides zusammen genommen
relativiert den angeführten Jahreszinssatz von
6 Prozent, der tatsächlich nur in sehr wenigen Fäl-
len erreicht wird.

Schauen wir in die aktuell gültige Rechtsprechung:
Da stellt das Bundesfinanzgericht bei der Berück-
sichtigung der verfassungsrechtlichen Bewertung
des pauschalierten Zinssatzes unter anderem fest,
dass die Vollverzinsung nach § 233 a Abgabenord-
nung gleichermaßen zugunsten wie zulasten der
Steuerpflichtigen wirkt, das ist auch schon ausführ-
lich festgestellt worden. Kommt es aufgrund einer
Überzahlung des Steuerpflichtigen zu einer Erstat-
tung, hat der Staat dem Steuerpflichtigen den an-
stehenden Zins- und Liquiditätsnachteil in der pau-
schalierten Höhe zu ersetzen. Dies sei nach Auffas-
sung des Gerichts gerade dann von Bedeutung,
wenn sich der Steuerpflichtige die erforderlichen
Mittel zur Erhaltung seiner Liquidität gegebenenfalls
anderweitig, zum Beispiel auf dem Kapitalmarkt, lei-
hen müsste. Mein Kollege Herr Pidde hat in ähn-
licher Richtung schon berichtet.

Unterstellt man allgemein, der Steuerpflichtige be-
fände sich bei der Überzahlung von Steuerbeträgen
stets in einer Geldanlagesituation, berücksichtigt
man die Interessen der letztgenannten Steuerpflich-
tigen nicht ausreichend. Die Vollverzinsung ist zu-
mindest für die bisher entschiedenen Zinszeiträume
verfassungsgemäß. Der Gesetzgeber muss aus
verfassungsrechtlichen Gründen den Zinssatz nicht
an die Entwicklung der Zinsen im Kapitalmarkt an-
passen.

Bei einem Vergleich des gesetzlichen Zinssatzes
mit den Marktzinsen sind nach Auffassung der Ge-
richte nicht allein die Zinssätze für Festgeldan-
lagen, sondern auch für Dispositionskredite und
Darlehen heranzuziehen. Die gesetzlichen Ver-
zugszinsen sowie die banküblichen Zinsen für Dis-
po-Kredite liegen über bzw. nicht wesentlich unter
dem Zinssatz gemäß §§ 233 a und 238 Abgaben-
ordnung, insbesondere wenn man die lange zins-
freie Zeit mit einbezieht. Zudem ist zu berücksichti-
gen, dass die Steuerverwaltung nicht durch einen
marktüblichen Zins in Konkurrenz zur Kreditwirt-
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schaft treten will, sondern die zeitnahe Vereinnah-
mung von Steuern zum Ziel hat.

Woher kommt nun die Idee mit der niedrigeren Ver-
zinsung? Da hilft möglicherweise ein Blick in die an-
deren Bundesländer, beispielsweise nach Hessen,
wo der dortige Finanzminister Schäfer das Thema
vor gut einem Jahr in die Öffentlichkeit getragen
hat. Der Bund der Steuerzahler hat seinerseits das
Thema entsprechend aufgenommen und Unge-
rechtigkeiten gewittert, die – wie gerade beschrie-
ben – weder nach verfassungsgemäßen Gesichts-
punkten noch nach der aktuellen Rechtsprechung
vorliegen. Auch unter den Bundesländern gibt es
keine Mehrheit, um das System zu verändern.

Ich stelle daher fest, dass sowohl die AfD als auch
die CDU mit ihrem Antrag als Tiger starten und viel-
leicht als ausgestopfter Bettvorleger enden. Unsere
Koalition steht für Verlässlichkeit

(Zwischenruf Abg. Floßmann, CDU: Zum
Thema!)

und Sicherheit in allen fiskalischen Belangen – und
so werden wir auch beide Anträge hier im Interesse
der thüringischen Steuerzahler ablehnen. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat sich Abgeordneter Möl-
ler zu Wort gemeldet. Ich nehme an, Herr Abgeord-
neter Kießling, Sie reden für die Fraktion der AfD?

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, vielen Dank. Sehr
geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Abgeord-
nete! Ich muss schon sagen, Herr Müller von den
Grünen, Sie haben was gemeinsam mit der SPD
und Herrn Dr. Pidde: Immer wenn wir Gerechtigkeit
fordern, holen Sie die Populismuskeule raus, das
ist schon System, was Sie hier machen. Und Ihre
Rede, na ja, reden wir mal lieber nicht darüber. „Ti-
ger“ und „Bettvorleger“ sind wahrscheinlich Sie
dann irgendwo, wenn Sie hier so ein Zeug erzäh-
len.

Sehen wir uns mal lieber das Fachthema an. In
Deutschland haben viele fleißige Sparer, die heute
immer wieder enttäuscht werden, dieses Problem
der Verzinsung. Wenn sie viel Glück haben, dann
können sie bei einer Anlage ihres Vermögens mit
einer Verzinsung im Bereich von null Komma x Pro-
zent rechnen, also quasi mit fast gar keinen Zinsen.
Wenn man mal die Inflationsrate von 2 Prozent da-
gegenstellt, fragt man sich halt. Hier findet eine Ent-
wertung und keine Vermögensmehrung statt.

Ganz anders sieht es da aber aus, wenn wir von
der Verzinsung von Steuernachzahlung und Steu-
ererstattung nach § 233 a Abgabenordnung reden.
Dort heißt es, dass, wenn die Festsetzung der Ein-
kommen-, Körperschaft-, Vermögen-, Umsatz- oder
Gewerbesteuer zu einem Unterschiedsbetrag führt,
dieser zu verzinsen ist. Der Zinslauf beginnt in der
Regel 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres,
in dem die Steuer entstanden ist. Aus § 238 Abga-
benordnung ergibt sich, dass die Verzinsung ein-
halb Prozent pro Monat beträgt, also 6 Prozent im
Jahr. Nun könnte man denken, dass die 6 Prozent
eine Strafe für Steuerhinterzieher darstellt oder
Säumige dazu bringen soll, pünktlich entsprechen-
de Zahlungen zu leisten. Aber das ist schlicht und
einfach falsch. Der hohe Zinssatz muss auch dann
aufgebracht werden, wenn der Steuerzahler gar
keine Schuld an der verspäteten Zahlung hat, zum
Beispiel wenn das Finanzamt zu lange für die Bear-
beitung der Steuerfälle braucht oder aber wenn
zum Beispiel bei einer Betriebsprüfung plötzlich
Steuernachzahlungen festgesetzt werden, die viel-
leicht sogar falsch sein können und dann sogar die
Steuerzahlungen geringer sind als die Zinszahlun-
gen. Das heißt dann, dass Betriebe mehr Steuer-
zinsen nachzahlen müssen, als die eigentliche
Steuer ist. Das kann auch Betriebe mal in Existenz-
not bringen. Das soll man mal nicht vergessen.
Noch viel klarer wird es, wenn man sich ansieht,
dass der jährliche Zins auch auf eine Steuererstat-
tung anfällt. Eine Strafgebühr finden wir hier also
nicht. Im Gegenteil, das Finanzamt bietet eine ga-
rantiert hohe Verzinsung weit über dem Kapital-
marktzinsniveau. Und da sagt Herr Pidde: Das wol-
len wir gerne so lassen, das finden wir gut so. Wir
sagen: Nein, das finden wir schlecht. Warum also
überhaupt diese Verzinsung? Ganz einfach, sie
dient allein dem Zweck, die potenziellen Liquiditäts-
verluste auszugleichen. Dies ist keine Strafe und
keine Belohnung. „Die Entscheidung für einen ein-
heitlichen Zinssatz fiel bereits im Jahr 1961“, so
heißt es in der Begründung entsprechend des Ge-
setzes vom 4. März 1961. Ich zitiere: „Für alle zu
verzinsenden Beträge soll ein einheitlicher Zinssatz
von einhalb vom Hundert für jeden Monat festge-
setzt werden.“ 1961 – das ist lange her, meine Da-
men und Herren –, damals war noch Adenauer
Bundeskanzler, man bekam 3 Prozent Zinsen auf
das Tagesgeld und die Rendite festverzinster Wert-
papiere lag bei etwa 6 Prozent. Heute können wir
sagen, dass dieser seit über 50 Jahren bestehende
Zinssatz im deutlichen Widerspruch zur globalen
Zinsbewegung steht, vor allem in Deutschland und
in der EU. Sehen wir uns den Leitzins an, der be-
trug im Jahr 2008 4,25 Prozent und heute stehen
wir bei 0 Prozent. Schauen wir uns den Basiszins
an, der betrug im Jahr 2008 3,3 Prozent und steht
inzwischen bei minus 0,88 Prozent. Jetzt sagen Sie
immer: Das kann man gar nicht nachvollziehen mit
dem Basiszins, Riesenberechnungen usw., bla, bla,
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bla. Da kann ich nur sagen, die Deutsche Bundes-
bank als Institution legt diesen Zinssatz fest, diesen
Basiszins, und zwar zweimal im Jahr – zum 01.01.
des Jahres und zum 1. Juli. Das kann jeder nach-
vollziehen, jeder nachlesen, es wird veröffentlicht.
Deswegen frage ich mich, warum Sie etwas erzäh-
len von nicht nachvollziehbar. Quatsch! Es wird ver-
öffentlicht. Nur der Zinssatz nach der Abgabenord-
nung beträgt noch immer 6 Prozent.

(Zwischenruf Abg. Dr. Pidde, SPD: Aber Sie
vergleichen doch Äpfel mit Birnen!)

Zu Recht stellt man sich die Frage, warum die Ab-
gabenordnung nicht von Anfang an ein dynami-
sches Element enthalten hat, das erlaubt, sich an
Zinsschwankungen anzupassen. Der einzige
Grund, der jemals dafür angeführt wurde, dies nicht
zu tun, ist die Praktikabilität, sprich Verwaltungsauf-
wand. Das hatten wir schon als Kritikpunkt ange-
führt. Mehr Verwaltungsaufwand wäre für die Ver-
waltung nicht mehr zu händeln, sagten Sie. Es gibt
aber heutzutage Computersysteme, die das ruck-
zuck rechnen. Man kann das über eine einzelne
Excel-Tabelle machen. Zweimal werden die Zins-
sätze im Jahr festgelegt.

(Beifall AfD)

Und es ist ja wohl ein Leichtes für einen PC, das
auszurechnen. Da kommen Sie mir nicht mit erhöh-
tem Verwaltungsaufwand.

(Beifall AfD)

Darauf bezog man sich immer und immer wieder.
Und wir sagen: Damit muss jetzt Schluss sein! Wir
haben Computersysteme, die es in Sekunden-
schnelle – wie gesagt – ausrechnen können. Sie
verstecken sich hinter Argumenten, die aus dem
Jahr 1961 stammen. Die Rückwärtsgewandtheit,
die man gern der AfD vorwirft, vertreten Sie hier
von der SPD und von den Grünen an dieser Stelle
selbst. Wir müssen uns aber auch fragen, ob die
bestehende Regelung juristisch noch standhalten
kann. Schon 1984 – und das ist auch schon sehr
lange her – hatte das Bundesverfassungsgericht
entschieden, dass die pauschale Festlegung von
Zinssätzen zwar grundsätzlich gerechtfertigt sein
kann und zweckdienlich ist. Allerdings muss sich
die Pauschalisierung an den wirtschaftlichen Ver-
hältnissen realitätsgerecht widerspiegeln.

(Beifall AfD)

Sofern sich die wirtschaftliche Realität einschnei-
dend ändere, könne es geboten sein, die Regelung
bzw. den Zinssatz zu prüfen und gegebenenfalls
anzupassen. Das sagt – wie gesagt – das Bundes-
verfassungsgericht. Wie gesagt, das ziehen Sie in
Zweifel. Seitdem gab es viele Entscheidungen, vor-
nehmlich des BFH. Keine hat eine notwendige Ent-
scheidung zur Absenkung des Zinssatzes oder
aber auch der Flexibilisierung mit sich gebracht.

Heute müssen wir uns also nicht nur fragen, inwie-
weit ein solcher Zinssatz noch in unsere Zeit passt,
sondern auch, wie lange er den verfassungsrechtli-
chen Bedenken, die es nicht erst seit gestern gibt,
noch standhalten kann. Als AfD arbeiten wir lö-
sungsorientiert und unterbreiten Ihnen einen kon-
sensfähigen alternativen Vorschlag. Wir schlagen
vor, dass sich der anzuwendende Zinssatz zukünf-
tig am Basiszins gemäß § 247 BGB orientiert. Das
ist auch keine Idee, die wir aus der Luft gegriffen
haben. Sie orientiert sich zum einen an der gängi-
gen juristischen Fachliteratur, aber auch der Ge-
setzgeber hat bereits 1978 erkannt, dass ein Zins-
satz, der sich an aktuellen Marktbedingungen orien-
tiert, durchaus zu überdenken ist. Geschehen ist
aber wie so oft nichts.

Auch finde ich es schön, dass die Frau Schulze
noch mal angeführt hatte, dass Sie sich für die Ab-
schaffung der kalten Progression einsetzen. Das
haben wir hier als AfD schon ein paar Mal gefor-
dert, aber damals gab es hier keine Zustimmung.
Soweit ich weiß, waren auch die CDU und die SPD
im Bund dafür, da gab es eine Diskussion, aber
daraus ist mal wieder nichts geworden. Wir fordern
es immer und Sie wärmen es immer nur schön auf.
Geschehen ist aber wieder nichts. Wir sagen, es ist
an der Zeit, diesen Schritt zu gehen. Absichtlich ha-
ben wir offengelassen, wie die Gestaltung des Zins-
satzes weiterhin aussehen könnte. Denn die Kopp-
lung an die Marktlage ist in unseren Augen zwar
der wesentliche, nicht jedoch der einzige Baustein.
So können wir in den entsprechenden Fachaus-
schüssen darüber diskutieren, wie und in welcher
Höhe der Aufschlag bemessen werden soll, also
Basiszins plus „x“.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist auch die Frage, ob
künftig zwischen den Erstattungs- und den Nach-
zahlungszinsen unterschieden werden soll, wie
ebenfalls in der Fachliteratur gefordert wird. Man
muss sich ja fragen, ob die 15-monatige Karenz-
zeitregel noch ins System passt. Die Verfahrensbe-
schleunigung und Vereinfachung, die sie mit sich
bringen sollte, können wir jedoch nicht mehr erken-
nen. Und wenn die CDU sagt, okay, wir reduzieren
einfach mal auf 3 Prozent, ist die Frage, Sie haben
das selber angesprochen: Wenn der Zinssatz sich
wieder ändert, dann müssen Sie das Gesetz schon
wieder ändern. Wenn wir dort einen flexiblen Bau-
stein einfügen, nämlich die Kopplung an den Basis-
zins, kann das Gesetz das automatisch selbst ent-
sprechend anpassen bzw. passt sich der Zinssatz
automatisch wieder an, sodass eine erneute Ge-
setzänderung nicht notwendig ist.

(Beifall AfD)

Deswegen stellt das auch eine Verfahrensvereinfa-
chung dar und keine Verfahrensverschlimmbesse-
rung. Alles in allem handelt es sich um ein komple-
xes Thema, das wir gern mit Ihnen im Ausschuss
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für Wirtschaft- und Wissenschaft sowie im Haus-
halts- und Finanzausschuss besprechen möchten.
Ich beantrage daher die Überweisung an die beiden
Ausschüsse, federführend an den Haushalts- und
Finanzausschuss. Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat Abgeordneter Ku-
schel das Wort.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, werte
Gäste, das Thema ist so neu nicht, nicht erstmalig.
Unsere Fraktion hatte schon vor Jahren auch mal in
einer derartigen Richtung einen Antrag gestellt und
es kam zu einer Debatte. Wir mussten uns damals
eingestehen, dass unsere Forderung tatsächlich
nicht sachlich begründet war, wir damals auch ei-
nem Irrtum unterlegen waren, weil wir der Auffas-
sung waren, wir können über diese Zinsen einen
Beitrag zur Steuer- und Abgabengerechtigkeit leis-
ten. Wir mussten uns eines Besseren belehren las-
sen. Der politische Irrtum ist uns nicht fremd. Wenn
Sie aber im Protokoll nachgelesen hätten, wären
Sie jetzt nicht auf diesen Antrag gekommen – au-
ßer, Sie wollen überhaupt keinen Beitrag zur Sach-
debatte leisten.

Zur Abgabenpflicht gehört, dass ich meine Abga-
ben, einschließlich Steuern, pünktlich zahle. Inso-
fern ist das Thema „Zinsen“ immer nur ein Ausnah-
metatbestand und nicht der Regelfall.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das ist kein
Ausnahmetatbestand!)

Das belegen auch die Zahlen in Thüringen – damit
auch die Öffentlichkeit nachvollziehen kann, wor-
über wir jetzt hier reden – gemessen an den Ge-
samtsteuereinnahmen unserer Finanzämter. Das
Geld landet nicht alles bei uns im Haushalt, weil die
Finanzämter zum Beispiel bei der Einkommensteu-
er auch den Bundesanteil abführen müssen, den
Anteil an die Kommunen. Deswegen ist es nicht
eins zu eins. Deswegen haben wir aber mal die
Einnahmen der Finanzämter genommen und die
ins Verhältnis zu den Einnahmen hinsichtlich der
Zinsen gesetzt. Da kommt man auf eine Quote von
0,06 Prozent. Also darüber reden wir jetzt –
0,06 Prozent. Meinen Sie wirklich, dass das das
Problem unseres deutschen Steuer- und Abgaben-
rechts ist? Da haben wir ganz andere „Baustellen“.
Die Vertreterin der CDU-Fraktion hat einige be-
nannt. Es ist nur so verwunderlich, weil der Bund,
nicht wir, die Steuerkompetenz hat und von der
CDU geführt wird. Also insofern ein Appell an Ihre
eigene Partei – das kenne ich aber auch aus unse-
rer Partei. Wir appellieren ja manchmal auch an die

Bundespartei und so, das ist schon ein Wechsel-
spiel. Alles in Ordnung! Aber es gibt ganz andere
Probleme außer diesen Bereich der Zinsen. Und
nun müssen wir uns damit beschäftigen, das ist ja
Anliegen dieser Initiative, Gerechtigkeit im Steuer-
recht zu schaffen; über die Dotierung hatte ich
schon geredet. Mir geht es aber um die Frage: Er-
reiche ich auch inhaltlich damit Gerechtigkeit? Da
haben meine Vorredner, insbesondere von SPD
und Grüne, schon darauf verwiesen, dass wir natür-
lich den Aufwand nicht ausblenden können, und da
können Sie auf technische Möglichkeiten verwei-
sen, wie Sie wollen. Es ist ein Aufwand, insbeson-
dere wenn ich über einen längeren Zeitraum dann
die Zinsen berechnen muss, weil dann die Zinssät-
ze unterschiedlich sind. Da geht der Antrag der
CDU schon in eine richtigere Richtung. Da ist nur
die Frage: Was geschieht, wenn der Zinssatz wie-
der wächst? Beantragt dann die CDU, die Zinsen
zu erhöhen? Da habe ich Zweifel.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das kön-
nen Sie ja machen!)

Insofern haben sich über den Zeitraum, über den
wir reden, diese 6 Prozent als gar nicht so markt-
fern erwiesen. Wir hatten in den 90er-Jahren ein
Zinsniveau über den 6 Prozent und da gab es kei-
nerlei Forderungen aus dem politischen Raum, die-
sen Zinssatz dann auch im Abgabenrecht anzu-
wenden, sondern auch da ist es bei den 6 Prozent
geblieben. Jetzt ist mal eine Niedrigzinsphase. Wir
– und auch ich persönlich – maßen uns nicht an, ei-
ne Prognose zu treffen, wie sich die Zinsen künftig
entwickeln. Wir kennen das, wir kennen die Risiken
auch für den Landeshaushalt, 1 Prozentpunkt Zins-
aufwuchs sind rund 150/160 Millionen, um mal die
Größenordnung zu sagen. Also die Steuer- und Ab-
gabenpflichtigen sind mit der jetzigen Regelung,
glaube ich, ganz gut bedient. Es ist für die Behör-
den übersichtlich und auch von der Dotierung – ich
kann es noch einmal wiederholen: 0,06 Prozent –,
gemessen an dem Steueraufkommen jetzt, auch
keine Größenordnung, wo man sagen könnte,
wenn man dort jetzt die Schraube ansetzt, erreicht
man ein höheres Maß an Steuergerechtigkeit.

Wenn wir etwas ändern, müssen wir dann auch
Stundungs- und Säumniszuschläge berücksichti-
gen. Auch die sind daran gekoppelt, 6 Prozent
Stundungszinsen, Säumniszuschläge verdoppelt,
12 Prozent. Das hätte auch da Auswirkungen, mit
denen wir uns dann auseinandersetzen müssten.
Da wäre die Frage: Wollen Sie da eine Harmonisie-
rung oder nicht? Aus Ihrem Antrag geht das nicht
hervor, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Deswegen
beraten wir uns im Ausschuss! Deswegen
wollen wir es im Ausschuss beraten!)

Eine letzte Anmerkung: Es gibt auf der Bundesebe-
ne zurzeit keine wahrnehmbare Debatte darüber.
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Im Bundesrat liegt nichts vor, wir können nur die
Landesregierung auffordern, im Bundesrat aktiv zu
sein. Wir selbst können nicht agieren. Wir haben
Gewaltenteilung. Die Landesregierung, das hat uns
das Verfassungsgericht in Thüringen auch einmal
gesagt, ist an solche einfachen Beschlüsse nicht
gebunden; sie entscheidet im eigenen Ermessen.
Insofern ist das eher eine deklaratorische Erklä-
rung. Wir gehen davon aus, dass unsere Landesre-
gierung immer die Steuer- und Abgabengerechtig-
keit im Blick hat und aus eigenem Ermessen
heraus im Bundesrat handelt, wenn es erforderlich
ist. Das haben die letzten zwei Jahre gezeigt. Da
zurzeit keine Initiative erkennbar ist, ist auch nicht
zu erwarten, dass es im Bundesrat und dann im
Bundestag dazu jetzt eine gesellschaftliche Debatte
geben wird. Insofern lenkt dieser Antrag auch von
den tatsächlichen Herausforderungen, vor denen
wir stehen, ab. Zu Recht haben die Vorredner von
SPD und Grünen bereits darauf verwiesen. Wir als
Linke schließen uns dem an, dass wir beide Anträ-
ge ablehnen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten hat Herr Abge-
ordneter Brandner das Wort.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Ich wollte noch einmal in der gebotenen Kürze,
meine Damen und Herren, auf die Vorredner einge-
hen. Herr Kuschel, dass Sie politische Fehler einse-
hen, ist schön, aber wir statuieren als AfD eigent-
lich, dass Sie der personifizierte politische Fehler
sind. Also der politische Fehler bei Ihnen, bei den
Linken, ist nicht die Ausnahme, sondern systemim-
manent. Daher war das jetzt nur so eine allgemeine
Floskel, die von hier vorn kam.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, Die Linke:
Floskel, das ist ein gutes Stichwort!)

Wenn Sie 0,06 Prozent gesagt haben – ich habe
nicht ganz verstanden, wie Ihre Rechnung ausse-
hen soll. Aber selbst, wenn es nur 0,06 Prozent wä-
ren, wären es Millionen von Euro, die den Bürgern
aufgrund einer unverhältnismäßig hohen Zinspolitik
aus den Taschen gezogen werden, wenn ich das
einmal so nennen darf. 0,06 Prozent ist auch nicht
besonders wenig. Wenn ich mir anschaue, was Sie
sonst noch so im Null-Komma-Prozentbereich he-
gen – ich denke an das Bleiberecht für Opfer ras-
sistischer Gewalt. Da geht es auch um 0 Prozent –
kein einziger Fall –, aber es war Ihnen sehr wichtig,
das hier in epischer Breite im Landtag zu diskutie-
ren.

Wir haben das Bildungsfreistellungsgesetz, was of-
fenbar auch keiner in Anspruch nimmt – auch nahe

an der 0-Prozent-Grenze – das wurde wochen-,
monatelang diskutiert. Das war Ihnen auch sehr
wichtig. Also allein diese Anzahl von 0,06 Prozent
ändert daran nichts. Da werden den Bürgern Millio-
nen Euro abgenommen. Herr Pidde, es wird nicht
etwas gerechter dadurch, dass Ungerechtigkeit in
beide Richtungen geht – Ungerechtigkeit bei den
Steuernachzahlungen und Ungerechtigkeit bei den
Steuererstattungen. Beide Male blutet der Steuer-
zahler – nämlich einmal als derjenige, der über die
Finanzministerin die Zinsen zahlen muss, die sich
ja inzwischen zu einer lukrativen Geldanlage ent-
wickelt haben – und auf der anderen Seite derjeni-
ge, der nachzahlt – der die Zinsen also aus seiner
Tasche bezahlen muss. Es ist beide Male unge-
recht und beide Male zulasten des Steuerzahlers.
Deshalb muss es auch in beide Richtungen geän-
dert werden. So einfach ist das.

(Beifall AfD)

Was die Sache mit dem „kompliziert“ angeht –
wenn ich mich hier so umgucke: Von den Linken
und von den Grünen, die gerade da sind, daddeln
immer 80 Prozent der Leute auf irgendwelchen Ta-
blets oder Computern oder irgendwelchen anderen
Daddelgeräten herum. Ich dachte, Sie hätten eine
gewisse EDV-Affinität, sodass Sie eigentlich in der
Lage sein müssten, zumindest ein Programm ir-
gendwo in Ihrem Daddeluniversum zu finden, das
Ihnen bei einer gegebenen Forderung erlaubt, rela-
tiv schnell zweimal jährlich variierende Zinsen aus-
rechnen zu können. So kompliziert ist das gar nicht.
Das Gleiche, was Sie da im Netz suchend herum-
daddeln können, funktioniert auch, was Zinsberech-
nung angeht, meine Damen und Herren von Links
bis zur CDU. Da sitzt kein Finanzbeamter mehr mit
dem Bleistift und muss da irgendetwas ausrechnen
– ein Knopfdruck und dann funktioniert es. Das
funktioniert wunderbar seit 15 Jahren im Zivilrecht.
Ich habe auch noch einen ordentlichen Beruf – ne-
ben meiner Tätigkeit als Abgeordneter. Ich bin auch
Rechtsanwalt und habe da auch häufig titulierte
Forderungen, die sich über Jahre in die Vergangen-
heit erstrecken. Da muten Sie dem Bürger auch seit
15 Jahren zu, sich am Basiszinssatz zu orientieren
und ellenlange Zinsaufstellungen zu machen. Was
dem Bürger zugemutet werden soll, warum soll das
nicht auch Frau Taubert mit ihren Kolonnen da im
Finanzministerium oder in den Finanzämtern ma-
chen?

(Beifall AfD)

Also auch da – der Staat braucht sich doch nicht
selbst zurückzunehmen – muss er genauso behan-
delt werden und genauso handeln wie die Bürger
draußen.

Dann hatten wir noch Herrn Müller – er daddelt ge-
rade wieder herum. Der Staat sollte nicht in Konkur-
renz zu den Kreditinstituten treten. Aber genau das
macht er, indem er eine Geldanlagemöglichkeit von
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6 Prozent schafft. Das ist der Grund dafür, dass ei-
nige Leute die Steuererklärung aufschieben, um
dann in den Genuss der 6 Prozent zu kommen. So
einfach ist das. Da haben wir schon eine Konkur-
renzsituation. Schlecht vorbereitet – das kenne ich
von Ihnen, Herr Müller – sind Sie natürlich auch. Es
geht nicht um einen tagesvariablen Zinssatz –
gucken Sie mal, daddeln Sie mal unter § 247 BGB.
Er ändert sich zweimal im Jahr – 01.01., 01.07. Sie
müssen also nicht jeden Tag Ihren Bleistift heraus-
holen und irgendetwas ausrechnen.

Zusammengefasst, meine Damen und Herren: Es
ist ein durch und durch vernünftiger Vorschlag der
AfD, der die Bürger draußen entlastet und mit Po-
pulismus überhaupt nichts zu tun hat. Da sehen Sie
einmal, wie weit Sie sich vom Bürger draußen ent-
fernt haben. Was hat denn das mit Populismus zu
tun, wenn wir Steuererleichterungen zulasten des
Staats für den Bürger draußen erreichen wollen?

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Schöner hätte man es nicht for-
mulieren können!)

Das hat mit Populismus überhaupt nichts zu tun,
das ist vernünftige Politik für die Bürger draußen.
Gehen Sie mal hinaus und reden Sie mit dem Bür-
ger. Dann werden Sie unserem Antrag auch zu-
stimmen. Vielen Dank!

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Abgeordneter Brandner, es war nicht vernünftig und
auch nicht dem Hause entsprechend, dass Sie
Herrn Kuschel mit der Äußerung „Sie sind der per-
sonifizierte politische Fehler“ bezeichnet haben. Wir
haben in unserer Geschäftsordnung stehen, dass
wir Personen nicht herabwürdigen. Dafür erteile ich
Ihnen einen Ordnungsruf.

Als Nächste hat die Finanzministerin, Frau Taubert,
das Wort.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, es ist schon sehr viel zu der
Thematik und den beiden Anträgen gesagt worden.
Ich will einmal ein paar Zahlen dazu benennen, wie
das mit den Erstattungszinsen war. Wir haben na-
türlich positiv wie negativ in den Jahren abge-
schlossen: 2012 waren es 2,2 Millionen Euro; das
betrifft nicht die 0,06, das ist noch weniger. 2013
war offensichtlich ein Jahr mit vielen Erstattungen
und Rückzahlungen. Da waren es 15,2 Millionen
Euro. Im Jahr 2014, es ist angesprochen worden,
waren es fast 4 Millionen Euro , davon waren es so-
gar 5 Millionen Euro im Bereich der Umsatzsteuer,
die an die Steuerpflichtigen zurückgezahlt wurden.
Dafür gab es im Einkommensteuerbereich auch

Zinsen zu zahlen. Im Jahr 2016 waren es minus
zwei. Man sieht also, es schwankt sehr stark.

Wir profitieren einfach nicht davon, wenn wir diese
Festlegung in der Abgabenordnung verändern, und
zwar weder der Steuerpflichtige noch der Staat. Es
geht immer hin und her. Wir wissen, dass das Bun-
desverfassungsgericht festgestellt hat, dass der
0,5-Prozentsatz pro Monat nicht zu beanstanden
ist, das hat auch Herr Kießling in seiner Rede er-
wähnt. Sie haben angeführt, was das Bundesver-
fassungsgericht gesagt hat, dass man schauen
muss. Für uns ist es – das will auch ich, wie andere
es schon erwähnt haben, sagen – nicht möglich,
weil es wesentlich bürokratischer ist. Da widerspre-
che ich allen Äußerungen, die hier sinngemäß ge-
troffen wurden, denen zufolge „man das mit links
und 40 Fieber macht“. Die Steuerfälle, die hier be-
troffen sind, sind in aller Regel kompliziert. Das sind
ja nicht die einfachen Steuerfälle. Als Steuerzahle-
rin, als abhängig Beschäftigter oder abhängig Be-
schäftigte, als Rentnerin oder Rentner, zahle ich
meine Steuern. Ja, ich führe schon ab. Da geht es
dann nur noch um einen kleinen Betrag, der in aller
Regel an ganz vielen Stellen auch zur Steuererstat-
tung führt. Somit ist der überwiegende Anteil der
Steuerpflichtigen von dem, worüber wir hier reden,
überhaupt nicht betroffen. Wir halten es für vernünf-
tig – auch wenn es eine alte Regelung ist, sie hat
sich außerordentlich bewährt –, dass wir bei die-
sem festen Zinssatz verbleiben.

Einen kleinen Hieb auf Frau Schulze lasse ich mir
jetzt nicht nehmen: Ein Antrag auf einem Parteitag
wäre vielleicht wirksamer. Wenn der Bundesfinanz-
minister und die finanzpolitischen Sprecher der
CDU-Fraktion das schon lange als Herzensanlie-
gen erkannt hätten, dann wäre mit Sicherheit im
Koalitionsvertrag dazu ein Wort verloren worden.
Sie nehmen mir das jetzt nicht krumm. So ein Sei-
tenhieb sei mir gestattet.

In der Summe – ich will gar nicht wiederholen, was
schon dazu gesagt wurde – lehnen wir also diese
beiden Anträge ab. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor.
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/3795. Es ist Aus-
schussüberweisung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss beantragt worden. Wer dem zustimmt,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind
die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstimmen?
Das sind die Koalitionsfraktionen, die CDU-Fraktion
und die fraktionslosen Abgeordneten. Damit ist die
Ausschussüberweisung abgelehnt.
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Wir stimmen über den Antrag der Fraktion der AfD
in Drucksache 6/3795 ab.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Frau Präsidentin, wir hätten gern namentliche Ab-
stimmung.

Vizepräsidentin Jung:

Es ist namentliche Abstimmung beantragt worden.
Ich bitte die Schriftführer um das Einsammeln der
Stimmzettel und eröffne die Abstimmung.

Ich bitte, noch meine Stimmkarte einzusammeln.
Hatten jetzt alle Gelegenheit, ihre Stimmkarten ab-
zugeben? Das kann ich erkennen. Ich schließe die
Abstimmung und bitte um Auszählung.

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen das Er-
gebnis bekannt geben. Es wurden 78 Stimmen ab-
gegeben. Mit Ja stimmten 8, mit Nein 70 (namentli-
che Abstimmung siehe Anlage 1). Damit ist der An-
trag der Fraktion der AfD abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Alternativ-
antrag der Fraktion der CDU. Es ist keine Aus-
schussüberweisung beantragt worden, deswegen
stimmen wir direkt ab. Wer für den Antrag der Frak-
tion der CDU in der Drucksache 6/4012 ist, den bit-
te ich um das Handzeichen. Gegenstimmen?
Stimmenthaltungen? Das ist die Fraktion der AfD.
Bei den Jastimmen der Fraktion der CDU, den Ge-
genstimmen der Koalitionsfraktionen und des frak-
tionslosen Abgeordneten Gentele ist auch dieser
Antrag abgelehnt. Ich schließe den Tagesord-
nungspunkt.

Bevor wir in die Mittagspause eintreten, möchte ich
noch bekannt geben, dass sich der Freundeskreis
Litauen 5 Minuten nach Beginn der Mittagspause
im Raum F 004 trifft. Wir setzen die Beratung um
13.30 Uhr mit der Fragestunde fort.

Vizepräsident Höhn:

Meine Damen und Herren, wir setzen die Sitzung
fort mit dem Aufruf des Tagesordnungspunkts 28

Fragestunde

Wir beginnen mit der ersten Frage in der Drucksa-
che 6/4031. Fragesteller ist Herr Abgeordneter
Gentele.

Abgeordneter Gentele, fraktionslos:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Situation der freiwilligen Feuerwehren in Thüringen

Der flächendeckende Brandschutz im Freistaat
Thüringen wird zu einem großen Teil durch freiwilli-
ge Feuerwehren gewährleistet. Die Kameradinnen

und Kameraden verdienen für ihren dabei geleiste-
ten ehrenamtlichen Dienst unsere volle Anerken-
nung, tragen sie doch uneigennützig und manchmal
sogar unter Einsatz von Leib und Leben dazu bei,
dass wir in Thüringen sicher leben können. Die Mit-
gliederentwicklung bei den freiwilligen Feuerwehren
Thüringens ist rückläufig. Die Ursachen dafür sind
vielfältig: beispielsweise der demografische Wan-
del, veränderte Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt
sowie die sinkende Bereitschaft, sich in der Freizeit
ehrenamtlich engagieren zu wollen. In manchen
Gemeinden im Freistaat ist es dadurch zunehmend
schwierig, die Einsatzbereitschaft der freiwilligen
Feuerwehr vor allem tagsüber aufrechtzuerhalten.

Darum frage ich die Landesregierung:

1. Wie viele Kameradinnen und Kameraden hatten
die freiwilligen Feuerwehren in Thüringen im Jahr
2016 und wie viele davon sind im Jahr 2016 einge-
treten (jeweils aufgelistet nach Geschlecht)?

2. In wie vielen Gemeinden in Thüringen ist die Ein-
satzbereitschaft der freiwilligen Feuerwehr nicht
mehr gewährleistet?

3. Welche Gegenmaßnahmen will die Landesregie-
rung einleiten?

4. Plant die Landesregierung eine landesweite
Kampagne, um für das Ehrenamt in der freiwilligen
Feuerwehr bei jungen Menschen zu werben, wenn
ja, wie und wenn nein, warum nicht?

Danke.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretär
Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Gentele beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Die Veröffentlichung der
statistischen Angaben für das Brandschutzwesen
für das Jahr 2016 steht noch aus, sodass ein Ver-
gleich mit den Zahlen nur unter Vorbehalt gesehen
werden kann. Nach derzeitigem Kenntnisstand hat
sich 2016 der in den vergangenen Jahren beobach-
tete Trend leicht fortgesetzt, sodass es zu einem
weiteren moderaten Mitgliederrückgang in den Ein-
satzabteilungen kommt. Bei den Jugendfeuerweh-
ren ist erfreulicherweise eine leicht ansteigende
Tendenz zu erkennen.

(Beifall CDU)

2015 hatten die freiwilligen Feuerwehren in Thürin-
gen 34.407 Mitglieder in den Einsatzabteilungen.
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Davon waren 3.178 Frauen. In den Jugendfeuer-
wehren gab es 11.548 Mitglieder, wobei der Anteil
der Mädchen 3.317 betrug. Nach jetzigem Kennt-
nisstand hat sich 2016 der in den vergangenen
Jahren beobachtete Trend moderat fortgesetzt, in-
dem es zu einem weiteren Mitgliederrückgang in
den Einsatzabteilungen kommt. 2016 kommen wir
auf 33.764 Mitglieder in den Einsatzabteilungen,
wobei der Anteil an Frauen nunmehr 3.097 beträgt.
Bei den Jugendfeuerwehren steigt die Mitglieder-
zahl erneut leicht an, sodass insgesamt 11.702 Mit-
glieder zu verzeichnen sind, davon 3.420 Mäd-
chen. Das bedeutet, dass im Vergleich zum Vorjahr
ein Gesamtrückgang von circa 2 Prozent in der Ein-
satzabteilung – bezogen auf den Frauenanteil circa
3 Prozent – zu verzeichnen ist. Bei den Jugendfeu-
erwehren liegt der Zuwachs somit gesamt bei circa
1,5 Prozent, wobei hier der Anteil an weiblichen
Mitgliedern um circa 3 Prozent gestiegen ist.

(Beifall CDU)

Da die statistische Erfassung lediglich Gesamtzah-
len zur Mitgliederstärke in der Feuerwehr erhebt, ist
der Landesregierung die konkrete Anzahl von Ein-
oder Austritten nicht bekannt.

Die Antwort zu Frage 2: Gemäß dem Thüringer
Brand- und Katastrophenschutzgesetz erfüllen die
Gemeinden ihre Aufgaben des Brandschutzes und
der allgemeinen Hilfe als Pflichtaufgaben des eige-
nen Wirkungskreises. Dem Thüringer Ministerium
für Inneres und Kommunales liegen keine Informa-
tionen darüber vor, dass die Einsatzbereitschaft der
freiwilligen Feuerwehren nicht mehr gewährleistet
ist. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass ei-
ne Gemeinde den Brandschutz und die allgemeine
Hilfe über eine Nachbargemeinde sicherstellen
kann, wenn die Hilfsfrist von 10 Minuten – die soge-
nannte Einsatzgrundzeit – durch die benachbarte
Feuerwehr eingehalten wird. Dazu bedarf es ent-
sprechender kommunaler Vereinbarungen.

Die Antwort zu Frage 3: Hierzu möchte ich auf die
Antwort zu Frage 2 verweisen.

Die Antwort zu Frage 4: Der Freistaat hat in den
vergangenen Jahren die Rahmenbedingungen für
die Feuerwehren mehrfach durch Änderungen des
Thüringer Gesetzes über den Brandschutz, die all-
gemeine Hilfe und den Katastrophenschutz verbes-
sert, um dem Trend des Mitgliederschwundes ent-
gegenzuwirken. Beispielhaft seien aufgezählt: Die
Doppelmitgliedschaft, die Ausdehnung der Alters-
grenze nach oben und unten, die Einführung einer
Feuerwehrrente sowie Fördermaßnahmen wie zum
Beispiel eine jährliche Pauschale von 20 Euro pro
Jugendfeuerwehrmitglied oder die Zuwendung zum
Erwerb eines Lkw-Führerscheins. Dennoch ist eine
Trendwende hinsichtlich der sinkenden Mitglieder-
zahlen im aktiven Einsatzdienst bei den freiwilligen
Feuerwehren nicht zu verzeichnen. Dies steht unter
anderem auch mit der allgemeinen demografischen

Entwicklung im Freistaat Thüringen im Zusammen-
hang und somit auch mit einer insgesamt sinken-
den Bevölkerungszahl. Die jetzige Landesregierung
startete von daher gemeinsam mit dem Thüringer
Feuerwehrverband bereits im Jahr 2015 eine Kam-
pagne zur Mitgliedergewinnung und Bindung bei
den freiwilligen Feuerwehren in Thüringen. Ausge-
hend von der Erkenntnis, dass Nachwuchs durch
die jeweilige Organisation unmittelbar vor Ort ge-
worben, motiviert und gebunden werden muss,
sieht die Kampagne Maßnahmen zur nachhaltigen
Unterstützung und Aktivierung der Gemeinden und
der kommunalen Feuerwehren vor. So erhalten die
örtlichen Feuerwehren Handlungsempfehlungen
und Best-Practice-Beispiele für vor Ort durchführ-
bare Aktionen und werden bei Maßnahmen zur Mit-
gliedergewinnung und -bindung unterstützt. Durch
spezielle Trainings zur Qualifizierung der Feuer-
wehrangehörigen sollen diese insbesondere darin
geschult werden, die persönliche Ansprache bei
Kindern oder die gezielte Werbung im Bekannten-,
Freundes- und Familienkreis vorzunehmen. Das
Land förderte dieses Projekt im Jahr 2015/2016 mit
einer Zuwendung von 100.000 Euro. Für das lau-
fende Haushaltsjahr 2017 wurden weitere
50.000 Euro Fördermittel in den Haushalt ein-
gestellt.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Ich sehe keinen
Nachfragebedarf. Dann kommen wir zur nächsten
Frage mit der Drucksachennummer 6/4050. Der
Fragesteller ist Abgeordneter Fiedler, CDU-Frak-
tion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ergebnisse aus der Evaluierung der Polizeistruktur-
reform

Im Oktober 2016 stellte die vom Thüringer Ministe-
rium für Inneres und Kommunales eingesetzte Ex-
pertenkommission zur Evaluierung der Polizeistruk-
turreform ihr Gutachten mit insgesamt 64 Thesen
vor. Inhalt dieser Thesen bilden die Erkenntnisse
und Empfehlungen der Kommission zur Neustruktu-
rierung der Thüringer Polizei. In diesem Zusam-
menhang kündigte der Innenminister in einer Me-
dieninformation vom 25. Oktober 2016 an, die Emp-
fehlungen der Kommission zu bewerten, Prioritäten
für die Umsetzung aufzustellen und das Ergebnis
im Frühjahr 2017 vorzustellen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Sind seitens der Landesregierung Änderungen
der Dienst- und Organisationspläne in der Thürin-
ger Polizei geplant und falls ja, wann und welche?
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2. Inwiefern wurde der Abschlussbericht der Exper-
tenkommission in der Zwischenzeit durch den ehe-
maligen Präsidenten der Landespolizeidirektion ge-
prüft und zur Umsetzung empfohlen und falls ja,
wie – als Ergänzung: und dann den ehemaligen Ab-
teilungsleiter im Innenministerium?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Fiedler beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Thüringer Polizei ist als leistungs-
starke und bürgernahe Organisation anerkannt. Ih-
rem Leistungsstand ist es zu verdanken, dass die
Bürgerinnen und Bürger des Freistaats Thüringen
in einem der sichersten Länder der Bundesrepublik
leben.

(Beifall CDU)

Gleichwohl nehmen die qualitativen und quantitati-
ven Anforderungen an die Polizei stetig zu und stel-
len diese permanent vor neue Herausforderungen.
Anpassungen der Organisations- und Dienstpos-
tenpläne der Thüringer Polizei sind ein stetiger und
dynamischer Prozess. Natürlich müssen und wer-
den wir flexibel auf neue Phänomene oder Verlage-
rungen der polizeilichen Schwerpunkte reagieren.
Diese Reaktionen betreffen vor allem die Aufgaben-
zuweisungen und Prioritätensetzungen in der poli-
zeilichen Arbeit und schlagen sich häufig in der
Fortschreibung des Organisations- und Dienstpos-
tenplans der Thüringer Polizei als Änderungen nie-
der. Davon zu unterscheiden sind Organisationsbe-
trachtungen zur Optimierung der Struktur der Poli-
zei, die sich in der Regel durch veränderliche Rah-
menbedingungen ergeben und tiefgreifende Verän-
derungen mit sich bringen. Die hierzu notwendigen
Betrachtungen sind noch nicht abgeschlossen.

Zu Frage 2: Die Vorstellung der Empfehlungen im
Kabinett durch den Leiter der Expertenkommission,
Herrn Prof. Dr. Baldus, erfolgte am 25. Oktober
letzten Jahres. Mit Kabinettsbeschluss vom 13. De-
zember 2016 ist der Innenminister gebeten worden,
zusammenfassend über wesentliche Schlussfolge-
rungen aus dem Abschlussbericht zur Evaluierung
der Polizeistrukturreform zu berichten. Zur Erfüllung
dieses Auftrags wurde im Thüringer Ministerium für
Inneres und Kommunales unverzüglich eine Ar-
beitsgruppe unter Leitung des von Ihnen angespro-
chenen amtierenden Abteilungsleiters Polizei ein-
gerichtet. Der in der Fragestellung Genannte wirkte
an den Prüfungen und Bewertungen der Arbeits-
gruppe mit. Im Rahmen des Bewertungsprozesses

war uns vor allem die Einbindung und selbstver-
ständlich auch die Kommunikation mit den Bediens-
teten wichtig. So fanden verschiedene Workshops
und Besprechungen mit den Mitarbeitern der Poli-
zei statt. Die Arbeitsgruppe hat nach Abschluss der
Überprüfung der Umsetzbarkeit der Empfehlungen
einen ersten Berichtsentwurf erstellt. Dieser wird
derzeit mit anderen Ressorts abgestimmt. Die Stel-
lungnahmen der anderen Ressorts werden inhalt-
lich abgewogen und in einem ressortübergreifen-
den Diskussionsprozess abschließend bearbeitet.
Dieser Prozess ist derzeit noch nicht abgeschlos-
sen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank. Abgeordneter Fiedler hat ganz offen-
sichtlich eine Nachfrage. Bitte schön.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ja. Herr Staatssekretär, wann ist denn damit zu
rechnen, dass die – ich sage mal – zweite Kommis-
sion fertig ist und man Ergebnisse hört und sieht?

Götze, Staatssekretär:

Das sollte bis Ende des III. Quartals dieses Jahres
machbar sein.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank. Weiteren Nachfragebedarf sehe ich
nicht. Frau Abgeordnete Holbe bringt sich schon
am Mikrofon in Stellung. Sie ist die nächste Fra-
gestellerin mit der Drucksache 6/4053.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Herzlichen Dank, Herr Präsident.

Weiterer Umgang mit Fusionsanträgen von Thürin-
ger Gemeinden

Das vom Thüringer Verfassungsgerichtshof am
9. Juni 2017 für nichtig erklärte Vorschaltgesetz zur
Durchführung der Gebietsreform in Thüringen sah
für die Neugliederung von Gemeinden in Artikel 1
§ 7 die Gewährung von sogenannten Strukturbe-
gleithilfen sowie in Artikel 1 § 8 die Gewährung von
sogenannten Fusionsprämien vor. Trotz des Urteils
sollen die Gemeinden, die ihre Anträge auf freiwilli-
ge Fusionen beim Thüringer Ministerium für Inneres
und Kommunales bereits eingereicht hatten, nach
Informationen der Fragestellerin – also von mir –
unter bestimmten Voraussetzungen gleichwohl in
den Genuss von Begleithilfen und Fusionsprämien
gelangen.

Ich frage die Landesregierung:
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1. Wie gedenkt die Landesregierung mit den ge-
genwärtig im Thüringer Ministerium für Inneres und
Kommunales vorliegenden Fusionsanträgen nach
dem Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 9. Ju-
ni 2017 weiter zu verfahren?

2. Plant die Landesregierung, fusionswillige Ge-
meinden, die ihren Antrag bereits eingereicht ha-
ben, weiterhin mit Begleithilfen und/oder Fusions-
prämien zu unterstützen, und falls ja, auf welcher
Rechtsgrundlage?

Danke.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
der Abgeordneten Holbe beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt, wobei ich die Fragen 1
und 2 zusammen beantworten möchte:

Um zu den im Innenministerium vorliegenden An-
trägen kreisangehöriger Gemeinden auf freiwillige
Neugliederung wie auch zu einer finanziellen Unter-
stützung von Gemeindeneugliederungen eine ver-
fassungsrechtlich korrekte Entscheidung zu treffen,
ist zunächst die schriftliche Begründung des Urteils
abzuwarten. Danach werden wir unverzüglich die
notwendigen Schritte einleiten, um diesen Neuglie-
derungsbegehren zum Erfolg zu verhelfen.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank. Herr Abgeordneter Fiedler hat eine
Nachfrage.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Staatssekretär, wie bewerten Sie denn, dass
der Innenminister jetzt schon verkündet, ohne dass
er die schriftliche Begründung des Urteils kennt,
dass das Geld weiterhin gezahlt wird und das wei-
terhin so gehandhabt wird? Wie beurteilen Sie das?
Können Sie mir das erklären als nicht so Sachkun-
digem wie Staatssekretär und Innenminister?

Götze, Staatssekretär:

Herr Abgeordneter Fiedler, Sie sind doch selbstver-
ständlich sehr sachkundig und Sie wissen, dass be-
stimmte grundlegende Entscheidungen diesem Ho-
hen Haus vorbehalten sind, insbesondere die Frage
der Finanzierung einer Gemeindegebietsreform. Ich
glaube, der Respekt vor dem Verfassungsgerichts-
hof gebietet es, dass jetzt, wie ich bereits ausge-
führt habe, die schriftliche Urteilsbegründung abge-

wartet wird. Darum hat der Verfassungsgerichtshof
auch in der letzten mündlichen Verhandlung aus-
drücklich gebeten. Wir werden das tun und danach
die entsprechenden Schritte, wie die Erarbeitung
gesetzlicher Regelungen, wenn sie notwendig sind,
um so viel Geld auszureichen, Ihnen zur Entschei-
dung vorlegen. Ich hoffe, dass Sie diesen Prozess
dann konstruktiv mit unterstützen, denn ich habe
jetzt herausgehört, dass auch Sie ein Interesse da-
ran haben, den freiwilligen Gemeindefusionen hier
zum Erfolg zu verhelfen.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Höhn:

Danke, Herr Staatssekretär. Es gibt einen weiteren
Nachfragewunsch des Abgeordneten Kuschel,
Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Herr Staatssekretär, gibt es
irgendwelche Reaktionen von den Antragstellern
auf freiwillige Neugliederungen, die jetzt im Ergeb-
nis oder in der Folge dieses Urteilsspruchs des Ver-
fassungsgerichts vorliegen, also dass Gemeinden
möglicherweise Anträge wieder zurückgezogen ha-
ben? Gibt es solche Erkenntnisse?

Götze, Staatssekretär:

Die Rücknahme von Anträgen ist mir persönlich
nicht bekannt. Auch gehe ich davon aus, dass die
Gemeinden das tun, was wir auch tun – man wartet
jetzt die schriftliche Urteilsbegründung ab. Dann
werden wir auch aktiv auf die Gemeinden zugehen,
um den weiteren Prozess mit den Gemeinden zu
klären und Ihnen dann die notwendigen gesetzli-
chen Regelungen hier zur Entscheidung vorzule-
gen.

Vizepräsident Höhn:

Weitere Nachfragen kann nur noch Frau Holbe als
Fragestellerin stellen. Bitte schön.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Meine Nachfrage bezieht sich jetzt auch noch mal
auf die zeitlichen Abläufe. Um diese Rechtsgrundla-
ge zu schaffen, bedarf es auch einiger Zeit im par-
lamentarischen Lauf. Auf der anderen Seite habe
ich den Vertrauensschutz derer, die auf Grundlage
des damalig geltenden Vorschaltgesetzes einge-
reicht haben. Sehen Sie ein zeitliches Problem in
den Abläufen, das dieses Jahr noch hinzubekom-
men?
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Götze, Staatssekretär:

Das setzt voraus, dass das Gericht, wie angekün-
digt, uns in den nächsten Wochen seine Urteilsbe-
gründung zur Verfügung stellen wird. Ich gehe da-
von aus, dass das geschieht. Auf dieser Grundlage
sehe ich keine Probleme, diese freiwilligen Neuglie-
derungen in diesem Jahr noch erfolgreich umzuset-
zen.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Wir kommen zur
nächsten Anfrage. Fragesteller ist Herr Abgeordne-
ter Walk, Fraktion der CDU, mit der Drucksa-
che 6/4062.

Abgeordneter Walk, CDU:

Danke, Herr Präsident.

Aktuelle Erkenntnisse zu „Jungen Nationalen“ und
anderen rechtsextremen Organisationen

Medienberichten zufolge konnte die Kriminalpolizei
Eisenach kürzlich einen Ermittlungserfolg im Be-
reich der politisch motivierten Kriminalität verbu-
chen. So seien drei Personen, die dem Spektrum
der „Jungen Nationalen“ zuzuordnen sind, dringend
tatverdächtig, in den letzten zweieinhalb Jahren an
die 70 politisch motivierte Taten im Raum Eisenach
begangen zu haben. Der Verfassungsschutzbericht
des Freistaats Thüringen 2014/2015 führt die „Jun-
gen Nationaldemokraten“ für das Jahr 2015 als „in-
aktiv“.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Landesre-
gierung zur Zugehörigkeit der Tatverdächtigen zu
rechtsextremen Parteien, Gruppierungen oder
sonstigen Organisationen?

2. Welche Entwicklung ist seit dem Jahr 2016 bei
den „Jungen Nationaldemokraten“, die im Jahr
2015 noch als „inaktiv“ eingestuft worden waren,
thüringenweit festzustellen?

3. Welche anderen rechtsextremen Parteien, Grup-
pierungen oder sonstigen Organisationen, die im
Verfassungsschutzbericht des Freistaats Thüringen
2014/2015 nicht genannt wurden, sind seit dem
Jahr 2016 in Thüringen in welcher Form aktiv?

4. Wie bewertet die Landesregierung diese Ent-
wicklungen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Walk beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Die Personen werden der
neonazistisch geprägten Eisenacher Jugendszene
und den dort in den vergangenen zwei Jahren unter
der Gruppenbezeichnung Nationale Jugend Eise-
nach-Wartburgkreis, Jugendoffensive Wartburg-
kreis – abgekürzt WAK – bzw. der aktuell als Natio-
naler Aufbau Eisenach in Erscheinung tretenden
Gruppierung zugerechnet.

Die Antwort zu Frage 2: Die Jugendorganisation
der NPD, die Jungen Nationaldemokraten – abge-
kürzt JN – besitzt in Thüringen weiterhin keine
Strukturen. Öffentliche Betätigungen der JN, auch
solche im Internet, blieben im angefragten Zeitraum
aus.

Die Antwort zu Frage 3: Zunächst wäre anzumer-
ken: Die Verfassungsschutzberichte enthalten kei-
ne komplette Übersicht über alle im jeweiligen Be-
obachtungsjahr in Thüringen aufgetretenen rechts-
extremistischen Bestrebungen, sondern konzentrie-
ren sich auf Beobachtungsschwerpunkte. In ihnen
sind deshalb nicht alle aktiven unter Beobachtung
stehenden rechtsextremistischen Gruppierungen
benannt. Die rechtsextremistische Szene unterliegt
einer hohen Dynamik. In den letzten Jahren verän-
derte sie sich unter anderem durch die Schwäche
der NPD, die Gründung weiterer Parteien sowie
Umstrukturierungen oder Umbenennungen im par-
teiungebundenen Spektrum der sogenannten Frei-
en Kräfte. Hierzu verweise ich auf meine bereits er-
folgten Ausführungen zu Frage 1. Beispiele für neu
hinzugekommene Gruppierungen in Thüringen sind
die Identitäre Bewegung Thüringen und die neona-
zistische Gruppierung „Kollektiv 56“, „Turonen“
bzw. „Garde 20“. Die 2015 von Rechtsextremisten
iniziierte Bewegung „Thüringen gegen die Islamisie-
rung des Abendlandes“ erweiterte sich seitdem
durch die Gründung als Verein „THÜGIDA/Wir lie-
ben Sachsen e. V“. Diese Gruppierungen traten ne-
ben der Teilnahme und Organisation von demons-
trativen Aktionen sowie rechtsextremistischen Mu-
sikveranstaltungen mit Veröffentlichungen mit aus-
länderfeindlichem, geschichtsrevisionistischem, teil-
weise auch antisemitischem Inhalt im sozialen
Netzwerk Facebook, durch Anbringen entsprechen-
der Schriftzüge und Transparente und dem Vertei-
len von Flugblättern an verschiedenen Orten in
Thüringen in Erscheinung.

Die Antwort zu Frage 4: In Thüringen geht weiterhin
die größte Gefahr für unser Gemeinwesen vom
Rechtsextremismus aus. Eine dominierende Grup-
pe innerhalb des rechtsextremistischen Spektrums
existiert in Thüringen aktuell nicht. Während die
rechtsextremistische Szene in Thüringen lange Zeit
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unter dem Einfluss der NPD stand, konnten sich mit
den Parteien „DIE RECHTE“ und „DER DRITTE
WEG“ zwei weitere rechtsextremistische Parteien
etablieren. Ebenso entstanden im Neonazi-Spek-
trum neue Gruppierungen. Die dynamische Ent-
wicklung innerhalb der rechtsextremistischen Sze-
ne wird überdies an der Bewegung „Thügida“ deut-
lich. Während die Gruppierung 2015 und zum Jah-
resbeginn 2016 durch die damalige Flüchtlingskrise
schnell an Bedeutung gewann und Mobilisierungs-
erfolge erlangte, verringerte sich ihr Einfluss inzwi-
schen deutlich.

Die Landesregierung begegnet rechtsextremisti-
schen Entwicklungen repressiv und präventiv mit
allen ihr zur Verfügung stehenden rechtsstaatlichen
Mitteln.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es Nachfra-
gen? Herr Abgeordneter Walk, bitte schön.

Abgeordneter Walk, CDU:

Herr Staatssekretär, Sie hatten ausgeführt, dass
sich die neonazistisch geprägte Gruppe mehrfach
umbenannt hat. Meine Frage dazu: Ist die Füh-
rungsstruktur jeweils gleich geblieben, auch unter
der neuen Gruppenbezeichnung, oder hat sich die
Führungsstruktur geändert?

Götze, Staatssekretär:

Dazu liegen mir hier keine Erkenntnisse vor. Die
Frage kann ich Ihnen vom Pult aus nicht beantwor-
ten.

Vizepräsident Höhn:

Eine weitere Nachfrage, Herr Abgeordneter Walk.

Abgeordneter Walk, CDU:

Wenn man das nachliefern könnte, wäre das
schön.

Die zweite Frage: Sie haben nichts gesagt zur Grö-
ßenordnung der sich mehrfach umbenannten Grup-
pierung.

Götze, Staatssekretär:

Das war zu Frage 1. Die Größenordnung bewegt
sich nach meinen Informationen, wenn wir von die-
ser Tätergruppe – will ich es jetzt mal nennen –
sprechen, im einstelligen Bereich.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Nächster Fra-
gesteller ist Herr Abgeordneter Henke von der
Fraktion der AfD mit der Drucksache 6/4068.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Beschädigungen von bzw. Angriffe auf jüdische
Einrichtungen, Denkmäler und Friedhöfe in Thürin-
gen

Laut Presseberichten vom 9. Juni 2017 – zum Bei-
spiel in „Südthüringer Zeitung“ – haben auf dem Jü-
dischen Friedhof in Gotha Unbekannte 20 Grabstei-
ne mit rechtsradikalen Symbolen beschmiert.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung
hinsichtlich der Tatverdächtigen vor? Bitte insbe-
sondere auf die Zuordnung zur politisch motivierten
Kriminalität, organisationalen Zugehörigkeit und
eventuell vorliegende Vorstrafen eingehen.

2. Wie viele Beschädigungen oder Verunstaltungen
von bzw. Angriffe auf jüdische Einrichtungen, Denk-
mäler und Friedhöfe fanden seit dem 1. Januar
2012 in Thüringen statt? Bitte nach Jahresscheiben
aufschlüsseln.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Henke beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Der Vorfall ist Gegenstand
strafrechtlicher Ermittlungen. Unter Hinweis auf Ar-
tikel 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Verfassung des
Freistaats Thüringen und § 477 Abs. 2 Satz 1 der
Strafprozessordnung sehe ich insbesondere aus
Datenschutzgründen und vor dem Hintergrund der
im Strafverfahren zu beachtenden Unschuldsver-
mutung von Angaben zu diesem Sachverhalt ab.

Die Antwort zu Frage 2: Im Zeitraum vom
01.01.2012 bis 31.12.2016 wurden insgesamt
21 Straftaten im Sinne der Fragestellung polizeilich
registriert. Davon wurden im Jahr 2012 zwei Delik-
te, im Jahr 2013 zwei Delikte, im Jahr 2014 ein De-
likt, im Jahr 2015 sechs Delikte und im Jahr 2016
zehn Straftaten festgestellt.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Es gibt keine
Nachfragen.

Falls sich jemand gewundert haben sollte, dass ich
die Frage in der Drucksache 6/4067 von Frau Ab-
geordneter Becker, SPD-Fraktion, nicht aufgerufen
habe: Diese Frage wurde von der Fragestellerin zu-
rückgezogen.

Wir kommen dann in der Reihenfolge zur nächsten
Anfrage durch den Abgeordneten Kuschel, Fraktion
Die Linke, in Drucksache 6/4069.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Kennzeichnung von Ortseingangsschildern im Zu-
sammenhang mit der Neubildung von Einheits-
bzw. Landgemeinden

Im Zusammenhang mit der Neubildung von Ein-
heits- bzw. Landgemeinden spielt immer wieder die
Kennzeichnung von Ortseingangsschildern bei
Ortsteilen bzw. Ortschaften bei Bürgerinnen und
Bürgern eine große Rolle. So erscheint beispiels-
weise in Dielsdorf, einem Ortsteil von Schloßvip-
pach im Landkreis Sömmerda, lediglich der Name
des Ortsteils auf dem Ortseingangsschild. Auch auf
den Ortseingangsschildern der Ortschaften der
Landgemeinde Ilmtal-Weinstraße, Landkreis Wei-
marer Land, fehlt ein Hinweis auf den Gemeindena-
men. Die Gemeinden unterliegen der Rechtsauf-
sicht des Landes.

Ich frage die Landesregierung:

1. In welcher konkreten Art und Weise bzw. auf
welcher Rechtsgrundlage muss im Zusammenhang
mit der Neubildung von Einheits- bzw. Landgemein-
den eine Veränderung der Kennzeichnung der
Ortseingangsschilder in den neuen Ortsteilen bzw.
Ortschaften pflichtig erfolgen?

2. Welche Behörde ist in diesem Zusammenhang
zuständig und in welchem Zeitrahmen muss die
veränderte Beschilderung erfolgen?

3. Auf welcher Rechtsgrundlage können in diesem
Zusammenhang Ausnahmen vorgenommen wer-
den?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft, Herr Staatsse-
kretär Sühl.

Dr. Sühl, Staatssekretär:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Kuschel beantworte ich für die Thü-
ringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Ortseingänge werden mit der soge-
nannten gelben Ortstafel, Zeichen 310 der Straßen-
verkehrsordnung, kurz StVO, gekennzeichnet. Die
Regelungen für die verkehrsrechtliche Anordnung
dieser amtlichen Verkehrszeichen sind mit der bun-
desweit gültigen StVO und der dazugehörigen Ver-
waltungsvorschrift vorgegeben. Ortstafeln sind Be-
standteil der Wegweisung und haben eine straßen-
verkehrsrechtliche Wirkung. Erforderliche Änderun-
gen, zum Beispiel aufgrund von Gemeindeneuglie-
derungen oder Umbenennungen, sind daher zeit-
nah umzusetzen.

Zu Frage 2: Zuständig für die verkehrsrechtliche
Anordnung von Ortstafeln sind die unteren Straßen-
verkehrsbehörden. Dies sind in Thüringen Land-
kreise, kreisfreie Städte, große kreisangehörige Ge-
meinden oder Gemeinden ab 10.000 Einwohnern,
denen auf Antrag diese Funktion übertragen wurde.
Auf Grundlage der verkehrsrechtlichen Anordnung
muss der jeweilige Straßenbaulastträger die Auf-
stellung bzw. Änderung der Ortstafel vornehmen.
Dies hat zeitnah zu erfolgen.

Zu Frage 3: Ausnahmen von der Straßenverkehrs-
ordnung kann nach § 46 StVO in bestimmten Ein-
zelfällen oder allgemein für bestimmte Antragsteller
entsprechend der Thüringer Zuständigkeitsregelung
das Landesverwaltungsamt erteilen. Bei den vom
Fragesteller genannten Beispielen sind die Ortsta-
feln innerhalb einer Gemeinde teilweise unter-
schiedlich und entsprechen nicht vollständig den
StVO-Vorgaben. Begründet wird dies einerseits mit
den entstehenden Kosten und andererseits mit der
fehlenden Akzeptanz durch die Bürgerinnen und
Bürger. So wurde in Dielsdorf die Beschriftung der
Ortstafeln mehrfach den gesetzlichen Bestimmun-
gen angepasst. Dielsdorf wurde am 1. März 1974
eingemeindet und gehört seitdem zur Gemeinde
Schloßvippach, vor der Gebietsreform 1994 gehör-
te der Ort zum Landkreis Erfurt-Land und danach
zum Landkreis Sömmerda. Korrekt müsste auf den
Ortstafeln an beiden Ortseingängen der L 1054
„Dielsdorf, Gemeinde Schloßvippach, Landkreis
Sömmerda“ stehen. Die Bürgerinnen und Bürger
von Dielsdorf akzeptieren dies jedoch nicht und die
Ortstafeln wurden mehrfach überklebt bzw. über-
sprüht. Das Straßenbauamt als Baulastträger hat
die Ortstafeln mehrmals gereinigt bzw. ausge-
tauscht. Nachdem die Kosten unverhältnismäßig
hoch wurden, wurden in Abstimmung mit der Ver-
waltungsgemeinschaft die Ortstafeln mit der Be-
schriftung „Dielsdorf, Landkreis Sömmerda“ auf-
gestellt.

Bei den Ortstafeln der Gemeinde Ilmtal-Weinstraße
ist es noch ein wenig komplizierter. Zum
01.01.2014 wurde aus den Mitgliedsgemeinschaf-
ten der Verwaltungsgemeinschaft Ilmtal-Weinstraße
die Landgemeinde Ilmtal-Weinstraße gebildet. Die
Verwaltungsgemeinschaft Ilmtal-Weinstraße be-
stand aus neun Mitgliedsgemeinden, wobei drei der
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neun Mitgliedsgemeinden noch Ortsteile besaßen.
Im Jahr 2014 wurden seitens der unteren Verkehrs-
behörde drei verkehrsrechtliche Anordnungen, ge-
trennt nach Straßenbaulastträger Bundes-, Landes-
, Kreis- oder Gemeindestraßen, zur Aufstellung
neuer Ortstafeln erlassen. Angeordnet wurde aus
Kostengründen an Bundes-, Landes-, Kreisstraßen
jedoch lediglich der Austausch von Ortstafeln, de-
ren Bezeichnungen nach der Änderung der Verwal-
tungsstruktur auch tatsächlich falsch waren wie
zum Beispiel „Wersdorf, Gemeinde Pfiffelbach,
Kreis Weimarer Land“ in neu „Wersdorf, Gemeinde
Ilmtal-Weinstraße, Kreis Weimarer Land“. Die übri-
gen Ortstafeln, wie zum Beispiel „Niederroßla, Kreis
Weimarer Land“, wurden im Hinblick auf eine mögli-
che Gebietsreform mit Änderung der Landkreisbe-
zeichnung vorerst nicht geändert, da deren aktuelle
Aufschrift nicht falsch ist. Die Ortstafeln an den Ge-
meindestraßen, das ist der kleinste Anteil, wurden
von der neuen Gemeinde Ilmtal-Weinstraße ange-
passt. Mit der Umsetzung der Gebietsreform wer-
den selbstverständlich alle Ortstafeln mit der neuen
Gemeinde- und Landkreisbezeichnung versehen
und entsprechend ausgetauscht.

Danke schön.

Vizepräsident Höhn:

Herr Abgeordneter Kuschel, Sie haben eine Nach-
frage.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Herr Staatssekretär, wenn
sich wie im Fall Dielsdorf aufzeigt, dass das von
den Bürgerinnen und Bürgern einer Gemeinde, die
1974 – habe ich es jetzt richtig verstanden? – ein-
gemeindet wurde, nicht akzeptiert wird, stellt sich
die Frage, inwieweit man die Bezeichnung auf den
Ortsschildern so flexibilisieren oder liberalisieren
kann, dass dort das Meinungsbild der Bürgerinnen
und Bürger Berücksichtigung findet. Denn es kann
ja nicht sein, dass man sagt in so einem Beispiel:
Ungehorsam, also rechtswidriges Handeln, lässt
den Staat irgendwann kapitulieren und dann wird
es eben nicht gemacht. Dann wäre es besser, das
gesetzlich zu regulieren und so eine Liberalisie-
rungsvorschrift einzufügen. Inwieweit ist das mög-
lich und können wir das als Land oder müssen das
die Bundesbehörden machen?

Vizepräsident Höhn:

Gut, es war eine etwas umfangreiche Frage. Herr
Sühl, versuchen Sie es mal.

Dr. Sühl, Staatssekretär:

Herr Abgeordneter, ich halte das für einen vernünf-
tigen Vorschlag und ich denke auch, dass wir dafür
keine Bundesrechte brechen müssen, sondern

dass das Land das in eigener Fähigkeit, in eigener
Rechtsmöglichkeit tun kann. Und das sollten wir
jetzt bei der anstehenden Verwaltungs-, Gebiets-,
und Funktionalreform auch entsprechend angehen.
Danke schön.

Vizepräsident Höhn:

Ich sehe noch einen weiteren Nachfragebedarf,
Herr Staatssekretär. Sie dürfen das Pult noch nicht
ganz verlassen. Der Abgeordnete Fiedler verspürt
den Wunsch nach einer weiteren Frage.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Heftiger Wunsch! Ich habe dreimal jetzt von Ihnen,
Herr Staatssekretär, gehört, bei einer zukünftigen
Gebietsreform – ich verkürze das Ganze – wird das
und das gemacht. Was machen Sie denn, wenn
keine Gebietsreform kommt?

Dr. Sühl, Staatssekretär:

Diese Überlegung stelle ich nicht an, weil ich ganz
sicher bin, dass eine Gebietsreform kommt.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das war
keine Antwort! Da muss ich nachhaken!)

Vizepräsident Höhn:

Also, Herr Kollege Fiedler, es war definitiv eine Ant-
wort. Dass die Antwort Sie nicht zufriedenstellt, da-
für habe ich durchaus Verständnis.

Wir kommen jetzt zur nächsten Frage, eine Fra-
gestellung der Abgeordneten Henfling, Bünd-
nis 90/Die Grünen, in Drucksache 6/4074.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank.

Sicherstellung von Pressefreiheit und Berichterstat-
tung bei extrem rechten Konzerten und Versamm-
lungen unter freiem Himmel in Thüringen

In den letzten Wochen gab es nicht zuletzt mit dem
Eichsfeldtag der NPD in Leinefelde immer wieder
Berichte und Pressemeldungen, dass es Journalis-
tinnen und Journalisten nicht möglich war, bei Kon-
zerten der extrem Rechten bzw. bei deren Ver-
sammlungen unter freiem Himmel in Thüringen voll-
umfänglich ihrer Arbeit nachzugehen bzw. sie be-
droht oder gar angegriffen worden sind. Dabei wur-
de auch Kritik am Agieren der Polizei geübt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche konkreten Vorkommnisse, beispielswei-
se ob Journalistinnen und Journalisten bedroht, an-
gegriffen oder anderweitig an der Ausübung ihrer
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Tätigkeit gehindert wurden, gab es in den letzten
zwölf Monaten in Bezug auf die Ausübung der Tä-
tigkeit von Journalistinnen und Journalisten bei
Rechtsrockkonzerten oder Versammlungen unter
freiem Himmel (bitte Ort, Datum und Name des
Konzerts oder der Versammlung benennen)?

2. Welche Maßnahmen, beispielsweise die Aufnah-
me persönlicher Daten von Pressevertreterinnen
und Pressevertretern, trifft die Polizei zur Si-
cherstellung der Pressefreiheit bei Versammlungen
und Konzerten der extrem Rechten in Thüringen?

3. Wie erfolgt die Kommunikation mit Pressevertre-
terinnen und Pressevertretern vonseiten der Sicher-
heitsbehörden bei Versammlungen und Konzerten
der extrem Rechten in Thüringen?

4. Welche Dienstanweisungen bzw. Verordnungen
oder Ähnliches zum Umgang und Schutz von Pres-
severtreterinnen und Pressevertretern gibt es ins-
besondere bei der Thüringer Polizei und was ist de-
ren Inhalt?

Vielen Dank.

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, lassen Sie mich vor der
Beantwortung zunächst einige Ausführungen vo-
ranstellen: Das Recht auf Pressefreiheit ist gemäß
Artikel 5 des Grundgesetzes verfassungsrechtlich
geschützt. Auf Grundlage dieses Artikels und der
Regelungen des Thüringer Pressegesetzes haben
Medienvertreter für eine umfassende und sachge-
rechte Berichterstattung das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung in Wort, Schrift und Bild sowie das
Recht, sich aus allgemein zugänglichen Quellen
ungehindert zu informieren. Die Thüringer Sicher-
heitsbehörden, insbesondere die Polizei, legen
großen Wert auf ein gutes, vertrauensvolles und
kooperatives Verhältnis zu den Medienvertretern.
Als Beispiel kann ich auf die zehn Pressestellen der
Thüringer Polizeibehörden verweisen, in denen
hauptamtliche Pressesprecherinnen und Presse-
sprecher als zuverlässige Ansprechpartner tätig
sind und die Zusammenarbeit mit den Medienver-
tretern nach besten Möglichkeiten unterstützen.

Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Henfling
beantworte ich für die Landesregierung wie folgt:

Die Antwort zu Frage 1: Im Sinne der Fragestellung
und bezogen auf die letzten zwölf Monate ist der
Landesregierung lediglich ein Sachverhalt bekannt,
bei dem Medienvertreter in ihrer Arbeit behindert
worden sein sollen. Es handelt sich hierbei um den
sogenannten Eichsfeldtag am 6. Mai 2017 in Leine-

felde. Ein Fernsehteam des MDR gab gegenüber
der Thüringer Polizei an, in seiner journalistischen
Tätigkeit gehindert worden zu sein. Nach dem der-
zeit bekannten Sachverhalt wurde dem Drehteam
des MDR auch bei Polizeibegleitung durch
Sichtschutz und das Aufspannen von Schirmen ei-
ne ungehinderte Filmaufnahme verwehrt. Das
Drehteam verließ daraufhin das Versammlungsge-
lände und beanstandete im Nachgang, dass die an-
wesenden Polizeibeamten die Behinderung der Ar-
beit nicht unterbunden hätten. Im vorliegenden Fall
bestand jedoch für ein polizeiliches Einschreiten
gegen die Versammlungsteilnehmer, die
Sichtschutzmaßnahme zu unterbinden, keine
Rechtsgrundlage. Ein konkreter Anspruch auf ent-
sprechend freie Bildaufnahmen, die unter Inan-
spruchnahme der Polizei durchgesetzt werden
kann, ließ sich weder aus Artikel 5 Abs. 1 Satz 2
Grundgesetz noch aus dem Thüringer Pressege-
setz herleiten. Festzuhalten ist hier, dass es den
Vertretern unter Polizeischutz ermöglicht wurde,
Bild- und Tonaufnahmen zu fertigen und über das
Versammlungsgeschehen zu berichten. Vielmehr
war hier zu berücksichtigen, dass sich die Ver-
sammlungsteilnehmer auf die ebenfalls grundrecht-
lich verbürgte Versammlungsfreiheit aus Artikel 8
Grundgesetz und ihr Recht am eigenen Bild als
Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts
aus Artikel 1 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 2
Abs. 1 Grundgesetz berufen konnten und ein Ein-
griff in die vorgenannten Grundrechte seitens der
Polizei nur bei Vorliegen einer unmittelbaren Gefahr
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zulässig
gewesen wäre. Eine solche Gefahr war in diesem
Fall nicht erkennbar, sodass auch ein polizeiliches
Einschreiten nicht in Betracht kam. Durch den MDR
erfolgte im Nachgang zur benannten Versammlung
eine Berichterstattung im MDR Thüringen Journal
unter Nutzung der am Versammlungstag gefertig-
ten Bild- und Tonaufnahmen.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ei-
ne Statistik über Drohungen oder gar körperliche
Angriffe auf Journalistinnen und Journalisten liegt
der Landesregierung nicht vor.

Die Antwort zu Fragen 2 und 3: Zur Sicherstellung
der Pressefreiheit werden im Zusammenhang mit
dem Auftreten von Pressevertretern bei Großereig-
nissen die Erreichbarkeiten zwischen den beteilig-
ten Sicherheitsbehörden, also Polizei, Versamm-
lungsbehörden und Pressevertretern, ausgetauscht
bzw. liegen bei gegenseitiger Bekanntheit gegebe-
nenfalls bereits vor. Die Aufnahme persönlicher Da-
ten von Pressevertretern durch die Thüringer Poli-
zei findet grundsätzlich nicht statt. Bei größeren
Einsatzlagen der Polizei wird regelmäßig ein Ein-
satzabschnitt Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ge-
bildet, dessen Mitarbeiter als direkte Ansprechpart-
ner für alle Medienvertreter agieren. Bei kleineren
Ereignissen, die keines eigenen Einsatzabschnittes
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bedürfen, erteilt der Polizeiführer Presseauskünfte,
soweit nicht der Pressesprecher der jeweiligen Poli-
zeibehörde persönlich vor Ort ist. Im Übrigen ste-
hen die Thüringer Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten für Journalistinnen und Journalisten als An-
sprechpartner zur Verfügung. Als problematisch er-
weist sich in diesem Zusammenhang, dass mitunter
nicht alle Medienvertreter als solche unmittelbar er-
kennbar sind. Erst durch eine selbstständige Akkre-
ditierung, für die es keine gesetzliche Verpflichtung
gibt, kann Hilfestellung gewährleistet werden.

Die Antwort zu Frage 4: Grundlage für die Zusam-
menarbeit und den Umgang der Thüringer Polizei
mit den Medien bildet die sogenannte Handlungs-
anweisung über die Zusammenarbeit der Thüringer
Polizei mit den Medien vom 1. Juli 2012. Diese re-
gelt insbesondere Form und Inhalt der Berichter-
stattung, Verantwortlichkeiten bzw. Zuständigkeiten
für Auskunftserteilungen sowie die Art und Weise
der Zusammenarbeit zwischen der Fachabteilung
Polizei im Thüringer Ministerium für Inneres und
Kommunales und deren nachgeordneten Behörden
und Einrichtungen mit den Medien. Im Weiteren
wurde 2014 für den Geschäftsbereich der Landes-
polizeidirektion eine Dienstanweisung zur Öffent-
lichkeitsarbeit erlassen. Diese stützt sich hinsicht-
lich der Grundsätze der Medien- und Pressearbeit
im Wesentlichen auf die vorgenannte Handlungsan-
weisung und die publizistischen Grundsätze des
deutschen Presserats, den sogenannten Presseko-
dex. Eine entsprechende Dienstanweisung zum
Schutz von Pressevertreterinnen und Pressevertre-
tern besteht nicht. Hierfür können die Beamtinnen
und Beamten auf die Regelungen des Polizeiaufga-
bengesetzes zurückgreifen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Frau Abgeordne-
te Henfling hat eine Nachfrage, bitte.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Kurze Bemerkung. Mir ist auch bekannt, dass die
Pressevertreter darüber geklagt haben, dass mit
Bechern auf sie geworfen wurde, dass es nicht rein
um Sichtschutz ging. Vielleicht können Sie dazu
noch mal was sagen. Sie schließen auch aus, dass
Polizistinnen vor Ort versucht haben, persönliche
Daten von Journalistinnen und Journalisten zu er-
fragen? Das ist die erste Frage. Die zweite ist: Wo
können sich denn Journalistinnen und Journalisten
hinwenden, wenn sie sich entsprechend beschwe-
ren wollen, im Innenministerium beispielsweise?
Gibt es da einen konkreten Ansprechpartner?

Götze, Staatssekretär:

Es gibt vor Ort einen Ansprechpartner, den Einsatz-
abschnittsführer oder den Polizeibeamten, der für
die Betreuung der Medienvertreter zuständig ist. Ich
hatte gerade dargelegt, wie sich das im Einzelnen
darstellt. Was die Frage konkreter Angriffe auf Me-
dienvertreter angeht, kann ich die hier aus dem
Kopf nicht beantworten und würde Ihnen die Ant-
wort dann schriftlich zukommen lassen.

Vizepräsident Höhn:

Das ist hiermit zugesagt. Weiteren Nachfragebedarf
sehe ich nicht. Dann rufe ich die nächste Anfrage in
der Drucksache 6/4076 auf, Fragesteller ist Herr
Abgeordneter Tischner, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Klassenfahrten als Werbungskosten absetzen

Im Verlauf des Schuljahres 2015/2016 hat die Lan-
desregierung eine Anpassung der „Hinweise des
Thüringer Ministeriums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur für die staatlichen allgemein bildenden
und berufsbildenden Schulen“ vom 1. Dezember
2014 vorgenommen. Im Schuljahr 2014/2015 be-
stand unter anderem die gängige Praxis, dass
Schüleraustauschprogramme im Rahmen einer
bestehenden Schulpartnerschaft von den Schuläm-
tern ohne Belastung der Schulbudgets bzw. nach
Verzichtserklärung der Dienstreisekosten geneh-
migt wurden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Unter welchen Umständen haben die Thüringer
Schulämter in der Vergangenheit seit dem Jahr
2012 außerhalb der oben genannten Hinweise vom
1. Dezember 2014 Auslandsfahrten oder Fahrten
genehmigt?

2. Wurden Klassenfahrten genehmigt, bei welchen
keine Erstattung der angefallenen Kosten durch
den Freistaat Thüringen erfolgte?

3. Haben die betroffenen Kollegen die Möglichkeit,
diese Aufwendungen als Werbungskosten in der
Steuererklärung abzusetzen, wenn ja, sind die zu-
ständigen Finanzämter angehalten, diese Wer-
bungskosten anzuerkennen und wenn nein, wie er-
folgt die offene Kostenerstattung der genehmigten
Dienstreise?

4. Unter welchen Umständen können auch gegen-
wärtig Kosten für außerschulisches Lernen oder für
Maßnahmen des Lernens am anderen Ort als Wer-
bungskosten abgesetzt werden, die in den oben ge-
nannten Hinweisen vom Jahr 2014 und der aktuel-
len Verwaltungsvorschrift nicht als Wandertage und
Klassenfahrten gelten?
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Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister
Prof. Dr. Hoff.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, sehr geehrte Da-
men und Herren, ich beantworte die Mündliche An-
frage namens der Landesregierung wie folgt:

Zu 1.: Die Grundlage zur Genehmigung von Fahr-
ten und Auslandsfahrten durch die Schulen und die
Schulämter waren die hier schon zitierten „Hinwei-
se des Thüringer Ministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur für die staatlichen allgemein bil-
denden und berufsbildenden Schulen – Lernen am
anderen Ort“ vom 1. Dezember 2014 und bis zu de-
ren Veröffentlichung die „Hinweise des Thüringer
Kultusministeriums zum Lernen am anderen Ort“
vom 12. März 2007.

Zu 2.: Ja, bei allen Dienstreisen im Rahmen von
Lernen am anderen Ort, bei denen die beteiligten
Lehrkräfte wirksam auf die Erstattung ihrer Reise-
kostenvergütung verzichtet haben.

Zu 3.: Zu den Werbungskosten bei den Einkünften
aus nicht selbstständiger Arbeit im Sinne von § 9
Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes ge-
hören auch die beruflich veranlassten Reisekosten,
insbesondere auch die anlässlich einer Dienstreise
entstandenen Mehraufwendungen für Verpflegung
gemäß § 9 Abs. 4 a Einkommensteuergesetz und
Übernachtung, § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 a Einkom-
mensteuergesetz. Da Klassenfahrten im Sinne von
Lernen am anderen Ort wie Unterrichtsgänge,
Schulwanderungen, Schullandaufenthalte, Studien-
und Abschlussfahrten im In- und Ausland, sofern
diese genehmigt sind, für die aufsichtsführende
Lehrkraft Dienstreisen sind, können die entstande-
nen Kosten auch als Werbungskosten geltend ge-
macht werden. Dies gilt auch dann, wenn auf den
Ersatz von Reisekosten verzichtet wurde. Dazu gibt
es eine entsprechende Rundverfügung der Oberfi-
nanzdirektion Erfurt vom 18.07.2002. Die Finanz-
ämter berücksichtigen die Aufwendungen unter Be-
achtung dieser Verwaltungsanordnung.

Zu 4.: Werbungskosten im Sinne von § 9 Abs. 1
Satz 1 des Einkommensteuergesetzes sind Auf-
wendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhal-
tung der Einnahmen. Aufwendungen für eine Reise
oder Ähnliches sind dann als Werbungskosten zu
berücksichtigen, wenn der Reise oder ähnlichen
Veranstaltungen ein unmittelbarer beruflicher An-
lass zugrunde liegt. Ein beruflicher Anlass kann an-
genommen werden, wenn die Begleitung und Be-
aufsichtigung von Schülerinnen und Schülern un-
mittelbare Dienstpflicht der Lehrerin bzw. des Leh-
rers ist. Soweit die steuerrechtlichen Vorgaben. Da-

nach können die Kosten für Maßnahmen im Sinne
der gestellten Frage als Werbungskosten geltend
gemacht werden. Die Finanzämter prüfen dann in
jedem Einzelfall, ob die geltend gemachten Kosten
im Zusammenhang mit dem außerschulischen Ler-
nen oder anderen Maßnahmen als Werbungskos-
ten zu berücksichtigen sind.

Wir werden diese Informationen auch in geeigneter
Form noch mal öffentlich machen und Ihre Anfrage
damit zum Anlass nehmen, entsprechende Nach-
fragen bei Lehrerinnen und Lehrern zu beantwor-
ten. Insofern ganz herzlichen Dank für die Anfrage,
die wieder zur Klarheit auch an dieser Stelle beige-
tragen hat.

Vizepräsident Höhn:

Gibt es Nachfragebedarf? Herr Abgeordneter
Tischner, bitte schön.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Nur eine Bitte. Herr Minister, wäre es möglich, dass
ich die Antwort schon schriftlich bekommen könnte,
weil Sie jetzt so schnell gesprochen haben und ich
den ganzen Paragrafen gar nicht mitschreiben
konnte?

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Sie wird im Protokoll veröffentlicht werden und steht
Ihnen dann zur Verfügung.

Vizepräsident Höhn:

Diesen Hinweis hätte ich auch noch geben können.
Herzlichen Dank.

Jetzt kommen wir zur nächsten Anfrage. Die wird
gestellt von Frau Abgeordneter Meißner, CDU-
Fraktion, in der Drucksache 6/4078.

Abgeordnete Meißner, CDU:

Lehrermangel an der Staatlichen Berufsbildenden
Schule Sonneberg (SBBS)

Die Antwort der Landesregierung auf die Kleine An-
frage 2103 „Lehrkräfte an der Staatlichen Berufsbil-
denden Schule Sonneberg“ (Drucksache 6/4018)
offenbart einen zunehmenden Lehrermangel. Bei-
spielsweise wurden seit dem Jahr 2011 31 Lehrer-
abgänge verzeichnet, aber es erfolgte in den letz-
ten drei Jahren nur eine Neueinstellung. Zudem
fehlen permanent Lehrer aufgrund von Langzeiter-
krankung und Überlastung. Ausgeglichen wird die-
se Unterversorgung durch die Erhöhung der Kurs-
stärken, Stundenkürzungen und das Zusammenle-
gen von Kursen verschiedener Niveaustufen. Für
die größte Bildungseinrichtung im Landkreis Sonne-
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berg, die eine Vielzahl von Schulformen anbietet,
ist dieser Zustand alarmierend.

Zudem besteht in der Region um Sonneberg ein
hoher Bedarf an neuen Ausbildungsrichtungen im
berufsbildenden Bereich. Der Schulträger plant in
diesem Zusammenhang die zeitnahe Einführung
der Fachrichtung Gesundheit und Soziales im Be-
ruflichen Gymnasium der SBBS. Die schon vorhan-
denen Kooperationen mit dem REGIOMED-Klinik-
verbund sollen weiter ausgebaut werden. Ein ent-
sprechendes Konzept liegt dem Bildungsministe-
rium vor.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie begründet die Landesregierung, dass es seit
dem Jahr 2013 an der SBBS nur eine Neueinstel-
lung gab, während im Südthüringer Schulamtsbe-
reich im gleichen Zeitraum 18 Lehrer neu ein-
gestellt wurden?

2. Weshalb werden frei werdende Stellen an der
SBBS nicht schnellstmöglich neu besetzt?

3. Wie sollen zukünftig die durchschnittlich zehn
langzeiterkrankten Lehrer an der SBBS ersetzt wer-
den?

4. Wie beurteilt die Landesregierung das ihr vorlie-
gende Konzept für die Einführung der Fachrichtung
Gesundheit und Soziales im Beruflichen Gymnasi-
um der SBBS und wie plant sie, den Träger dabei
zu unterstützen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister
Prof. Dr. Hoff.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte
Frau Meißner, zunächst danke ich Ihnen für Ihre
Anfrage die Staatliche Berufsbildende Schule Son-
neberg betreffend. Ich möchte mit zwei grundsätzli-
chen Vorbemerkungen beginnen. Das eine ist: Die
Einsatzplanung an der Schule unterliegt vor dem
Hintergrund, dass wir uns jetzt auch im Bewer-
bungsverfahren auf einzelne Stellen befinden, einer
gewissen Vorläufigkeit. Insofern kann ich Ihnen in
dem, was ich Ihnen jetzt darstelle, einen Ist-Stand
zum jetzigen Zeitpunkt geben. Ich kann Ihnen aber
noch nicht sagen, wie die Bewerbungsgespräche,
die zum Teil laufen, abgeschlossen werden und ob
dann diejenigen, die ausgewählt sind, auch tatsäch-
lich ein Beschäftigungsangebot annehmen. Da-
rüber wäre dann zu einem gegebenen Zeitpunkt zu
Beginn des nächsten Schuljahres noch mal zu
sprechen. Ich würde auch für eine direkte Frage zur
Verfügung stehen, sofern Sie davon Gebrauch ma-
chen wollen.

Das Zweite: Sie haben in Ihrem Vorwort zur Mündli-
chen Anfrage deutlich gemacht, dass seit dem Jahr
2011 aus Ihrer Sicht 31 Lehrkräfte die Schule ver-
lassen haben, tatsächlich waren es 24. Das ist im-
mer noch eine vergleichsweise hohe Zahl, aber ich
kann die 31 nicht bestätigen. Diese Darstellung
möchte ich aber zudem um die Feststellung ergän-
zen, dass die Schülerinnen- und Schülerzahl an
dieser Schule im Zeitraum von 2010 bis 2017 um
25 Prozent gesunken ist und die Zahl der Lehrkräf-
te, die in diesem Zeitraum abgesunken ist, genau
dieser Proportion entspricht. Das kann uns nicht an
jedem Punkt zufriedenstellen, ich will nur darauf
hinweisen, dass wir hier etwas andere Daten haben
als Sie.

Ich will Frage 1 und Frage 2 zusammen beantwor-
ten, und zwar wie folgt: Die Einstellungen im Be-
reich der berufsbildenden Schulen im Schulamtsbe-
reich sind im Rahmen der zur Verfügung stehenden
Stellen entsprechend des Bedarfs und der Prioritä-
ten verteilt worden. Bei jeder frei werdenden Stelle
muss die jeweilige Situation vor Ort und im Schul-
amtsbereich geprüft werden. Sollte sich die Be-
darfssituation als prioritär darstellen, wird im Rah-
men des Einstellungskorridors versucht, eine Be-
werberin oder einen Bewerber für die Unterrichts-
absicherung einzustellen. Dies ist an der Staatli-
chen Berufsbildenden Schule in Sonneberg derzeit
nicht angezeigt. Die Schülerinnen- und Schülerzahl
an der Schule sank im Zeitraum, wie ich bereits
dargestellt habe, um 25 Prozent von 1.351 Schü-
lerinnen und Schülern im Schuljahr 2010/2011 auf
1.015 Schülerinnen und Schüler im derzeit laufen-
den Jahr. An dieser Schülerinnen- und Schülerzahl
ist dann eben auch der entsprechende Personalbe-
darf zu bemessen.

Sie haben dann – zu Frage 3 – die Frage gestellt,
wie der Ersatz für die langzeiterkrankten Lehrerin-
nen und Lehrer aussieht. Sie hatten dort die
Zahl zehn genannt. Nun kann ich Ihnen zunächst
erst einmal positiv sagen, dass von diesen zehn
langzeiterkrankten Lehrerinnen und Lehrern acht
wieder genesen sind. Es ist ein Zustand, der uns
zufriedenstellt. Es sind insofern zwei Lehrkräfte zu
ersetzen. Hier ist es so, dass für die zwei weiterhin
erkrankten Lehrkräfte eine befristete Einstellung im
Rahmen der Vertretungsreserve realisiert wird, die
den vakant gewordenen Unterricht dann auch kom-
pensiert.

Zu Frage 4: Die Konzeption der Staatlichen Berufs-
bildenden Schule Sonneberg zur Einrichtung einer
Fachrichtung Gesundheit und Soziales am berufli-
chen Gymnasium der Schule wurde vom TMBJS
geprüft und mit dem Schulleiter der SBBS Sonne-
berg und dem Schulamt Südthüringen ausgewertet.
In der vorliegenden Form ist das Konzept schul-
rechtlich, personell und sächlich nicht möglich, was
wir bedauern, weshalb wir mit der Schule darüber
sprechen, welche Alternativen es gibt, weil wir ein
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Interesse daran haben, dass diese Fachrichtung
Gesundheit dort auch etabliert wird; also da ziehen
wir tatsächlich auch am gleichen Strang. Wir sind
aber in der Situation, dass vor der Einrichtung voll-
zeitschulischer Bildungsgänge zunächst entspre-
chende Grundberufe in dualer Ausbildung an der
Schule etabliert sein müssen. Damit wird gewähr-
leistet, dass die personellen und sächlichen Vo-
raussetzungen an der Schule vorliegen und auch
der Unterricht nachhaltig abgesichert werden kann.
Entsprechende Grundberufe im Berufsfeld Gesund-
heit und Soziales werden an der Schule bislang
nicht angeboten. Das aktuelle Thüringer Schulge-
setz und die Durchführungsbestimmungen zur Thü-
ringer Oberstufe definieren die Anforderungen an
qualifiziertes Lehrpersonal. Diese Rahmenbedin-
gungen stehen dem Konzept der SBBS Sonneberg,
die den Einsatz schulfremder Personen vorsieht,
derzeit entgegen. Auch das heißt nicht, dass man
dort nicht was tun kann, man muss sich nur überle-
gen, in welchem Kontext und unter welchen Rah-
menbedingungen man das macht. Insofern hat un-
sere Behörde auch mit dem Schulamt Südthüringen
dem Schulleiter folgende Prüfoptionen angeboten,
die auch mit REGIOMED beispielsweise zu disku-
tieren wären – ich kenne nun Herrn Bovelet noch
aus gemeinsamer Zeit in Berlin und weiß, dass
Herr Bovelet durchaus auch Erfahrungen mit einer
dieser Varianten hat. Das eine ist, dass die SBBS
Sonneberg ihr Profil um die Berufsfelder Gesund-
heit, Pflege und/oder Sozialwesen erweitert und
nach der Etablierung der Grundberufe, wie ich das
schon dargestellt habe, in der dualen Ausbildung
ein berufliches Gymnasium der Fachrichtung Ge-
sundheit und Soziales einrichtet. Das andere ist,
dass REGIOMED die Einrichtung einer Schule in
freier Trägerschaft beantragt, und zwar mit der
Schulform „Berufliches Gymnasium“ in der Fach-
richtung Gesundheit und Soziales, und dies in eige-
ner Regie führt und damit eben auch bestimmte
Rahmenbedingungen für die Beschäftigung von
fachfremdem Personal vereinfacht werden. Bei Er-
füllung der Genehmigungsvoraussetzungen nach
dem Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft
kann dann der Schulbetrieb unmittelbar aufgenom-
men werden. Dafür bestehen aus hiesiger Sicht
durchaus auch ganz gute Rahmenbedingungen.
Darüber hinaus sollten zur Nachwuchsgewinnung
im medizinischen Bereich auch die allgemeinbilden-
den Gymnasien sowie die beruflichen Gymnasien
der bereits angebotenen Fachrichtungen in den
Blick genommen werden. Die allgemeine Hoch-
schulreife befähigt unabhängig von der beruflichen
Fachrichtung zu einem Studium in allen Studien-
gängen. Als weiteres Zugeständnis besteht das An-
gebot, bei personeller Absicherung Latein auch am
beruflichen Gymnasium als neu einzusetzende
Sprache anzubieten. Dies kann potenziell am Stu-
dienfach Medizin Interessierten auch den Zugang
zum Studium der Medizin erleichtern.

Wir haben durchaus ein Interesse daran, zu einer
konzeptionellen Entwicklung auch unseren Anteil
beizutragen. Da ich in absehbarer Zeit mit Herrn
Bovelet ein Gespräch führen will – wir haben uns
dazu verabredet –, würde ich über dieses Thema
dann auch noch einmal direkt mit ihm sprechen. Ich
wäre aber auch gern bereit, wenn Sie daran teilha-
ben wollen und dies in Ihrer Nachfrage deutlich ma-
chen, Sie da gern mit einzubeziehen und die Abge-
ordneten des Sonneberger Gebiets selbstverständ-
lich insgesamt.

Vizepräsident Höhn:

Frau Meißner, Sie haben eine Nachfrage?

Abgeordnete Meißner, CDU:

Ja. – Vielen Dank, das Angebot nehme ich gern an.
Aber ich habe dennoch eine Nachfrage. Trotz sin-
kender Schülerzahlen haben wir 24 Abgänge zu
verzeichnen. Deswegen die konkrete Frage, was
das neue Schuljahr betrifft, unabhängig davon, ob
noch Bewerbungsverfahren laufen oder nicht: Wie
viele Neubesetzungen bzw. Neueinstellungen sind
konkret für das nächste Schuljahr geplant?

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Die Informationen reiche ich Ihnen nach.

Vizepräsident Höhn:

Das ist hiermit zugesagt und ich bedanke mich. Ich
sehe keinen weiteren Nachfragebedarf. Ich schlie-
ße den Tagesordnungspunkt 28, die Fragestunde,
für heute.

Wir setzen fort mit unserer Tagesordnung, und
zwar mit dem Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 10

Manipulation an der Bordelek-
tronik von Lastkraftwagen
durch osteuropäische Unter-
nehmen zum Schaden des
Thüringer Speditionsgewerbes
verhindern
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/3806 -
dazu: Logistikunternehmen vor

unlauterem Wettbewerb
schützen
Alternativantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/4010 -
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Zunächst einmal die Frage: Gibt es den Wunsch
nach einer Begründung für den Antrag der CDU?
Herr Prof. Dr. Voigt, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Werter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren! „Manipulation an der Bordelektronik von
Lastkraftwagen durch osteuropäische Unternehmen
zum Schaden des Thüringer Speditionsgewerbes
verhindern“ – so lautet unser Antrag. Wir glauben
als CDU-Fraktion, wer auf unseren Straßen unter-
wegs ist, muss auch unsere Spielregeln akzeptie-
ren. Deshalb sagen wir heute mit unserem Antrag
auch der Betrugsmasche osteuropäischer Spedi-
teure den Kampf an.

(Beifall CDU)

– Was euch gerade durchlebt, ist die postprandiale
Thermogenese, quasi euer ganzes Blut ist im Ma-
gen und jetzt müsst ihr es wieder hochpumpen. Al-
so: Ihr könnt mitmachen! –

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Wir sind da-
bei!)

Für uns als CDU-Fraktion hat der Antrag eine be-
sondere Bedeutung, weil wir im Freistaat eine ex-
ponierte Lage haben. Wir sind Logistikdrehkreuz in
Deutschland. Insgesamt gibt es 550 Logistikunter-
nehmen mit circa 41.000 Beschäftigten. Das ist,
glaube ich, ein guter Beleg dafür, mit welcher Wich-
tigkeit wir auch faire Wettbewerbsbedingungen im
Freistaat erreichen müssen und wollen. Dement-
sprechend können wir natürlich nicht akzeptieren,
dass es mittlerweile osteuropäische Speditionsun-
ternehmen gibt, die sich durch Manipulation Kos-
tenvorteile pro Fahrzeug von rund 2.000 Euro ver-
schaffen und das, obwohl wir ganz klare Spielre-
geln haben. Denn im Gegensatz zu den hiesigen
Speditionsunternehmen hier bei uns in Thüringen
kaufen sich solche kriminellen Speditionen aus Ost-
europa elektronische Geräte, die es ihnen ermögli-
chen, ihre Lkws ohne den Zusatz AdBlue fahren zu
können, und das, obwohl dies zwingend benötigt
wird.

Wir müssen also darauf drängen, dass diese krimi-
nellen Machenschaften endlich beendet werden. Je
schneller diesen Speditionen das Handwerk gelegt
wird, umso besser ist es einerseits für unsere Um-
welt, andererseits natürlich auch für den Logistik-
standort Thüringen. Dahin zielt unser Antrag.

Wir glauben auch nicht, dass der Alternativantrag
mit seinem erneuten Berichtswesen einen Beitrag
dazu leistet, dass es den Thüringer Spediteuren
besser geht. Insofern glauben wir, dass unser An-
trag deutlich besser geeignet ist, die Ziele für unse-
re Männer und Frauen hinter dem Steuer zu errei-
chen. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank. Das war übrigens eine sehr nette Um-
schreibung des Begriffs „Trägheit“, den wir hier von
Ihnen zur Kenntnis genommen haben. Gibt es den
Wunsch nach der Begründung für den Antrag der
Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und
der SPD? Frau Dr. Lukin, bitte schön.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, wenn wir von Wettbewerbsvorteilen
sprechen, müssen wir den Begriff etwas weiter fas-
sen. Das werden wir in unserem Antrag auch tun
und ich will nur auf die Frage der ostdeutschen
Spediteure hin eine Zahl vortragen. Bei circa
70 Prozent der in Osteuropa zugelassenen Spediti-
onsfirmen handelt es sich um Tochterfirmen, deren
Hauptsitze in Deutschland, Belgien und den Nieder-
landen liegen. Wir sollten uns also hüten, die Fra-
gen des Wettbewerbs und der Wettbewerbsverzer-
rung hier eindimensional zu behandeln.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Die Landesregie-
rung erstattet einen Sofortbericht zu Nummer I des
Alternativantrags der Fraktionen SPD, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen. Dazu erteile ich Herrn
Staatssekretär Sühl das Wort.

Dr. Sühl, Staatssekretär:

Danke, Herr Präsident. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren Abgeordneten, der technisch ein-
wandfreie Zustand der Fahrzeuge ist wesentliche
Voraussetzung für die sichere Teilnahme am Stra-
ßenverkehr. Neben dem System der regelmäßigen
Hauptuntersuchungen sind die Verkehrskontrollen
auf der Straße durch Polizei und Bundesamt für
Güterverkehr – BAG – ein Faktor der stichproben-
artigen Verdichtung der Kontrollmechanismen.
Hierbei werden der Fahrzeugführer und sein Ver-
halten, ebenso anfängliche und allgemeine, vorwie-
gend augenscheinliche Prüfungen des technischen
Zustands der Fahrzeuge vorgenommen. Hauptas-
pekt dieser Kontrollen ist die Gewährleistung der
Verkehrssicherheit in Einheit mit der Kriminalitäts-
bekämpfung. Das BAG erledigt Verwaltungsaufga-
ben des Bundes auf dem Gebiet des Verkehrs, die
ihm durch das Güterkraftverkehrsgesetz zugewie-
sen sind. Dazu gehören unter anderem die Rechts-
vorschriften über die zulässigen Werte für Ge-
räusche und verunreinigende Stoffe im Abgas von
Kraftfahrzeugen zur Güterbeförderung.

Gleichfalls ist das BAG Kontrollbehörde für die Ab-
gaben, die für die Benutzung von Straßen anfallen.
Die Beauftragten des Bundesamts haben dieselben
Rechte und Pflichten wie die Beamten des Polizei-
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vollzugsdienstes nach den Vorschriften der Stra-
ßenverkehrsordnung und nach dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten.

Lassen Sie mich nun einige Ausführungen zum
Verkehrsaufkommen machen. Im I. Quartal des
Jahres 2017 betrugen die Fahrleistungen der Lkw
ab 7,5 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht auf
mautpflichtigen Straßen 8,3 Milliarden Kilometer
und liegen damit etwa 6,3 Prozent über dem ent-
sprechenden Wert des Vorjahres. Im Jahr 2016 ha-
ben mautpflichtige schwere Nutzfahrzeuge rund
32,5 Milliarden Kilometer auf dem gebührenpflichti-
gen Streckennetz in Deutschland zurückgelegt.
Dies bedeutet einen Zuwachs von 9,2 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr. Während insgesamt die
mautpflichtige Fahrleistung deutscher Lkw gegen-
über dem Vorjahr um 7,8 Prozent zulegte, stieg die
der gebietsfremden Fahrzeuge um 11,3 Prozent an.
Der Anteil deutscher Lkw an der gesamten Fahr-
leistung betrug im Jahr 2016 damit 59 Prozent. Es
folgen Polen mit einem Anteil von 14,8 Prozent,
Tschechien mit 4,2 Prozent, Rumänien mit 3,2 Pro-
zent, die Niederlande mit 3,1 Prozent, Ungarn mit
2,2 Prozent, die Slowakei mit 1,9 Prozent, Litauen
mit 1,8 Prozent, Bulgarien mit 1,4 Prozent, Sloweni-
en mit 1,2 Prozent und Österreich mit 1 Prozent.

Aufgrund der technischen Entwicklung werden im-
mer mehr vergleichsweise umweltschädliche Fahr-
zeuge durch umweltfreundlichere und mautgünsti-
gere Fahrzeuge ersetzt. So wurden im Jahr 2016
inzwischen über 46 Prozent der Fahrleistung in der
Schadstoffklasse S6 Euro 6 zurückgelegt. Im Vor-
jahr waren es noch 30 Prozent. Der Einsatz von
Lkw der Schadstoffklassen S1 Euro 1 bis S4 Euro 4
erreicht inzwischen nur noch einen Anteil von
6,5 Prozent gegenüber 99 Prozent im Jahr 2005
bzw. 50 Prozent im Jahr 2009.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um den
Ausstoß von umweltschädlichen und gesundheits-
gefährdenden Stickoxiden zu reduzieren, verwen-
den diese Lkw sogenannte SCR-Abgasreinigungs-
einrichtungen. Das schreibt die Abgasnorm Euro 6
vor, die seit dem 1. September 2013 für alle neuen
Lkw-Fahrzeugtypen gilt. Diese Lkw dürfen ab die-
sem Zeitpunkt nur noch 400 Milligramm Stickoxide
pro Kilowattstunde ausstoßen. Dazu nutzen viele
Autohersteller die im Lastwagenbau schon lange
verwendeten SCR-Katalysatoren. Diese bauen die
Stickoxide mithilfe von AdBlue ab. AdBlue besteht
zu 32,5 Prozent aus Harnstoff, einer ungefährlichen
synthetischen Stickstoffverbindung, und aus demi-
neralisiertem Wasser. AdBlue wird direkt in den Ab-
gasstrang eingespritzt und setzt dort Ammoniak
frei. Dieser reagiert im SCR-Kat mit den Stickoxi-
den und wandelt sie in Stickstoff und Wasserdampf
um. Ein vom Motorsteuergerät kontrolliertes Dosier-
modul sorgt dafür, dass stets die für Drehzahl und
Fahrzeuglast benötigte Menge eingespritzt wird.
Der Verbrauch liegt bei etwa 4 bis 6 Prozent des

Diesels. Da AdBlue bei minus 11,5 Grad gefriert, ist
der Tank für den Zusatz bei allen Autos beheizbar.

Meine Damen und Herren, in § 19 Abs. 2 Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung ist geregelt, dass die
Betriebserlaubnis des Fahrzeugs erlischt, wenn Än-
derungen vorgenommen werden, durch die das Ab-
gas- oder Geräuschverhalten verschlechtert wird.
Unter anderem deshalb hat der Halter von Fahrzeu-
gen sein Fahrzeug in regelmäßigen Abständen un-
tersuchen zu lassen, insbesondere auch die schad-
stoffrelevanten Bauteile, also die Abgasanlage hin-
sichtlich Zustand, Ausführungs- sowie Abgasreini-
gungssysteme hinsichtlich Abgasverhalten. Mani-
pulationen zur Reduktion bzw. Deaktivierung der
AdBlue-Eindüsung bei SCR-Katalysatorsystemen
sind unzulässige technische Änderungen und füh-
ren zum Erlöschen der Betriebserlaubnis des jewei-
ligen Fahrzeugs. Solche Manipulationen geschehen
entweder durch entsprechende Änderungen von
Kennfeldern in der Software des Motorsteuergeräts
oder durch den Einbau spezieller Simulatoren bei
gleichzeitiger Unterbindung der Fehlermeldung für
die heute übliche Abgasuntersuchung. Die Folge ei-
ner Reduktion bzw. Deaktivierung der AdBlue-Ein-
düsung bei SCR-Katalysatorsystemen ist ein signifi-
kanter Anstieg der NOx-Emission, also der Stickoxi-
de, des jeweiligen Fahrzeugs.

Bei den Hauptuntersuchungen der Fahrzeuge in
Deutschland unterstützt der sogenannte HU-Adap-
ter den amtlich anerkannten Sachverständigen oder
Prüfer, Prüfingenieur über die elektronischen Fahr-
zeugschnittstellen bei seiner Arbeit. Im Rahmen ei-
ner Ergänzungsuntersuchung könnte durch das
einfache Auslesen der Softwareidentifikationspara-
meter über genormte On-Board-Diagnoseprotokolle
und deren Abgleich mit Sollwerten zulässiger Da-
tensätze eine unzulässige Änderung festgestellt
werden. Als weitere Ergänzungsuntersuchung
könnte bei der HU ein Abgleich der NOx-Sensor-
Ist-Werte mit Referenzwerten erfolgen. Für die in
Deutschland zugelassenen Fahrzeuge wäre es
künftig möglich, durch Anpassung der Verfahren
bei der Hauptuntersuchung solche Manipulationen
festzustellen und diese bei Verstößen auch zu ahn-
den. Bereits jetzt ist es den Zulassungsbehörden
möglich, den Betrieb des Fahrzeugs zu beschrän-
ken und zu untersagen, wenn sich ein Fahrzeug als
nicht vorschriftsmäßig nach der Fahrzeug-Zulas-
sungs-Verordnung oder der Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung erweist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, für die
technischen Unterwegskontrollen der Nutzfahrzeu-
ge, insbesondere auch der ausländischen Lkw, sind
das BAG sowie die Polizei zuständig. Eine Manipu-
lation durch sogenannte AdBlue-Emulatoren im
Lkw ist bei diesen Kontrollen vor Ort ohne weiteren
Technikeinsatz nicht erkennbar. Umfang und Art
der Kontrollen liegen in der Zuständigkeit des Bun-
des. Allerdings wurden durch das Thüringer Minis-
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terium für Infrastruktur und Landwirtschaft auf
Fachebene bereits Hinweise zur Möglichkeit derar-
tiger Manipulationen an das im Bundesverkehrsmi-
nisterium zuständige Referat gegeben. Das BMVI
muss nun tätig werden und das BAG als Bundesbe-
hörde in die Lage versetzen und anweisen, aktiv
gegen Manipulationen vorzugehen. Hierzu sollte
die Kontrolldichte des BAG erhöht werden und eine
entsprechende technische Ausstattung der Kontroll-
teams erfolgen. Zudem sollten die Verfahren zur
Erlangung einer Typengenehmigung bzw. zur Er-
langung einer Betriebserlaubnis für ein Fahrzeug
hinsichtlich seiner Abgasemission und derzeitig
praktizierten Verfahren zur periodischen Untersu-
chung des Abgasverhaltens von im Verkehr befind-
lichen Fahrzeugen den Erfordernissen angepasst
werden, um Manipulationen künftig ausschließen
zu können. Wir werden den Bund auffordern, das
BAG anzuweisen, schärfere und intensivere Kon-
trollen durchzuführen. Ministerin Keller wird die Pro-
blematik nochmals in einem Brief an Bundesver-
kehrsminister Dobrindt darstellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Vorga-
ben für Kontrolldichte und Ausstattungsgrad für das
Bundesamt für Güterverkehr sind Bundesangele-
genheiten. Die Länder können hier lediglich Emp-
fehlungen aussprechen. Dem Bundestag liegt in
dieser Angelegenheit bereits die Antwort einer Klei-
nen Anfrage, Drucksache 18/11917 vor, die genau
diese Thematik umfassend anspricht. Danach be-
grüßt die Bundesregierung ein weitergehendes Ver-
kaufsverbot von sogenannten AdBlue-Emulatoren.
Mit einem solchen Verbot würden die erforderlichen
Eingriffsinstrumente für die Marktüberwachung ge-
schaffen werden, sodass nicht nur die Fahrzeughal-
ter, beispielsweise durch den Entzug der Betriebs-
erlaubnis, belangt werden. Daher unterstützt die
Bundesregierung den Vorschlag der EU-Kommis-
sion für eine Verordnung über die Genehmigung
und die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen
und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen,
Bauteilen und selbstständigen technischen Einhei-
ten für diese Fahrzeuge, mit dem in Artikel 55 eine
Rechtsgrundlage für entsprechende Verkaufsverbo-
te geschaffen werden soll.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der von
den Koalitionsfraktionen eingereichte Alternativan-
trag ist inhaltlich weitreichender als der Ursprungs-
antrag der CDU-Fraktion. In dem Koalitionsantrag
geht es nicht nur um Manipulation durch sogenann-
te AdBlue-Emulatoren, sondern um die Einhaltung
des Mindestlohns, der Kabotageregelungen, um
Verkehrsordnungswidrigkeiten und Güterverkehr
sowie um die Einhaltung des Steuer- und Abgabe-
systems durch ausländische Unternehmen. Diese
im Alternativantrag benannten Themen sind nicht
allein auf Landesebene zu lösen, da sie ausschließ-
lich Bundesrecht betreffen und damit in die Zustän-
digkeit des Bundes fallen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich die Themen im Einzelnen ansprechen.
Der gesetzliche Mindestlohn gilt gleichermaßen für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, inländische
Arbeitgeber sowie von Arbeitgebern mit Sitz im
Ausland in der Zeit, in der sie in Deutschland be-
schäftigt sind. In der Antwort auf eine Kleine Anfra-
ge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Deut-
schen Bundestag zum Thema „Bekämpfung von
Sozialdumping im Straßengüterverkehr“, Drucksa-
che 18/12215, hat die Bundesregierung ausgeführt,
dass die Behörden der Zollverwaltung und des
Bundesamtes für Güterverkehr sowohl auf der Stra-
ße als auch im Unternehmen kontrollieren. Im Jahr
2016 haben die Behörden eine bundesweite
Schwerpunktprüfung im Speditions-, Transport- und
Logistikgewerbe durchgeführt. Dabei wurden so-
wohl Fahrer in- als auch ausländischer Transport-
unternehmen geprüft. Ergänzt werden diese Stra-
ßenkontrollen durch nachfolgende Prüfung von Ge-
schäftsunterlagen bei Arbeitgebern oder von im
Ausland angeforderten Unterlagen. Eine weitere Li-
beralisierung bei der Kabotage kann erst dann er-
folgen, wenn deutliche Fortschritte bei der Harmoni-
sierung der Sozialstandards EU-weit umgesetzt
worden sind. Aus Sicht der Bundesregierung könn-
te eine Neuregelung maximal so aussehen, dass
eine unbegrenzte Anzahl von Fahrten durchgeführt
werden kann, allerdings nur in maximal drei Tagen.

Verkehrsordnungswidrigkeiten im Güterverkehr
werden auch von der Thüringer Polizei erfasst. In
den Jahren 2015 und 2016 hat die Thüringer Poli-
zei 11.040 gewerbliche Nutzfahrzeuge, Anhänger
und Kraftomnibusse aus circa 30 Staaten, ein-
schließlich Deutschland, einer Verkehrskontrolle im
öffentlichen Straßenverkehr unterzogen. Im Rah-
men des ganzheitlichen Ansatzes erfolgt dies unter
dem Fokus der Verkehrssicherheit und der Krimina-
litätsbekämpfung. Im Rahmen dieser Verkehrskon-
trollen im öffentlichen Verkehrsraum wurden die
Lenkzeiten von Fahrzeugführern für 195.557 Ar-
beitstage überprüft. Hierbei wurden 3.498 Verstöße
gegen die Sozialvorschriften festgestellt und zur
Ahndung gebracht. Signifikante Unterschiede von
Rechtspflichtverletzungen durch in- oder ausländi-
sche Verkehrsteilnehmer sind dabei nicht verifizier-
bar.

Zur Einhaltung der Steuerabgabensysteme, insbe-
sondere durch ausländische Unternehmen, verfügt
die Landesregierung über keinerlei Informationen.
Lenk- und Ruhezeiten sind durch europäisches
Recht in der Verkehrsordnung (EG) Nr. 561/2006
und darüber hinaus national in der Fahrpersonal-
verordnung geregelt. Zudem sind die Vorschriften
des Arbeitszeitgesetzes zu beachten und erforderli-
chenfalls auch das Gesetz zur Regelung der Ar-
beitszeit von selbstständigen Kraftfahrern.

Die Sozialvorschriften im Straßenverkehr gelten bei
jeder ganz oder teilweise auf einer öffentlichen
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Straße durchgeführten Fahrt eines zur Personen-
oder Güterbeförderung verwendeten leeren oder
beladenen Fahrzeugs. Das gilt für die Dauer der
gesamten Arbeitsschicht. Der Einhaltung von Lenk-
und Ruhezeiten, der Beachtung weiterer Vorschrif-
ten, wie Vorschriften zum digitalen Fahrtenschrei-
ber, zum Zustand des Beförderungsmittels, oder
der Einhaltung der Gefahrgut- und abfallrechtlichen
Vorschriften kommt auch im europäischen Wettbe-
werbskontext eine wichtige Bedeutung zu. Verant-
wortlich für die Einhaltung der Sozialvorschriften im
Straßenverkehr sind Unternehmer, Disponenten
und Fahrer, aber auch Verlader, Spediteure, Reise-
veranstalter, Hauptauftragnehmer, Unterauftrag-
nehmer und Fahrvermittlungsagenturen.

Wie wichtig eine Kontrolle der Einhaltung der Sozi-
alvorschriften im Straßenverkehr ist, untersetzen
die in Thüringen im Jahre 2016 ausgesprochenen
540 Verwarnungen und die ergangenen 874 Buß-
geldbescheide wegen Nichteinhaltung der Lenk-
und Ruhezeiten bzw. von Formvorschriften.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zusam-
menfassend kann ich aus Sicht der Landesregie-
rung feststellen: Um Logistikunternehmen vor un-
lauterem Wettbewerb zu schützen, muss sich der
Bund stärker engagieren, da die genannten Pro-
blemkreise ausschließlich unter Bundesrecht fallen.
Dass es hier Nachholbedarf gibt, dazu sind wir uns
sicher einig. Die Landesregierung wird sich daher
auf Bundes- und Europaebene weiterhin für wirksa-
mere Kontrollen des Güterverkehrs sowie für eine
wirksame Ahndung von Frachtbriefmanipulationen
oder AdBlue-Manipulationen einsetzen. Freier Wa-
renverkehr innerhalb der EU darf nicht durch eine
Überbürokratisierung behindert werden. Der Ord-
nungsrahmen des Personenbeförderungsgesetzes
darf nicht einseitig zugunsten neuer internationaler
Geschäftsmodelle geändert werden. Die Landesre-
gierung wird darauf hinwirken, dass Wettbewerbs-
verzerrung verhindert und Verstöße härter sanktio-
niert werden. Dazu werden wir uns sowohl auf Bun-
des- als auch auf EU-Ebene aktiv einsetzen. Ich
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Minister. Zunächst einmal die
Frage, welche Fraktionen die Aussprache zum So-
fortbericht wünschen. Da kommen die Zeichen aus
allen Fraktionen, sodass ich die Aussprache zum
Sofortbericht und natürlich gleichzeitig auch die
Aussprache zu dem Antrag der CDU-Fraktion und
der Nummer II des Alternativantrags hiermit eröff-
ne. Der Erste in der Rednerliste ist Herr Abgeord-
neter Warnecke, Fraktion der SPD.

Abgeordneter Warnecke, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, zunächst zum Antrag der CDU: Fest steht,
dass manipulierte Lkw massive Umweltschäden
verursachen, und das nicht nur in Thüringen – auch
andere Bundesländer sind betroffen, aber auch an-
dere europäische Länder, so wurden beispielswei-
se Verkehrskontrollen in der Schweiz, Österreich,
Frankreich und in den Niederlanden durchgeführt.
Es steht auch fest, dass wir wegen dieser Betrüge-
reien verschmutzte Luft atmen müssen. Daher war
dieses Thema bereits in anderen Landtagen auf der
Tagesordnung. Es geht hier um Betrügerei, Maut-
prellerei und um Umweltverschmutzung.

AdBlue, so hat der Staatssekretär bereits ausge-
führt, ist ein Zusatzstoff, den moderne Dieselmoto-
ren zur Reinigung in ihre Abgasanlage einspritzen.
Er besteht aus 32,5 Prozent Harnstoff und
67,5 Prozent demineralisiertem Wasser. Mit dieser
Lösung wird der Ausstoß von Stickoxid bei Diesel-
motoren um bis zu 90 Prozent reduziert. Die was-
serklare Flüssigkeit wird im Abgasstrom einge-
spritzt und führt zu einer selektiven katalytischen
Reduktion. Stickoxide und Ammoniak werden dabei
zu Wasser und Stickstoff umgewandelt – eine tolle
Sache. Doch das interessiert scheinbar viele Lkw-
Speditionen nicht. Billiggeräte kommen aus dem In-
ternet und können diese wichtige Abgasreinigung
verhindern. Um die Kosten für AdBlue zu sparen,
umgehen also Abgasbetrüger die Sicherheitssper-
ren der Bordcomputer mit sogenannten AdBlue-
Emulatoren. So hebeln sie die Abgasreinigung aus
und verwandeln die ansonsten vergleichsweise
sauber laufenden Lastwagen in Dreckschleudern
der Euroklassen 0 oder 1. Solchermaßen umwelt-
schädliche Lastwagen sind vermutlich europaweit
unterwegs – zum Schaden der Umwelt und der All-
gemeinheit. Die Spediteure profitieren unrechtmä-
ßig von ökologischen Rabatten bei den Verkehrs-
abgaben, also der Maut. Die manipulierten Lkw fah-
ren in der falschen Mautklasse und es entgehen
dem Staat nach Berechnungen des Mautexperten
Prof. Dr. Kay Mitusch, Mitglied des Wissenschaftli-
chen Beirats beim Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur, so jährlich bis zu 110 Mil-
lionen Euro. Dass das Ganze nicht harmlos ist, wird
auch in der Begründung des vorliegenden Antrags
erwähnt. Hier wird darauf hingewiesen, dass die zu-
sätzlichen Stickoxidbelastungen aus den Betrüge-
reien jährlich 14.000 Tonnen betragen. Besonders
ärgerlich ist: Die Betrüger müssen kaum befürch-
ten, geschnappt zu werden, denn Schwerverkehrs-
kontrollen sind höchst sporadisch.

Hier greift der CDU-Antrag zu kurz. Deswegen ha-
ben wir einen Alternativantrag eingereicht, der wei-
tergehend ist, weil er die dringlichsten Probleme
der Thüringer Logistikunternehmen aufgreift. Hier
verweise ich auf die 27. Jahreshauptversammlung
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des Thüringer Verkehrsgewerbes, an der die Ver-
treter aller Landtagsfraktionen vor Ort teilgenom-
men haben. Das Verkehrsgewerbe fordert unter an-
derem fairen Wettbewerb und zugleich eine Erhö-
hung der Kontrolldichte, nicht nur wegen der Ab-
gaswerte, sondern insbesondere auch wegen der
Einhaltung des Mindestlohns, der Vorschriften für
Lenk- und Ruhezeiten, der Kabotageregelung und
der Frachtsicherungsvorschriften. Mit der Erhöhung
der Kontrollpflicht würden wir auch eine zentrale
Forderung des Verkehrsgewerbes durchsetzen.

Ich zitiere aus der bereits erwähnten Konstitution
des Landesverbands Thüringen des Verkehrsge-
werbes: „Wir fordern die Bundesregierung auf, die
Kontrollmaßnahmen so auszuweiten bzw. die Kon-
trollbehörden mit entsprechenden technischen und
personellen Erfordernissen so auszustatten, dass
die Wettbewerbsverzerrung umgehend einge-
dämmt wird.“ Wir müssen ebenso den Spagat zwi-
schen der Einhaltung des Mindestlohns generell
und vernünftiger Entlohnung der Fahrer bei Erhalt
der Konkurrenzfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt im
Auge behalten. Unser Antrag richtet daher auch auf
dieses wichtige Thema das Augenmerk, denn zur-
zeit gehen viele Arbeitsplätze trotz wachsenden
Umsatzes in der Logistikbranche in Deutschland
verloren.

Für mich ist der eigentliche Skandal, dass der Bun-
desverkehrs- und der Bundesfinanzminister nicht
auf diese neuen Erkenntnisse reagieren, sondern
untätig abwarten, anstatt das BAG, also das Bun-
desamt für Güterverkehr, und den Zoll personell
aufzustocken und entsprechende Kontrollen endlich
bundesweit, flächendeckend und zeitnah durchzu-
führen. Deswegen ist es richtig und wichtig, dass
die Bundesländer zusammenstehen, gemeinsam
Druck machen, beispielsweise auf der Verkehrsmi-
nisterkonferenz, und wenn das nicht reicht, dann
auch über eine Bundesratsinitiative. Schließlich
geht es nicht nur um Betrügereien und Wettbe-
werbsverzerrung, sondern um eine ganze Branche
in Deutschland, die massive Probleme hat.

Daher bitte ich Sie alle, unserem weitergehenden
Antrag, der uns alle betrifft, zuzustimmen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächste hat Frau Abgeordnete Herold, Fraktion
der AfD, das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, liebe Zuschauer auf der
Tribüne und im Internet! Freihandel in Westeuropa,
also bis zur polnischen Ostgrenze, Erleichterungen
im grenzüberschreitenden Verkehr und gleiche Re-

geln und Gesetze für alle Marktteilnehmer sind eine
sehr begrüßenswerte Angelegenheit. Aber wie wir
wissen, sind im zentralistisch regierten Europa nicht
alle gleich – manche sind gleicher und bezahlen
den Spaß, andere schaffen es, sich durch kreative
Auslegung oder Nichtbefolgung von Regeln und
Gesetzen Wettbewerbsvorteile zu verschaffen.

An dieser Stelle werfen wir einen Blick auf die
reichlich 500 Thüringer Logistikunternehmen, die
auch im Wettbewerb stehen mit vielen Hundert,
wenn nicht gar Tausenden Unternehmen aus
Tschechien, der Slowakei, Polen, Ungarn, Rumäni-
en und Bulgarien. Rund 20 Prozent der Lkw aus
diesen Herkunftsländern, die auf Thüringer Straßen
unterwegs sind, stehen im Verdacht, technisch ma-
nipuliert zu sein, um die Kosten zur Reduktion des
Schadstoffausstoßes zu drücken.

Bei konsequenter Anwendung dieses Betrugssys-
tems spart der Anwender pro Lkw und Jahr etwa
2.000 Euro für AdBlue, was ansonsten dem Diesel
beigemischt werden muss. Mit verhältnismäßig ein-
fachen technischen Mitteln ist es möglich, diese
Vorschrift zu umgehen. Nun könnte man einfach
glauben, dass vor dem Gesetz und dem BAG alle
Lkw auf Thüringer Straßen gleich sind – aber weit
gefehlt.

Es ist die Pflicht der Bundesanstalt für Güterver-
kehr, die Einhaltung der zahlreichen Regeln und
Gesetze zu kontrollieren. Bedauerlicherweise hat
die technische und personelle Ausstattung der für
Thüringen und ganz Sachsen-Anhalt zuständigen
BAG in den letzten Jahren weder mit der Menge
der zu kontrollierenden Vorschriften noch mit dem
stark angestiegenen Güterverkehr und auch nicht
mit der kriminellen Energie mancher Spediteure
wirklich Schritt gehalten.

Von den zwölf Kontrollfahrzeugen der BAG Thürin-
gen und Sachsen-Anhalt ist die Hälfte ständig auf
den Autobahnen unterwegs und nur mit Mautkon-
trollen beschäftigt. Die andere Hälfte des Fahrzeug-
parks soll die Einhaltung der Regeln für den Min-
destlohn und den Zusatz des AdBlue kontrollieren.

Die Thüringer Spediteure monieren, dass nur allzu
gern dort kontrolliert würde, wo die Kontrolleure
auch sicher sind, einen der deutschen Sprache
halbwegs mächtigen Fahrer in der Kabine anzutref-
fen. Auf endlos lange Debatten mit großen Verstän-
digungsschwierigkeiten haben die Kontrolleure oft
weniger Lust. Jeder von uns, der unter der Woche
auf den beiden großen Thüringer Achsen auf der
Autobahn unterwegs ist, weiß um das extrem hohe
Aufkommen an Lkw-Verkehr. Fachleute sprechen
davon, dass die doppelte oder eher dreifache Men-
ge an Kontrollfahrzeugen und Personal benötigt
würde, um auch nur annähernd so etwas wie Kon-
trolldruck aufzubauen. Zusätzlich dazu bräuchte es
noch ein bisschen fachliche Schulung für die Kon-
trolleure. Es ist nach Auskunft der Fachverbände
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und auch nach Auskunft betroffener Lkw-Fahrer gar
nicht so schwierig, mit entsprechender technischer
Ausstattung und ein bisschen zusätzlichem Wissen
diese kleinen Geräte innerhalb der Elektronik eines
Lkws ausfindig zu machen, die kann man sich frei
und ungehindert auf eBay bestellen, die kosten 30
bis 50 Euro, das ist also überhaupt gar keine Inves-
tition. Die werden in den elektrischen Kreislauf ei-
nes Lkw in den Kontrollsystemen einfach einges-
teckt und dort unterbinden sie die Zufuhr von Ad-
Blue, sodass das System funktioniert, auch wenn
der AdBlue-Tank leer ist. Von einem höheren Kon-
trolldruck würde auch nicht zuletzt die Umwelt
durch verringerten Schadstoffausstoß und saubere
Luft profitieren. Der Fiskus würde sich freuen wie
immer, wenn bei Feststellung einer höheren Schad-
stoffklasse nach Manipulation eine saftige Steuer-
nachzahlung plus Strafen fällig wäre. In diesem
Sinne fordern wir als AfD-Fraktion die Landesregie-
rung auf, für die Thüringer Speditionen für einen fai-
ren Wettbewerb und für die Bundesregierung für
mehr Steuereinnahmen zu sorgen. Wir werden dem
Antrag der CDU zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster hat Abgeordneter Malsch, Fraktion
der CDU, das Wort.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Werter Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen
Abgeordnete, jetzt sieht man mal, was so ein An-
trag, wenn er zweimal nicht auf der Tagesordnung
abgearbeitet wird, für Ausmaße annimmt. Wir wa-
ren uns am Anfang einig, dass wir uns auf das
wichtigste Thema, nämlich die Manipulation, eini-
gen und da die Landesregierung ins Feld schicken,
beim zweiten Mal gab es einen Alternativantrag mit
einem bunten Blumenstrauß, heute den Sofortbe-
richt und da müssen wir jetzt mal gucken, was wir
daraus machen. Denn erst einmal ist festzustellen,
dass es schön ist, dass die CDU-Fraktion mal wie-
der ein Thema gesetzt hat, bei dem sich die Lan-
desregierung nicht verweigern kann und auch nicht
verweigern will, wie wir festgestellt haben. Der logi-
sche Schluss wäre eigentlich gewesen, unserem
Antrag zuzustimmen.

(Beifall CDU)

Das kann die Koalition nicht und wenn man dann
auf die Eindimensionalität abstellt, das ganz kurz
damit begründet, dann weiß ich nicht, ob man sich
da nicht wirklich etwas an der Stelle vergibt. Denn
mal ganz ehrlich: Der Kern des Anliegens ist und
bleibt die Manipulation durch AdBlue-Emulatoren
von osteuropäischen Unternehmen des Speditions-
gewerbes. Hier müssen unverzüglich Maßnahmen
eingeleitet werden und da müssen wir alle Mittel

nutzen, aber nicht die Mittel, dass wir alles noch
verlängern und verbreitern und Themen weiter auf-
machen. Das hilft uns an der Stelle nicht.

Wenn sich dann die neue Qualität des Alternativan-
trags herausstellt, was jetzt BAG und Zoll sonst
noch so alles kontrollieren können und natürlich
auch sollen, dann ist das – mit Verlaub – ein
bisschen billig, denn Sie haben ja auch gesagt, un-
ser Antrag ist zu kurz gesprungen. Wir haben ein-
fach mal einen Antrag gemacht und ich denke, das
sollte auch statthaft sein, wo es nur mal um das
drängendste Problem geht, was wir herausbekom-
men haben. Der Alternativbeschluss, der ja dann zu
erwarten ist, ist dann eigentlich der gegenteilige
Fall, weil der bunte Blumenstrauß da reingestellt
worden ist.

Also wer die Landesregierung mit solchen Bunte-
Blumenstrauß-Aufträgen in Richtung Bund und EU
losschickt, wird feststellen, dass man ohne Ergeb-
nis wieder heimkehrt. Ich danke dem Staatssekre-
tär für den Sofortbericht, weil der den Alternativan-
trag ja eigentlich komplett abgeräumt hat, weil er
gesagt hat, dass wir gar nicht zuständig sind.

(Beifall CDU)

Ich danke ihm aber auch für die Ausführung, dass
das Thema mittlerweile auch im Bund angespro-
chen worden ist. Es wäre aber einfacher gewesen,
bei unserem Antrag zu sehen: Es geht um die
Dringlichkeit, es geht um die 550 Logistikunterneh-
men, und zwar die Thüringer, und wir können nicht
immer sagen, wir sind zu eindimensional, ihr müsst
da mehr gucken. Es geht hier um das Thema in
Thüringen. Wir sollten uns auch vordergründig mal
zur Aufgabe machen, die Thüringer Probleme an-
zusprechen und nicht jedes Mal zu gucken, was
können wir denn noch alles damit ansprechen. Wir
sollten uns darauf konzentrieren, wofür wir zustän-
dig sind. Wenn man dann feststellt, dass man dort
nicht maßgeblich Einfluss hat, dieses Thema anzu-
sprechen, und mit Sicherheit auch andere Bundes-
länder im Boot sind bei dem Thema, was wir an-
sprechen, dann sollte man das nutzen. Das andere
kann man gern immer wieder auch in andere Facet-
ten reinpacken, eigene Anträge stellen, aber letzt-
endlich sind wir für Thüringen zuständig und nicht
an der Stelle für die Rettung Europas, weil da für
uns die 41.000 Arbeitsplätze im Fokus stehen soll-
ten.

(Beifall CDU)

So werden wir an der Stelle sicherlich auch verfol-
gen, wie es weitergeht. Der Staatssekretär hat es in
seinem Sofortbericht mit Fachvortrag – will ich mal
sagen – zum Thema „AdBlue-Manipulation“ ange-
sprochen. Es ist ein Thema, was für uns wichtig ist,
aber was letztendlich auch nur über das BAG kon-
trollierbar ist.
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Wir werden heute dann hoffentlich feststellen, dass
in unserem Punkt zeitnah eine Lösung erreicht und
dem Speditionsgewerbe geholfen wird. In allen an-
deren Blumenstraußangelegenheiten, die heute
noch mitgekommen sind, müssen wir mal schauen,
was daraus wird. Deswegen werden wir uns bei
dem Alternativantrag auch enthalten. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächster er-
teile ich Frau Abgeordneter Lukin, Fraktion Die Lin-
ke, das Wort.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, ich komme gleich mal zu dem bunten
Blumenstrauß. Ich will nur sagen, dass wir die
Hauptforderungen aufgenommen haben, die das
Logistikgewerbe auf seinen Jahreshauptversamm-
lungen stellt, und zwar an die Probleme der Kon-
trolltätigkeit, die Probleme, die wir im Antrag aufge-
zählt haben: Einhaltung Mindestlohn, Kabotagere-
gelung, Verkehrsordnungswidrigkeiten im Güterver-
kehr und ihre Ahndung, die zu Wettbewerbsverzer-
rungen führen. Wir haben uns einfach erlaubt, die
Forderungen des Verkehrsgewerbes dort mit aufzu-
nehmen. In dem Zusammenhang auch noch eine
Frage: Wie kommen Sie auf 550 Unternehmen? Es
gibt im Freistaat 2.700 Unternehmen mit Güter-
krafterlaubnis, das heißt also, die Palette ist noch
ein bisschen größer, als Sie sich vielleicht vorstel-
len. Sicher, Sie haben ein Thema aufgegriffen, das
im Moment auch in der Diskussion ist. Aber wenn
Sie uns für den Alternativantrag den Vorwurf ma-
chen, dass wir uns mit Bundesangelegenheiten be-
fassen, dann haben Sie das erst recht gemacht.
Denn Ihre Forderungen, sowohl die Frage der Aus-
rüstung des Bundesamts für Güterverkehr und die
Steigerung der Kontrolldichte als auch die Schaf-
fung von rechtlichen Rahmenbedingungen, sind
einzig und allein auf der Bundesebene verortet. Ich
meine, es ist ja auch richtig, wenn sich das Land
Thüringen zusammen mit den anderen Ländern an
den Minister – der, glaube ich, Ihrer Regierung
nicht ganz fremd ist – des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur wendet – er hat ja
schon Erfahrung mit Manipulationen im VW Be-
reich –,

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Genau!)

damit man auch dort weiter an diesen Themen ar-
beitet.

Was mich aber besonders gefreut hat, das muss
ich sagen, nach der gestrigen Generalkritik an der
Landesregierung, dass Sie den Ministern unserer
rot-rot-grünen Regierung offensichtlich zutrauen,

Forderungen nach einer besseren Ausstattung von
Polizei, Zoll und anderen Bundesämtern gegenüber
der Bundesregierung deutlich zu machen. Eigent-
lich hatte ich erwartet, dass Sie dort auch ein
bisschen im Direktkontakt das eine oder andere
noch versuchen. Denn die Frage stärkerer Kontrol-
len von Verkehrssicherheit und Kriminalprävention
sowie Technikausstattung sind nun mal im CSU-ge-
führten Bundesministerium angesiedelt.

(Beifall DIE LINKE)

Aber gut, auch unsere Landesregierung wird sich
weiterhin Mühe geben, wird dort Empfehlungen ge-
ben.

Wir können zu Ihrem Antrag dann noch mal ganz
konkret kommen, eine zweite Bemerkung: So rich-
tig wie Ihre Forderung nach Aufstockung der BAG
ist, so eng haben Sie das Thema gefasst. Ich will
es jetzt einfach nur mal sagen. Die BAG hat noch
ganz andere Kontrollaufgaben und keine davon ist
unwichtig. Sie haben sich ganz speziell nicht auf
ein technisches Thema, sondern auf die Frage der
Wettbewerbsverzerrung bezogen. Das ist eben zu
wenig. Wenn Sie sich die Resolution der Logistik-
unternehmen zur Hand genommen hätten, dann
sind es wirklich noch andere Probleme, die dort ei-
ne Rolle spielen, und zwar im Moment leider in viel,
viel stärkerem Maße. Das schmälert ihr Thema
nicht, aber es zeigt natürlich auch, dass, wenn ich
konkret zu Wettbewerbsverzerrung im Logistikge-
werbe spreche, ich dann deren Forderungen auf-
nehmen und auch mit platzieren muss. Insofern
hätte man auch gemeinsam an einer etwas weiter-
greifenden Resolution arbeiten können. Dazu ist es
leider nicht gekommen, jetzt haben wir zwei Anträ-
ge. Der eine ist etwas weiterführend; Ihr Thema ist
ja dort auch mit aufgenommen. Ich will noch mal
darauf hinweisen, was die Probleme der sogenann-
ten Emulatoren sind. Ihr Einsatz führt zur Minimie-
rung des Stickstoffausstoßes und damit zu einer
geringeren Mautbelastung der betreffenden Lkw.
Die Frage der sinkenden Mauteinnahmen für den
Staat bzw. die Umweltbelastung ist schon in zahl-
reichen Wortmeldungen angesprochen worden.
Hier habe ich aber auch noch das Problem, dass
Sie die Verursacher hauptsächlich auf der osteuro-
päischen Ebene sehen. Ich will nur mal sagen: Für
wen fahren sie? Gerade osteuropäische Fahrer
sind auch im deutschen Logistikgewerbe zuneh-
mend eingesetzt. Ich würde mich davor hüten, nur
eine spezielle Personengruppe dafür verantwortlich
zu machen. Die Fragen der Tochterunternehmen,
der Verzahnungen im internationalen Speditionsge-
werbe sind so zahlreich und so weitgreifend, dass
hier auch schon Probleme auftreten, von denen wir
im Moment vielleicht noch etwas zu wenig spre-
chen. Deswegen haben wir auch die Frage der So-
zialstandards mit aufgeführt. Der weit überwiegen-
de Teil der osteuropäischen Fahrer wird weder
nach Mindestlohn bezahlt noch haben sie eine ge-
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setzeskonforme Sozialversicherung. Der Zoll kann
natürlich auf dieser Strecke nur relativ wenige Kon-
trollen durchführen, weil er – wie Polizei und Bun-
desamt für Güterverkehr – eine zu geringe Perso-
nal- und Technikausstattung hat. In dem Zusam-
menhang, wenn wir schon aufstocken, dann ma-
chen wir es nicht aufgrund eines Themas oder
wenn wir die Landesregierung zum Bund schicken,
dann nicht nur wegen einer eng begrenzten Aufga-
benstellung, sondern dann ist die Forderung eine
wesentlich umfassendere.

Ich will nur kurz andeuten, was der Deutsche Spe-
ditions- und Logistikverband aufgezeigt hat, dass
es jährlich zu zahlreichen Verstößen, insbesondere
gegen das Fahrpersonal, kommt. 2015, die neuen
Zahlen liegen noch nicht vor, sind 19 Prozent der
kontrollierten Fahrzeuge in- und ausländischer Fir-
men beanstandet worden. Ein Anstieg der Verstöße
bei der Verwendung von Fahrerkarten und Schau-
blättern bis hin zu Manipulationen der digitalen
Kontrollgeräte ist nachweisbar. Verstöße gegen die
Lenk- und Ruhezeiten sind an der Tagesordnung.
Ein ganz großes Problem ist die Frage der illegalen
Kabotage. Das heißt, es besteht ja das Recht eines
zeitlich begrenzten gewerblichen innerstaatlichen
Transports durch ein Güterverkehrsunternehmen,
das nicht in diesem Land verortet ist. Nach Grenz-
überschreitung können innerhalb von sieben Tagen
drei Kabotagebeförderungen durchgeführt werden.
Das kann keiner kontrollieren. Da weiß überhaupt
keiner mehr, wo sich das Fahrzeug aufhält und wie
lange es bereits in den Ländern ist. Die Folge ist,
dass wochenlang die Lenk- und Ruhezeiten nicht
eingehalten werden, dass sich ganze Ketten für
Ausnutzung der Fahrer ergeben und dass hier
überhaupt keine umfassende Kontrolle mehr mög-
lich ist. Das BAG hat eine Übersicht über seine
Straßenkontrollen selbst erstellt.

Ich will zu der Kontrollbreite wenige Worte sagen.
Das Güterkraftverkehrsgesetz wird kontrolliert – il-
legale Beschäftigung, Fahrpersonalrecht, Gefahr-
gutrecht, Straßenverkehrsrecht, Abfallrecht, Le-
bensmittel- und Tierschutzrecht. Wollen wir nur we-
gen einer Geschichte jetzt ein Aufstocken und gera-
de in diesem Bereich etwas fordern? Oder wollen
wir uns – wenn wir uns schon mit dem Thema
„Wettbewerbsverzerrung“ für das Lkw-Gewerbe be-
schäftigen – auch wirklich der ganzen Bandbreite
der Probleme stellen?

Es ist schon angedeutet worden, es betrifft nicht
nur das Bundesamt für Güterverkehr, sondern
wenn, dann müssen wir auch fordern, dass die Au-
tobahnpolizei und der Zoll aufgestockt werden,
dass hier mehr Möglichkeiten der Kontrolle der in-
und ausländischen Fahrer eingeräumt werden und
dass auch eine bessere Zusammenarbeit mit den
verschiedenen Organen des Meldewesens sowie
der Auswertung stattfindet.

Lassen Sie mich abschließend zu unserer Forde-
rung, den Ordnungsrahmen des Personenbeförde-
rungsgesetzes nicht zugunsten großer finanzstar-
ker Unternehmen zu verändern, ausführen. Ich er-
innere hier nur an Uber. Ein Taxi muss 24 Stunden
365 Tage im Jahr zum Festpreis arbeiten, es muss
da sein, vor allem in den großen Städten. Es ist
verlässlich, der Fahrer muss Fahrtauglichkeitsprü-
fungen durchführen. Überlegen Sie, wenn wir nur
noch die Möglichkeit haben, zuungunsten unseres
Taxigewerbes in diesen anderen Finanz- und Auto-
dienstleistungsbereich hineinzugehen, welche Pro-
bleme sich dort auch noch für Verkehrssicherheit
und für das Personentransportwesen stellen wür-
den.

Langer Rede kurzer Sinn: Ich werbe für die Zustim-
mung zu unserem Alternativantrag. Nicht, weil Ihr
Antrag kein Problem trifft, aber wenn wir über recht-
liche Rahmenbedingungen, wenn wir über eine
bessere Technik- und Personalausstattung von Au-
tobahnpolizei, Zoll und Amt für Güterverkehr spre-
chen, dann müssen wir die ganze Palette der Wett-
bewerbsverzerrung mit auf den Tisch legen, denn
sonst ist unsere Forderung einfach ein wenig zu
kleinteilig. Nicht unnötig – das sagt keiner –, wir ha-
ben sie auch auf jeden Fall mit aufgenommen, aber
wenn wir schon die Bundesregierung auffordern, tä-
tig zu werden, weil die Finanzausstattung der Be-
hörden zu gering ist, um der wachsenden Kontroll-
tätigkeit nachzukommen, dann muss sie die ganze
Bandbreite auf dem Tisch haben, um die Notwen-
digkeit einzusehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Jetzt hat Abgeord-
neter Müller, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, das
Wort.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, liebe Besucherinnen und Besucher!
Jetzt ist leider der Staatssekretär gerade rausge-
gangen, ich wollte mich noch mal ausdrücklich für
den umfangreichen Sofortbericht bedanken, der die
Probleme in aller Deutlichkeit aufgezeigt hat, die of-
fensichtlich im Bereich des Güterverkehrs vorhan-
den sind.

Auch wir Bündnis 90/Die Grünen haben den Bericht
im ZDF und die anschließenden Anträge mit großer
Besorgnis zur Kenntnis genommen. Wieder einmal
wird im Bereich der Mobilität – dieses Mal im Güter-
verkehr – zur Gewinnmaximierung auf Kosten der
Umwelt offensichtlich betrogen und hintergangen.
Die Rede ist in diesem Fall von rund 14.000 Ton-
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nen Stickoxiden, die jährlich in die Umwelt entlas-
sen werden, 14.000 Tonnen eines Klimagifts, die
entstehen, weil es um die Maximierung des Ge-
winns oder schlicht um einen Wettbewerbsvorteil
geht. Skandalös sind die Vorwürfe, die dabei im
Raum stehen, an die Speditionsunternehmen ge-
richtet, wenn es dabei um den Einbau spezifischer
Techniken in die Motoren geht, um den Einsatz von
AdBlue vorzugaukeln. Wir Bündnis 90/Die Grünen
fühlen uns dabei an die Betrugsserie von Volkswa-
gen und anderen Herstellern von Diesel-Pkw erin-
nert. Und, sehr geehrte Damen und Herren, wir se-
hen wieder einmal den Verantwortungsbereich des
Bundesverkehrsministers, Herrn Dobrindt, betrof-
fen. Ich frage mich, warum die ihm unterstellte Be-
hörde, das Bundesamt für Güterverkehrswesen,
nicht den Hauch einer Ahnung hinsichtlich solcher
Betrugsfälle zu haben scheint und auch nicht aktiv
geworden ist.

Uns Bündnis 90/Die Grünen drängt sich wieder ein-
mal der Eindruck auf, dass hier die schützende
Hand des Bundesministers – und dieses Mal – über
den Spediteuren schwebt. Von der Bundesregie-
rung sind bisher keine Aktivitäten bekannt, was sie
zur Aufklärung und Abstellung der festgestellten
Unregelmäßigkeiten oder Betrügereien unterneh-
men will. Im Sinne des Bundesfernstraßenmautge-
setzes muss das Bundesamt für Güterverkehr bei
Zuwiderhandlungen tätig werden, und zwar unab-
hängig des Herkunftslandes.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen der
CDU, Ihr Antrag wäre durchaus als fortschrittlich zu
werten gewesen, aber es fehlen eben weitere Be-
standteile. Meine Kollegin Frau Lukin hat ausführ-
lich darüber berichtet. Aus meiner Sicht liegt ers-
tens der beschriebene Problemfall nun wirklich
nicht im Zuständigkeitsbereich der Landesregie-
rung. Ja, sie kann in Richtung Berlin agieren. Zum
Zweiten gibt es schon seit März dieses Jahres eine
Drucksache, nämlich die Drucksache 18/11917 un-
serer Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion unter dem
Titel „Verdacht des Mautbetrugs durch Abgasmani-
pulation bei schweren Lkw“. Damit ist das Problem
wirklich schon seit mittlerweile einem guten Viertel-
jahr bekannt, auch in Berlin bekannt. Zum Dritten:
Ja, Sie liegen mit Ihrem Antrag, wenn man sich ein
zeitliches Ranking anguckt, leider nur auf Platz 5,
denn Ihre Kollegen in Bayern, Sachsen-Anhalt, Ba-
den-Württemberg und Berlin sind in diesem Fall
deutlich schneller gewesen als Sie. Wir haben vor
dem Hintergrund des unlauteren Wettbewerbs als
regierungstragende Fraktionen einen weitergehen-
den Alternativantrag zum Problemfeld verfasst. Ich
möchte meiner Fraktion empfehlen, diesem Alter-
nativantrag zuzustimmen und Ihren Antrag der
CDU abzulehnen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Aus den Reihen
der Abgeordneten liegen mir jetzt keine Wortmel-
dungen mehr vor. Die Regierung hat auch nicht das
Bedürfnis.

Dann schließe ich die Aussprache und wir kommen
nun zu den Abstimmungen, zunächst zu dem An-
trag der Fraktion der CDU. Ausschussüberweisung
habe ich nicht vernommen, deshalb stimmen wir
jetzt direkt über den Antrag der CDU in der Druck-
sache 6/3806 ab. Wer dem seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen aus der CDU-Fraktion und
der AfD-Fraktion. Die Gegenstimmen, bitte. Gegen-
stimmen aus den Reihen der Koalitionsfraktionen.
Enthaltungen? 2 Enthaltungen von den fraktionslo-
sen Abgeordneten. Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt.

Dann kommen wir zu dem Alternativantrag von den
Fraktionen Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen. Dazu erst noch die Frage: Ist das Berichts-
ersuchen erfüllt? Da gibt es keinen Widerspruch.
Ausschussüberweisung habe ich weder zum Be-
richt noch zur Nummer II vernommen, deshalb
stimmen wir jetzt auch direkt über die Nummer II
des Alternativantrags in der Drucksache 6/4010 ab.
Wer dem seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men aus den Koalitionsfraktionen und die zwei frak-
tionslosen Abgeordneten Herr Gentele und Herr
Krumpe. Die Gegenstimmen, bitte. Gegenstimmen
aus den Reihen der AfD-Fraktion. Enthaltungen?
Kommen aus den Reihen der CDU-Fraktion. Damit
ist dieser Antrag angenommen und ich schließe
diesen Tagesordnungspunkt.

Es geht weiter mit dem Aufruf des Tagesord-
nungspunkts 11

Die Apotheke vor Ort erhalten
– Flächendeckende Versor-
gung durch Apotheken in Thü-
ringen für die Zukunft sichern
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/3807 -
dazu: Arzneimittelversorgung im

ländlichen Raum durch Si-
cherstellungszuschläge für
Apotheken gewährleisten!
Alternativantrag der Frak-
tion der AfD
- Drucksache 6/4011 -

Zunächst erst einmal die Frage an die CDU-Frak-
tion nach dem Wunsch zur Begründung. Frau Ab-
geordnete Meißner, bitte schön.
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Abgeordnete Meißner, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Abgeordneten und Kollegen, werte Zu-
schauer! Das deutsche Apothekensystem steht für
eine flächendeckende Versorgung der Bevölkerung
– noch, muss man anfügen. Deswegen haben wir
hier heute als CDU-Fraktion einen Antrag einge-
bracht, der die Probleme, mit denen Apotheken vor
allem im ländlichen Raum zu kämpfen haben, im
Blick hat. Das sind vor allen Dingen zwei Problem-
felder.

Zum einen ist es die Altersstruktur der Thüringer
Apothekerschaft in Verbindung mit dem fehlenden
Apothekernachwuchs. Es gibt rund 560 Apotheken
in Thüringen und darunter gibt es allein 55 Apothe-
ken, bei denen der Apotheker allein im Geschäft
steht und aus Altersgründen wohl demnächst auf-
hört und somit diese Apotheke schließen muss.
Fachverbände warnen in diesem Zusammenhang
davor, dass ein Apothekernachwuchsproblem auf
uns zukommt, denn die Zahl der Absolventen in
diesem Bereich kann die Nachfrage, die es in Thü-
ringen gibt, nicht decken.

Das zweite Problem, was unsere Apotheken be-
schäftigt, sind veränderte rechtliche Rahmenbedin-
gungen, die vor allen Dingen für kleine und ländli-
che Apotheken ein erhebliches Risiko darstellen.
Deswegen ist die Thüringer Apothekerlandschaft ei-
nem Wandel unterworfen.

Wir als CDU-Fraktion sind deswegen der Überzeu-
gung, dass es nicht genügt, auf die noch gute Ver-
sorgungslage zu verweisen. Wir müssen als Politik
alle Entwicklungen im Blick haben, um rechtzeitig
gegensteuern zu können.

(Beifall CDU)

Deswegen darf Politik auch nicht erst handeln,
wenn der Versorgungsmangel da ist.

Unser Antrag zielt deswegen in zwei Richtungen:
Zum einen wollen wir einen detaillierten Überblick
über die aktuelle und die zukünftige Personalsitua-
tion bei den Thüringer Apothekerinnen und Apothe-
kern gewinnen. Zum Zweiten brauchen wir auf Ba-
sis dieser Zahlen ein umfassendes Konzept, um die
flächendeckende Versorgung durch Apotheken vor
allen Dingen im ländlichen Raum, der Thüringen
prägt, zu erhalten.

Wir wollen Klarheit schaffen, wie groß die Probleme
in diesem Bereich sind und wir wollen Lösungen für
diese teilweise lebensnotwendigen Probleme fin-
den. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Gibt es den
Wunsch aus der AfD-Fraktion zur Begründung ihres

Alternativantrags? Nicht. Dann erstattet die Landes-
regierung einen Sofortbericht zu Nummer I des An-
trags der CDU-Fraktion. Frau Staatssekretärin Fei-
erabend, Sie haben das Wort.

Feierabend, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, zum Antrag der Fraktion
der CDU „Die Apotheke vor Ort erhalten – Flächen-
deckende Versorgung durch Apotheken in Thürin-
gen für die Zukunft sichern“ gebe ich hiermit folgen-
den Sofortbericht:

Gemäß § 1 Apothekengesetz obliegt den Apothe-
ken die im öffentlichen Interesse gebotene Si-
cherstellung einer ordnungsgemäßen Arzneimittel-
versorgung der Bevölkerung. Arzneimittel gibt es in
der Apotheke. So hat sich das Grundprinzip unse-
res Gesundheitssystems mit gutem Grund und
schon vor langer Zeit herausgebildet. Der Arzt oder
die Ärztin stellt die Diagnose und legt die Therapie
fest, Apotheker und Apothekerinnen sorgen für das
sichere Arzneimittel und beraten die Patienten und
Patientinnen bei der Arzneimittelabgabe. Diese
Trennung und die Übertragung dieser Gemeinwohl-
pflichten auf die freien Heilberufe stellen nach Auf-
fassung der Landesregierung die bestmögliche Ver-
sorgung der Patientinnen und Patienten sicher.

Wo stehen wir heute? In den letzten zehn Jahren
stellt sich in Thüringen die Entwicklung der Apothe-
kenzahlen wie folgt dar: 2007 571 Apotheken, 2008
574 Apotheken; 2009 578 Apotheken und 2010
583 Apotheken. Im angefragten Zeitraum ist somit
zunächst ein Anstieg bis 2010 zu verzeichnen.

Die weitere Entwicklung ist dann wie folgt rückläu-
fig: 2011 580 Apotheken, 2012 572 Apotheken,
2013 564 Apotheken, 2014 559, 2015 559, 2016
und aktuell mit Stichtag 30.04.2017 553 Apotheken.

Die Auswirkungen der Gesetzgebungsverfahren im
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherungen
lassen sich in der Entwicklung der Apothekenland-
schaft auch in Thüringen nachvollziehen. Insbeson-
dere hat sich das Inkrafttreten des Gesundheits-
modernisierungsgesetzes 2004 maßgeblich auf die
Entwicklung der Apothekenzahlen in Thüringen
ausgewirkt. Mit dem Gesundheitsmodernisierungs-
gesetz wurde vom jahrhundertalten Prinzip, ein Er-
laubnisinhaber in seiner Apotheke, abgewichen und
der Betrieb von Filialverbünden, von einer Haupt-
apotheke mit bis zu drei Filialapotheken möglich.
Davon haben die Apothekerinnen und Apotheker
Gebrauch gemacht und so stellt sich die Entwick-
lung von 2003 an wie folgt dar: 2003 443 Apothe-
ken, 2004 549, 2005 562, 2006 570 Apotheken.

Ich fasse also noch einmal zusammen: Mit der
Möglichkeit zur Ausgründung von Filialapotheken
kam es zu einer deutlichen Zunahme der Apothe-
kenzahlen bis zum Jahr 2010. Seither sinken die
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Zahlen wieder. Aktuell haben wir mit 553 Apothe-
ken noch zehn Apotheken mehr als im Jahr 2003
und damit vor der Neuregelung.

Schauen wir also genauer hin. Der Betrieb einer
Apotheke ist durch den Gesetzgeber streng regu-
liert. Die Kosten hierfür sind insbesondere aus den
Zuschlägen gemäß Arzneimittelpreisverordnung bei
der Abgabe von verschreibungspflichtigen Arznei-
mitteln zu erwirtschaften. Die verordnete Menge der
Arzneimittel ändert sich nicht mit der Zahl der Apo-
theken, aber sie ist maßgeblich für das Honorar der
Apotheken gemäß Arzneimittelpreisverordnung.
Der Apotheker bzw. die Apothekerin haftet als ein-
getragener Kaufmann bzw. Kauffrau persönlich. Die
sinkenden Bevölkerungszahlen und die gleichzeiti-
ge Entwicklung des Lohnniveaus sind daher in die
betriebswirtschaftlichen Erwägungen einzubezie-
hen. Die Landesregierung begrüßt daher die Aktivi-
täten auf Bundesebene zur Novellierung der Arz-
neimittelpreisverordnung. Dabei wird insbesondere
auf eine transparente Preisbildung und angemesse-
ne Honorierung zu achten sein, um auch zukünftig
die Attraktivität des Apothekenbetriebs sicherzustel-
len.

Aber zurück zur Sicherstellung der Arzneimittelver-
sorgung: Der Gesetzgeber hat hier bereits entspre-
chende Vorsorge getroffen, wenn regional kein
Apotheker bzw. keine Apothekerin das persönlich
unternehmerische Risiko einer Apothekengründung
bzw. Apothekenübernahme auf sich nehmen möch-
te und sich daraus Versorgungslücken ergeben.
Hier kann die ordnungsgemäße Arzneimittelversor-
gung durch eine Rezeptsammelstelle erfolgen. Aus
bestehenden Apotheken erfolgt dann die Zustellung
der Arzneimittel im Wege eines Botendienstes. Zu-
ständige Behörde für die Erteilung einer Erlaubnis
zum Betrieb einer Rezeptsammelstellung ist die
Landesapothekenkammer Thüringen. Die Entwick-
lung der Anzahl der Rezeptsammelstellen kann al-
so ein Hinweis auf die Entwicklung der Versor-
gungslage sein. Die Landesapothekenkammer Thü-
ringen meldet hierzu Rezeptsammelstellen wie
folgt: 2005 106 Rezeptsammelstellen, 2006 109,
2007 96, 2008 98, 2009 101, 2010 85, 2011 86,
2012 88, 2013 88, 2014 78, 2015 78, 2016 79 und
2017 78 Rezeptsammelstellen.

Ich fasse also noch einmal zusammen: Seit 2005
ist eine kontinuierliche Abnahme der Anzahl der
Rezeptsammelstellen bis 2014 zu verzeichnen.
Seither stagniert die Zahl bei circa 78 Rezeptsam-
melstellen. Bei einem Mangel in der Versorgung
wäre eine Zunahme der Anzahl der Rezeptsammel-
stellen zu erwarten gewesen. Dies ist nun gerade
nicht der Fall. Diese Entwicklung ist aufgrund des
Inkrafttretens des Gesundheitsmodernisierungsge-
setzes nachvollziehbar. Mit diesem Gesetz wurde
auch der Versandhandel mit Arzneimitteln auf
Grundlage einer behördlichen Erlaubnis aus Apo-
theken heraus möglich. Es ist daher nicht auszu-

schließen, dass der Versandhandel mit Arzneimit-
teln insofern entsprechende Marktanteile übernom-
men hat. Auf das Thema „Versandhandel“ werde
ich nachfolgend noch eingehen. Der Gesetzgeber
sieht weiterhin bei einem Notstand in der Arzneimit-
telversorgung durch das Fehlen einer Apotheke
vor, dass Zweigapotheken oder Notapotheken ge-
nehmigt werden können. In Thüringen werden we-
der Zweig- noch Notapotheken betrieben. Ein Not-
stand besteht derzeit nicht. Aus Sicht der Landesre-
gierung braucht es zur Absicherung einer flächen-
deckenden Arzneimittelversorgung in Zukunft vor
allem eine Lösung für die mit der Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofs eingetretenen Situation,
dass inländische Apotheken zur Einhaltung der Arz-
neimittelpreisverordnung verpflichtet, ausländische
Versender nicht mehr an den einheitlichen Abgabe-
preis gebunden sind. Der Europäische Gerichtshof
hatte mit der Entscheidung vom 19. Oktober 2016
festgestellt, dass die im deutschen Recht veranker-
te Preisbindung eine nicht gerechtfertigte Be-
schränkung des freien Warenhandels in der EU
darstellt. Aus fachlicher Sicht ist daher zu befürch-
ten, dass durch Übernahme von Marktanteilen
durch ausländische Versender das bestehende
System gestört wird. Es ist zu befürchten, dass die
Gemeinwohlpflichten der Apotheken im Nacht- und
Notdienst, die Herstellung individueller Rezepturen,
aber auch die lokale Zusammenarbeit der Heilbe-
rufler nicht mehr im gewohnten Umfang geleistet
werden können. Aber nicht nur das; der Mittelstand
wird geschwächt, Arbeitsplätze in den Regionen
gehen verloren, Steuereinnahmen sinken. Diesen
möglichen Folgen für die Arzneimittelversorgung
begegnend sollte nach der Entscheidung des Euro-
päischen Gerichtshofs im Rahmen eines Bundes-
ratsverfahrens der Versandhandel auf nicht ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel beschränkt wer-
den. Damit wäre eine Regelung analog zu der
Mehrheit der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union erlassen worden. Das Bundesgesundheits-
ministerium hatte hierzu zunächst ein gesondertes
Gesetzgebungsverfahren angekündigt. Ein Gesetz-
entwurf ist jedoch nicht in das parlamentarische
Verfahren gelangt. Sie wissen es alle, der Mei-
nungsbildungsprozess, welches der richtige Weg
ist, um die Arzneimittelversorgung auch in Zukunft
sicherzustellen, ist derzeit politisch und insbeson-
dere auch was den Gesetzentwurf betrifft, auf Bun-
desebene noch nicht abgeschlossen. Es bedarf
aber unbedingt und schnellstmöglich einer zielfüh-
renden Diskussion, wie negative Auswirkungen der
Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs
auf die Arzneimittelversorgung in Deutschland ver-
hindert werden können.

Abschließend möchte ich noch auf die Fragen zur
Fachkräftesicherung eingehen. Das Berichtsersu-
chen ist diesbezüglich sehr umfangreich. Die demo-
grafische Entwicklung macht auch vor den Apothe-
ken nicht Halt und auch die Ausbildungsstätten für
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pharmazeutische Assistenzberufe spüren die zu-
nehmende Konkurrenz um Auszubildende. Ohne
Apothekerinnen und Apotheker keine Apotheke.

Lassen Sie mich daher eher den Fokus an dieser
Stelle auf das Pharmaziestudium legen. Die Appro-
bation als Apothekerin bzw. Apotheker kann nach
Studium und praktischem Jahr und erfolgreich be-
standener pharmazeutischer Prüfung – das sind
drei Staatsexamina – beantragt werden. In Thürin-
gen wird das Pharmaziestudium ausschließlich an
der Friedrich-Schiller-Universität Jena, konkret an
der Biologisch-Pharmazeutischen Fakultät angebo-
ten. In den Jahren 2013 bis 2015 schlossen jährlich
zwischen 62 und 72 Studierende das Pharmazie-
studium ab. Es gibt derzeit keine belastbaren Zah-
len über die berufliche Entwicklung der Absolventen
des Pharmaziestudiums, zum Beispiel dem Ver-
bleib in Thüringen, dem Einsatzort im originären
oder fremden Berufsfeld. Der Freistaat kann keinen
direkten Einfluss auf die konkrete Zahl der Absol-
vierenden in Pharmaziestudiengängen einnehmen.

Beim Studiengang „Pharmazie“ handelt es sich um
einen bundesweiten und damit zentral zulassungs-
beschränkten Studiengang. Die entsprechenden
Ausbildungskapazitäten werden auf der Grundlage
des Staatsvertrags über die Errichtung einer ge-
meinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung
und der Thüringer Vergabeordnung ermittelt. Ge-
mäß Artikel 6 Abs. 2 und 3 des Staatsvertrags und
§ 36 ff. Thüringer Vergabeverordnung werden
durch die Hochschule bei der Kapazitätsermittlung
verschiedene Kriterien zugrunde gelegt, wobei ne-
ben dem zur Verfügung stehenden Lehrangebot
und dem in der Approbationsordnung für Apotheker
vorgegebenen Ausbildungsaufwand auch die räum-
lichen Gegebenheiten, bei den Pharmazeuten pri-
mär die Laborkapazitäten, bei der Ermittlung der
Aufnahmekapazität zu berücksichtigen sind.

Auf dieser Grundlage hat die Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena im Rahmen ihrer Kapazitätsberech-
nung für den Studiengang „Pharmazie“ im Winter-
semester 2016/2017 eine Aufnahmekapazität für
77 Studienanfänger im 1. Fachsemester ermittelt
und nach Prüfung und Genehmigung durch das
Wissenschaftsministerium die entsprechende Zu-
lassungszahl festgesetzt. Unter Beachtung der vor-
geschriebenen rechtlichen Bestimmungen zur Ka-
pazitätsermittlung, die bundesweit einheitlich gere-
gelt und durch die Rechtsprechung bestätigt sind,
kommt eine Erhöhung der Zulassungszahl daher
nicht in Betracht, auch wenn der Bedarf durch die
Fachgesellschaften höher ausgewiesen werden
sollte. Ich hatte es soeben bereits ausgeführt, die
Attraktivität einer Niederlassung hängt maßgeblich
von der auskömmlichen Finanzierung des Apothe-
kenbetriebs ab. Die bloße Erhöhung von Studien-
platzzahlen ist insofern und insoweit kein Garant für
den Verbleib und die Niederlassung der Absolven-
ten in Thüringen.

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch einmal die
Auffassung der Landesregierung zusammenfassen:
Die Landesregierung steht zur inhabergeführten
Apotheke als Garant für eine sichere Arzneimittel-
versorgung. Die Apothekenlandschaft in der derzei-
tigen Ausgestaltung ist für die Erfüllung der Kern-
aufgaben der Apotheken notwendig. Arzneimittel-
vergabe mit hochwertiger pharmazeutischer Bera-
tung, auch im Notdienst, auch bei individuellen Ver-
ordnungen von Rezepturen, für eine kompetente
wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung mit Arz-
neimitteln bei transparenter Ausgestaltung der Ho-
norierung sind die Aufgaben für die Zukunft und
hierfür hat sich und wird sich die Landesregierung
auch auf Bundesebene weiter einsetzen. Herz-
lichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Ich frage: Wer
wünscht die Beratung zum Sofortbericht? Das sind
die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, CDU-Frak-
tion, AfD-Fraktion und – also doch alle. Dann eröff-
ne ich auf Verlangen aller Fraktionen die Beratung
zum Sofortbericht zu Nummer I des Antrags, gleich-
zeitig die Aussprache zu Nummer II des Antrags
und zum Alternativantrag. Das Wort hat zunächst
Frau Abgeordnete Pfefferlein für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, sehr geehrte Gäste! Liebe CDU-Fraktion, ich
war einigermaßen überrascht über Ihren Antrag.
Bisher haben Sie als Oppositionsfraktion aus dem
gesundheitspolitischen Bereich Anträge einge-
reicht, die wirkliche Probleme und Herausforderun-
gen dargestellt haben. In Ihrem Antrag habe ich ein
Sammelsurium aus Unsicherheiten

(Heiterkeit CDU)

und Lösungsvorschlägen festgestellt. Zum Beispiel
die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Apothe-
ken – da habe ich für mich mal einen Vergleich ge-
zogen, wie Sie das begründen, wenn zum Beispiel
der heimische Bäcker, der heimische Buchladen
oder die Kfz-Werkstatt schließen musste. Das ein-
zig Gute an dem Antrag ist das Berichtsersuchen –
das Ministerium hat ja auch berichtet –, denn es
gibt derzeit viele Gerüchte und Befürchtungen, die
kursieren, die aber durch keinerlei Zahlen belegt
sind. Hier ist ja auch einiges berichtet worden, was
das ein bisschen erleuchtet hat. Sie vermischen in
Ihrem Antrag außerdem zwei Dinge: Die Studien-
platzkapazitäten der Pharmazie an der FSU Jena
und das Urteil des Europäischen Gerichtshofs, wo
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Ihr Gesundheitsminister, Herr Hermann Gröhe, in
seiner Koalition bisher keine Lösung herbeigeführt
hat. Interessanterweise hätten Sie es ja besser wis-
sen müssen, denn in der letzten Legislatur – ich ha-
be mal nachgeschaut – hat die FDP einen ähn-
lichen Antrag eingereicht und diesen Antrag haben
selbst Sie nicht an den Ausschuss überwiesen. Da-
mals hat das Ministerium – das hieß noch anders –
für Wissenschaft die Hochschulautonomie betont –
das hat Frau Staatssekretärin Feierabend auch
schon gesagt –, das heißt, die Hochschulen ent-
scheiden selbst, wie viele Studienplätze vorgehal-
ten werden. Ich möchte dennoch noch einmal kurz
auf die Rolle der Apotheken eingehen, denn auch
uns Grünen ist natürlich der ländliche Raum und
dessen Versorgung sehr wichtig.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Na ja!)

Das war schon immer so!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Heiterkeit CDU)

Ich komme da auch her. Ich wohne da, das ist mir
sehr wichtig, das liegt mir sehr am Herzen. Das
können Sie glauben.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Sie wohnen
nicht in Jena?)

Ich wohne nicht in Jena. Sie haben geglaubt, ich
wohne in Jena? Nein, ich wohne im Kyffhäuser-
kreis.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Die
schönste Stadt Thüringens, Jena!)

Apotheken sind ein zentraler Ort für die Abgabe
von Arzneimitteln und erhalten durch ihre Bera-
tungs- und Informationsleistung einen sehr hohen
Stellenwert. Dafür sorgen auch die steigenden Zah-
len chronisch Kranker und das zunehmende Be-
dürfnis in der Bevölkerung, mehr für die eigene Ge-
sundheit zu tun. Bundesweit haben wir circa
20.300 Apotheken mit circa 155.000 Beschäftigten,
die täglich vier Millionen Patientinnen und Patienten
versorgen. Der Gesamtumsatz der Apotheken in
Deutschland hat sich in den Jahren 1995 bis 2015
mehr als verdoppelt – von 22,1 Milliarden auf
47,8 Milliarden. Thüringen liegt im Vergleich der
Bundesländer an dritter Stelle in der Apotheken-
dichte, gemeinsam mit Mecklenburg-Vorpommern
und Rheinland Pfalz mit 26 Apotheken pro
100.000 Einwohnerinnen und Einwohner. Die
Schließung von Apotheken nimmt ab und die An-
zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter steigt kon-
tinuierlich. Sogar die Anzahl der Apothekerinnen
und Apotheker stieg von 46.078 im Jahr 2000 auf
50.356 im Jahr 2015. Auch die Anzahl der Pharma-
ziestudenten in Deutschland in den Jahren 2002 bis
2015 ist stetig ansteigend. Wir liegen derzeit bei
15.268 Studierenden. Das sind statistische Anga-

ben der Statista GmbH: „Apotheken in Deutsch-
land“.

Aufgrund des demografischen Wandels müssen wir
uns natürlich auch mit den Fragen der Versorgung
und der Versorgungsstrukturen von Apotheken be-
schäftigen. Der demografische Wandel hat auch
Auswirkungen auf die wirtschaftliche Grundlage der
Apotheken. Das Patientinnen- und Patientenwohl
steht für Bündnis 90/Die Grünen im Mittelpunkt ei-
ner umfassenden Gesundheitsversorgung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für eine größtmögliche Qualität der medizinischen
Versorgung gilt es, die Kompetenzen der verschie-
den beteiligten Partnerinnen und Partner zu bün-
deln. Ich glaube, da sind wir uns alle einig, Heilbe-
rufe – und dazu gehören auch die Apothekerinnen
und Apotheker – leisten einen wichtigen Beitrag zur
Qualität des Gesundheitswesens. In der Debatte
dürfen wir uns aber nicht von Panikmache leiten
lassen, dass es in Deutschland zum Apotheken-
sterben kommen wird. Ich möchte gar nicht bestrei-
ten, dass viele ländliche Apotheken es mittlerweile
äußerst schwer haben, sich über Wasser zu halten.
Für den Apothekenmarkt gilt vor allem aber eine
einfache Rechnung: Apotheken siedeln sich dort
an, wo Ärztinnen und Ärzte sich niederlassen. In
vielen meist ländlich geprägten Regionen sind wir
aber bereits schon von einem Ärztemangel betrof-
fen, sodass dies auch Auswirkungen auf die Apo-
thekenlandschaft hat. „Fragen Sie Ihren Arzt oder
Apotheker“ wird vielerorts zur Besonderheit. Wer
jetzt aber denkt, die Entfernungen in Thüringen sei-
en unüberwindbar, der täuscht.

Meiner Fraktion sind, was die Versorgung von Apo-
theken betrifft, drei Dinge wichtig und die möchte
ich hier noch einmal nennen:

Erstens – Transparenz: Hier meinen wir eine trans-
parente und nachvollziehbare Darstellung über ein
flächendeckendes, regelmäßiges Monitoring des
Apothekenmarkts und der bedarfsgerechten Arznei-
mittelversorgung in Deutschland.

Zweitens – Die Patientenorientierung: Wir sind für
eine stärkere Einbindung der Apothekenlandschaft.
Die Apothekerinnen und Apotheker sollen ihre Rolle
als Fachleute für Arzneimittel noch stärker wahr-
nehmen können. Die Beratungsangebote müssen
in der Apotheke weiter ausgebaut werden. Vor al-
lem sollten sie stärker in die Arzneimitteltherapie
eingebunden werden. Viele fehlerhafte Medikamen-
tenanwendungen ließen sich so vermeiden.

Und drittens – die integrierte Versorgung: Wunsch
vieler Apothekerinnen und Apotheker ist es, sich im
Gesundheitswesen stärker zu beteiligen. Dazu wird
eine enge Kooperation mit den Ärztinnen und Ärz-
ten vor Ort erforderlich. Hier sei das Projekt „AR-
MIN“ ein gutes Beispiel.
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Wir werden Ihren Antrag ablehnen. Herzlichen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete Herold
für die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Damen
und Herren, liebe Besucher auf der Tribüne und Zu-
schauer im Internet! In dem Antrag der CDU erken-
ne ich so ein bisschen Vergangenheitsbewältigung
– ich will nicht sagen: Nachlassverwaltung. Die
Christdemokraten hatten ja in Thüringen mehr als
zwei Jahrzehnte die Verantwortung, auch für die
ärztliche Versorgung und für die Versorgung mit
Apotheken im ländlichen Raum. Es ist in dieser Zeit
viel Gutes in Thüringen passiert, ganz ohne Zwei-
fel, in den Ballungszentren, an den großen Magi-
stralen, aber wenig bis nichts im ländlichen Raum,
um den dort immer mehr heranwachsenden drän-
genden Problemen Rechnung zu tragen.

(Beifall AfD)

Alle anderen Fraktionen in diesem Haus haben da-
ran natürlich auch ihren Anteil. Wenn man in die
parlamentarischen Debatten der letzten Legislatur-
perioden blickt, wird einem diese Stasis bewusst.
Sie wissen ja: Stase im Blutkreislauf wird irgend-
wann zur Thrombose, was dann einen lebensbe-
drohlichen Zustand darstellt. Der ländliche Raum ist
auf dem Weg in eine solche Stasis mit drohender
Thrombose. Auch die Apotheken haben in der Pla-
nung der Altparteien in den letzten Jahren und
Jahrzehnten keine Rolle gespielt. Noch in der letz-
ten Legislaturperiode hat Frau Taubert verkündet,
Thüringen habe ein dichtes Netz an Apotheken, al-
les sei gut und auf dem besten Weg.

Leider ist dem nicht so, wie wir jetzt erstaunt fest-
stellen. Seit Beginn dieser Legislaturperiode sind
wir die einzige Fraktion hier im Landtag, die sich
konsequent für die Stärkung des ländlichen Raums
einsetzt

(Beifall AfD)

(Heiterkeit SPD)

und sich als Heimatpartei begreift. Bei all unseren
guten Vorschlägen wurde gemauert, und es wird
mir von unseren Wählern, von der Bevölkerung,
aber mittlerweile auch von einzelnen Medienvertre-
tern zugetragen, dass die Bürger diese sinnlose
parteipolitische Streiterei am Thema vorbei und oh-
ne Sachargumente einfach leid haben.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ihre Medienvertreter!)

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Gute Sachargumente haben Sie ja nicht!)

Wir sind hier, um Probleme zu lösen, und nicht, um
blödsinnige Zwischenrufe zu machen und irgend-
welche sinnfreien Argumente ad personam auszu-
tauschen.

(Beifall AfD)

Wir haben ein Programm für die Stärkung des länd-
lichen Raums in Bezug auf das Problem der Klär-
anlagen vorgelegt. Abgelehnt! Wir haben zuletzt
über die Stärkung der Sparkassen und der Bargeld-
versorgung im ländlichen Raum gesprochen. Abge-
lehnt!

(Beifall AfD)

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass die CDU sich
nun mit dem Problem des ländlichen Raums an-
satzweise befasst. Wir haben da vorgelegt, unter
anderem mit unserem Elf-Punkte-Programm. Die
Apotheken sind eng mit der medizinischen Versor-
gung verbunden und es gibt im ländlichen Raum
bei der freiberuflichen Sicherstellung der Arzneimit-
telversorgung zunehmend Probleme.

Deutschlandweit ist die Anzahl der Apotheken in
den letzten Jahren um 200 gesunken, etliche davon
in Thüringen. Das Apothekengesetz lässt für be-
sondere Problemlagen eine Ersatzversorgung
durch die Gemeinde zu, die Apothekenversorgung
ist über den Apothekennotstand des § 16 zu regeln
und eine Option, um den Kommunen gewisse Mit-
wirkungsrechte einzuräumen. Dieser Vorschlag er-
innert auch ganz stark an unser Elf-Punkte-Pro-
gramm gegen den Ärztemangel im ländlichen
Raum, wo dieses Konzept der Ersatzvornahme ver-
stärkt von uns in den Fokus gerückt wurde. Warum
die CDU das dann abgelehnt hat, können wir uns
jetzt leider nicht erklären.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Weil es
falsch und schlecht war!)

In dem Antrag steckt also ein Denkfehler, als dass
der Apothekennotstand genutzt werden sollte, um
strukturelle Probleme zu beheben. Wir reden hier
aber nicht über befristete Mängelbehebung, son-
dern über ein langfristiges Konzept angesichts der
demografischen Herausforderungen im ländlichen
Raum. Die Leute werden auf den Dörfern nun mal
für die nächsten zehn bis 20 Jahre nicht mehr, son-
dern tendenziell weniger, älter und kränker. Auch
dem Letzten hier im Hause müsste klar sein, dass
mit zunehmenden Alter das sogenannte Morbidi-
tätsrisiko steigt, das heißt, die Gänge zur Apotheke
werden häufiger und notwendiger. Wir reden über
eine langfristige strukturelle Entwicklung und über
neue Realitäten. Dafür brauchen wir neue Konzep-
te und neue Maßnahmen der Bundesgesetzge-
bung.
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Eine reine Steigerung der Absolventenzahlen, wie
in Ihrem Antrag vorgeschlagen, wird nicht zum Er-
folg führen. Denn auch diese Absolventen werden
im Zweifelsfall – wie die Absolventen der Medizin
und der Zahnmedizin – entweder gleich in den
Westen abwandern oder in den großen Städten in
die lohnenderen Großpraxen gehen oder dort in die
Einzelniederlassung, weil dort einfach das Geld
sitzt. Hier sind die Zahlen interessant. Die 480 Apo-
theker in Thüringen führen 551 Apotheken, in de-
nen noch einmal genauso viele Apotheker anges-
tellt sind. Das heißt, die eigene Apotheke ist gar
keine so interessante Option, die Anstellung ist es.
Das haben wir in anderen Bereichen auch, auch im
Bereich der Praxen, der Zahnmedizin, der Allge-
meinmedizin. Das Thema haben wir hier schon hin-
länglich diskutiert.

Deswegen sollten die Möglichkeiten des Fremd-
und Mehrbesitzverbots diskutiert werden. Es gibt
hier Parallelen zur ärztlichen Versorgung. Wenn es
nicht gewünscht ist, in strukturschwachen Regionen
Apotheken zu gründen, dann müssen Möglichkei-
ten geschaffen werden, inhabergeführte Modelle in
Anstellungsverhältnisse zu transformieren.

Ohne mehr Geld in die Hand zu nehmen, ist das
ebenfalls nicht möglich. Daher denken wir über Si-
cherstellungszuschläge für strukturschwache Re-
gionen nach, mit denen geringere Umsätze ausge-
glichen werden können. Das könnte dazu führen,
dass mehr Apotheker in strukturschwachen Regio-
nen in eigenen Apotheken arbeiten. Zwar erhalten
die Apotheken mit dem Apothekennotdienstsi-
cherstellungsgesetz, ANSG, unabhängig von der
Inanspruchnahme für jeden vollständig erbrachten
Notdienst eine Pauschale, allerdings beschränkt
sich diese finanzielle Vergütung auf den nächtli-
chen Notdienst und den Notdienst am Wochenen-
de. Dieses Modell muss noch weiter gefasst wer-
den, um die Versorgung des ländlichen Raums mit
Medikamenten prinzipiell sicherzustellen. Ebenso
wie im Krankenhausstrukturgesetz müssen auch für
Apotheken Sicherstellungszuschläge im ländlichen
Raum ermöglicht werden.

Wenn notwendig, muss für die Medikamentenver-
sorgung mehr Geld in die Hand genommen wer-
den. Da appelliere ich auch an die Krankenkassen.
Dies gilt auch für die Lieferengpässe in den Apothe-
ken für bestimmte Medikamente. An dieser Stelle
konnte man ja sehr schön sehen, was Sparzwänge
und Überregulation in den letzten Jahren und Jahr-
zehnten für Probleme angeschoben haben. Das al-
les wäre uns erspart geblieben, wenn man be-
stimmte Maßnahmen einfach nicht ergriffen, son-
dern gesagt hätte: Alles was an Medikamenten le-
bensnotwendig ist, muss natürlich ortsnah und
transportgünstig in Deutschland hergestellt werden
können.

(Beifall AfD)

Die letzte Schwierigkeit, die ich sehe, sind die Ver-
sandhändler. Versandhandel, solange es um nicht
lebensnotwendige Güter geht, ist natürlich eine
wunderbare Angelegenheit. Aber ein Versandhan-
del für Medikamente löst an dieser Stelle das Pro-
blem nicht. Wenn ein kleines Kind am Abend um
11.00 Uhr 39,5 Grad Celsius Fieber hat, brauche
ich Paracetamol und kein Amazon und im Zweifels-
fall die Apotheke vor Ort, wo ich klingeln kann und
das dringend benötigte Medikament auch bekom-
me. Daher halten wir den Ausbau des Versandhan-
dels für die völlig falsche Arznei an dieser Stelle. Es
ist außerdem in dem Zusammenhang noch über
Thüringen hinausgeschaut eine Unverfrorenheit,
wie sich die EU hier in nationale Belange einmischt
und – man muss schon sagen – dreist in gewach-
sene Strukturen unseres Gesundheitssystems ein-
greifen möchte, um diese markttauglich zu machen
und dabei zu zerstören.

Auch hier gibt es Parallelen zu anderen Problemen
im ländlichen Raum. Denn die EU ist unter ande-
rem zum Beispiel auch maßgeblich für die katastro-
phale Entwicklung der dort angesiedelten Sparkas-
sen verantwortlich. Die AfD lehnt solche Einmi-
schungen in unser Gesundheitssystem und in alle
Belange der Daseinsvorsorge in unserer Heimat
ab. Danke.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächster hat sich Abgeordneter
Zippel für die CDU-Fraktion zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Zippel, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, es ist eine sehr dankbare Auf-
gabe, nach zwei solchen Vorrednern kurz mal da-
rauf eingehen zu dürfen, denn sie haben so viele
Bälle hingelegt, dass ich gar nicht hinterherkomme,
alle Elfmeter zu verwandeln.

Vielleicht zunächst einmal zu Frau Herold: Sehr ge-
ehrte Frau Herold, Sie schwadronieren immer gern
über ländlichen Raum. Ich muss Ihnen ganz ehrlich
sagen, die CDU hat sich um ländlichen Raum ge-
kümmert, da wussten Sie noch nicht mal wie man
ländlichen Raum buchstabiert.

(Beifall CDU)

Und das Elf-Punkte-Programm zur medizinischen
Versorgung, was Sie uns vorgelegt haben, haben
wir deswegen abgelehnt, weil es schlichtweg falsch
war. Wir haben es sicherlich nicht nötig, solche An-
träge abzuschreiben oder Ähnliches. Sie schauen
sich Ihren Antrag noch mal an, Sie gucken sich
noch mal an, was ich da im Plenum gesagt habe,
dann wissen Sie auch, warum wir es abgelehnt ha-
ben.
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(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Der war vor-
bei!)

Sehr geehrte Frau Pfefferlein, zum Thema, ob das
ein Problem wäre, dass wir in eine Apothekenunter-
versorgung reinkommen: Nur weil die Grünen das
Problem noch nicht erfasst haben, heißt das nicht,
dass es das Problem nicht tatsächlich auch gibt.
Das heißt also, die CDU-Fraktion legt weiterhin An-
träge vor, die sich natürlich um aktuelle Probleme
kümmern. Versuchen Sie einfach das nächste Mal
die Zahlen, die ich Ihnen gleich noch mal nennen
werde, genauer anzuschauen, dann erkennen Sie
auch, dass wir da perspektivisch tatsächlich
Schwierigkeiten bekommen.

(Beifall CDU)

Es geht hier um die Zukunft der medizinischen Ver-
sorgung in Thüringen, die wir schon mehrfach zum
Thema im Plenum hatten. Medizinische Versorgung
bedeutet aber nicht nur ambulante ärztliche Versor-
gung, sondern im weiteren Sinne auch Apotheken.

Frau Pfefferlein, Apotheken sind wohlgemerkt nicht
nur eine Verkaufsstelle für Medikamente, sondern
sind auch der Ort fachlicher Beratung. Wenn Sie al-
so Apotheken mit dem Bäckerhandwerk oder mit
dem Kfz-Schlosser oder anderen vergleichen, dann
haben Sie schlichtweg nicht die Bedeutung der
Apotheke erkannt, und dann – muss ich Ihnen ganz
ehrlich sagen – reduzieren Sie die Bedeutung der
Apotheke und die Ausgabe von Medikamenten auf
ein Niveau, was dieser Qualifikation, diesem Beruf
und der Apotheke an sich einfach nicht gerecht
wird.

(Beifall CDU)

Dann kommen wir schon zum Problem. Die Alters-
struktur ist wie bei der Ärzteschaft auch bei den
Apothekern eben der Anlass zur Sorge. Nicht die
schiere Anzahl der Apotheker, nicht die schiere An-
zahl der Apotheken, sondern die perspektivische
Problemlage, die sich durch die verschobene Al-
terspyramide entwickelt. Da danke ich der Staats-
sekretärin an der Stelle für den ausgiebigen Sofort-
bericht, der auch einige Probleme dargestellt hat
und auch erkennen ließ, dass die Landesregierung
die eine oder andere Problemstelle, die wir schon
vermutet haben, genauso sieht.

Der Apothekerverband und die Apothekerkammer
haben deutlich kommuniziert, dass es in absehba-
rer Zeit einen Mangel an ausgebildeten Pharma-
zeuten gibt. Ich weiß nicht, warum man an diesen
beiden Vertretungen zweifeln sollte. Es geht uns
nicht um Panikmache oder Schwarzmalerei. Auch
da ist der Zungenschlag dieses Antrags eindeutig.
Ich weiß auch nicht, wie Sie darauf kommen, uns
das so andichten zu wollen. Wir haben in den Städ-
ten eine sehr hohe Apothekendichte, das ist allge-
mein bekannt, aber Thüringen besteht eben nicht
nur aus Städten, sondern ist im Kern ländlich ge-

prägt. Gerade bei dieser Landesregierung – habe
ich das Gefühl – sollte man das ab und an auch
noch mal erwähnen, nach dem Beitrag von Frau
Pfefferleich umso mehr.

Außerdem gibt es Entwicklungen, die uns Sorge
bereiten und die man im Auge behalten muss. Ich
will die ganz kurz mal aufzählen. Erstens, wie
schon angesprochen, die Personalsituation: Hier
brennt die Kerze an beiden Enden. Die Altersstruk-
tur der Apothekerschaft ist besorgniserregend und
lässt in absehbarer Zeit einen Mangel an Apothe-
keninhabern und angestellten Apothekern erwarten.
Reden Sie mit der Kammer, reden Sie mit dem Ver-
band, die zeigen Ihnen die Perspektive von in fünf
bis sechs Jahren auf.

Dann haben wir auf der anderen Seite fehlenden
Nachwuchs. Die Studienplatzkapazität an der Uni-
versität Jena wird nicht ausreichen, um den künfti-
gen Bedarf zu decken. Das hat die Staatssekretärin
durchaus angedeutet, auch wenn sie natürlich ein-
geschränkt hat, dass die Gestaltungsmöglichkeiten
der Landesregierung hier beschränkt sind. Auch
darauf will ich noch kurz eingehen, denn unser An-
trag hat ja ganz bewusst eine bestimmte Formulie-
rung gewählt.

Vielen Dank für die Zahlen, die Sie geliefert haben,
denn man braucht belastbare Zahlen, um das Aus-
maß der Lücke besser abschätzten zu können.
Deshalb noch kurz zu unserem Berichtsersuchen:
Die Entwicklung der Apothekenzahlen, der Apothe-
kendichte – es war gut zu hören, auch interessant,
dass seit 2010 die Zahlen rückläufig sind bei den
Apotheken und dass die aktuelle und künftige Per-
sonalsituation, insbesondere auch die Absolventen-
zahlen, wie Sie eben dargestellt haben, stabil ist mit
aktuell 77 neuen Studenten. Wir sehen aber vor al-
len Dingen drei Stellschrauben: Zum einen die Stei-
gerung der Ausbildungskapazität für Pharmazeuten
an der Uni Jena. Sicherlich können wir nicht so oh-
ne Weiteres die Zahl erhöhen, aber unser Antrag
zielt darauf ab, dass sich die Landesregierung Ge-
danken machen soll, welche Möglichkeiten es gibt.
Das kann auch zum Ergebnis haben, dass man
sagt, man hat keinen direkten Einfluss, sondern
vielleicht kann man in Verhandlungen dort etwas
ändern. Aber es ist mir etwas zu leicht abgetan,
wenn man sagt, wir können da erst mal nichts dran
ändern, wir können das nicht anpassen. Da hätte
ich mir schon etwas mehr Kreativität erhofft. Wie
gesagt, unser Antrag gibt da einen breiten Spiel-
raum und fordert die Landesregierung auf, einfach
ein Konzept vorzulegen und Gedanken zu äußern,
wie das funktionieren könnte.

Die Schaffung von Anreizen für junge Apotheker,
Apotheken im ländlichen Raum zu übernehmen, ist
für uns ein ganz wesentlicher Teil und auch Essenz
unseres Antrags. Frau Herold ist darauf an der Stel-
le eingegangen, dass die Apotheken im ländlichen
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Raum eine wichtige Rolle spielen. Die Staatssekre-
tärin hat es betont, wie wichtig die Apotheken vor
Ort sind. Auch Stichworte wie Gewerbesteuer und
anderes spielen natürlich in den Kommunen eine
entscheidende Rolle. Die Apotheke vor Ort – und
das muss man ganz ehrlich sagen – ist auch ein
Wirtschaftsfaktor, ist ein Wirtschaftsunternehmen.
Das nicht mit zu erwähnen, wäre fahrlässig.

Uns schwebt auch vor – das kann durchaus Teil ei-
ner Überlegung sein –, die Stiftung zur Förderung
ambulanter ärztlicher Versorgung im ländlichen
Raum zum Vorbild zu nehmen. Auch das wäre ein
Gedankenspiel, wo ich die Regierung an der Stelle
anregen möchte, mal darüber nachzudenken.

Wir brauchen kreative Lösungen wie den Ausbau
der Telemedizin. Denn die Beratung ist in der Apo-
theke das alles Entscheidende. Auch da, denke ich,
gibt es noch einiges Potenzial. Aber auch der Aus-
bau des Botendienstes, Möglichkeiten wie Zwei-
gapotheken oder Notapotheken könnte man noch
verstärkt nutzen, wenn es wirklich zum Notstand
kommen sollte, wohlgemerkt in klarer Abgrenzung
zum Versandhandel, das Ganze als Ergänzung und
Unterstützung der bestehenden Apotheken vor Ort.

Eine zweite Entwicklung, die uns Sorge bereitet –
und auch das wurde von der Landesregierung auf-
gegriffen – ist das Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs zur Preisbindung für rezeptpflichtige Me-
dikamente. Man kann dieses Urteil auch in seiner
Bedeutung herabsetzen, wie es Frau Pfefferlein ge-
tan hat. Man kann aber auch darauf eingehen und
mal mit den Leuten vor Ort reden und fragen, wie
sie es in der Praxis einschätzen. Damit kommen wir
zu der Einschätzung, dass das Urteil ein Risiko vor
allem für kleine und ländliche Apotheken in Thürin-
gen ist; wo wir wieder beim Thema „Ländlicher
Raum“ wären. Es geht nicht darum, den Versand-
handel zu verdammen. Wir sind der festen Über-
zeugung, dass der Versandhandel genauso wie die
ländliche Apotheke vor Ort sicherlich ein gutes er-
gänzendes Instrument ist. Aber wir müssen aufpas-
sen, dass wir mit der aktuellen Rechtslage, die wir
jetzt haben, und mit dem Urteil durch den Euro-
päischen Gerichtshof nicht in ein Ungleichgewicht
kommen und zulasten der Apotheke im ländlichen
Raum den Versandhandel stärken.

Es muss allen klar sein, was hier auf dem Spiel
steht, denn die Apotheken sind kein Supermarkt für
Medikamente. Sie bieten deutlich mehr und leisten
deutlich mehr, viele gezielte und spezielle Dienst-
leistungen, die nur die Apotheke vor Ort leisten
kann, die man nicht mit dem Bäckerhandwerk ver-
gleichen kann – auch wenn ich hier keinen Bäcker
diskreditieren möchte. Zum einen haben wir hier ei-
ne qualifizierte fachliche Beratung. Das Herstellen
handgefertigter Rezepturen ist ein ganz wesentli-
ches Element in den Apotheken. Es wird oftmals
herabgewürdigt und nicht in den Fokus genommen.

Aber zahlreiche Arzneimittel liegen nicht abgepackt
im Regal, sondern müssen von qualifizierten Apo-
thekern nach den Vorgaben der Ärzte individuell
hergestellt, umgehend geliefert werden. Ich nenne
an der Stelle auch – was wir hier schon mal disku-
tiert haben – die Zytostatika als Beispiel.

Der nächtliche Notdienst, aber auch der Notdienst
am Wochenende sind wichtige Elemente der Apo-
theke vor Ort. Wenn das Kind am Sonntag plötzlich
ein fiebersenkendes Mittel braucht, was nützt mir
da die Versandapotheke? Alle diese Leistungen
werden durch die Preisbindung querfinanziert. Wer
an der Preisbindung rütteln will, muss dann auch so
ehrlich sein und sagen, wer diese Leistung erbrin-
gen und wie sie finanziert werden soll.

Wir sagen: Das Urteil darf nicht zulasten der Pati-
enten und der Versorgungssicherheit gehen. Auch
hier hat uns interessiert, wie die Landesregierung
die Auswirkungen des Urteils einschätzt und wel-
che möglichen Risiken für die Medikamentenver-
sorgung sie sieht. Vielen Dank, Frau Staatssekretä-
rin, dass Sie unsere Sorge hier teilen und die Lan-
desregierung offensichtlich die Problematik eben-
falls erkannt hat. Ziel muss es sein, flächendecken-
de und wohnortnahe Versorgung mit Arzneimitteln
sicherzustellen. Das bedeutet aber auch eine
gleichwertige Versorgung in Stadt und Land. Wir
wollen Klarheit über die aktuelle Situation und Ein-
schätzung der zukünftigen Entwicklung. Das haben
wir heute bekommen. Es genügt eben nicht, auf die
momentan noch gute Versorgungssituation zu ver-
weisen und schlichtweg das Beste zu hoffen. Nur
wenn man Fakten auf dem Schirm hat, kann man
Fehlentwicklungen erkennen und gegensteuern.

Ich will an der Stelle noch abschließend auf den Al-
ternativantrag der AfD eingehen, der, wie ich das
von der Alternative kenne, keine Alternative ist. Der
Antrag geht schlichtweg an dem Thema, wie wir es
aufgegriffen haben, vorbei. Wenn Sie einfach viele
wichtige Elemente weglassen, dann ist das keine
Alternative. In Ihrem Antrag haben Sie das ge-
macht, was Sie letztens schon mal gemacht haben
– ich weiß nicht, ich glaube, wir haben über die Un-
abhängigkeit oder die freien Berufe gesprochen. Da
waren Sie so frei, den Sozialismus in Thüringen
auszurufen. Sie haben das heute erneut getan, in-
dem Sie mit Ihrem Instrument der Sicherstellungs-
zuschläge den gesamten Apothekenmarkt quasi ad
absurdum führen wollen. Ich weiß nicht, ob das das
richtige Mittel ist. Wir sind davon überzeugt, dass
es das nicht ist. Das ist ein Markteingriff. Wir sind
der Überzeugung, dass sich der Markt selbst regu-
liert. Man muss die Apotheken im ländlichen Raum
stützen, aber sicherlich nicht mit solchen rabiaten
Instrumenten, die, wie gesagt, auch noch zu kurz
springen und viele Probleme schlichtweg nicht auf-
greifen wie die Alterspyramide, die wir aktuell pro-
blematisch im Freistaat sehen.
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An der Stelle noch einmal vielen herzlichen Dank
für die Berichterstattung. Die CDU-Fraktion bittet
um Unterstützung des Antrags. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächster hat sich Abgeordneter
Kubitzki für die Fraktion Die Linke gemeldet.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, eigent-
lich wollte ich zu dem Antrag nicht reden, aber mei-
ne Fraktion hat mich gestern inständig gebeten,
doch die Meinung unserer Fraktion, von der Linken,
und auch meine persönliche Meinung hier zu sa-
gen. Ich will auch sagen, warum ich nicht reden
wollte: In der letzten Legislatur hat in diesem Haus
die Fraktion der FDP einen Antrag zur Stärkung der
Apotheken gestellt. Wir haben dazu dann noch
einen Änderungsantrag eingebracht und in dem Än-
derungsantrag 50 zusätzliche Studienplätze an der
Universität Jena für die Ausbildung von Apothekern
gefordert. Als ich hier vorn stand, meine Damen
und Herren, habe ich eine Lehrstunde erlebt – ich
muss sagen, Herr Zippel, das war in der letzten Le-
gislatur eine Lehrstunde von der damaligen Koali-
tion dahin gehend, was ich eigentlich will, ich will ja
die „Autononomie“ der Universitäten und Hoch-
schulen infrage stellen. – Autonomie! Es ist Nach-
mittag und sehr heiß und ich war noch nicht in der
Apotheke. –

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Da bin ich hier runterbalbiert worden, auch von ei-
nem Kollegen, der mal bei uns war, der dann ge-
wechselt hat und jetzt Lobbyist bei einer Kranken-
kasse ist, wie dumm ich doch eigentlich bin, dass
ich nicht weiß, wie Studienplätze vergeben werden
und dass das die Universitäten selbst festlegen
usw. Ich will damit sagen: Wir haben damals auch
erkannt, jawohl, wir werden demnächst – und das
wird nicht so lange dauern – ein Problem beim
Nachwuchs in unseren Apotheken haben. Hinzu
kommt, dass die in der DDR ausgebildeten Phar-
mazieingenieure – was eine gute Ausbildung war –,
die den Apothekern gleichwertig waren, die zumin-
dest Dienst in Apotheken machen konnten, auf-
grund ihres Alters aus ihrem Berufsleben ausschei-
den und dass es diese Ausbildung nicht mehr gibt.
Zum anderen – das gehört auch dazu – kam hinzu,
dass die Universität in Leipzig die Apothekerausbil-
dung beendet hat. Da habe ich dann auch zu hören
bekommen: Also wir können doch nicht noch Thü-
ringer Mittel nutzen, um im Prinzip für Leipzig und
für andere Bundesländer Apotheker auszubilden.
Es war damals eine heiße Diskussion. Ich sage hier
als Linker und unsere Fraktion sagt nach wie vor:

Jawohl, wir müssen zukünftig mehr tun, damit in
Thüringen mehr Apotheker ausgebildet werden.

(Beifall DIE LINKE)

Die technischen Probleme, die damit an der Uni
verbunden sind, dass Kapazitäten fehlen, das ist
jetzt Fakt. Aber ich bin auch überzeugt – und die
Staatssekretärin hat das ja in ihrem Sofortbericht
genannt –, dass das Sozialministerium gemeinsam
mit dem Wissenschaftsministerium Gespräche auf-
nehmen und dieses Problem angehen wird.

Leider muss ich an dieser Stelle sagen, wie das so
in Koalitionen ist, das war früher auch so – deshalb
setzt nicht die Verwunderungsmütze auf! –, gibt es
oft keine einheitlichen Meinungen. Ich muss an die-
ser Stelle sagen, ich konnte meine beiden Koali-
tionspartner nicht davon überzeugen, euren Antrag
wenigstens an den Ausschuss zu überweisen, da-
mit wir darüber weiter reden.

(Zwischenruf Abg. Meißner, CDU: Das ist ja
gemein!)

Kommt, das war früher bei euch auch so. Tut nicht
so. Aber ich will unseren Standpunkt noch einmal
sagen. Jawohl, wir stehen dazu, dass Apotheker
ausgebildet werden müssen. Ich stehe auch noch
zu der Zahl 50. Was die Problematik „Internethan-
del“ betrifft, da sagt Die Linke eindeutig: Wir sind
gegen den Internethandel von verschreibungs-
pflichtigen Medikamenten.

(Beifall DIE LINKE)

Es kann nicht sein, dass dieser Handel freigegeben
wird. Hier geht es um Qualität und hier geht es
auch um die Sicherheit der Patienten, die diese Me-
dikamente einnehmen müssen. Ich muss an dieser
Stelle auch sagen, Apotheker sind keine Kaufleute.
Apotheker sind in erster Linie Menschen, die Pati-
enten beraten. Ich will nur an die Initiative der Thü-
ringer Apotheker erinnern, das System ARMIN, was
sie mit einer Partnerkrankenkasse eingeführt ha-
ben, wo Sie per Internet digital Medikationen für
Patienten vornehmen, die mehr als fünf Medika-
mente einnehmen. Ich finde, das ist eine tolle Sa-
che. Das beweist, dass die Apotheken und die Apo-
thekenlandschaft auch in Thüringen eine Zukunft
hat und eine Zukunft haben soll. Deshalb geht es
hier, ich sage noch einmal, um verschreibungs-
pflichtige Medikamente. Verschreibungspflichtige
Medikamente gehören nicht in den Internethandel,
weil das die Sicherheit der Menschen gefährdet.
Das wird natürlich mit tollen Sachen gemacht.
Wenn ich ein Rezept ab einer bestimmten Summe
einreiche, bekomme ich sogar einen Gutschein von
dieser Internetapotheke im Wert von 30 Euro. Leu-
te, das ist doch Dummenfang an dieser Stelle. Den
sollten wir nicht zulassen.

Wir hatten jetzt vor Kurzem den 12. Apothekertag.
Da gab es eine tolle Podiumsdiskussion, auch zu
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diesem Problem. Da habe ich auch noch einmal un-
seren Standpunkt erläutert – jawohl, wir als Linke
sind gegen diesen Internethandel. Da sagte mir ein
Bundestagsabgeordneter, der an der Diskussions-
runde teilgenommen hat, er ist von der Linken total
enttäuscht und versteht das überhaupt nicht. Weil
wir …

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Echt? Das
geht uns auch immer so!)

Sag’ mal, Mike Mohring, merkst du gar nicht, dass
ich jetzt eigentlich für euren Antrag rede? Bist du zu
spät gekommen und merkst das nicht?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Doch. Das
weiß ich!)

Und da sagte mir der Bundestagskollege, er
versteht das nicht, weil dem armen Menschen, dem
armen Kerl – er hat noch einen anderen Ausdruck
genannt –, der in der Neubauplatte wohnt, wollen
wir die Möglichkeit vom Internethandel nehmen,
dem wollen wir das Geld aus der Tasche ziehen.
Das versteht er überhaupt nicht.

Da muss ich sagen: Erstens – wenn der arme Kerl
in der Neubauplatte ein verschreibungspflichtiges
Medikament will, kann er nicht einfach ins Internet
gehen und sich das holen. Vielleicht gibt es die
Möglichkeit auch, weiß ich nicht – aber eigentlich
geht das nicht.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Doch, das
gibt es!)

Er muss also zuerst aus der Neubauplatte heraus,
zum Arzt gehen, sich untersuchen lassen und kriegt
ein Rezept für ein verschreibungspflichtiges Medi-
kament. Dann kommt er in der Regel aus der Arzt-
praxis heraus. Auch meine Vorredner haben ge-
sagt: Wo ein Arzt ist, ist auch eine Apotheke. Also
kann er auch in die Apotheke gehen und sich die
Medikamente holen. Er bekommt keinen Gutschein
im Wert von 30 Euro. Das ist natürlich schlimm und
damit ist Die Linke gleich die Partei, die gegen die
schwachen Leute ist. Er kriegt in der Apotheke
zwar keinen Gutschein, aber er bekommt in der
Apotheke eine vernünftige Beratung.

(Beifall SPD)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Und die
Apothekenzeitschrift!)

Ich wollte jetzt nicht Rentner-Bravo sagen, aber er
bekommt die APOTHEKEN Umschau. Er wird aber
ordentlich beraten und kann sicher sein, dass das,
was er dort bekommen hat, ihm auch nützt. In der
Apotheke kann ihm natürlich eins passieren: Er
wird zur Kasse gebeten. Da gebe ich dem Bundes-
tagskollegen sogar recht, weil da muss er nämlich
für die Medikamente, die er da holt, eine Zuzahlung
leisten.

Aber, meine Damen und Herren, für diese Zuzah-
lung in der Apotheke kann der Apotheker nichts.
Dafür können wir den Apotheker auch nicht verant-
wortlich machen, diese Zuzahlung reicht der Apo-
theker nämlich weiter an die Krankenkassen. Das
ist nämlich das Problem. Da haben wir ein Problem,
meine Damen und Herren, wo dann vielleicht der
Internethandel einsteigt. Wir müssen zum Beispiel
diese Zuzahlung für verschreibungspflichtige Medi-
kamente und für nicht verschreibungspflichtige Me-
dikamente abschaffen. Das wäre eine vernünftige
Aufgabe, die wir erfüllen müssen.

(Beifall DIE LINKE)

Das würde die Patienten entlasten. Dann müssten
wir dafür sorgen, dass mehr Geld in die Kranken-
kassen kommt, damit wir das finanzieren können.
Wenn wir eine Bürgerversicherung in der gesetzli-
chen Krankenkasse einführen, dann brauchen wir
auch keine Zuzahlung mehr. Das sollte unser Ziel
sein, nicht der Internethandel.

Dann noch etwas, das hatte ich letztens im Aus-
schuss schon gesagt: Toll ist auch in diesem Land,
dass der Staat beim Medikamentenhandel richtig
die Hände aufhält, meine Damen und Herren. Wir
hatten heute schon eine Steuerdiskussion. Die war
zwar vom Ansatz her total verkehrt, aber wir hatten
eine Steuerdiskussion. Der Staat hält beim Handel
und Verkauf von Medikamenten die Hand auf und
kassiert 19 Prozent Mehrwertsteuer, wenn ich in die
Apotheke gehe. Meine Damen und Herren, das
kann doch wohl nicht wahr sein, 19 Prozent Mehr-
wertsteuer für Medikamente. Letzten Endes ist das
sogar Geld, was ich als gesetzlich Krankenversi-
cherter in die Krankenkasse zahle. Die Kranken-
kasse bezahlt die Medikamente, ich bezahle die
Zuzahlung und zusätzlich werden von meinem
Krankenkassenbeitrag noch 19 Prozent Mehrwert-
steuer abkassiert – das sollte schleunigst abge-
schafft werden. Wenn ich für meine zwei Kater, die
ich habe, eine Futterbüchse kaufe, weil die Hunger
haben, bezahle ich 7 Prozent Mehrwertsteuer, mei-
ne Damen und Herren. Da ist doch etwas falsch
hier in diesem Land. Das kann es doch nicht sein.
In dieser Beziehung haben wir genug zu tun.

Zusammenfassend gesagt heißt das: Die Linke-
Fraktion lehnt den Internethandel bei Apotheken ab
– die Gründe habe ich genannt – und wird sich da-
für einsetzen, dass wir mehr Studienplätze für Apo-
theker bekommen.

Jetzt bin ich in der Situation, in der ich sagen muss,
dass ich bei diesem Thema und wegen dieses An-
trags nicht alles, was die drei Koalitionäre machen,
infrage stellen kann. Es gibt noch weitere wichtige
Sachen, die wir gemeinsam klären wollen. Aus die-
sem Grund tut es mir leid, dass der Antrag von der
Koalition abgelehnt wird – das sage ich ganz per-
sönlich. Das tut mir leid, das ärgert mich, ich kann
es aber an der Stelle nicht ändern. Aber zumindest
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an dem Problem werden wir als Linke dranbleiben.
Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Kubitzki. Als Nächste hat sich
Frau Abgeordnete Pelke, die schon auf dem Weg
ist, gemeldet.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ja, lie-
ber Jörg, Frauen können manchmal so gemein
sein. Jetzt sind Frau Pfefferlein und meine Wenig-
keit daran schuld, dass wir den Antrag nicht über-
weisen, aber das kann mal passieren. Vielleicht
kann man jetzt auch nachvollziehen, in welcher Si-
tuation ich mich manchmal befunden habe in einer
anderen Koalition, als es damals um Oppositions-
anträge ging.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ihr wolltet
es besser machen! Ihr wolltet es besser ma-
chen!)

Insofern denke ich, ist das alles nicht so problema-
tisch.

Verwundernswert und überraschend finde ich die
Diskussion zum Versandhandel. Ich möchte mich
wirklich nur noch mit einigen wenigen Aspekten in
die Diskussion, was den Versandhandel angeht,
einbinden. Ja, da haben wir auf Bundesebene eine
andere Konstellation, eine Koalition, nämlich eine
große, und da gibt es unterschiedliche Positionen.
Herr Gröhe möchte gern den Versandhandel ab-
schaffen. Ich habe jetzt gelernt, dass Herr Kubitzki
mit ihm einer Meinung ist – das sind völlig neue
Konstellationen. Die SPD auf Bundesebene sagt,
wir wollen den Versandhandel nicht abschaffen,
weil er für uns als ein Teil der Versorgungssituation
dazugehört. Deswegen ist unsere Position, die Ra-
batte zu deckeln, zu limitieren, um damit eine ge-
wisse Gleichbehandlung erreichen zu können. Das
ist eine Diskussion, die wir wahrscheinlich in dieser
Legislaturperiode nicht mehr zu Ende bekommen
können und deshalb in der nächsten Bundestagsle-
gislatur unter möglicherweise neuen Konstellatio-
nen fortzuführen ist.

Ja, Herr Zippel, wir sind natürlich der Meinung –
und ich glaube, da sind wir auch gar nicht weit aus-
einander –, dass die Apotheke ein ganz wichtiger
Aspekt in der ärztlichen Versorgungslandschaft ist.
Der wesentliche Aspekt einer Apotheke vor Ort ist
natürlich, dass nicht nur das Rezept bearbeitet und
das Arzneimittel ausgegeben wird, sondern das
ganz Wesentliche ist aus meiner Sicht, dass es ei-
ne angemessene Beratung in der Apotheke gibt
und auch eine Begleitung, insbesondere auch in
solchen Fällen, in denen mehrere Medikamente ge-

nommen werden müssen. Auch hier ist die Apothe-
ke ganz wichtig, um darüber zu beraten, wie diese
Medikamente miteinander in Einklang zu bringen
sind. Aber wir wissen auch – und das ist vorhin von
meiner Kollegin Pfefferlein gesagt worden –, Apo-
theken sind da, wo Ärzte sind. Und dass die Ärzte-
versorgung im ländlichen Raum teilweise zu wün-
schen übrig lässt, das wissen wir, aber – und des-
wegen auch Ihnen gegenüber, Herr Zippel, und da-
mit auch der CDU-Fraktion gegenüber – die regio-
nale Versorgung ist sehr wohl unterschiedlich, aber
sie ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht besorgniserre-
gend, wie Sie das gesagt haben. Insofern danke ich
auch für den umfassenden Bericht der Staatssekre-
tärin und des zuständigen Ministeriums, in dem
sehr viele Zahlen dargelegt worden sind.

Was die Frage der Anhebung der Anzahl der Stu-
dienplätze angeht, möchte ich auch schon mal
ganz definitiv festhalten: Es ist Thema im Wirt-
schaftsausschuss gewesen, man hat sich mit die-
ser Thematik inständig befasst und die 77 Studien-
plätze, die jetzt in Rede standen, waren schon eine
Anhebung von knapp 60, die es auch mal gewesen
sind in Absprache mit der Uni. Aber letztendlich,
Herr Zippel, und das wissen Sie auch, es löst ja
nicht unmittelbar das gesamte Problem, denn wenn
jemand dieses Studium eingeht und das Studium
zu Ende bringt, ist ja auch nicht unbedingt gesagt,
dass er dann zunächst in Thüringen bleibt, und
wenn doch, ob er denn auch eine Apotheke im
ländlichen Raum übernehmen will. Das wäre noch
eine Diskussion, der wir uns stellen müssen. Inso-
fern sind wir überhaupt nicht weit auseinander.
Dass wir wissen, dass Nachwuchs gebraucht wird
sowohl bei den Ärzten als auch auch bei den Apo-
thekern, in allen anderen Bereichen auch, dessen
sind wir uns – denke ich mal – auch in der Koalition
sicher und da muss man uns nicht überzeugen. Es
ist auch wirklich noch mal darauf hinzuweisen –
und das hat Kollege Kubitzki gesagt –: Wir sind
schon ein wenig überrascht, dass Sie das Thema
jetzt in 2017 als solches erkennen und im Jahr
2014 noch, wie gesagt, den Antrag der FDP-Frak-
tion abgelehnt haben. Ich kann das auch noch mal
kurz zitieren. Da hat der Kollege Primas gesagt –
ich zitiere –: „Zur Notfallversorgung im ländlichen
Raum hat der Bund in vergangenen Jahren Maß-
nahmen ergriffen. Dank der Notfallpauschale ist
das Thema nun zufriedenstellend geregelt. Ich
möchte“ – also er, Egon Primas – „aber auch noch
auf weitere Instrumente der Arzneimittelversorgung
hinweisen. Das sind Filialapotheken, Zweigapothe-
ken, Notapotheken, Rezeptsammelstellen. Fazit:
Der Antrag ist entbehrlich.“ Der Antrag damals lau-
tete „Zukunft der Thüringer Apotheken sichern –
Ausbildung der Pharmazeuten in Jena stärken“.

Insofern finden wir uns jetzt in einer großen Ge-
meinsamkeit wieder, aber wir sagen, der Antrag der
CDU ist im Moment obsolet, denn es gibt einen um-
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fassenden Bericht vonseiten des Ministeriums.
Hierin ist abschließend gesagt worden, dass wir na-
türlich sowohl in Thüringen als auch auf Bundes-
ebene die flächendeckende Versorgung und die
Qualität der Apotheken erhalten wollen und ent-
sprechend dafür Sorge tragen werden.

Lassen Sie mich einen letzten Satz zu den Ausfüh-
rungen von Frau Herold und dem Antrag der AfD
sagen. Wenn Frau Herold sagt, dass sie und ihre
AfD die Kämpfer und Kämpferinnen für den ländli-
chen Raum sind, dann bleibt mir unter gesundheits-
politischen Aspekten nur festzustellen: Das ist wirk-
lich kein gesundes Selbstbewusstsein der AfD, son-
dern eine sehr ungesunde Selbstüberschätzung.
Herzlichen Dank, meine Damen und Herren!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Es hat sich noch Abgeordneter Krumpe zu Wort ge-
meldet. Herr Krumpe, bitte.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Herr Präsident, liebe Kollegen Abgeordnete, die
CDU hinterfragt in ihrem Antrag die Wettbewerbsfä-
higkeit der Apotheken angesichts des EuGH-Ur-
teils. Wenn wir uns den Sachverhalt aus ökonomi-
scher Sicht mal anschauen, geht die Gefahr jedoch
nicht von dem besagten Urteil aus, sondern von
ordnungspolitischen Defiziten. Der deutsche Apo-
thekenmarkt ist durch ein Fremdbesitz- und ein ein-
geschränktes Mehrbesitzverbot gekennzeichnet. So
ist nach dem Apothekengesetz der Besitz einer
Apotheke approbierten Apothekern vorbehalten und
diese dürfen lediglich eine Hauptapotheke und ins-
gesamt drei Filialapotheken führen, wobei sich die
Filialapotheken im selben Kreis, derselben kreisfrei-
en Stadt oder im Nachbarkreis der Hauptapotheke
befinden müssen.

Ebenso reglementiert es den Vorrat, den eine Apo-
theke vorzuhalten hat. Dieser muss einem Wochen-
bedarf entsprechen. Bei circa 10.000 vorgehaltenen
Arzneimitteln beläuft sich der Wert eines solchen
Lagers auf mindestens 100.000 Euro. Zugleich
schreibt die Apothekenbetriebsordnung eine Labor-
ausstattung vor. Die Kosten hierfür belaufen sich
auf etwa 35.000 Euro und für die Rezeptur fallen im
Schnitt noch weitere 15.000 Euro an – mit dicken
Daumen gerechnet. Aufgrund von Erneuerungen
und Verschleiß fallen diese Kosten in regelmäßigen
Zeitabständen erneut an, und zwar auch für die Fili-
alapotheken. Diese Problematik ist ganz klar als
staatlich geschaffene Markteintrittsbarriere zu be-
werten. Hinter dieser Regelung steckt die histori-
sche Idee, dass jede Apotheke in der Lage sein
soll, eine Rezeptur selbst herzustellen oder eine
Qualitätsüberprüfung der angelieferten Fertigrezep-

turen vorzunehmen. Aber im Hinblick auf die Ein-
nahmen einer Apotheke und die Anzahl der gehan-
delten Medikamente ist jedoch das Anrühren von
Arzneimitteln in der heutigen Zeit nahezu bedeu-
tungslos. Das gilt auch für die Qualitätssicherung,
da diese in jedem Pharmaunternehmen selbst eine
entscheidende betriebswirtschaftliche Komponente
darstellt und die Möglichkeiten eines einzelnen
Apothekers weitaus übertreffen dürfte.

Die Vorhaltung der beschriebenen Laboreinrichtung
stellt somit eine Duplikation von nicht notwendiger
Ausstattung dar, die natürlich zu höheren Kosten
als notwendig führt. Eine politische Maßnahme wä-
re also, eine Kooperation innerhalb eines Apothe-
kenverbunds oder zwischen Apotheken zuzulassen
und somit die Betriebskosten deutlich zu senken.
Nicht nur die Ausstattung, auch die Medikamenten-
preise, das haben wir hier jetzt schon öfter gehört,
unterliegen einer strengen Reglementierung. Die
zulässigen Preisaufschläge auf der Stufe des Phar-
magroßhandels und der Apotheken sind ebenfalls
fest vorgegeben.

Wenn die CDU in ihrem Antrag fragt, ob das Urteil
des EuGH zu einer Gefahr für die Wettbewerbsfä-
higkeit der heimischen Apotheken führt, ist dies aus
meiner Sicht zu verneinen. Vielmehr stellt eben die
staatliche Regulierung ein Hemmnis für den Wett-
bewerb zwischen den heimischen und Online-Apo-
theken dar. Während Letztere ihre Preise für ver-
schreibungspflichtige Medikamente nunmehr frei
setzen können, sind die heimischen an die gesetzli-
chen Vorgaben gebunden. Wenn eine Gefahr für
die ländlichen Apotheken gesehen wird, dann sollte
bei der Preisregulierung angesetzt werden. Dann
könnten ländliche Apotheken, um ihren Erhalt zu si-
chern, auch höhere Preise fordern als städtische
Apotheken.

Auch auf den befürchteten zukünftigen Mangel an
Apothekern wirkt sich die staatliche Reglementie-
rung aus. Die genannten Investitionen halten poten-
zielle Apotheker nämlich vom Markteintritt ab. Inso-
fern ist ein möglicher Rückgang der Zahl an Phar-
maziestudenten und PTA nicht Kern des Problems.
Das EuGH-Urteil sollte daher nicht zu weiterer Re-
gulierung und dem Schutz der heimischen Apothe-
ken führen, sondern den Anlass für die längst über-
fällige Deregulierung des Apothekenmarkts geben
und zum Abbau der beschriebenen Markteintritts-
barrieren und Wettbewerbshemmnisse führen. Das
ist aber eine Aufgabe des Bundesgesetzgebers und
nicht für uns. Der Antrag der CDU beabsichtigt, das
Pferd von hinten aufzuzäumen. Die eigentlichen
Probleme werden verkannt. Stattdessen zielt der
Antrag darauf ab, das bereits bestehende Übermaß
an Regulierung weiter auszuufern. Also zusammen-
fassend, Herr Zippel: Sie haben keinen einzigen
Ball in einen Elfmeter verwandeln können, da die
CDU mit ihrer Position hier im Abseits steht.

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 88. Sitzung - 22.06.2017 7493

(Abg. Pelke)



(Beifall SPD, AfD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und an Frau Herold, die nicht da ist, es scheint
wahrscheinlich nicht so von Interesse zu sein:

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Dreh dich
mal um!)

– Ach so! Sorry, alles klar. Doch Interesse, gezwun-
genermaßen. – Die AfD widerspricht sich selbst.
Sonst geben Sie sich hier liberal, insbesondere
Herr Möller, und jetzt fordern Sie Regulierung. Si-
cherstellungszuschläge sind Regulierung. Bei freier
Preisbildung regelt das natürlich der Markt.

Präsident Carius:

Herr Krumpe, jetzt bitte ich Sie, zum Ende zu kom-
men.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Mache ich.

Zum Thema Amazon: Ich sage, Frau Herold, Ama-
zon brauchen wir, Amazon bringt Ihnen die Arznei-
mittel nach Hause, in Zukunft on demand per Droh-
ne.

Präsident Carius:

Vielen Dank. Ich habe noch eine weitere Wortmel-
dung des Abgeordneten Zippel für die CDU-Frak-
tion.

Abgeordneter Zippel, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ich will noch mal ganz kurz die
Chance nutzen, noch zwei, drei Dinge ergänzend
zu sagen. Ich hatte jetzt nicht damit gerechnet,
dass Herr Krumpe noch etwas sagt. Aber vielleicht
noch einmal ganz kurz: Ich habe den Eindruck,
wenn Sie hier zu einem Thema referieren und do-
zieren, meinen Sie wahrscheinlich wirklich, Sie hät-
ten als Einziger die Weisheit mit Löffeln gefressen,
ehrlich!

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ach, das ist Ihnen ja ganz
fremd!)

Wie Sie hier stehen und uns die Welt erklären wol-
len und meinen, wir hätten am Thema vorbeigear-
beitet, das ist schon ein bisschen dreist, aber gut,
das sei Ihnen zugestanden. Ich glaube nicht, dass
Sie tatsächlich verstanden haben, was die Pro-
blemlage ist.

(Beifall CDU)

Aber kommen wir noch einmal ganz kurz in medias
res – Frau Pelke, der Redebeitrag hat eines ge-
zeigt: Sie haben die Bedeutung der Apotheken im

ländlichen Raum mal insgesamt für Thüringen er-
fasst und Sie haben auch betont, dass – was auch
wir gesagt haben – aktuell bei den Apotheken die
Personalsituation noch unproblematisch ist, dass
aber perspektivisch durchaus Probleme durch die
Altersstruktur entstehen können. Aber warum kön-
nen Sie denn dann nicht für diesen Antrag stim-
men? Das ist doch genau das, was in unserem An-
trag steht. Sie haben nichts anderes gesagt. Sie
haben an keiner einzigen Stelle gesagt, warum Sie
gegen diesen Antrag sind. Wir fordern ein Gesamt-
konzept, wo all das von der Landesregierung be-
leuchtet wird. Wir sagen ja nicht, so oder so soll
das gemacht werden, sondern wir sagen, die Lan-
desregierung soll sich damit auseinandersetzen
und soll vorlegen, was möglich ist. Zur Krönung, sa-
ge ich mal, haben Sie dann auch noch gesagt, Sie
wären dabei, sich zu überlegen oder wir könnten
gemeinsam überlegen, wie wir es schaffen, mehr
Apotheker in den ländlichen Raum bekommen. Das
war Ihre vorletzte Äußerung, dass Sie gesagt ha-
ben, darüber könnte man mal nachdenken, weil das
eines der essenziellen Probleme ist, dass die Apo-
theker in den ländlichen Raum kommen. Auch das
ist Teil unseres Antrags, dass wir gesagt haben, die
Apotheker müssen in den ländlichen Raum und wir
müssen dort Anreize schaffen. Das ist Punkt II e),
Teil unserer Forderung, dass die Landesregierung
dort mal Konzepte vorlegen soll. Sie haben nicht
dargelegt, warum Sie gegen diesen Antrag sind. Ich
will an der Stelle noch einmal dafür werben, wir ha-
ben nicht umsonst das Konstrukt eines Gesamtkon-
zepts gewählt, haben hier nicht vorgegeben, so
oder so soll es passieren, sondern wir haben ge-
sagt, wir wollen uns gemeinschaftlich Gedanken
machen, wie wir das Problem lösen können. Wir
sind alle der Ansicht, das Problem wird perspekti-
visch auftauchen. Also lassen Sie uns bitte nicht
erst so lange warten, bis das Problem da ist, son-
dern lassen Sie uns tatsächlich jetzt das angehen,
was Sie ja offensichtlich auch selbst erkannt haben.
Danke.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Pelke, SPD: Sie haben ja
nicht richtig zugehört!)

Präsident Carius:

Herr Krumpe, Ihre Redezeit ist ausgeschöpft.

(Zuruf Abg. Krumpe, fraktionslos: Schade!)

Weitere Wortmeldungen aus den Reihen der Abge-
ordneten sehe ich nicht und von der Landesregie-
rung gab es den Sofortbericht. Dann schließe ich
die Aussprache. Eine Überweisung an den
Fachausschuss ist nicht beantragt worden, sodass
wir zunächst die Nummer II des Antrags der CDU-
Fraktion abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Das sind die Kollegen
der CDU-Fraktion. Danke schön. Gegenstimmen?
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Aus den Koalitionsfraktionen. Enthaltungen? Aus
der AfD-Fraktion und vom Abgeordneten Gentele.
Vielen Dank. Damit mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Alternativ-
antrag. Der ist auch nicht zur Überweisung bean-
tragt worden. Wer also für den Alternativantrag der
Fraktion der AfD in der Drucksache 6/4011 ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Kollegen der AfD-Fraktion, teilweise. – Noch mal.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Alle, die
da sind!)

Alle, die da sind, okay. Gegenstimmen? Aus den
Koalitionsfraktionen, der CDU-Fraktion und von den
Abgeordneten Gentele und Krumpe. Enthaltungen?
Keine. Damit mit Mehrheit abgelehnt.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 12

Beendigung des Kooperations-
verbots im Bildungsbereich
Antrag der Fraktionen DIE LIN-
KE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/3808 - berichtigte
Fassung -

Ich frage, ob jemand aus den Koalitionsfraktionen
das Wort zur Begründung wünscht. Das ist nicht
der Fall. Damit eröffne ich die Beratung und das
Wort erhält zunächst Abgeordneter Tischner für die
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, schade dass die Koalitionsfraktionen nicht
die Chance genutzt haben, ihren Antrag zu begrün-
den, aber die Debatte wird vielleicht dann noch eini-
ge Erhellung bringen. Nach einem mehr als zehn-
jährigen Diskussionsprozess im Rahmen der Föde-
ralismusreform wurden die Verteilung der Gesetz-
gebungskompetenzen auf Bund und Länder sowie
die Zuständigkeit und die Mitwirkungsrechte der
Länder bei der Gesetzgebung des Bundes neu ge-
regelt. Der Bereich der Bildung wurde weitestge-
hend den Ländern überlassen.

Immer wieder wird argumentiert, man brauche
mehr Einfluss des Bundes in der Bildungspolitik,
um eine größere Vergleichbarkeit der Bildungspoli-
tik in Deutschland zu schaffen. Größere Vergleich-
barkeit können die Länder aber auch im Rahmen
der Zuständigkeiten erreichen, die mit der Födera-
lismusreform vereinbart worden sind, ist unsere
Auffassung. Die CDU-Fraktion begrüßt deshalb
ausdrücklich, dass im Juni im Bund beschlossen
wurde, die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen durchzuführen, und dass das Koopera-

tionsverbot im Bildungsbereich mit fachlichem Au-
genmaß gelockert wurde.

Mit dem neuen Artikel 104 c im Grundgesetz kann
der Bund künftig gezielt in die kommunale Bil-
dungsinfrastruktur investieren. Künftig soll Berlin
notleidende Kommunen bei der Sanierung maroder
Schulgebäude unterstützen dürfen. 3,5 Milliarden
Euro stehen für ein erstes Programm bereit. So
kann der Bund mithelfen, die Schulen in Deutsch-
land zu modernisieren, und dadurch seinen Beitrag
für gleiche Bildungs- und Lebenschancen leisten.

Einige Beispiele: Durch das Investitionsprogramm
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2017 – 2020 kann
der weitere Ausbau der Kindertagesbetreuung reali-
siert werden. 2017 werden Bundesmittel in Höhe
von 226 Millionen Euro und in den Jahren 2018 bis
2020 jährlich 300 Millionen Euro bereitgestellt; Thü-
ringen wird hierfür 28,6 Millionen Euro erhalten. Der
Bund ist bereit, finanzschwachen Kommunen mit
7 Milliarden Euro bei der Schulsanierung zu helfen.
Thüringen erhält hierfür 148 Millionen Euro. Das ist
Teil der Neuregelung des bundesstaatlichen Fi-
nanzausgleichssystems.

Der Bund hat außerdem angeboten, die digitale
Ausstattung an allen Schulen mit einem Digitalpakt
in Höhe von 5 Milliarden Euro zu verbessern. Die
Bund-Länder-Verhandlungen hierzu laufen bereits
intensiv. In beiden Fällen würde der Bund dann
auch aus gesamtstaatlicher Verantwortung ergän-
zende Hilfe leisten. Er ist auch hier erneut Impuls-
geber für breitenwirksame Maßnahmen und für die
Verbesserungen in der Bildung. Infolge der Über-
nahme der BAföG-Mittel durch den Bund erhält
Thüringen jährlich zudem 2,5 Millionen Euro.

Es zeigt sich: Der Bund hat in den letzten Jahren so
viel in die Bildung und Forschung investiert wie nie
zuvor. Wir haben in den letzten zehn Jahren die
Ausgaben in diesem Bereich mehr als verdoppelt.
Zudem zeigt sich zum Beispiel durch die Bildungs-
offensive des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung für die digitale Wissensgesellschaft,
dass der Bund auch länderübergreifende Projekte
der Schulentwicklung trotz Kooperationsverbot initi-
ieren kann.

Die Länderzuständigkeit für die Schulen ist meiner
Ansicht nach richtig, denn erst unterschiedliche
Wege im vereinbarten Rahmen ermöglichen päda-
gogische Vielfalt und Wettbewerb. Dennoch ist Ver-
gleichbarkeit und Transparenz der Bildungssys-
teme wichtig. Es muss klar sein, wofür eine Schul-
form steht und was sie leistet. Es muss klar sein,
was der jeweilige Abschluss wert ist und dass
Schulabgänger aus unterschiedlichen Bundeslän-
dern weder bevorteilt noch benachteiligt sind.

Meine Damen und Herren, die Erarbeitung gemein-
samer Standards für die jeweiligen Schulabschlüs-
se muss aus meiner Sicht weiter forciert und insbe-
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sondere über die Fachöffentlichkeit hinaus kommu-
niziert werden.

Es ist gut, dass inzwischen im Rahmen der KMK
unzählige dieser bundesdeutschen Bildungsstan-
dards und einheitlichen Prüfungsanforderungen
entwickelt wurden und weiter entwickelt werden.
Ebenso zu befürworten ist auch die gemeinsame
Initiative verschiedener Kultusminister, einen ge-
meinsamen Aufgabenpool für die Abiturprüfungen
zu entwickeln, die mittlerweile ja auch abgeschlos-
sen sind.

Nicht die Vereinheitlichung von Lehrbüchern, Stun-
dentafeln, Lehrplänen und Schulstrukturen, son-
dern akzeptierte Konzepte jeder einzelnen Schule,
professioneller schülerorientierter Unterricht durch
motivierte Lehrer und die Wahrnehmung örtlicher
Verantwortung für Schule sind die Schlüssel für
Vielfalt und damit für gute Schule. Dessen unge-
achtet müssen die Länder gleichzeitig in die Lage
versetzt werden, ihre Kernaufgaben in der Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik eigenverantwort-
lich und auf hohem Niveau zu erfüllen. Hierzu be-
darf es einer ausreichenden und nachhaltigen Fi-
nanzausstattung der Länder durch den Bund. Es
geht um eine sinnvolle Zusammenarbeit, gute Fi-
nanzierung und klare Maßstäbe.

Meine Damen und Herren, aus diesen genannten
Gründen können wir diesem symbolischen Antrag
der Koalitionsfraktionen heute nicht zustimmen.
Danke schön.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Es kommt Abgeordneter Wolf von der
Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen der demokratischen Fraktionen! Kollege
Tischner hat eben zu unserem Antrag gesprochen
und nicht allzu viel dazu gesagt, denn unser Antrag
beschäftigt sich ausdrücklich eben nicht mit den
Abstimmungen, die im föderalen Bildungssystem
notwendig und sinnvoll sind, sondern mit der Frage
der Finanzbeziehungen, um eine gesamtstaatlich
wahrgenommene Aufgabe auch tatsächlich finan-
zieren zu können.

Wir haben als Land Thüringen viele wichtige Aufga-
ben vor uns. Wir haben erst gestern erleben dürfen
und erleben müssen, dass ein Bericht einer Kom-
mission vorgestellt worden ist, also ein Bericht zur
Zukunft der Schulen in Thüringen, wo sich die
CDU-Landtagsfraktion in ihrer Pressemitteilung
zwar in wüsten Beschimpfungen ergangen ist, aber
konkret auf die einzelnen Inhalte bis auf Unterstel-
lungen, dass in diesem Bericht irgendetwas enthal-

ten wäre, was Eingriffe in die kommunale Selbst-
verwaltung beinhaltet hätte, überhaupt nichts beige-
tragen hat.

Wir wissen – und das nicht erst seit heute, sondern
schon seit elf Jahren –, dass es nach der Föderalis-
musreform im Bildungssystem in Deutschland
krankt. Die Föderalismusreform, Kollege Tischner
hat sie hier als große Errungenschaft dargestellt, ist
im Bereich Bildung an einem Punkt, und zwar we-
gen eines Ministerpräsidenten, damals dem hessi-
schen Ministerpräsidenten Koch, in eine andere
Richtung gelaufen. Ministerpräsident Koch hat, und
zwar als Vertreter für ein finanzstarkes Land, ge-
sagt: Ich möchte nicht, dass mein Bildungssystem
zukünftig noch weiter von Bundesvorgaben, die na-
türlich in der föderalen Beziehung zwischen Bund
und Ländern immer da sind, weiter tangiert wird.
Deswegen möchte ich da weitgehende Autonomie.
– Das kann sich ein finanzstarkes Bundesland wie
Hessen oder Baden-Württemberg oder Bayern si-
cherlich auch leisten. Die Frage ist aber: Kann sich
das ein Land wie Thüringen, wie Sachsen-Anhalt,
wie Sachsen, wie Berlin noch leisten?

Es stimmt eben nicht, dass wir mit unserem Antrag
einen Schaufensterantrag oder Placeboantrag ge-
schrieben hätten, sondern wir sind da sehr wohl in
einer bundesweiten Abstimmung und auch Bewe-
gung, die die letzten Jahre schon forciert worden
ist, und jetzt mit dem Berliner Antrag auch im Bun-
desrat, dem wir unseren Antrag beistellen wollen,
und der irgendwann deutlich macht: Es geht eben
nicht nur Thüringen allein so, gute Bildung auch
auskömmlich und dauerhaft zu finanzieren. Es ist
eine gesamtstaatliche Aufgabe, der wir uns dort
stellen und auch gern stellen. Die CDU ist hier na-
türlich herzlich eingeladen, sich dem auch mit anzu-
schließen.

Bereits 2006 in der Diskussion im Bundestag führte
ein damaliger Abgeordneter Bodo Ramelow zu die-
sem Vorschlag zur Föderalismusreform aus – ich
zitiere einmal –: „Wir bekommen keine Bildungsof-
fensive mehr hin, wir können keine nationale Dis-
kussion über Bildungsstandards führen […]. Statt
Möglichkeiten offen zu halten, in die Zukunft unse-
rer Kinder zu investieren, in das einzige Vermögen
unserer Gesellschaft, nämlich in die Bildung und
damit in die Köpfe unserer Menschen, geben Sie
diese Kompetenzen für ein Linsengericht […] ab.
Sie werden Ihrer Verantwortung angesichts der his-
torischen Dimension dieser Reform nicht gerecht.“
Bildungspolitik – das sieht man schon an den inner-
staatlichen Wanderungsbewegungen – ist eben kei-
ne Politik, die sich an den Grenzen einzelner Bun-
desländer festmacht. Wir wissen, dass wir im Wis-
sensföderalismus, im Bildungsföderalismus natür-
lich auch immer konkurrieren. Das hat etwas mit
der Frage zu tun: Kann eine Familie mit Kindern in
der entsprechenden Schulstufe denn überhaupt in-
nerhalb Deutschlands umziehen, wenn die eigene
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Firma sagt, du musst heute von Berlin nach Thürin-
gen ziehen? Wie ist das dann mit dem Übergang
von der Grundschule ans Gymnasium, wie ist das
mit der zweiten Fremdsprache? Da sind noch viele
Aufgaben zu lösen.

Aber wir sind hier insbesondere in der Diskussion
darüber, was Bildung eben auch mit ausmacht,
nämlich die finanziellen Grundlagen. Dass der
2006er-Beschluss zum Kooperationsverbot in der
Verfassung, im Grundgesetz wohl offensichtlich
nicht besonders weitblickend war, zeigt schon, dass
die Bundesregierung schon 2008 auf der Dresdner
Konferenz intensiv mit den Bundesländern darüber
beraten hat, welche qualitativen Maßnahmen denn
nun ergriffen werden müssen, damit das Koopera-
tionsverbot eben nicht zu einer Schieflage kommt,
eben nicht dazu führt, dass die Herkunft der Kinder
– je nach Bundesland – auch die Zukunft der Kin-
der bestimmt. 2008 wurde in Dresden festgelegt
oder beschlossen, dass bis 2015 der Anteil für Bil-
dung, Forschung und Entwicklung am Bruttoin-
landsprodukt von 8,9 Prozent im Jahr 2015 auf
10 Prozent aufwachsen soll. Die Einsparungen
durch die sinkenden Schülerzahlen sollten in die
sogenannte demografische Reserve fließen, insbe-
sondere zur Verbesserung der Bildung verwandt
werden, damit die Länder diese Mittel hier auch für
Bildung einsetzen können.

Wo stehen wir heute bzw. wo standen wir im Jahr
2015? Statt 10 Prozent haben wir 9,1 Prozent Aus-
gaben für Bildung, Forschung und Entwicklung zu
verzeichnen. Wenn man sich das Bild mal ansieht,
dann stellt man fest, dass da 28 Milliarden Euro
fehlen. 28 Milliarden Euro. Nun haben wir nach der
Wahl in Amerika eine andere Diskussion. Wir spre-
chen hier jetzt mittlerweile darüber, dass in
Deutschland in etwa in diesem Umfang Geld in
Panzer, in Kampfflieger investiert werden soll, also
in Rüstung und nicht in Bildung, Forschung und
Entwicklung, also in Zukunftsaufgaben. Nun könnte
natürlich die CDU geneigt sein, in den nächsten
Wochen auf ihre Wahlplakate zu schreiben – denn
das ist ja offensichtlich Politik, das wird seitens der
Bundesregierung so gewollt: Geld für Kampfflieger,
aber nicht für Überflieger. Das wäre doch mal ein
Vorschlag. Oder setzen Sie sich, sehr geehrte Frau
Tasch, sehr geehrter Kollege Mohring, bei Ihrer
Kanzlerin dafür ein, dass das 2008er-Ziel auch tat-
sächlich jetzt endlich umgesetzt wird, dass die Gel-
der seitens des Bundes auch zielgenau dahin kom-
men, wo sie hingehören, nämlich in Bildung, For-
schung und Entwicklung.

Wir als Thüringer Landesregierung und als die sie
tragenden Regierungsfraktionen tragen unseren
Anteil. Wir haben – anders als immer wieder be-
hauptet wird – den Personalabbau im Lehrerbe-
reich, im Bereich der Inneren Sicherheit ausgesetzt.
Wir haben mehr Lehrerinnen und Lehrer eingestellt,
als aus dem Dienst gegangen sind. Das war ein

großer Kraftakt. Wir haben 150 DaZ-Lehrerinnen
und DaZ-Lehrer eingestellt, die jetzt auch entfristet
werden. Das war ein großer Kraftakt. Wir werden
jetzt noch mal 250 Erzieherinnen mehr einstellen.
Das ist ein großer Kraftakt. Das alles von einem
Land, welches eine eigene Steuerbasis von etwa
70 Prozent hat. Ansonsten sind wir auf die Zuwei-
sung angewiesen. Können wir uns – so stellt sich ja
die Frage – die hohe Qualität im Thüringer Bil-
dungssystem noch leisten? Können wir uns als fi-
nanzschwaches Land zukünftig noch leisten – was
sofort von den Eltern, von den Schulen und natür-
lich auch von uns als Politik mit Ja beantwortet
wird –, über 120 Millionen Euro für Ganztags-
schulen im Landesdienst auszugeben als einziges
Bundesland? Können wir uns das deutschlandweit
beste Lehrer-Schüler-Verhältnis zukünftig noch leis-
ten? Können wir es uns leisten, was wir machen
müssen? Keine Frage, wo wir auch – Kollege
Tischner ist darauf eingegangen – jetzt schon die
Unterstützung des Bundes haben, zwar nicht in der
Größenordnung, wie er es genannt hat, aber kön-
nen wir es uns noch leisten?

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Das sind
eure Zahlen!)

Können wir es uns noch leisten, dann in Schul-
bauinvest und Schulbausanierung zu investieren?
Ich sage, das wird immer schwieriger. Die Vor-
schläge aus der Reformkommission liegen vor. Ich
war gestern sehr dankbar, zu hören, dass seitens
der Verbände deutlich differenzierter und seitens
der Gewerkschaften wahrnehmbar gesagt wurde,
diese Landesregierung stellt sich engagiert den
Problemen, unterbreitet Lösungsvorschläge und will
mit uns zusammen diese Lösungsvorschläge jetzt
auch in konkrete Politik umsetzen. Wenn man na-
türlich in der Dagegen-Fraktion stecken bleibt,
schon die Einladung zur Kommission nicht annimmt
und dann die Ergebnisse negiert und sie auf seinen
schmalen Denkkorridor fokussiert, dann kommt
man natürlich bei der Lösung der Probleme auch
nicht weiter, lieber Kollege Tischner, sehr geehrter
Kollege Mohring.

Kollege Mohring hat gestern ausgeführt, wie er die
Halbzeitbilanz dieser Landesregierung einschätzt.
Das ist sein gutes Recht.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Genau!
Sehr gut!)

Aber, sehr geehrter Kollege Mohring, wer sich hier
hinstellt und kritisiert, dass diese Landesregierung
den Personalabbau ausgesetzt hat, und gleichzeitig
aber fordert …

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Die Perso-
nalentwicklung habt ihr ausgesetzt!)

Die Entwicklung betreiben wir weiter fort, Sie sollten
vielleicht mal die Konzepte der Landesregierung le-
sen.
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(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das habe
ich!)

Das haben Sie offensichtlich nicht. Oder Sie haben
es sich falsch vortragen lassen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Sie nicht!)

Sie haben kritisiert, dass diese Landesregierung
den Personalabbau erst mal geschoben hat, weil
sie die Aufgaben erst mal in den Mittelpunkt stellt
und die Personalentwicklung nehmen wir weiter
vor.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ganz dün-
nes Eis!)

Gleichzeitig haben Sie in der vorhergehenden Plen-
arrunde zur Bildungspolitik gefordert, was alles
schlecht läuft, wo wir überall nachziehen müssten,
was uns alles für Personal fehlt. Sie wollen natür-
lich

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Sie wollen
Kultusminister von Thüringen werden!)

jede kleinste Schule erhalten, lieber Kollege
Mohring, und da werden Sie wieder dastehen mit
Ihren breiten Transparenten – und das ist Ihr gutes
Recht, das billigen wir Ihnen auch zu,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Oh, Gna-
de!)

aber Sie werden keinen – genauso wenig wie zur
Gebietsreform –, Sie werden nicht einen Lösungs-
vorschlag unterbreiten.

(Beifall DIE LINKE)

Sie sind nur noch die Dagegen- und die Meckerer-
partei und das werden Ihnen die Wählerinnen und
Wähler auch nicht durchgehen lassen.

(Zwischenruf Abg. Tasch und Abg. Mohring,
CDU: Das werden wir ja sehen!)

Das zeigen auch, ich will da auch mal tagesaktuell
werden, Ihre Werte im Vergleich zum Ministerpräsi-
denten Bodo Ramelow. Sie sind nicht die Alternati-
ve für Thüringen

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Doch!)

und Sie werden es auch nicht mehr werden, Kolle-
ge Mohring.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Sie wer-
den jedenfalls kein Kultusminister in diesem
Land!)

Das werden Sie nicht bestimmen. Wer in Thüringen
Kultusminister wird, das wird der Ministerpräsident
in Abstimmung mit den Koalitionspartnern

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Sie wer-
den es nicht!)

nach Artikel 70 Abs. 4 Satz 1 der Thüringer Lan-
desverfassung festlegen. Weder Sie noch eine AfD-
Fraktion haben dort irgendetwas mitzusprechen.
Das ist auch gut so.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Genießt das
noch bis 2019!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es war
die Linke, die bereits 2014, kurz nach Antritt der jet-
zigen Bundesregierung, mit einem Antrag im Bun-
destag das Thema „Aufhebung des Kooperations-
verbots“ auf die Tagesordnung setzte und damit die
Bundesregierung zu einer Debatte zwang. Dabei
stellte sich heraus, dass vor allem in der SPD die
Zahl der Befürworter einer strikten Trennung von
Bund und Ländern in der Bildungsverantwortung
überschaubar geworden ist. Die daraufhin ausge-
handelte Einigung innerhalb der Koalition führte An-
fang 2015 zu einer begrenzten Novellierung und
setzte mit Zustimmung der Länder erstmals eine
Lockerung des Kooperationsverbots um, wenn
auch nur, aber hier eben im Speziellen, für den
Hochschulbereich. Diese Entwicklung war auch
schon zu begrüßen.

Auch Sie, meine Damen und Herren von der CDU,
haben sich hier – das erkennen wir an – ein Stück
bewegt. Aber im Bereich Schule ist es nach wie vor
ein unmöglicher Zustand, dass die Länder weitge-
hend alleingelassen werden. Mir war das, als ich in
den Landtag gekommen bin – ich sage das hier
auch mal so –, so ziemlich unerklärlich, wie die Fi-
nanzströme zwischen Bund und Ländern gerade in
diesem Bereich so ohne Transparenz und vor allen
Dingen ohne Zielorientierung fließen. Da fließen die
Finanzen, die dafür bereitgestellt werden, in die
Umsatzsteueranteile. Das kann dann für Bildung
verwandt werden und wird in Thüringen auch weit-
gehend, aber es kann auch für Straßenbau oder für
die Binnenschifffahrt oder was auch immer, zur
Schuldentilgung etc. verwandt werden. Das ist ge-
rade die Krux an der Sache, wenn man kein zielad-
äquates Instrument hat. Wir wissen, dass es auch
massive Kritik am Kooperationsverbot seitens der
großen Verbände gab und immer noch gibt. Ich will
hier mal Udo Beckmann vom Verband Bildung und
Erziehung zitieren, 31.08.2016 zum Jahrestag
„10 Jahre Föderalismusreform“ – ich nehme an,
dass Udo Beckmann Kollege Tischner besonders
nahesteht –: „Das ist kein Tag zum Feiern. Es ist
ein Tag für das Gedenken an verpasste Chancen.
Mit dem Kooperationsverbot wird Bildungsunge-
rechtigkeit zementiert. Dass in einem Land wie
Deutschland die Bildungschancen auch stark vom
Wohnort abhängig sind, können sich auch die Ver-
antwortlichen für die Föderalismusreform auf die
Fahnen schreiben.“ Und weiter: „Ein Wettbewerbs-
föderalismus, bei dem manche Länder die Möglich-
keit zum legalen Doping nutzen und andere nicht
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einmal die Grundvoraussetzungen schaffen, kann
nur in einer Bildungskatastrophe enden“ – so Udo
Beckmann. Wenn wir – Kollege Tischner hat das
schon deutlich gemacht, wie die Auffassung der
CDU-Fraktion ist – darum ringen, bessere Bezah-
lung bei Lehrkräften im Besoldungsgesetz sicherzu-
stellen, wohl wissend, was das für ein Kraftakt ist,
und wohl wissend, was uns dort die CDU hinterlas-
sen hat, aber wenn wir trotz alledem wissen, wenn
wir da noch so viel reingeben, zum Beispiel jetzt
20 Millionen für die Regelschullehrer, die in der Dis-
kussion sind, kommen wir noch nicht mal ansatz-
weise an die besten Bundesländer ran, weil die sich
– und das ist eben legales Doping – ganz andere
Bedingungen leisten können. Wenn es dann darum
geht, ob der Physik/Mathe-Lehrer im Sek-I-Bereich
in Baden-Württemberg seinen Dienst anfängt, wo
er nach drei/vier Jahren schon in der A 14 ist, oder
bei uns anfängt, dann können wir als Thüringen mit
sehr guten Schulen punkten, mit guten Konzepten,
mit einer guten Lehrerausbildung, aber mit Geld
können wir es nicht. Um hier einigermaßen Gleich-
heit herzustellen, lieber Kollege Mohring, ist es not-
wendig, dass wir als Bundesländer dort auch ge-
meinsam im Bundesrat die Initiative zur völligen Ab-
schaffung des Kooperationsverbots im Grundge-
setz starten. Dafür werben wir, dafür stehen wir –
alle drei Fraktionen. Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächster hat Abgeordneter Mat-
schie für die SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Matschie, SPD:

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen,
Zuschauer, die wir begrüßen können, sind ja kaum
noch da. Ich weiß auch nicht, warum bei der Bil-
dungsdebatte plötzlich so dunkle Wolken aufzie-
hen,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Weil Sie spre-
chen, Herr Matschie!)

(Heiterkeit CDU)

aber wir haben heute ein Thema, das uns seit vie-
len, vielen Jahren immer wieder beschäftigt und
das unterschiedliche Antworten gefunden hat, näm-
lich wie Bund und Länder mit der gemeinsamen Bil-
dungsverantwortung umgehen. Ich habe die Debat-
te über viele Jahre mitverfolgen, zum Teil auch mit-
gestalten können. Man muss vielleicht noch einmal
zurückgehen zur Föderalismusreform im Jahr 2006,
die in der Grundüberzeugung gemacht worden ist,
es ist richtig, dass man möglichst alle Aufgaben
zwischen Bund und Ländern strikt trennt, dann ist
die Verantwortlichkeit klar und dann kann auch jede

politische Ebene von den Wählerinnen und Wäh-
lern besser zur Rechenschaft gezogen werden.

Das klingt in der Theorie erst mal ganz gut, aber die
Praxis hat gezeigt, dass die Ergebnisse gar nicht so
überzeugend sind. Die SPD-Landtagsfraktion hat
damals schon eine sehr kritische Haltung gegen-
über dieser Föderalismusreform gehabt. Wir haben
im März 2006 hier einen Plenarantrag eingebracht,
wo wir zum Beispiel gefordert haben, dass das ge-
plante Kooperationsverbot im Grundgesetz, also
Artikel 104 b neu, nicht kommt, wo wir gefordert ha-
ben, dass die gemeinsame Bildungsplanung und
die Zuständigkeit des Bundes bei der Entwicklung
und Durchsetzung nationaler Bildungsstandards
gegeben sein soll, wo wir auch eingefordert haben
– und das fällt uns auf die Füße, dass wir das heute
nicht mehr haben – einen einheitlichen Rechtsrah-
men bei der Besoldung und Versorgung von Beam-
ten, damit wir eben nicht in solchen Systemen wie
der Inneren Sicherheit oder wie den Schulen in
einen Wettbewerb hineinlaufen und uns gegenseitig
das Personal abwerben, wobei natürlich die finanz-
starken Bundesländer immer die Nase vorn haben.

(Beifall DIE LINKE)

Also, die ursprüngliche Idee, wir trennen das alles
strikt und dann wird das schon gut und jeder hat
seine Verantwortung wahrzunehmen, funktioniert
nicht wirklich gut. Ich sage aber ganz offen dazu,
auch innerhalb der SPD war damals die Mehrheits-
auffassung anders. Die SPD hat diese Föderalis-
musreform mehrheitlich mitgetragen. Aber nach-
dem das alles beschlossen war, begann nach kur-
zer Zeit die Diskussion, wo es klemmt. Man kam
Schritt für Schritt genau auf die Punkte wieder zu-
rück, die ich eben aus unserem Antrag angespro-
chen habe. Einige Jahre Diskussion weiter im Jahr
2014 waren alle soweit, dass sie gesagt haben: Wir
müssen das, was wir in der Föderalismusreform
entschieden haben, noch mal überdenken. Es kam
zu einer Lockerung des Kooperationsverbots, doch
an dieser Stelle leider erst mal nur für den Bereich
der Wissenschaft.

Das war ein wichtiger Schritt, deshalb haben wir
den auch mitgetragen und gesagt, okay, wenn wir
wenigstens diesen Schritt gehen können, das ist
notwendig für die Förderung unserer Hochschulen.
Aber der bildungspolitische Sprecher der SPD-Bun-
destagsfraktion hat damals auch klar gemacht, ich
darf ihn zitieren: „Das sei nicht das ganze Stück,
denn wir wollen, dass der Geist der gemeinsamen
Förderung nicht auf die Hochschulen begrenzt ist.“

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Darum diskutieren wir heute. Wollen wir, ähnlich
wie in der Hochschulbildung, für den gesamten Bil-
dungsbereich die gemeinsame Verantwortung von
Bund und Ländern? Wenn wir das wollen, dann
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brauchen wir natürlich eine gänzliche Abschaffung
des Kooperationsverbots.

Ich sage auch ganz offen: Ich freue mich über jede
Lockerung. Die nächste Lockerung ist jetzt mit der
Einigung zwischen Bund und Ländern im Rahmen
der Neuordnung des Länderfinanzausgleichs ge-
kommen. Das ist hier auch schon angesprochen
worden. Hier gibt es jetzt – ich darf das mal zitieren:
„… im Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruk-
tur für finanzschwache Kommunen eine grundge-
setzliche Erweiterung der Mitfinanzierungskompe-
tenzen des Bundes“. Klingt alles sehr kompliziert,
ist es auch. Das heißt, wir haben zwar viele finanz-
schwache Kommunen, aber natürlich sind viele
Kommunen bei dieser Zusammenarbeit von Bund
und Ländern außen vor.

Man muss die Frage stellen: Ist das gut? Natürlich
profitieren wir erst mal von den 3,5 Milliarden, die
der Bund zum Beispiel für ein Schulsanierungspro-
gramm bereitstellt, aber – um ganz ehrlich zu sein –
die viel größere Herausforderung haben wir noch
gar nicht im Sanierungsbereich, sondern vor allem
natürlich in der Frage, wie wir notwendiges Perso-
nal zur Verfügung stellen, und zwar vom Kindergar-
ten bis zur Schule.

Und deshalb glaube ich, dass wir nicht nur diese
kleine Öffnung brauchen, dass finanzschwache
Kommunen Unterstützung des Bundes bekommen
können. Das ist übrigens noch weniger, als wir vor
der Föderalismusreform hatten, denn damals war
es dem Bund gestattet, bei grundsätzlichen Aufga-
ben in der Fläche – Zitat – „bedeutsame Investitio-
nen“ in der Fläche zu gewähren. Ich glaube, wenn
wir uns anschauen, vor welchen Herausforderun-
gen das Bildungssystem steht, nicht nur in Thürin-
gen, das wird überall in Deutschland diskutiert:
Kostenfreier Zugang zu allen Bildungseinrich-
tungen, angefangen von der Kita bis hin zur Hoch-
schule natürlich; Ausbau der Kitaplätze im Westen,
dort ist längst noch nicht die Zahl von Plätzen er-
reicht, die gebraucht wird; die weitere Verbesse-
rung der Betreuungsqualität in den Kitas im Osten,
auch das haben wir hier mehrfach diskutiert; die
Umsetzung der Behindertenrechtskonvention –
Stichwort Inklusion, die ohne Mehrpersonal nicht zu
stemmen ist; bis hin zum Ausbau von schulischen
Ganztagsangeboten – Themen, die überall von den
Bildungspolitikern diskutiert werden, auch zentrale
bildungspolitische Herausforderungen natürlich hier
in Thüringen. Wir erleben ja, wie schwer und wel-
cher Kraftakt das ist, allein ein beitragsfreies Kita-
Jahr in Thüringen aus den finanziellen Möglichkei-
ten des Freistaats zu stemmen.

Deshalb brauchen wir dringend ein auf Dauer ange-
legtes Bund-Länder-Programm für gute Bildung,
gemeinsame Bildungsverantwortung und damit not-
wendigerweise auch gemeinsame Bildungsfinanzie-

rung, nicht nur im Hochschulbereich, sondern
grundsätzlich für alle Bildungsbereiche.

(Beifall SPD)

Im Übrigen sage ich auch dazu: Eine solche Zu-
sammenarbeit könnte uns auch helfen, endlich
mehr Gemeinsamkeit im deutschen Bildungssys-
tem herzustellen, statt dass 16 unterschiedliche Bil-
dungspolitiken vorgehalten werden

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und jeder versucht, sein eigenes Steckenpferd zu
reiten. Und Herr Tischner, Sie haben das hier auch
angesprochen und haben gesagt, na ja, die Bun-
desländer können ja auch gemeinsam für diese
Standards sorgen, diese Vergleichbarkeit. Aber Sie
wissen auch, wie mühsam das in der Umsetzung
ist.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Es ist viel
besser!)

Aber Sie kennen das auch, also es ist viele Jahre
her, da haben die Bundesländer beschlossen, wir
machen gemeinsame Abiturstandards. Die haben
wir bisher immer noch nur in wenigen Abiturfä-
chern, dieser Versuch, gemeinsame Standards im
Abiturbereich zu schaffen, läuft, ich glaube, seit
mindestens sechs oder sieben Jahren. Auch hier
wäre vielleicht eine Zusammenarbeit zwischen
Bund und Ländern bei der Herstellung vergleichba-
rer Bildungsstandards, vergleichbarer Ab-
schlussstandards hilfreich, denn das ist doch das,
was wir in Deutschland dringend brauchen, anstatt
diesen Flickenteppich zu haben, dessen Vergleich-
barkeit immer schwerer fällt.

(Beifall SPD)

Wir wissen aber auch, es reicht nicht, wenn wir hier
mit Mehrheit den Antrag beschließen, weil wir am
Ende für die notwendige Grundgesetzänderung ei-
ne Zweidrittelmehrheit im Bundestag und im Bun-
desrat brauchen.

Deshalb werbe ich ausdrücklich, werte Kolleginnen
und Kollegen von der CDU, auch um Ihre Zustim-
mung. Sie haben sich als Thüringer CDU in der Bil-
dungspolitik bisher immer treu an die von Berlin
vorgegebene Linie gehalten und immer nur so weit
das Schrittchen zur Öffnung gemacht, wie Berlin
das auch mitgemacht hat. Das kann man machen,
aber das ist natürlich eine Linie, die besonders den
finanzstarken Bundesländern hilft, Torsten Wolf hat
eben schon darauf hingewiesen. Die sagen, wir
können das aus eigener Kraft gestalten, wir sind
gar nicht finanziell auf den Bund angewiesen. Diese
Haltung nützt Thüringen nicht. Uns würde es nüt-
zen, wenn wir mehr Gemeinsamkeit zwischen Bund
und Ländern und mehr gemeinsame Finanzverant-
wortung zwischen Bund und Ländern hätten.
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(Beifall DIE LINKE, SPD)

Deshalb, werte Kolleginnen und Kollegen von der
CDU, ist es vielleicht einfach Zeit, ein bisschen mu-
tiger zu werden. Ein in Thüringen immer noch be-
kannter Ministerpräsident aus Ihren Reihen hat oft
gesagt: „Erst das Land und dann die Partei.“ Ich fin-
de, Herr Tischner, das ist doch jetzt ein wunderba-
rer idealer Moment, um diesen Slogan mal mit einer
Tat zu zeigen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Also, stimmen Sie unserem Antrag zu! Dann kön-
nen wir uns gemeinsam auf den Weg machen für
mehr Bildungsverantwortung, die wir mit Bund und
Ländern gemeinsam wahrnehmen, und zwar zum
Nutzen der Bildungssysteme in allen Bundeslän-
dern.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete Muhsal
für die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Herr Wolf, ich muss schon sa-
gen, dafür, dass Sie zu Anfang Ihrer Rede gesagt
haben, dass es zu Ihrem Antrag nicht wirklich viel
zu sagen gibt, habe ich in den letzten Minuten ganz
schön viel heiße Luft gehört.

(Beifall AfD)

Die Regierungsfraktionen wollen die Landesregie-
rung auffordern, sich im Bundesrat für eine Grund-
gesetzänderung einzusetzen. Ausweislich ihres An-
tragstexts wollen die Regierungsfraktionen zu-
nächst einmal, dass das sogenannte Kooperations-
verbot aufgehoben wird. Grundsätzlich gilt aus Arti-
kel 104 a Abs. 1 unseres Grundgesetzes heraus
die Regel, dass derjenige, in dessen Aufgabenbe-
reich etwas gehört, auch die Kosten dafür trägt.
Das beinhaltet natürlich auch die strikte Regel,
dass diejenige Gebietskörperschaft, die keine Ge-
setzgebungszuständigkeit hat, sich auch finanziell
in diesem Bereich nicht eigenständig betätigen darf.
Grundsätzlich ist das, was Sie in Ihrem Antrag als
Kooperationsverbot betiteln, zumindest im wissen-
schaftlichen Bereich zunächst einmal eine Koope-
rationserlaubnis. Obwohl von der Gesetzgebungs-
kompetenz her die Länder für Wissenschaft, For-
schung und Lehre zuständig sind, dürfen Bund und
Länder unter den Voraussetzungen des Arti-
kels 191 b Abs. 1 Grundgesetz zusammenwirken.
Wenn Sie also von der Aufhebung des Koopera-
tionsverbots sprechen, ist zunächst mal fraglich,
was genau Sie mit der Aufhebung des Koopera-

tionsverbots eigentlich meinen. Was Sie genau mit
Ihren Anträgen meinen, ist ja eigentlich bei Rot-Rot-
Grün immer fraglich.

(Beifall AfD)

Jedenfalls ohne dass Sie konkrete Angaben dazu
machen, wie die von Ihnen gewünschte Forderung
genau aussehen soll, wie genau sie realisiert wer-
den soll, ist Ihr Antrag schon aus diesem Grund
nicht zustimmungsfähig, insbesondere auch, weil
sie ausweislich ihrer Begründung auch noch den
bildungspolitischen Bereich mit einbeziehen wollen.

Dann ergibt sich ein weiterer Punkt, um den es Ih-
nen wohl eigentlich geht, der auch mit dem erstge-
nannten Punkt zusammenhängt. Sie formulieren,
dass die – ich zitiere – „Beschränkung der Bundes-
finanzierung auf diejenigen Bereiche, in denen der
Bund die Gesetzgebungskompetenz besitzt, aufzu-
heben“ sei. Mit anderen Worten: Sie wollen an das
Geld des Bundes kommen. So, wie wir Ihre Regie-
rungsarbeit bisher erlebt haben, wissen Sie auch
schon genau, für welche Ideologieprojekte Sie die-
ses Geld dann ausgeben wollen. Tatsächlich, wenn
man in die Begründung Ihres Antrags schaut, findet
man auch die üblichen Verdächtigen: Inklusion,
Aufbau der Einheitsschule als Ganztagsmodell und
ganz offenbar der Versuch, von Ihrem Misserfolgs-
projekt „Rückführung der Hortnerinnen in den Lan-
desdienst“ abzulenken.

Wir als AfD stehen der reinen Diskussion darüber,
ob und wie Kooperationsmöglichkeiten zwischen
Bund und Ländern anders aufgestellt werden kön-
nen, grundsätzlich natürlich offen gegenüber. Aber
Ihre Ideologieprojekte und dieses Typische, was
Herr Ramelow auch immer sagt, wir brauchen ir-
gendwie Geld vom Bund, weil wir selber das Lan-
desgeld lieber für andere Dinge ausgeben, das ma-
chen wir nicht mit. Insofern gibt es von uns auch
keine Zustimmung zu Ihrem Antrag.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Es hat nun Abgeordnete Rothe-Bein-
lich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das
Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ich möchte gern bei Christoph
Matschie anknüpfen, weil ich ein Zitat in seiner Re-
de sehr schön fand. Er sprach vom „Geist der ge-
meinsamen Verantwortung“. Das war, glaube ich,
ein SPD-Kollege, den Christoph Matschie hier zi-
tiert hat. Ich finde, das trifft es sehr gut, wenn wir
über das Thema „Kooperationsverbot im Bildungs-
bereich“ sprechen. Unser Antrag jedenfalls zielt da-
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rauf ab, die Landesregierung zu bitten, sich im Bun-
desrat und auf Bundesebene für eine vollständige
Aufhebung des Kooperationsverbots durch eine Än-
derung des Grundgesetzes einzusetzen. Es ist ja
hier schon mehrfach ausgeführt worden, dass wir
eine Lockerung im Wissenschaftsbereich beobach-
ten konnten. Aber das reicht uns eben nicht aus.
Ich korrigiere meinen Kollegen Torsten Wolf un-
gern, aber es ist schon elf Jahre und damit viel zu
lange her, dass das Kooperationsverbot von Union
und SPD im Zuge der Föderalismusreform 2006 im
Grundgesetz verankert wurde. Seit genau elf Jah-
ren ist nämlich diese Kooperation zwischen Bund
und Ländern im Bildungsbereich gesetzlich verbo-
ten, genau da, wo sie unserer Meinung nach aber
am notwendigsten wäre. Und ich sage ganz klar
–da sind wir uns auch mit SPD und Linken, das ist
ja auch schon deutlich geworden, einig –: Die Tat-
sache, dass der Bund finanzschwache Bundeslän-
der in der Bildungspolitik nicht unterstützen darf,
sorgt für eine verfassungsrechtliche Verstetigung
von Chancenbenachteiligung zwischen den Schü-
lerinnen und Schülern aus verschiedenen Bundes-
ländern. Und wir als Fraktion der Grünen meinen,
dass es durchaus grotesk ist, dass Bildungschan-
cen von jeweiligen Landeshaushalten abhängig
sein sollen.

(Beifall DIE LINKE)

Fehler sind erlaubt, das will ich ganz deutlich sa-
gen. Auch wir machen sicherlich Fehler. Sind sie je-
doch erkannt, sollte alles daran gesetzt werden, sie
auch zu korrigieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die unglaubliche Fehlentscheidung der Großen
Koalition aus dem Jahr 2006 müssen jetzt seit elf
Jahren Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte und
Eltern ausbaden, und das, obwohl auch Sozialver-
bände und Gewerkschaften sich immer wieder
ganz klar für die Abschaffung des Kooperationsver-
bots aussprechen. Das haben ja Christoph Mat-
schie und Torsten Wolf hier auch schon umfänglich
ausgeführt.

Wir meinen, auch für den Bund müssen Aufstieg
durch Bildung und damit soziale Gerechtigkeit ganz
zentrale Aufgaben sein. Daher setzen wir uns für
eine gesamtstaatliche Verantwortung von Bund,
Ländern und Kommunen im Bildungsbereich ein,
damit alle jungen Menschen an guter Bildung teil-
haben können. Ich erinnere mich übrigens noch gut
an die Verrenkungen, die gemacht werden muss-
ten, um beispielsweise das Ganztagsschulpro-
gramm, was „Zukunftsinvestitionsprogramm“ hei-
ßen musste, damit es eben nicht nach Schule
klingt, auf den Weg bringen zu können. Solche Ver-
renkungen sind aus unserer Sicht vielleicht hilf-
reich, damit überhaupt etwas passiert, wir aber wol-
len die Grundlagen dafür schaffen, dass eben die

Bildungsunterstützung auch von Bundesebene
selbstverständlich werden kann.

Und weil sich die CDU immer so als Bewahrer der
Landesentscheidungsgewalt zeigt, zumindest wenn
es um sie selber geht und sie selber entscheiden
kann, will ich auch noch mal darauf hinweisen, dass
die Länder ja ihrer inhaltlichen Gestaltungsfreiheit
mitnichten beraubt werden sollen. Der Bund kann
aber durch Aufhebung des Kooperationsverbots die
Länder unmittelbar unterstützen. Und warum wir
das nicht vehement einfordern und auch dafür die
Grundlagen schaffen, das muss jede und jeder für
sich selber beantworten. So kann der Bund bei-
spielsweise bei der Finanzierung des dringend be-
nötigten Lehrpersonals aushelfen. Wir können und
dürfen unsere Bildungseinrichtungen jedenfalls mit
den zahlreichen Herausforderungen nicht alleinlas-
sen.

Ich will nur mal einige davon benennen. Inklusion,
der Ausbau der Ganztagsschulen, die digitale Bil-
dung und die Integration von Geflüchteten sind tat-
sächlich nationale Aufgaben, die die Länder nicht
allein stemmen können. Am Beispiel der jungen
Geflüchteten – wir haben das ja intensiv auch im
Ausschuss, nicht zuletzt mit unserer Anhörung und
auch mit unserem Beschluss hier im Plenum disku-
tiert – sieht man es am besten. Jeder vierte Ge-
flüchtete, das muss man sich immer wieder klarma-
chen, ist weniger als 16 Jahre alt. Und es ist doch
Fakt, dass nur durch gute schulische Bildung Teil-
habe und Integration gelingen können. Bildungspo-
litik ist also im besten Sinne auch Integrationspoli-
tik.

Es ist zwar erfreulich, dass im Zuge der Neurege-
lungen der Bund-Länder-Finanzen im Bundesrat im
Mai beschlossen wurde, dass der Bund künftig in
die kommunale Bildungsinfrastruktur von finanz-
schwachen Kommunen investieren darf. Damit wird
das Kooperationsverbot wieder an einer kleinen
Stelle gelockert. Und der Bund erhält erstmals di-
rekte Durchgriffsrechte bei Finanzhilfen an die
Kommunen. Allerdings – das haben sowohl Torsten
Wolf als auch Christoph Matschie, wie ich meine,
sehr gut dargestellt – sind diese Lösungen unzurei-
chend. Leidtragende sind vor allem die armen Kom-
munen – davon haben wir ja doch einige in Thürin-
gen –, die keine dauerhafte Unterstützung erhalten
und denen das Geld für Bildung und Infrastruktur
schlichtweg fehlt. Anstatt also für vergleichbare Le-
bensverhältnisse in der gesamten Bundesrepublik
zu sorgen, wird sich die Kluft zwischen finanzstar-
ken und finanzschwachen Regionen weiter vertie-
fen. Das können wir jedenfalls so nicht wollen. Des-
halb fordern wir die Bundesregierung auf, gemein-
sam mit den Bundesländern das Grundgesetz zu
reformieren und das Kooperationsverbot endlich im
gesamten Bildungsbereich abzuschaffen.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, gestatten
Sie mir noch eine Anmerkung, weil mir die Zwi-
schenrufe von Herrn Mohring, die auch vielfach in
dieser Debatte gefallen sind, wir würden immer nur
alles ablehnen und nichts von ihnen verweisen oder
keine Initiativen der CDU würdigen, wirklich auf die
Nerven gehen und schlichtweg nicht der Realität
entsprechen. In der aktuellen Legislaturperiode
wurden bisher 56 parlamentarische Initiativen, An-
träge, Gesetzentwürfe, Große Anfragen, die die
Oppositionsfraktion der CDU entweder allein oder
mit Rot-Rot-Grün ins Plenum einbrachte, von den
Regierungsfraktionen entweder angenommen oder
in Ausschüsse verwiesen, um diese hierin detaillier-
ter zu beraten. Zum Vergleich nur mal, in der letz-
ten Legislatur haben es genau vier Anträge unserer
Fraktion geschafft, von den Regierungsfraktionen
angenommen zu werden und 19, die gemeinsam
mit den anderen Fraktionen eingebracht wurden –
vielleicht so viel zum Faktencheck, Herr Mohring,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Mache ich
gleich!)

bevor Sie sich wieder an einer Stelle empören, wo
es gar nicht nottut. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Herr Mohring, jetzt ist der Moment.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, vielen Dank für die Möglichkeit, zu einer
ganz spannenden Debatte das Wort ergreifen zu
können.

Sehr geehrte Frau Astrid Rothe-Beinlich, ich will
gern beginnen mit Ihrer letzten Wortmeldung, weil
sie sich so gut einordnen lässt und Sie uns richti-
gerweise aufgezählt haben, wie viele Initiativen un-
serer Fraktion in dieser Wahlperiode sozusagen
das Licht der Beschlussfassung erreicht haben und
wie viele nicht. Das klärt genau auf zu der Wortmel-
dung, die gestern aus Ihrer Koalition gekommen ist,
als Sie sich hier hingestellt haben und dickbrüstig
geklatscht haben, die CDU-Fraktion würde nicht lie-
fern, es gebe keine Anträge, es gebe keine Initiati-
ven und die Opposition würde ihre Arbeit nicht ma-
chen. Sie haben selbst das Gegenteil gerade hier
bestätigt. Wir sind fleißig und wir machen unsere
Arbeit.

(Beifall CDU)

Im Übrigen will ich gern mal sagen, die aktuelle
Umfrage lässt das einfach im Raum stehen. Herr
Wolf hat ja dazu auch Stellung genommen, deswe-
gen muss man das ergänzen. Bei der Frage an die
Thüringerinnen und Thüringer von Infratest dimap

im Auftrag des MDR, wem trauen Sie zu, die Aufga-
ben dieses Landes zu lösen,

(Heiterkeit DIE LINKE)

sagen die Bürger, 32 Prozent trauen es der CDU
zu.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Aber
dir nicht, Mike!)

Wenn die Bürger gefragt werden, wie viel trauen
Sie der Linkspartei zu, bleiben noch 12 Prozent-
punkte übrig. Wenn man fragt, wie viel trauen Sie
den Grünen zu, bleibt so viel übrig: null. Nur mal so
viel zur Einordnung, wer wem welche Arbeit zutraut
und wer seine Arbeit macht. Das trifft übrigens auch
bei der Frage im Bildungsbereich zu. Da tritt ein
ganz entscheidender Punkt zutage. Natürlich sagt
der Abgeordnete Wolf zu Recht, dass wir seit jeher
einfordern, dass es ein über alle Ressorts stattfin-
dendes Personalentwicklungskonzept gibt. Selbst-
verständlich, das ist ja notwendig. Sie selbst haben
übrigens in Ihrer Koalition – falls Sie das nicht wis-
sen, deswegen bin ich nach vorn gegangen – das
Konzept zur Personalentwicklung des Landesdiens-
tes bis zum Jahr 2025, PEK 2025, beschlossen.
Falls Sie sich das Papier, das Sie wahrscheinlich
gar nicht kennen, irgendwann einmal zu Gemüte
führen wollen, dann können Sie auf Seite 18 Fol-
gendes nachlesen und auf Seite 19 setzt sich das
dann fort. Da steht nämlich Folgendes zu der Frage
der demografischen Entwicklung und zu den Alters-
abgängen mit der Begründung: Aufgrund dessen,
dass die Beschäftigten zum Großteil aus der Ver-
waltung der ehemaligen DDR übernommen oder in
den ersten Jahren nach der Gründung des Frei-
staats eingestellt wurden, kommt es zum erhebli-
chen Generationswechsel in der Landesverwaltung.
Dann analysieren Sie durch Beschluss Ihrer Lan-
desregierung, dass bis zum Jahr 2025 in der Sum-
me 15.141,23 Stellen durch Altersabgänge wegfal-
len. Allein im Kultusbereich macht das
7.563,84 Stellen aus. Jetzt kommt Folgendes, das
haben Sie beschlossen. Ich zitiere daraus: „Diesen
Generationswechsel heißt es zu nutzen, im Wettbe-
werb mit der freien Wirtschaft die besten Bewerber
für den öffentlichen Dienst in Thüringen zu gewin-
nen“, richtig, „und die Beschäftigtenstruktur an die
künftigen Erfordernisse bzw. finanziellen Möglich-
keiten anzupassen.“ Das ist der entscheidende
Punkt. Diese Antwort bleiben Sie schuldig. Sie be-
schließen das zwar und Frau Taubert nickt mir jetzt
innerlich zu in dieser Frage und darf ja nicht so, wie
sie gern möchte. Aber Fakt ist: Das ist das, was wir
einfordern. Sie müssen die Frage beantworten, wie
Sie beides hinkriegen – demografische Entwick-
lung, die Besten, der Wettbewerb mit der Wirt-
schaft, auch für den öffentlichen Dienst richtigerwei-
se zu gewinnen, und die Frage der Altersabgänge,
die sich einzig und allein auf den Landesdienst be-
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ziehen, so zu ordnen. Das, was Sie aber tun, Herr
Wolf – nicht Sie persönlich, aber Ihre Koalition –,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber
da haben wir schon einmal drei Probleme be-
nannt, die Sie nie gelöst haben!)

und Bodo Ramelow macht das ja auch seit Jahr
und Tag immer wieder in allen Interviews in den
letzten zwei Wochen: Sie beantworten diese Frage
der 15.141,23 Stellen durch Altersabgänge einzig
mit der Antwort darauf, dass Sie eine Gebietsre-
form machen wollen. Dann würden Sie dieses Pro-
blems Herr werden. Das ist falsch.

(Beifall CDU)

Das ist falsch. Man kann das nachlesen, weil Sie
gerade fragen, wer erzählt solches Zeug. Da haben
Sie vollkommen recht. Ihr Nachbar, der nicht da ist,
erzählt solches Zeug. Der macht Interviews und er-
zählt, 18.000 Stellen fallen in allen Bereichen des
Landes weg – falsch: Im Landesdienst fallen die
weg – und deshalb müsse man eine Gebietsreform
machen, damit man dieses Problem lösen könne.
Das ist nicht richtig. Die Verantwortung liegt bei der
Landesverwaltung selbst. Und da müssen Sie über
alle Ressorts hinweg dieses Personalentwicklungs-
konzept bis 2025 strukturiert vorlegen. Das fordern
wir ein, nur dann kann man die Frage lösen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Die
Gebietsreform ist nicht das Thema!)

Sie versuchen, sie in Einzelfragen populistisch auf-
zugreifen. Und das will ich noch mal sagen, Sie lö-
sen folgende Fragen nicht auf: Sie behaupten zum
Beispiel, im Kultusbereich wollen Sie jede Altersab-
gangsstelle neu besetzen. Behaupten Sie, liefern
Sie aber nicht. Dann sagen Sie zum Beispiel unter-
setzt, Sie haben dieses Jahr 900 neue Lehrerstel-
len geschaffen. Wenn man dahinter guckt, was die-
se Stellen heißen, wissen wir alle, von den
900 Stellen sind 450 Stellen nur Entfristungen von
Lehrern, die sich schon im Schuldienst befinden,
und weiter werden 170 Stellen aus dem Stellenpool
für den Schulbereich genommen und den Hortne-
rinnen zugeordnet.

Wenn ich jetzt mal noch die Frage der 30 Stellen
weglasse, die in die Schulamtsverwaltung integriert
werden sollen, dann bleiben zwischen 250 und
280 Stellen tatsächlich neuer Stellen für den Leh-
rerdienst übrig von den von Ihnen behaupteten an-
geblich 900 Stellen.

(Beifall CDU)

Zum Thema „Faktencheck“ – damit will ich schlie-
ßen – bleibt nämlich eines übrig: Den Faktencheck,
dass Sie angeblich jede Altersabgangsstelle nach-
besetzen, bei 900, die jetzt wegfallen, machen Sie
jedenfalls mit den 250 Stellen nicht. Das wollte ich
einfach noch mal aufklären. Sie müssen schon sehr

klar an der Wahrheit bleiben. Heute war das nicht
der Fall.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Abgeordneter
Wolf, Fraktion Die Linke.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Sie wer-
den trotzdem nicht Kultusminister!)

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Können Sie mit Ihrem Einwurf bis nach meiner Re-
de warten?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Du
wirst auch nicht Ministerpräsident, auch
wenn du dreimal vorgehst!)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das ist der
Unterschied! Ihr entscheidet, wer Minister
wird! Das Volk entscheidet über den Minister-
präsidenten!)

Vizepräsidentin Jung:

Meine Damen und Herren, Herr Abgeordneter
Mohring, momentan hat Abgeordneter Wolf das
Wort. Er steht nämlich am Rednerpult.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Liebe Frau Präsidentin, lieber Kollege Mohring,
wenn Sie weiter das Wort wollen, kommen Sie da-
nach einfach noch mal vor, ich trinke erst mal mein
Wasser. Bei den Temperaturen tut das auch ganz
gut. Was nicht so gutgetan hat, war Ihre inhaltslose
Rede zum Antrag zum Kooperationsverbot, denn
dazu haben Sie schlichtweg nichts gesagt – wie im-
mer. Sie sagen überhaupt nichts dazu, wie in Thü-
ringen die Aufgaben gelöst werden. Frau Finanzmi-
nisterin – gut, ich kann Sie jetzt nicht direkt anspre-
chen, aber ich habe zumindest überhaupt nichts
gehört, null. Es wurden hier Allgemeinplätze formu-
liert, es wurden Rechtfertigungen formuliert, es wur-
de noch nicht mal darauf Bezug genommen – ich
will daran gern noch mal erinnern, ich habe es
schon letzten Monat gesagt –, dass sich die Lan-
desregierung von 2009 bis 2014 vorgenommen hat-
te, 2.500 Lehrer einzustellen. Geschafft haben Sie
tatsächlich 1.430.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Wolf, Ihre Redezeit ist leider
um.
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Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Oh, Entschuldigung! So, gut, dann will ich …

Vizepräsidentin Jung:

Ist wirklich schon weit um.

(Beifall AfD)

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Letzter Satz: Sehr geehrter Kollege Mohring!

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Wolf, ich bitte Sie!

(Unruhe CDU)

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

900 Stellen sind für 2018 vorgesehen. Sie waren
Ihrer Zeit diesmal etwas voraus. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Matschie
das Wort.

Abgeordneter Matschie, SPD:

Herr Kollege Mohring, ich hatte ja gedacht, Sie lö-
sen uns jetzt die Frage auf, ob Sie mehr Personal-
abbau oder mehr Personal in den Schulen wollen.
Das haben Sie leider nicht gemacht.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Er hat nicht zum Thema
geredet!)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde, es gehört zur Redlichkeit dazu. Sie woll-
ten damals noch mehr Personalabbau –
11.000 Stellen. Das würde bedeuten, dass wir jetzt
in einen scharfen Personalabbau in der Schule ge-
hen müssen. Deshalb müssen Sie auch noch mal
überdenken, wo Sie hinwollen, welche finanziellen
Möglichkeiten wir haben und welche wir schaffen
wollen. Wir wollen die finanziellen Möglichkeiten mit
diesem Antrag erweitern, indem wir sagen, wir
schaffen bestimmte Aufgaben nicht allein, wir
müssten zu sehr in den Stellenabbau gehen und
deshalb wollen wir die Unterstützung des Bundes
im Bildungsbereich haben. Was kann daran falsch
sein?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Alternative ist doch, dass wir in einen scharfen
Stellenabbau gehen, nicht nur in der Schule, auch

im Bereich Sicherheit, wo wir heute eine Debatte
haben, wir brauchen mehr Polizisten. Wir wissen ja,
wie sich der Kollege Geibert damals drum herum-
gemogelt hat. Herr Voß hat ihm ein Stellenabbau-
konzept geschrieben, 800 Stellen bei der Polizei zu
streichen. Aber er hat sich natürlich geweigert aus-
zuweisen, wo in seinem Ressort die gestrichen
werden sollen, weil er nicht aus noch ein wusste,
weil er gesagt hat, eigentlich sicherheitspolitisch
notwendig wäre es, die Stellen zu erhalten, aber fi-
nanzpolitisch zwingt mich der Finanzminister sie
abzubauen. Und meine Bitte wäre, denn wir brau-
chen am Ende ja verantwortliche Entscheidungen
in der Politik und auch eine Opposition, die nicht
zwei konträre Dinge behauptet, die sich nie zusam-
menbringen lassen: Klären Sie das mal. Wollen Sie
wirklich diesen scharfen Stellenabbau, 11.000 Stel-
len runter im Landesdienst? Oder sagen Sie mit
uns gemeinsam, nein, das geht nicht, wir brauchen
mehr Personal in der Bildung, wir brauchen mehr
Personal bei der Polizei, denn das ist das, was das
Land momentan braucht?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt
keine weiteren Wortmeldungen vor. Für die Lan-
desregierung hat Staatssekretärin Ohler das Wort.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, ich danke den Koali-
tionsfraktionen für die Einbringung dieses Antrags,
der mit dem Kooperationsverbot ein Thema von
grundsätzlicher Bedeutung für die Bildungspolitik
aufgreift. Da sich hier alle demokratischen Fraktio-
nen darüber einig sind, was mit Kooperationsverbot
gemeint ist, werde ich auch dazu Stellung beziehen
und nicht zur Gebietsreform oder wer Minister oder
Ministerpräsident wird.

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, bis-
lang tragen Länder und Kommunen 93,1 Prozent
der öffentlichen Bildungsausgaben. Auf den Bund
entfallen 6,9 Prozent. Hier wird deutlich: Die Länder
und Kommunen stehen zu ihrer Verantwortung in
der Bildung. Wenn wir es aber ernst meinen mit der
Verantwortung für die Zukunftsaufgabe Bildung,
braucht es ein stärkeres Engagement des Bundes.

Wovon reden wir? Mit den 16 Bundesländern gibt
es 16 zuständige Bildungsministerinnen und Bil-
dungsminister bzw. -senatorinnen und -senatoren
mit entsprechenden Verwaltungen, die 16 verschie-
dene Bildungswege und Abschlüsse spezifizieren.
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Vizepräsidentin Jung:

Frau Staatssekretärin Ohler, gestatten Sie eine An-
frage des Abgeordneten Brandner?

Ohler, Staatssekretärin:

Nein.

Vizepräsidentin Jung:

Nein.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das ist
aber schade!)

Ohler, Staatssekretärin:

Ja.

Das ist nicht nur unübersichtlich, sondern oft auch
hemmend sowohl für Lehrende als auch für Lernen-
de, die zwischen den Bundesländern wechseln.
Durch die seit 2006 geltende Föderalismusreform
ist eine Zusammenarbeit zwischen Bund und Län-
dern in Bildungsfragen untersagt und das, obwohl
Bildung eine gesamtgesellschaftliche Gemein-
schaftsaufgabe ist.

Bildungsforscher fordern zu Recht hohe Bildungs-
standards. Die Politik ist gefordert, gleiche Bil-
dungschancen nicht nur innerhalb eines Landes,
sondern bundesweit zu ermöglichen. Das können
die Länder nicht allein realisieren. Sie gehen zwar
schon gemeinsame Schritte in Richtung gleicher
Bildungsstandards durch beispielsweise bundes-
weite Kompetenztests und einen gemeinsamen
Abituraufgabenpool. Herr Matschie hat darauf hin-
gewiesen, wie lang der Weg war bis zu dem Punkt,
dass dieses Jahr das erste Mal gemeinsame Auf-
gaben zur Verfügung standen.

Aber das reicht längst nicht aus. Der Bund muss
seiner Verantwortung gerecht werden und sich
mehr engagieren. Mit einer Aufhebung des Koope-
rationsverbots kann sich der Bund an der Finanzie-
rung gemeinsamer Bildungsaufgaben beteiligen,
ohne dass die föderale Verantwortung der Länder
infrage gestellt wird. Der Bund wird aber nicht nur
gebraucht, um Finanzlöcher in den Schulen zu
stopfen, sondern auch, um weiter gehende Refor-
men zu ermöglichen, um Studienplätze zu schaffen,
den Ausbau der Ganztagsschulen voranzutreiben
und um weitere Herausforderungen, vor denen die
Schulen stehen, wie zum Beispiel Inklusion, die di-
gitale Bildung und die Sprachförderung, gemein-
sam zu schultern. Hier muss sich der Bund endlich
wieder in die Bildungspolitik einbringen dürfen, oh-
ne – darauf hat auch Frau Rothe-Beinlich schon
hingewiesen – ständig große Verrenkungen ma-
chen zu müssen.

Auf einen weiteren wichtigen Aspekt möchte ich
hinweisen. Der Bund muss Verantwortung überneh-

men, damit alle Bundesländer in gleichem Maße
die Integration von geflüchteten Kindern meistern
können. Kein Bundesland kann diese finanzielle
Herausforderung allein stemmen.

Sehr geehrte Damen und Herren, nur wenn Bund,
Länder und Kommunen gemeinsam an einem
Strang ziehen, können sie ihren gesamtgesell-
schaftlichen Aufgaben und ihrer Verantwortung für
das Bildungssystem gerecht werden. Sowohl Herr
Wolf als auch Herr Matschie und Frau Rothe-Bein-
lich haben dazu ausgeführt. Alle Seiten müssen
Möglichkeiten ausloten, die finanziellen Aufwendun-
gen für die Bildung aufzustocken, um eine bessere
Bildung für alle zu erreichen. Aber: Insbesondere
der Bund muss sich stärker an der Bildungsfinan-
zierung beteiligen. Wir brauchen eine deutlich bes-
sere Anerkennung der Bildungsleistungen über die
Ländergrenzen hinweg. In einer Zeit, in der immer
wieder Mobilität gefordert wird, dürfen Ländergren-
zen keine Bildungsschranken sein. Die Lockerung
des Kooperationsverbots im Bereich der Wissen-
schaft im Jahr 2014 war ein erster wichtiger Schritt.
Bund und Länder haben nun die Möglichkeit, dau-
erhaft Aufgaben in der Wissenschaft zu finanzieren.
Im Rahmen der Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehung ist vorgesehen, dass der Bund
künftig in die Bildungsinfrastruktur finanzschwacher
Kommunen investieren kann. Dadurch wird das Ko-
operationsverbot weiter gelockert. Die Übernahme
der BAföG-Kosten durch den Bund hat Thüringen
zusätzliche Investitionen in die Hochschulen er-
möglicht. So, wie wir die Förderung von Wissen-
schaft und Forschung als gemeinsame Aufgabe
verstehen, sollte es diese Kooperationsmöglichkei-
ten auch im schulischen Bereich geben. Nehmen
wir als Beispiel die Inklusion. Als Thüringer Landes-
regierung wollen wir die Inklusion mit Augenmaß
weiterentwickeln. In den letzten Jahren wurden hier
große Schritte unternommen. Jetzt gilt es, den qua-
litativen Ausbau stärker in den Blick zu nehmen.
Grundsätzlich stehen aber alle Bundesländer vor
den gleichen Herausforderungen. Inklusion braucht
Ressourcen. Wir alle teilen das Ziel einer gelingen-
den Inklusion, einer Schule, die keinen ausgrenzt
und keinen zurücklässt. Dann wäre es doch eine
Chance, wenn der Bund sich für diese Anliegen en-
gagiert, indem er die differenzierte regionale Ent-
wicklung in geeigneter Weise unterstützt.

Auch der Bereich der digitalen Bildung ist gemein-
sames Anliegen aller Länder. Hier gab es den Vor-
stoß von Bundesbildungsministerin Johanna Wan-
ka, die Länder mit einem Milliardenpaket zu unter-
stützen. Die Gespräche über dieses Paket laufen.
Ich kann für die Thüringer Landesregierung nur die
Hoffnung formulieren, dass das Ansinnen auch in
die Tat umgesetzt wird. Aber zur Wahrheit gehört
auch, Bundesfinanzminister Schäuble hat verhin-
dert, dass die 5 Milliarden Euro in den Entwurf des
Bundeshaushalts vor der Bundestagswahl ein-
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gestellt wurden. An dieser Stelle darf ich noch er-
wähnen, dass alle Länder sich einig waren, auch
die reichen Länder, dass wir nicht 10 Prozent finan-
ziell kofinanzieren wollen, sondern lediglich mit un-
seren Aufgaben. Aber selbst wenn das Geld
kommt: Noch wichtiger als eine Einmalinvestition
wäre für unsere Schulen der stärkere Ausbau der
strukturellen Förderung. Die digitale Infrastruktur an
den Schulen muss ausgebaut und dann aber auch
gepflegt werden. Netze, Plattformen und Clouds
müssen nicht nur entwickelt und bereitgestellt, son-
dern betreut und weiterentwickelt werden. Deshalb
wäre es auch in diesem Bereich ein wichtiger
Schritt, wenn das Kooperationsverbot fallen würde.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Forderung
nach einer Aufhebung des Kooperationsverbots ist
kein Ansinnen in Richtung einer Zentralisierung. Es
geht nicht darum, dass die Länder Kompetenzen
abgeben oder Schulen gar deutschlandweit verein-
heitlicht werden sollen – im Gegenteil. Es muss
auch künftig möglich sein, auf regionale Besonder-
heiten einzugehen. Vielmehr geht es um neue Ge-
staltungsmöglichkeiten für die Bundesländer, um
Gestaltungsmöglichkeiten für Thüringen. Die Abge-
ordneten der regierungstragenden Fraktionen ha-
ben eindeutig darauf hingewiesen, wie viel mehr
Möglichkeiten uns bereitstünden, würden wir Unter-
stützung seitens des Bundes erhalten. Entschei-
dungen sollen nahe bei den Menschen getroffen
werden. Genau das schließt ja nicht aus, sondern
verlangt geradezu, dass gemeinsame Ziele aller
Länder und des Bundes auch gemeinsam von Län-
dern und Bund angegangen werden können. Eine
solche Lösung würde uns neue Möglichkeiten für
die Entwicklung der Thüringer Bildungslandschaft
geben. Die Aufhebung des Kooperationsverbots in
der Bildung macht vieles möglich und bringt uns al-
le ein Stück voran. In diesem Sinne würde die Thü-
ringer Landesregierung gern das Ansinnen des
Koalitionsantrags im Bundesrat vertreten. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich schließe die Beratung. Da keine Ausschuss-
überweisung beantragt ist, stimmen wir direkt über
den Antrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 6/3808
in der berichtigten Fassung ab. Frau Abgeordnete
Marx?

Abgeordnete Marx, SPD:

Es wird namentliche Abstimmung beantragt.

Vizepräsidentin Jung:

Die Fraktionen haben namentliche Abstimmung be-
antragt. Ich bitte die Schriftführer, die Stimmkarten
einzusammeln. Ich eröffne die Abstimmung.

Hatten alle die Gelegenheit, ihre Stimmkarte abzu-
geben? Ich schließe die Abstimmung und bitte um
Auszählung.

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen das Er-
gebnis bekannt geben: Es wurden 79 Stimmen ab-
gegeben, mit Ja stimmten 47, mit Nein 32 (nament-
liche Abstimmung siehe Anlage 2). Damit ist der
Antrag angenommen.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13

Interessen der Thüringer
Forstwirtschaft berücksichti-
gen – Gleichgewicht von Öko-
nomie und Ökologie bei Nut-
zungseinschränkungen wah-
ren
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/3903 -

Die CDU-Fraktion wünscht das Wort zur Begrün-
dung. Herr Abgeordneter Malsch, Sie haben das
Wort.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Werte Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
es ist an der Zeit, dass die Landesregierung in der
Frage der Waldflächenstilllegung endlich Farbe be-
kennt und den Waldwildnisplänen von Umweltmi-
nisterin Anja Siegesmund ein Ende setzt.

(Beifall CDU)

Längst hätte die Flächenkulisse vorliegen können,
denn auf Fachebene lag schon im November 2015
eine fertige Planung dafür vor. Dass Thüringen die
einstige Vorreiterposition verloren hat – schließlich
waren wir die ersten, die sich darauf verständigt
hatten, zum Erreichen des in der Biodiversitätsstra-
tegie eingebetteten Ziels, 5 Prozent der Waldfläche
aus der forstwirtschaftlichen Nutzung zu nehmen –,
liegt schlicht an der Starrköpfigkeit der Umweltmi-
nisterin. Allein Siegesmunds Pläne für den Possen-
Wald gefährden nicht nur die Arbeitsplätze im
Forstamt Sondershausen, sondern weit über Hun-
dert weitere Jobs in der Verwertung und Holzverar-
beitung. Die Ministerin blendet mit ihrem Beharren
auf den Stilllegungsplänen für Possen und Hainleite
völlig aus, dass es gerade die nachhaltige Bewirt-
schaftung ist, welche die Biodiversität sichert. Mehr
noch: Offenbar geworden ist ein tiefer Riss zwi-
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schen der Umweltministerin und den Förstern. Die
Krönung ist, dass ausgerechnet die Ministerin, die
das Klima mit Begriffen wie „Kahlschlagslobby“
oder „Raubbau“ erst vergiftet hat, die Forstleute
nun zur Rückkehr zu einer sachlichen Debatte auf-
ruft.

Werte Kolleginnen und Kollegen, diese Rückkehr
zu einer sachlichen Debatte wollen wir mit unserem
Antrag erreichen. Wir wollen, dass sich auch eine
Parlamentsmehrheit mit Beteiligung der Grünen da-
zu bekennt, was dieser Landtag bereits in der letz-
ten Legislatur beschlossen hat. Wir haben das in
Ziffer I des Antrags einfach wiederholt, was bereits
Beschlusslage ist. Für alle, die es nicht wissen: Der
Thüringer „Landtag bekennt sich zur Erhaltung des
Waldes, zu einer nachhaltigen forstlichen Bewirt-
schaftung, zur touristischen Nutzung des Waldes,
zum Naturschutz im Wald sowie zur Unterstützung
der Waldbesitzer.“ Ich bin gespannt, ob die Koali-
tion diesem Grundsatz heute erneut zustimmen
wird.

Ebenso wichtig ist, die Identifizierung der für das
Stilllegungsziel benötigten Waldflächen nun zügig
abzuschließen. Mit unserem Plenarantrag fordern
wir die Landesregierung deshalb dazu auf, „sämtli-
che Flächen des Nationalen Naturerbes in Thürin-
gen […] sofort und vollständig als Stilllegungsflä-
chen anzurechnen“.

Werte Kolleginnen und Kollegen, es gibt zahlreiche
Naturschutzorganisationen und Stiftungen, die
selbst Wald besitzen, die ihre Wälder aber aktiv
nutzen und sich bislang nur in überschaubarer Wei-
se zum Nutzungsverzicht bei diesen Flächen be-
kannt haben. Hier muss die Landesregierung jetzt
ansetzen. Ich sehe uns da in Übereinstimmung mit
den Vorstellungen der Sozialdemokraten. Nicht um-
sonst haben wir die wortgleiche Formulierung für
unseren Antrag verwendet wie die geschätzte Kol-
legin Dagmar Becker in ihrer Pressemitteilung vom
11. Mai. Ich sehe uns in Übereinstimmung mit dem
Ministerpräsidenten Bodo Ramelow, der über
300 Mitgliedern des Thüringer Forstvereins am
30. März bei deren Tagung auf der Messe verspro-
chen hat, man müsse über die 7.000 Hektar ernst-
haft diskutieren, die der Bund den Naturschutzver-
bänden übertragen hat. Nun, denke ich, ist genug
diskutiert worden seit März und vielen Monaten da-
vor. Bis auf eine Dame aus der Stadt und ihre
Scharfmacher vom BUND ist allen Beteiligten klar,
dass bei der Stilllegung von Waldflächen zunächst
jede Naturschutzorganisation und -stiftung in die
Pflicht zu nehmen ist, deren Flächen ohnehin dafür
vorgesehen sind. 7.000 Hektar hat der Bund den
Stiftungen zu diesem Zweck übertragen. Statt am
Possen massiv Arbeitskräfte zu gefährden, sollte
die Umweltministerin endlich zur Vernunft kommen
und ermöglichen, dass endlich diese Flächen ernst-
haft in den Blick genommen werden.

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich will vorweg
auch klar sagen, auch hier stimmen wir mit der
SPD völlig überein, dass sich die CDU-Fraktion
grundsätzlich zu der im Koalitionsvertrag von 2009
vereinbarten sehr ehrgeizigen Stilllegungsfläche
von 25.000 Hektar bekennt. Vor allem dank der Ar-
beit der CDU-geführten Vorgängerregierung sind
bereits 18.000 Hektar stillgelegt bzw. zur Stilllegung
identifiziert worden. Für die noch fehlenden rund
8.000 Hektar muss sich der Fokus neben den Flä-
chen des Nationalen Naturerbes nun auf solche
richten, die ohnehin nicht nutzbar sind. Ergo: Wir
sehen zwei Möglichkeiten. Die Flächen sollen zum
einen dort gesucht werden, wo sich nach betriebs-
wirtschaftlichen Maßstäben der Holzeinschlag nicht
lohnt. Zum anderen wollen wir jene Eigentümer in
die Pflicht nehmen, die nach Satzungs- und Stif-
tungszweck dem Naturschutz in besonderer Weise
verpflichtet sind. Nur so können wir die Belastung
für die Forstwirtschaft so gering wie möglich halten.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Ich eröffne die Beratung. Als erster Rednerin erteile
ich Abgeordneter Becker, Fraktion der SPD, das
Wort.

Abgeordnete Becker, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, sehr
geehrte Damen und Herren der CDU-Fraktion, lie-
ber Egon Primas, lieber Thomas Unger! Lieber Herr
Malsch, ein bisschen mehr Mühe hätten Sie sich
schon geben können.

(Beifall DIE LINKE)

So toll ist Ihr Antrag nicht, auch wenn Sie vielleicht
ein, zwei Sachen aus der Pressemitteilung über-
nommen haben, die ich für die SPD-Fraktion raus-
gegeben habe. Punkt I ist vollkommen d’accord,
darüber brauchen wir nicht zu reden, das ist Tatsa-
che und das ist so. Wir alle stehen zum Wald und
zu seinem Naturschutz.

(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU)

Natürlich stehen wir alle zum Wald, Herr Malsch, da
brauchen Sie keine Sorgen zu haben. Wir waren
das auch, die SPD-Fraktion gemeinsam mit der
CDU-Fraktion, die das Ziel in der letzten Koalition
festgeschrieben haben und uns auf 25.000 Hektar
schon geeinigt, sie aber nicht ganz untersetzt hat-
ten. Aber man muss auch sagen, bei der Bildung
der Anstalt 2011 war schon klar, dass wir die
7.000 Hektar von den Naturerbeflächen mit in die
Stilllegung einberechnen. Das war damals in der
Koalition übereinstimmend. Das haben wir gesagt,
als die Anstalt gegründet wurde, jetzt ist die Diskus-
sion in unserer Fraktion und in der Koalition da-
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rüber noch nicht abgeschlossen. Das muss man
einfach so sagen. Es gibt unterschiedliche Ansich-
ten. Ich bin der Meinung, man könnte diese Flä-
chen mit einberechnen und sie müssten dann auf
Dauer aus der Nutzung genommen werden. Das,
was im Moment auf diesen Flächen passiert, kann
man nicht als rege Forstwirtschaft bezeichnen, son-
dern das sind Maßnahmen, die naturschutzfachli-
che Ursachen haben

(Beifall DIE LINKE)

und wo auch zum Beispiel aus dem Buchenwald
die Fichten noch eingeschlagen werden über die
nächsten Jahre. Deshalb sage ich, diese Flächen
könnten angerechnet werden. Da müssen wir uns
noch einigen. Da gibt es unterschiedliche Meinun-
gen. Das ist normal. Ich glaube, auch in der CDU
und der SPD gab es öfter einmal unterschiedliche
Meinungen. Da sind wir auf einem guten Weg. Sie
brauchen sich um die Koalition nicht zu sorgen. Wir
werden da auch Kompromisse finden. Aber es
braucht eben seine Zeit, solange wie wir diskutie-
ren. Wir sind nicht der Meinung, dass 2.500 Hektar
am Possen unbedingt aus der Nutzung genommen
werden sollen. Das wissen Sie auch, das ist nun
mal so. Ich glaube, es gibt naturschutzfachlich auch
Flächen in Thüringen, die da geeigneter sind, um
aus der Nutzung genommen zu werden.

(Beifall CDU, AfD)

Wir müssen einen Weg finden, um die Situation zu
entspannen, aber auch das werden wir hinbekom-
men. Da brauchen Sie keine Sorgen zu haben und
deshalb brauchen wir Ihrem Antrag auch nicht zu-
zustimmen. Das muss ich einfach so sagen. Es fällt
leicht. Es sind auch Sätze dabei, dass man die aus
der Nutzung nimmt, wo wir schon mal Holz einge-
schlagen haben. Das ist ein bisschen einfach. Also
da, wo ich alles rausgeholt habe, und dann nehme
ich die Flächen und will sie dann der Natur zurück-
geben,

(Beifall DIE LINKE)

das geht dann nun auch nicht, meine Kolleginnen
und Kollegen der CDU-Fraktion. Das ist dann ein
bisschen ein zu einfaches Prinzip. Man muss schon
abwägen, man muss vielleicht auch darüber reden,
denn Buchenwälder haben wir ja mit der Hohen
Schrecke und mit dem Nationalpark Hainich, und
da haben wir, finde ich, als Thüringer wirklich schon
ein gutes Zeichen für den Schutz der Buchenwälder
gebracht. Das ist ja nicht umsonst, dass der Hai-
nich so gut dasteht und in der Artenvielfalt auch im-
mer gewürdigt wird. Deshalb sage ich, man muss
abwägen hinsichtlich anderer Flächen auch, wo
man vielleicht andere Waldartflächen noch mit in
die Stilllegung reinnimmt. Darüber können wir noch
diskutieren. Denn der Possen wäre ja wieder Bu-
chenwald. Das ist so und da müssen wir noch se-
hen, dass das dann die dritte Fläche ist, eine große

Fläche, die als Buchenwald stillgelegt wurde. Das
ist eben Ansichtssache, will ich mal sagen. Ich
glaube, wir haben Potenziale, die wir nutzen kön-
nen und wo wir auch wirklich das Ziel erreichen.

Ganz außer Frage steht, dass wir 26.000 Hektar
aus der Nutzung nehmen wollen, sodass wir ohne
Weiteres die 5 Prozent erreichen. Wir müssen aber
auch sagen, wir haben – Tilo Kummer wird sicher-
lich noch darauf eingehen, er hat ja die Kleinen An-
fragen gestellt –, wirkliche Bewirtschaftung nur auf
70.000 Hektar, die der Forstanstalt jetzt zur Verfü-
gung stehen, denn alle anderen Flächen sind mit ir-
gendwelchen naturschutzfachlichen Wasserschutz-
gebieten oder so überdeckt. Das muss man auch
zur Kenntnis nehmen. Und vielleicht könnten wir
auch noch einmal auf die privaten Waldbesitzer ein-
gehen. Da hatten wir ein gutes Projekt, „Wald sucht
Eigentümer“, und es gibt viel Wald, der wirklich
brach liegt, der aber in kleinsten Flächen Privat-
waldbesitz ist, und da müssen wir auch Lösungen
finden. Nicht nur im Sinne des Naturschutzes, son-
dern auch für den Wald wäre das wichtig, dass wir
da weiter vorangehen und die Eigentümer si-
cherstellen und dann diesen Wald auch vielleicht
teilweise unter Schutz stellen können. Es soll keine
Enteignung sein – immer mit den Eigentümern ge-
meinsam. Aber da gibt es auch noch Möglichkeiten,
wo wir vielleicht miteinander reden können.

Ich finde, es gibt auch noch Potenziale, die wir aus-
nutzen könnten, und da sind wir gut im Gespräch.
Die Ministerien sind im Gespräch und ich bin si-
cher, dass es auch eine Einigung in dieser Koalition
geben wird. Man muss allerdings beachten – des-
halb hatte ich das an den Anfang meiner Rede
gestellt –, diese 7.000 Hektar Naturerbeflächen
sind wirklich auch, als die Anstalt öffentlichen
Rechts gegründet wurde 2011, zur Grundlage ge-
legt worden. Das sind jetzt keine Flächen, die die
Anstalt dann zusätzlich zur Bewirtschaftung hat,
sondern die waren schon in damaligen Gesprächen
als Grundlage gelegt, sodass, wenn wir die jetzt
nicht einrechnen, wirklich Flächen wieder zusätzlich
der Anstalt entzogen würden. Darüber müssen wir
reden, wie die Anstalt dann ausgeglichen wird oder
welche finanziellen Leistungen dann auf die Anstalt
zukommen – also von uns als Landtag, wir sind ja
der Gesetzgeber für die Haushaltssicherung. Da-
rüber müssten wir auch reden, wie wir das hinbe-
kommen.

Aber dieser Antrag der CDU, da haben Sie es uns
einfach leicht gemacht, den abzulehnen. Wir sind in
guten Gesprächen und ich bin optimistisch, dass
wir das auch gemeinsam hinbekommen, Rot-Rot-
Grün. Dazu brauchen wir Sie nicht. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD)
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Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Kießling
das Wort.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, werte Gäste, liebe
Zuschauer, der vorliegende Antrag der CDU-Frak-
tion beschäftigt sich mit der Problematik zur Stillle-
gung von Forstflächen, um aus diesen wieder ver-
meintliche Urwälder zu machen. Die rot-rot-grüne
Landesregierung beabsichtigt, 26.000 Hektar oder
umgerechnet 5 Prozent der Forstfläche des Frei-
staats aus der Nutzung zu nehmen und sich selbst
zu überlassen. Man meint, so einen Urwald entste-
hen zu lassen und der Natur etwas Gutes zu tun
oder aber den Wald und die Naturlandschaften in
Thüringen weiter forstwirtschaftlich zu bewirt-
schaften, um so einen Dreiklang zwischen Natur-
schutz, Bewirtschaftung und touristischer Nutzung
zu ermöglichen, so wie es derzeit durch Thüringen-
Forst sichergestellt wird.

Es gibt mit Sicherheit Waldflächen, wo es aus öko-
nomischen Gründen oder aus Naturschutzgründen,
zum Beispiel bei Biotopen, nicht sinnvoll ist, eine
aktive Forstwirtschaft zu betreiben. Auch das Grüne
Band und andere Flächen, wie FFH-Schutzgebiete,
die von Haus aus brach liegen, können gern in die
Berechnung der 5-Prozent-Grenze einbezogen
werden. Aber einfach weitere Flächen, die seit
Jahrzehnten von ThüringenForst oder Privaten be-
wirtschaftet werden, aus der Nutzung zu nehmen,
um diese mal eben zum Urwald zu deklarieren, ist
ökonomisch und ökologisch Unfug, meine Damen
und Herren.

Ich bin natürlich erfreut, Frau Becker, dass Sie ge-
sagt haben, Sie werden außer dem Possen noch
andere Gebiete finden, die Sie dann entsprechend
stilllegen wollen. Da bin ich mal gespannt, wie wir
das Problem am Possen lösen.

Aber was sagt die Naturstiftung David aus Erfurt
zur Bewirtschaftung oder Nichtbewirtschaftung un-
serer Thüringer Kulturlandschaft? Hier können wir
auf deren Internetseite nachlesen, ich zitiere:
„Wenn Streuobstwiesen, Trockenhänge, Heiden
und Hecken nicht regelmäßig genutzt werden, ver-
schwinden sie unter Büschen oder Bäumen und
verlieren so ihren einzigartigen Charakter und Wert.
Auch Tier- und Pflanzenarten, die auf die warmen
und lichten Lebensräume angewiesen sind, gehen
verloren – beispielsweise Frühlingsadonisröschen,
Brachpieper und Glattnatter.“ Was lernen wir
daraus? Auch diese Erfahrung der Artenvielfalt,
dass diese im bewirtschafteten Wald höher ist als
im sogenannten Urwald, ist gegeben. Dies wurde
erst am 09.05.2017 bei der öffentlichen Anhörung
der Petenten hier im Plenarsaal zur Petition „Keine
weitere Einschränkung der nachhaltigen Forstwirt-

schaft in Thüringen“ deutlich, meine Damen und
Herren.

Diese Vielfalt geht im sogenannten Urwald verlo-
ren. Dafür wird es dann etwas mehr an Pilzen, Kä-
fern und Moosen geben. Man stellt sich die Frage:
Wollen Sie das wirklich? Beschäftigt man sich mit
dem Thema, stellt man fest, dass dieses Thema
„Stilllegung“ immer mehr von Verbänden und Orga-
nisationen getragen wird, die sich durch drei Metho-
den finanzieren: Einen Teil nehmen sie durch
Spenden ein, dann kommt ein weiterer Teil durch
Steuergelder hinzu und zu guter Letzt finanziert
sich ein Teil der Organisation durch den Verkauf
von Holz aus den geschützten Flächen. Seltsam.

Meine Damen und Herren, das kommt einem ir-
gendwie bekannt vor, nur mit dem Unterschied,
dass in der Regel keine Steuergelder empfangen
werden, sondern aus dem Ertrag des Holzverkaufs
sogar noch Gelder in den Landeshaushalt ein-
gestellt werden. Ja, wer ist das denn? – fragt man
sich. Zugleich schützen sie den Wald in Thüringen
vor Schadeinwirkungen. Wir haben erst letztens ge-
hört, es gibt wieder ein aktuelles Problem, wo eine
Vielzahl der Bäume von einem Schädling befallen
ist. Wenn man diesen Wald sich selbst überlässt,
ist die Frage: Wie breitet sich dieser Schädling
dann aus?

Dabei treten sie für dessen Erhalt ein und schaffen
standortangepasste, stabile und naturnahe Wälder.
Dies dient der regionalen Wertschöpfung und dem
volkswirtschaftlichen Gesamtnutzen Thüringens
und seiner Bürger. Die Auflösung heißt: Thüringen-
Forst. Dieser arbeitet verantwortungsvoll, effizient,
dienstleistungs- und zielorientiert. Sie machen den
Wald für uns alle, meine Damen und Herren, auch
andere Waldbesitzer arbeiten so. Dieser volkswirt-
schaftliche Gesamtnutzen von ThüringenForst soll
nun offiziell durch diese rot-rot-grüne Landesregie-
rung reduziert werden zugunsten von anderen Or-
ganisationen, welche mit Steuermitteln unterstützt
werden? Das ist die Frage. Das widerspricht jedem
logischen Denken, meine Damen und Herren. Und
wenn Sie jetzt denken, das wäre nicht so, dann ver-
weise ich als Beispiel gern auf den Jahresbericht
der Stiftung Naturschutz Thüringen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ein Umweltverband!)

Ich zitiere mal aus dem Jahresbericht 2014: „Be-
sonders erfreulich ist es, dass der Stiftung Ende
letzten Jahres vom Freistaat erneut 380.000 Euro
zur Stiftungskapitalerhöhung zugewiesen wurden.
Dies macht Mut für den Ausblick auf die kommen-
den Jahre. Aber vor dem Ausblick steht der Rück-
blick, den wir Ihnen auf den nächsten Seiten geben
wollen.“

Was sehen wir da? Hier wird Steuergeld ausgege-
ben.
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(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist eine Stiftung des Landes.
Wissen Sie das eigentlich?)

Ja, des Landes und es werden auch Landeseinnah-
men reduziert. Das heißt, es werden Steuergelder
ausgegeben und diese Firmen produzieren wieder
Holz. Auf der anderen Seite sollen Steuergelder
nicht eingenommen werden, weil Flächen stillgelegt
werden.

Die neue rot-rot-grüne Regierung hat es damals
gleich nach Antritt sehr eilig gehabt, der Stiftung
nochmals die 380.000 Euro zukommen zu lassen.
Hier werden Steuergelder eingesetzt, um Wald, der
sich selbst ausbreitet, zu beseitigen. Auf der ande-
ren Seite reden wir hier von Wald, der sich selbst
überlassen werden soll, der soll auch nicht bewirt-
schaftet werden und hier sollen entsprechende Ein-
nahmeverluste für den Freistaat Thüringen ge-
schaffen werden. Um es auf den Punkt zu bringen:
Wir unterstützen den Antrag der CDU, wenn Sie
fordern, dass die Umweltverbände und Stiftungen,
die sich via Satzung im Besonderen dem Umwelt-
schutz verschrieben haben, auch als Erstes ihren
Beitrag zu diesem rot-rot-grünen Projekt leisten sol-
len. Lautes Schreien und Fordern, was andere Leu-
te zu tun haben, das sehen wir schon sehr oft bei
den Anhängern der rot-rot-grünen Landesregie-
rung. Hier sollten diese Verbände mit gutem Bei-
spiel vorangehen oder aber das Projekt „Stilllegung
der 5 Prozent Waldfläche“ wird eingestellt bzw. ent-
sprechend geändert. Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordneter Müller das Wort.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kollegen und
Kolleginnen, zum Antrag der CDU, zum ersten
Punkt: Sie nehmen da ganz offensichtlich Bezug
auf das Thüringer Waldgesetz. In § 2, Wald und
seine Funktionen, werden drei Funktionen skizziert:
Nutzung, Schutz, Erholung. Grundsätzlich ist das
unstrittig. Allerdings gehört eine Unterstützung der
Waldbesitzer nicht zu den Funktionen des Waldes
und hat in der Aufzählung eigentlich auch nichts zu
suchen.

Dann haben Sie einen zweiten Anstrich in dem
zweiten Punkt: die Identifizierung jener Waldflä-
chen. Ja, klar, dagegen lässt sich eigentlich gar
nichts einwenden. Die CDU nimmt es selbst in den
Mund – das haben Sie auch selbst ausgeführt –, in
Thüringen 5 Prozent der Waldfläche aus der forst-
wirtschaftlichen Nutzung zu nehmen. Das ist gut

und vollzieht unsere Anpassung vom 25.000-
Hektar-Ziel auf 26.000 Hektar Holzbodenfläche
nach.

Bei repräsentativen Waldtypen und -arten kann
man natürlich mitgehen. Aber im Weglassen ist die
CDU wirklich gut. Denn entscheidend sind nicht nur
diese Faktoren, sondern auch die Flächengröße.
Größere Waldflächen, die dauerhaft ihrer natürli-
chen Entwicklung überlassen sind, haben in der
deutschen Waldfläche lediglich einen Anteil von et-
wa 1 bis 2 Prozent. Viele Waldarten sind gerade
auf eine vom Menschen unbeeinflusste, natürliche
Waldentwicklung angewiesen, in der alle Waldsta-
dien repräsentiert sind. In Thüringen sind zum Bei-
spiel eine Vielzahl sogenannter holzbewohnter Ar-
ten und Xylobionten entweder ausschließlich oder
überwiegend in ihrem Vorkommen auf den Natio-
nalpark Hainich beschränkt. Das beinhaltet im Übri-
gen auch einen Prozessschutz, der etwas anderes
ist als Artenschutz und Artenvielfalt. Das hat etwas
mit Nachhaltigkeit und Entwicklung zu tun – nur mal
so als Ergänzung in die Richtung. Ausschlagge-
bend hierfür sind insbesondere der Totholzanteil
und der Totholzreichtum, welcher sich erst in reifen
Waldökosystemen ausbildet. Von denen können wir
momentan in Thüringen nicht ansatzweise spre-
chen, denn das sind Buchenbestände, die sich
mehrere Hundert Jahre ungestört haben entwickeln
können.

Ein weiterer wesentlicher Faktor ist die sogenannte
Patchiness urwaldartiger Bestände. Das heißt, nur
in großflächig ungenutzten Waldlebensräumen bil-
det sich das spezifische Flächenmosaik aus dyna-
misch wechselnden Waldstadien aus, welche vor
allem für sogenannte Urwaldarten die Nischen zum
Überleben bieten. Nur in großflächig zusammen-
hängenden nutzungsfreien Waldflächen kann die
Vielzahl der Waldarten dauerhaft gesichert werden.
Und ja, auch der Borkenkäfer gehört dazu. Grund-
sätzlich bewirkt eine zunehmende Fläche eine grö-
ßere standörtliche Vielfalt und ökologische Toleranz
gegenüber Störungen. Eine Verzehnfachung der
Reservatsfläche bewirkt in der Regel eine Verdop-
pelung der Artenzahl. Deshalb haben wir hier ja
großflächige Gebiete in den Koalitionsvertrag ge-
schrieben und der Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen hat hier eine Mindestgröße von 1.000 Hektar
für die Verhältnisse in Deutschland definiert.

Zu 2.: Das sind für uns keine Kriterien, die so für
die Umsetzung der Waldwildnisziele dienen kön-
nen. Denn weshalb sollte ein ertragreicher Standort
dem Mosaik von Waldwildnisflächen nicht zugeord-
neten werden? Weil er ertragreich ist? Waldwildnis
kann doch nicht nur etwas für Standorte sein, wel-
che ThüringenForst nicht bewirtschaften kann. Das
untergräbt den kompletten Anspruch und zeigt nur,
dass die CDU allein den Nutzungsgedanken in den
Vordergrund stellt und gestellt hat.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lieber setzt man bei den CDU-Kollegen auf Rücke-
gassen im Abstand von 20 Metern – ich habe mir
erst diese Woche die Auswirkungen am Ettersberg
angesehen –, Harvester und Forwarder, also die
komplette Industrialisierung der Holzernte, und rich-
tet den Wald darauf aus. Hinzu kommt die Frage
der Eigentümerschaft und wie kann die CDU auf
andere Flächeneigentümer verweisen, die in be-
sonderer Weise dem Naturschutz verpflichtet sind.
Ich bin mir sicher, dass es nicht um eine große
Hektarfläche geht. Und dann kann die Landesregie-
rung bei keinem Flächeneigentümer eingreifen, we-
der in Nutzungskonzept noch Eigentum. Einzig im
Staatswald hat der Freistaat die Lufthoheit. Und die
wollen wir an dieser Stelle auch durchsetzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zu 3.: Die Flächen des Nationalen Naturerbes ha-
ben in Thüringen eine Größe von rund
6.800 Hektar. Davon sind rund 6.200 Hektar Wald.
Etwa die Hälfte davon geht bis 2030 aus der forst-
wirtschaftlichen Nutzung, der Rest bis 2050. Das
heißt, dahinter liegen offensichtlich auch Nutzungs-
konzepte, die auf Langfristigkeit ausgelegt sind.
Das heißt, das ließe sich zwar einer Waldwildnis-
Kulisse zuschlagen, aber es wird dort noch langfris-
tig weiter durch den Menschen eingegriffen, wenn
allerdings auch im Sinne eines geordneten Wal-
dumbaus in Richtung Naturschutz.

Aber wenn man die Koalitionsvertrag richtig liest,
sollen das sogenannte 5-Prozent-Ziel in dieser Le-
gislaturperiode umgesetzt und die Flächen aus der
Nutzung genommen werden. Deshalb können die
Flächen eigentlich nur in der Höhe von rund
2.000 Hektar angerechnet werden. Bleibt die Diffe-
renz von rund 4.000 Hektar. Und sicher kann man
sich an einen Kompromiss wagen und einen größe-
ren Teil anerkennen, aber die gesamten Flächen
anzurechnen wäre doch ein sehr weitgehender Ein-
griff in die Konzepte.

(Beifall DIE LINKE)

Als Nationales Naturerbe werden Flächen in
Deutschland bezeichnet, die seit dem Jahr 2000 als
dauerhafte Naturschutzflächen gesichert werden.
Dies geschieht durch Übertragungen von Land- und
Wasserflächen aus dem Eigentum der Bundesrepu-
blik Deutschland in die Trägerschaft der Bundeslän-
der, der Deutschen Bundesstiftung Umwelt oder
von Naturschutzverbänden. Die Flächen, mit Stand
2015 von insgesamt 156.000 Hektar, weisen einen
hohen Naturschutzwert auf, da sie zahlreiche selte-
ne Tier- und Pflanzenarten beherbergen, großräu-
mig sind und als Biotopverbund angesehen wer-
den. Durch die Übertragung an gemeinnützige Na-
turschutzorganisationen werden die Schutzziele in
den jeweiligen Gebieten gestärkt. Die Flächen des
Nationalen Naturerbes sind Teil der von der Bun-

desregierung im Jahr 2007 beschlossenen nationa-
len Strategie zur biologischen Vielfalt und die Ent-
wicklung von Wildnisgebieten wird stellenweise an-
gestrebt.

Der vierte Punkt – Nutzungsverzicht.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Müller, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Malsch?

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Gern im Anschluss, sonst komme ich vollständig
aus dem Konzept.

Zum Nutzungsverzicht gibt es eine unterschiedliche
Praxis in den Bundesländern. Vielleicht zwei Bei-
spiele: In Baden-Württemberg führt der Forst jähr-
lich hohe Beträge ans Land ab, in der Größenord-
nung von rund 20 Millionen Euro. Bei der Berech-
nung dieser Beträge gibt es die Diskussion, die Ab-
führung im Kontext der zunehmenden Null-Nut-
zungsflächen – Nationalpark, Kernzone von Bio-
sphärengebieten, Alt- und Totholzkonzept – abzu-
senken. Dem kommt das Finanzministerium in ge-
wissem Umfang nach. Aber das läuft eher im politi-
schen Rahmen, im Zuge der Haushaltsverhandlun-
gen zwischen Finanzministerium und Landwirt-
schaftsministerium. Ausgleichszahlungen an die
Forstanstalten gibt es meines Wissens nach bei
uns nicht. In Nordrhein-Westfalen gibt es eine Ab-
führung aus dem Staatswald, das heißt Ablieferun-
gen des Landesbetriebs Wald und Holz NRW in der
Größenordnung von rund 3,5 Millionen Euro. Insge-
samt ist es eine Fläche von rund 124.000 Hektar,
davon rund 118.000 Hektar bestockte Holzboden-
fläche. Der Anteil der Schutzkategorien im Staats-
wald dort beträgt rund 50 Prozent und mehr. Im
Staatswald sind 14 Prozent ohne Nutzung. Das
heißt, wir reden hier über 5 Prozent, in NRW über
14 Prozent. Das heißt, dass es in Nordrhein-West-
falen eine Finanzierung gibt in einer Größe von
rund 140 Euro pro Hektar, der aus der Nutzung ge-
nommen wird. Oder anders gesagt: Der im Ver-
gleich zu Thüringen viel kleinere Staatswald in
Nordrhein-Westfalen muss 3,5 Millionen Euro jähr-
lich bringen, bei einem Wildnisanteil von 14 Pro-
zent. Für die 7.800 Hektar Wildnisentwicklungsge-
biete, so heißen diese Flächen in Nordrhein-West-
falen, erhält der Staatswald 120 Euro pro Hektar
und Jahr als Ausgleich aus dem Naturschutztitel
des dazugehörigen Ministeriums. ThüringenForst
führt bisher gar nichts an den Freistaat ab, sondern
erhält noch Zuführungen in der Größenordnung von
30 Millionen Euro. Die Forderung, danach für Beja-
gung, Verkehrssicherung etc. einen Ausgleich zu
zahlen, ist sicherlich gerechtfertigt, die Höhe müss-
te sich allerdings an den realistischen Zahlen der
Thüringer Verhältnisse orientieren.
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Unser Fazit: Der Antrag der CDU ist abzulehnen,
weil er Fakten unterschlägt und Maximalforderun-
gen in den Raum stellt. Vielen Dank.

Jetzt stehe ich gern noch für eine Nachfrage bereit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Abgeordneter Malsch, CDU:

Herr Kollege Müller, danke, dass ich die Möglichkeit
habe, eine Nachfrage zu stellen. Herr Müller, kön-
nen Sie sich erklären, wie Frau Becker dann auf-
grund Ihrer Äußerung darauf kommt, dass sich die
Koalition zu dem Thema einigt?

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Wir sind dort in ausgesprochen intensiven Gesprä-
chen und ich bin sehr optimistisch, dass wir da eine
Einigung herbeiführen. Wir haben ja noch ein
bisschen Zeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das
„bisschen“ wollen wir mal streichen!)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Primas,
Fraktion der CDU, das Wort.

Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, die Ausführungen des Grünen-Kollegen
und der Beifall von Herrn Adams haben mir gezeigt,
dass Sie nicht wissen, worüber Sie gesprochen ha-
ben. Sie haben keine Ahnung von ThüringenForst,

(Beifall CDU, AfD)

Ihre Ausführungen waren völlig daneben, Sie wis-
sen nicht, was das Einheitsforstamt bedeutet, wel-
che Aufgaben der Forst erledigt. Aber das würde
jetzt zu weit führen, das Plenum hier zu nutzen, Sie
noch aufzuklären. Das schaffe ich nicht.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ach so, das hat damit auch gar
nichts zu tun!)

Sie sind zu tief ideologisch verklemmt. Ich werde es
mal versuchen, wir werden mal einen Antrag ma-
chen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Könnte bei Ihnen ähnlich sein!)

Wir werden mal einen Antrag machen. Schönen
Dank für Ihre Oberlehrerart, aber wenn ich sage

Oberlehrerart, ist das eigentlich schon fast eine Be-
leidigung für den Lehrer. Ich nehme das zurück.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, ich werde im Ausschuss
mal einen Antrag stellen, um das noch einmal zu
erläutern, wie das alles funktioniert, vielleicht wird
es dann was, wenn wir uns ein bisschen mehr Zeit
nehmen dafür, das kriege ich im Plenum nicht hin.

Ich habe mich schon gefragt, wie sich Dagmar
Becker aus dieser Nummer hier herauswindet. Ich
war echt gespannt, wie sie das macht. Wie kommt
sie hier in der Diskussion raus? Ich nehme das so
zur Kenntnis, Dagmar, aber es ist halt das Problem,
dass wir draußen das eine sagen, hier drinnen das
andere sagen. Wir werden aber trotzdem draußen
sagen, was ihr hier drinnen gesagt habt. Das wird
schon so sein.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Egon, des-
wegen haben die nur 10 Prozent!)

Meine Damen und Herren, zunächst möchte ich
dem Ministerpräsidenten für seine klare Haltung in
der Sache danken. Marcus Malsch hat das schon
erwähnt. Es waren kluge und klare Worte, die wir
bei einer Frühjahrstagung des Forstvereins Ende
März von Bodo Ramelow hören durften. Er hat das
kurz darauf vor ebenso vielen Jägern und Grundei-
gentümern auf der Mitgliederversammlung des
Thüringer Verbandes der Jagdgenossenschaften
und einigen Jagdbezirksinhabern wiederholt. Bodo
Ramelow hat sehr überzeugend vorgetragen, dass
man ernsthaft über die 7.000 Hektar des Nationalen
Naturerbes diskutieren muss. Er hat sehr deutlich
gesagt, wer das beschließt – und er meinte die
2.000 Hektar am Possen –, der muss auch das
Geld dafür zur Verfügung stellen. Über die
7.000 Hektar haben wir eben auch schon was ge-
hört. Also sie gänzlich rauszulassen – das Nationa-
le Naturerbe ist an die Bundesländer, die Stiftung
genau zu diesem Zweck gegangen – und jetzt aber
zu sagen, dass man sie zu dem Zweck nicht nimmt,
Staatswald zu nehmen, das ist schon eine schlim-
me Nummer, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

(Beifall CDU, AfD)

Herr Bodo Ramelow weiß sehr genau, wovon er
geredet hat, nämlich von dem Ertragsminus für
ThüringenForst von 800.000 Euro im Jahr und ei-
nem Vermögensverlust von 16 Millionen Euro. Da
kann man natürlich sagen: Was sind denn 16 Millio-
nen Euro bei einem Betriebskapital von über einer
Milliarde? Bei 1,5 Milliarden sind 16 Millionen nicht
viel – darüber kann man diskutieren, aber ich den-
ke, es muss trotzdem gesagt werden.

Zu guter Letzt hat auch der Ministerpräsident den
Nagel auf den Kopf getroffen. Ich will ihn wörtlich zi-
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tieren: Im Koalitionsvertrag steht nicht, den Possen
stillzulegen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Doch!)

Dann hat er in der Öffentlichkeit etwas Falsches ge-
sagt. Aber dann bezichtigen Sie den Ministerpräsi-
denten der Lüge, nicht ich.

So weit zu dem, was der Chef dieser Landesregie-
rung zum Thema zu sagen hat. Ich denke wirklich,
jetzt muss diese Vernunft nun auch noch in Regie-
rungshandeln umgesetzt werden. Weil wir aber wis-
sen, dass genau das – und das haben wir ja gehört
– wieder einmal wegen des kleinsten Koalitions-
partners nicht so recht funktionieren will, haben wir
gedacht, da helfen wir mit und schreiben es mal in
einem Antrag auf, was der Ministerpräsident zum
Wald und seiner besonderen Bedeutung für den
Schutz von Klima, Wasser, Luft, Boden, Tieren und
Pflanzen, für die Kulturlandschaft und den Natur-
haushalt so denkt und äußert. Wir haben gedacht,
wir schreiben mal auf, was die SPD bezüglich der
7.000 Hektar des Nationalen Naturerbes fordert,
nämlich deren sofortige und vollständige Einbezie-
hung in die noch fehlenden Stilllegungsflächen, und
wir haben uns gedacht, wir schreiben wiederholend
in den Antrag, was bereits 2011 Beschlusslage in
diesem Landtag war – nicht im Gesetz, Herr Müller,
im Landtagsbeschluss.

Meine Damen und Herren, alles in allem eine runde
Sache, die helfen soll, die Differenzen in der Lan-
desregierung aufzulösen und zu einem guten Ende
für die nachhaltige Forstwirtschaft mit vielen Ar-
beitsplätzen und der Wertschöpfung im ländlichen
Raum zu kommen. Das wäre guter Naturschutz.

Was nämlich nicht sein darf, meine Damen und
Herren, ist, dass Bodo Ramelow den Förstern ver-
spricht, keine wertvollen Staatswaldflächen stillzule-
gen, während seine Umweltministerin den waldbe-
sitzenden Naturschutzverbänden das Gegenteil
verspricht. Und mit den waldbesitzenden Natur-
schutzverbänden meine ich nicht den Waldbesitzer-
verband – nicht, dass wir da etwas durcheinander-
bringen.

Meine Damen und Herren, der Wald ist wesentli-
cher Teil der natürlichen Lebensgrundlage und er-
füllt landeskulturelle, wirtschaftliche, soziale und ge-
sundheitliche Aufgaben. Die Entwicklung stabiler,
standortgerechter und artenreicher Wälder zum Er-
halt der Biodiversität und zur aktiven Vorbereitung
auf den Klimawandel sind Kernthemen der Zukunft.
Im Hinblick auf den Nutzungsverzicht muss unter
Beachtung der gesellschaftlichen Ansprüche und
der realistischen Einschätzung ihrer Finanzierbar-
keit sowie ihres volkswirtschaftlichen Nutzens eine
forstpolitische Balance zwischen den unterschied-
lichen Interessen hergestellt werden. Im Gesamt-

konzept sind dabei besonders die wirtschaftliche
Entwicklung des oft strukturschwachen ländlichen
Raums in Thüringen, die Bedeutung des Waldes
als Einkommensfaktor für die Waldbesitzer sowie
die im holzbearbeitenden Gewerbe Beschäftigten
und auch die touristischen Potenziale des Waldes
zu beachten.

Grundlage der im Koalitionsvertrag von 2009 verab-
redeten Waldstilllegungsflächen in der Größenord-
nung von 25.000 Hektar war, dass insbesondere
solche Flächen in Betracht kommen sollten, auf de-
nen der Holzeinschlag bereits erfolgt ist. Das muss
man nicht mehr machen, wo schon geerntet ist.
Aber da haben wir damals gedacht, das ist was für
die Waldentwicklung, wo sich das ungestört ent-
wickeln kann – da haben wir auch keine Konflikte
mit der Wirtschaft, das wäre alles erledigt gewesen,
das haben wir alles mit einbezogen – und nach be-
triebswirtschaftlichem Maßstab ein Holzeinschlag
nicht erfolgen soll bei steilen Flächen usw. usf. Wir
stehen nach wie vor dazu. Ich denke, die SPD steht
auch noch dazu und hält sich daran. Damals wurde
nämlich, meine Damen und Herren, gefordert, und
das ist eingeflossen, sogenannte Trittsteinbiotope
besonders auszuweisen, die sich dann ausbreiten.
Heute ist das wieder völlig anders, heute will man
nur zusammenhängende haben. Was ist das
Nächste, was jetzt kommt? Welche Flitzidee ist die
nächste, der wir dann hinterherlaufen? Also ich
denke mal, irgendwo müssen wir schon mal sehen,
dass es zusammenpasst.

Die CDU-Fraktion lehnt aber die Forderung katego-
risch ab, wertvolle Wirtschaftswälder zu Wildnisge-
bieten umzufunktionieren und damit rein ideolo-
gischen Konzepten preiszugeben. Klar ist auch, für
die Stilllegung von Waldflächen über die veran-
schlagten 25.000 Hektar hinaus muss die Forstwirt-
schaft für den jährlichen Kapitalverlust und Einnah-
meverlust entschädigt werden.

Meine Damen und Herren, wenn sich die Umwelt-
ministerin zum Ziel gesetzt hat, die Forstwirtschaft
in Thüringen langfristig zu schwächen,

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Nein, hat sie
nicht! Widerspruch!)

die Artenvielfalt zu reduzieren, die Abholzung ech-
ter Urwälder in anderen Ländern zu fördern, muss
sie nur so weitermachen wie bisher.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Erneuter Wi-
derspruch!)

Wir wollen das jedenfalls nicht. Nachhaltige Wald-
bewirtschaftung, meine Damen und Herren, bedeu-
tet aktiver Naturschutz, sichert Arbeitsplätze und
Wertschöpfung für die Region. Nachhaltige Wald-
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bewirtschaftung bedeutet Klimaschutz und sichert
die stoffliche Nutzung des wertvollen Rohstoffs
Holz. Stilllegungen gefährden nicht nur all dies,
sondern auch die Holzverarbeitung in Thüringen.
Dabei gibt es hervorragende Beispiele dafür, was
man mit dem Rohstoff Holz alles Sinnvolles anfan-
gen kann. Die Firma Pollmeier, der SPD besonders
gut bekannt, stellt zum Beispiel in einem hoch tech-
nologisierten und wirtschaftlichen Verfahren
Schichtholz aus regionalem Buchenholz her, das zu
Trägern, Platten, Paneelen und vielem mehr weiter-
verarbeitet wird. Das ist hoch innovativ und kann
schon heute bei vielen Gebäuden als Tragwerk ein-
gesetzt werden; Stahl und Beton werden überflüs-
sig. Statt dies für noch mehr Wertschöpfung in Thü-
ringen zu nutzen und solche Innovationen weiterzu-
entwickeln, will man nun lieber das Holz im Wald
verfaulen lassen. Sie nehmen in Kauf, dass der Kli-
mawandel durch faulendes Holz beschleunigt wird,

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

statt durch die stoffliche Nutzung des Holzes bei-
spielsweise im Bauwesen Kohlendioxid langfristig
zu speichern, während auf gleicher Waldfläche
neues Holz nachwächst und der Atmosphäre CO2
entzieht. Wissenschaftliche Modellrechnungen be-
legen, dass nachhaltig bewirtschaftete Wälder und
das genutzte Holz eine deutlich bessere Gesamt-
kohlenstoffbilanz aufweisen als unbewirtschaftete
Wälder.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist echt peinlich!)

Meine Damen und Herren, es ist nicht hinnehmbar,
den wichtigsten heimischen nachwachsenden Roh-
stoff Holz nicht zu nutzen. Forschungseinrichtungen
arbeiten weltweit an den Werkstoffen der Zukunft,
hochleistungsfähige Materialien, die aus nachwach-
senden Rohstoffen, vorwiegend aus Holz, mit gerin-
gem Energieverbrauch hergestellt werden können.
Die Ausweisung von Wildnisgebieten und das damit
einhergehende Verbot der nachhaltigen Holznut-
zung bremsen die Entwicklung dieser neuen, um-
weltfreundlichen Holzwerkstoffe und sind deshalb
mit der notwendigen Rohstoffwende unvereinbar.

Deutschland ist bereits heute, das sollte man nicht
vergessen, ein Nettoimportland von Holz und Holz-
produkten. Deshalb muss jeder Kubikmeter Holz,
den wir hier durch Nutzungseinschränkungen nicht
ernten, aus dem Ausland importiert werden, wäh-
rend die Entwicklung von Urwäldern – vorhin wurde
das schon, auch von Herrn Müller, deutlich gesagt
– in neu ausgewiesenen Wildnisgebieten in
Deutschland Jahrhunderte dauern wird, fördern die
damit einhergehenden Verbote der nachhaltigen
Holznutzung schon heute die Abholzung echter Ur-
wälder in anderen Teilen der Welt.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU: So ist es!)

Das ist schlicht, meine Damen und Herren von den
Grünen, dekadent, dass Sie so etwas wollen und
zulassen. Ich war kürzlich Gast des Parlaments in
Kiew in der Ukraine. Die haben dort ein Gesetz be-
schlossen, was untersagt, dass nicht bearbeitetes
Holz ausgeführt wird, genau zu diesem Zweck, des-
halb haben die das Gesetz erlassen, weil nämlich
unsere hingehen, hacken die Karpaten ab und wir
legen hier zu Hause die Wälder still. Wem soll man
das noch erklären?

(Beifall CDU)

Das kann man keinem Menschen erklären. Ich sa-
ge noch mal, das ist dekadent.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Meine Damen und Herren, überzogene Stillle-
gungspläne widersprechen dem Nachhaltigkeits-
prinzip diametral und werden dazu führen, dass in
den betroffenen Wäldern eine ökologische Verar-
mung eintritt. Das ist seit Langem wissenschaftlich
und durch jahrhundertelange forstliche Praxis be-
legt. Wenn die öffentliche Hand dennoch darauf
Wert legt, mit ihrem Vermögen auf diese Weise zu
verfahren, ist das ökonomisch und ökologisch ver-
antwortungslos. Studien belegen eindeutig, dass
die Artenvielfalt im Nutzwald höher ist als im Ur-
wald. Ohne Bewirtschaftung entsteht etwa am Pos-
sen ein reiner Buchenwald und seltene Pflanzenar-
ten, wie zum Beispiel der Frauenschuh, haben kei-
ne Chance mehr.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: So ist es!)

Meine Damen und Herren, auch Folgendes möchte
ich für spätere Generationen im Sitzungsprotokoll
von heute noch einmal nachlesen lassen und zitiere
dabei aus der Petition von Ralf Pollmeier: „Die
Forst- und Holzwirtschaft ist einer der wichtigsten
Arbeitgeber in Thüringen. Das Cluster Forst & Holz
steht auf Platz 4 der Wirtschaftszweige in Thürin-
gen. [...] Allein die angekündigte Ausweisung eines
2.500 Hektar großen Wildnisgebiets rund um den
Possen würde ca. 200 Arbeitsplätze in Thüringen
vernichten (bei einem durchschnittlichen Hiebsatz
von 8 Festmetern pro Hektar). Zusätzlich würden
dem Staat aus der weiteren Wertschätzungskette
Forst und Holz jährliche Steuereinnahmen in Höhe
von 2,20 Mio. Euro entstehen (110 Euro pro Fest-
meter).“

Meine Damen und Herren, zum Tourismusargu-
ment: „Mit dem Nationalpark Hainich gibt es in Thü-
ringen bereits eine circa 5.000 Hektar große, nut-
zungsfreie Laubwaldfläche. Der Nationalpark bietet
mit [seinen angeschlossenen] Attraktionen [...]
einen hohen touristischen Wert. Die Ausweisung
von zusätzlichen Schutzgebieten in unmittelbarer
Nähe führt [...] nicht [etwa zu mehr Gästen], son-
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dern nur zu regionalen Verschiebungen innerhalb
Thüringens.“

Meine Damen und Herren, einige Punkte will ich
nun noch stichpunktartig anführen, sie sind selbst-
erklärend, aber genauso wichtig. Wo keine Forst-
wirtschaft mehr stattfindet, wird auch die Infrastruk-
tur an Wegen nicht aufrechterhalten. Das Wander-
wegenetz wird ausgedünnt. Ich kann mir vorstellen
– ich komme dann noch darauf –, dass es am Pos-
sen vielleicht anders ist. Die Bejagung des Wildes
in stillgelegten Wäldern wird schwieriger. Die Wild-
bestände werden ansteigen, Wildschäden im Wald
und in der angrenzenden Landwirtschaft werden
zunehmen. Buchenwaldgesellschaften sind in einer
Stilllegungskulisse – Frau Becker hat es angeführt
– bereits überrepräsentiert. Auf der Hainleite liegt
bereits ein Reservat von 1.000 Hektar Größe in öf-
fentlicher Hand. Ganz besonders wichtig ist: Circa
20 Prozent des eingeschlagenen Holzes verbleibt
als Energieholz für die örtliche Bevölkerung in der
Region. Mit einem Urwald wäre die Versorgung der
Bevölkerung mit Brennholz in der Region in vollem
Umfang nicht mehr gewährleistet.

Ganz zum Schluss verwundert dann nur Folgen-
des: Landkreis und Kommune haben sich angeblich
für die Stilllegung ausgesprochen, bringen eigene
Waldfläche aber nicht ein. Die Stadt hat
1.300 Hektar, der Kreis 220 Hektar. Man könnte ja
einen Flächentausch machen bei Wertausgleich.
Ich habe mit dem Bürgermeister darüber gespro-
chen und der sagt mir aber, er ist nicht bereit, auch
nur einen Quadratmeter Kommunalwald dafür her-
zugeben. So wichtig ist das Vorhaben, meine Da-
men und Herren.

Was ist zu tun? Über die bereits stillgelegte und
identifizierte Fläche von rund 18.000 Hektar sollten
nur noch solche Flächen einbezogen werden, die
entweder ohnehin nicht nutzbar sind oder wie die
Flächen des Nationalen Naturerbes bereits einer
faktischen Verpflichtung der Nutzungsaufgabe un-
terliegen. Einen signifikanten Beitrag müssten des-
halb in diesem Zusammenhang jene Naturschutzor-
ganisationen bzw. Stiftungen leisten, die selbst
Wald besitzen, ihre Wälder aber aktiv nutzen und
sich bislang nur in überschaubarer Weise zum Nut-
zungsverzicht bei diesen Flächen bekannt haben.

Frau Ministerin, lenken Sie doch ein, ehe Ihnen das
gleiche Schicksal droht wie bei der Kormoranver-
ordnung. Befreien Sie sich und das Ministerium aus
der erdrückenden Umklammerung der Umwelt-
schutzverbände!

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die einschlägigen Verbände sind nicht geeignet da-
zu, vernünftige Umweltpolitik zu machen. Kehren
Sie zurück zu einer wissensbasierten Umweltpolitik!
Hören Sie auf, im Märchenbuch zu lesen! Bei ver-
nünftiger, ideologiefreier Umweltpolitik – das wissen

Sie – können Sie jederzeit auf mich zählen. Um die-
se Dinge sollten Sie sich wirklich kümmern. Ich ha-
be jetzt so einen Flyer, der mir dieser Tage zugeflo-
gen ist, ENL-Projekte – wie das alles funktioniert.
Es funktioniert leider nicht. Es funktioniert die Ab-
rechnung nicht. Es funktioniert die Ausschreibung
nicht. Es haben Sie Leute angeschrieben aus Mit-
telthüringen. Ich kenne Ihre Antwort darauf. Sie ha-
ben es nicht geprüft, was da Fakt ist. Ich könnte Ih-
nen aber all das, was darin steht, bestätigen. Es
funktioniert nicht mit der Aufbaubank, wie wir uns
das wünschen.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Aber da sit-
zen Sie ja nicht!)

Das bedarf wirklich intensiver Nachfrage und Nach-
kontrolle und Nachjustieren, damit es etwas Ver-
nünftiges wird. Um ein ENL-Projekt zu kriegen,
muss man alles Mögliche machen – die Antragskiz-
ze schreiben, dann kommt der Beirat, der sich das
anschaut, dafür gibt es ein Punktesystem. Dann
wird gesagt, der und der kriegt das Projekt. So weit
schön und gut, aber man muss natürlich auch
nachweisen, dass man das Eigentum hat, wo man
das machen will, oder zumindest die Genehmigung
hat von dem, was man machen will. Stimmt es? Es
ist so. Nun soll es ein genehmigtes Projekt vom
BUND geben, die Waldwege im Possen, wenn es
stillgelegt ist, herzurichten in einem Umfang von
900.000 Euro. Da bleibt für die anderen nicht mehr
viel übrig.

Ich frage jetzt mal den Staatssekretär, ob er das
weiß – das ist sein Eigentum, der Forst –, ob die
das genehmigt haben, dass das dort passiert.
Wenn das nicht genehmigt ist, was ist das dann für
ein Projekt? Wie funktioniert das? Das meinte ich
vorhin: Befreien Sie sich aus dieser Umklamme-
rung. Es gibt so viele Sachen, die wir für die Um-
welt machen können. Es hilft uns nichts, das alles
wegzubügeln in einer arroganten menschenverach-
tenden Art, wie Sie es im letzten Plenum hier be-
züglich der Kläranlagen gemacht haben.

(Beifall CDU, AfD)

Das hat mir absolut missfallen, das war wirklich
nichts. Wenn Sie das nicht ändern, dann werden
Sie von den Menschen nicht verstanden. Dann hät-
te ich Ihnen geraten, dem Antrag der AfD letztens
zuzustimmen, die 3-Prozent-Hürde einzuführen.
Denn das wird am Ende das Ergebnis sein, wenn
Sie mit den Menschen weiter so umgehen.

(Beifall CDU, AfD)

Lassen Sie das sein mit dieser Wildnisgeschichte
am Possen, kehren Sie zurück zu einer vernünfti-
gen Umweltpolitik im Sinne von Thüringen! Thürin-
gen hat das nämlich verdient. Schönen Dank und
alles Gute, Frau Ministerin.
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(Beifall CDU, AfD; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Kummer, Fraktion Die Linke, hat
das Wort.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lieber Egon Primas, als
Forstpolitiker der CDU hat man es schon nicht
leicht. Die CDU/CSU-geführte Bundesregierung ist
nun schon seit zwei Legislaturen Vorreiter in Sa-
chen Biodiversitätsstrategie, Waldstilllegung und
neuerdings sogar in Sachen Waldwildnis. Was die
Thüringer Landesregierung in der letzten Legislatur
unter CDU-Führung vorgenommen hat, 5 Prozent
Wald aus der Nutzung zu nehmen, war in Umset-
zung der Bundesbiodiversitätsstrategie. Das, was
diese Landesregierung fortgeschrieben hat, ist
ebenfalls in Umsetzung der Bundesbiodiversitäts-
strategie, 5 Prozent Wald aus der Nutzung zu neh-
men, ein klares Ziel einer CDU/CSU-geführten Bun-
desregierung. Wenn man sich das ansieht, was
sonst noch auf Bundesebene los ist – aktuell Dis-
kussionen zum Beispiel im Freistaat Bayern, CSU-
geführt. Ministerpräsident Seehofer möchte einen
neuen Nationalpark im Frankenwald ausweisen. Ei-
ne Sache, die natürlich, weil angrenzend die Thü-
ringer Säge- und Papierindustrie ist, unmittelbare
Auswirkungen auch auf den Freistaat Thüringen
hat, unmittelbare Auswirkungen auf die Holzversor-
gung unserer holzverarbeitenden Industrie hat. Ei-
ne Geschichte klar von der CSU vorangetrieben,
mit der wir arbeiten müssen. Dann gibt es natürlich
Unverständnis zum Beispiel vom Waldbesitzerver-
band, die ihm gegenüber geäußert wird. Sie müs-
sen agieren und wir erhalten dann einen solchen
Antrag, in dem drinsteht, dass wir zügig die 5-Pro-
zent-Stilllegung in Thüringen umsetzen sollen.

Meine Damen und Herren, ich habe damit ein Pro-
blem, weil sich für mich Forstwirtschaft nicht wie in
der Überschrift des CDU-Antrags nur aus einem
Gleichgewicht von Ökonomie und Ökologie dar-
stellt, sondern Forstwirtschaft muss nachhaltig sein.
Da gehört der soziale Faktor mit dazu – ein wichti-
ger Anspruch, den wir auch im Waldgesetz an den
Staatsforst in besonderer Weise stellen. Eine Wald-
stilllegung braucht eine intensive Abwägung. Für
mich gehört dazu, dass in dem Zusammenhang
über naturschutzfachliche Belange nachgedacht
wird. Und, Herr Primas, das verträgt sich nicht mit
der Aussage, dass Flächen genommen werden sol-
len, wo der Holzeinschlag bereits erfolgt ist. Das
Thüringer Waldgesetz

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU)

– ja –, Herr Primas, verbietet Kahlschläge. Das
heißt, die übliche Forstbewirtschaftung – bei Thü-

ringenForst ist, dass man alle fünf bis zehn Jahre
auf die Fläche geht und im geringen Maß eingreift,
um die Bestandsstabilität nicht zu gefährden und ei-
ne nachhaltige Nutzung des Zuwachses zu gene-
rieren. Das heißt, wir haben auf allen Flächen einen
relativ hohen Vorrat, was uns auch durch die Bun-
deswaldinventur beschieden wurde. Dementspre-
chend gibt es keine Flächen, die beräumt sind, wo
die Natur sich dann frei entwickeln kann. Wenn ich
eine Fläche beräume, dann sehen wir es auf den
Kyrill-Flächen, welche Probleme daraus resultieren.
Dann habe ich nämlich den Waldcharakter verloren
und dann wächst zuallererst einmal die Brombeere
und alles mögliche andere und ich habe massive
Schwierigkeiten, eine solche Fläche in der nächs-
ten Zeit wieder zu Wald werden zu lassen. Diese
Zielvorgabe passt auf keinen Fall. Das hat auch
nichts mit einer nachhaltigen Forstwirtschaft zu tun.

Meine Damen und Herren, was wollen wir mit dem
Stilllegungsziel im Koalitionsvertrag? Ich unterteile
das mal in zwei Punkte. Der erste Punkt, das 5-Pro-
zent-Flächenziel innerhalb dieser Legislaturperiode
umzusetzen. Was war für mich Anlass, ein solches
Ziel zu unterschreiben? Der Anlass war das Verhal-
ten des früheren Umweltministers Jürgen Reinholz.
Jürgen Reinholz hat in der Öffentlichkeit verkündet,
welche Waldflächen er stillgelegt hat, unter ande-
rem eine Fläche Brandesbachtal.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Kannst du
nicht warten, bis er wieder da ist?)

Dann müssten wir die Sitzung noch ein Stückchen
vertagen, Herr Mohring.

Wie gesagt, Brandesbachtal hat er als stillgelegt
verkündet. Was dann aber in der nächsten Verwal-
tungsratssitzung von ThüringenForst offensichtlich
nicht erfolgte, war, dass die Fläche entsprechend
abgeschrieben wurde. Das hätte sich aber gehört.
Die Fläche befand sich im Besitz von Thüringen-
Forst und ThüringenForst ist eine Anstalt öffentli-
chen Rechts. Die müssen eine Bilanz erstellen.
Und in dieser Bilanz muss ich darstellen, auf wel-
chen Flächen ich wirtschafte. Wenn ich eine Fläche
aus der Bewirtschaftung nehme, hat eine Sonder-
abschreibung zu erfolgen. Das erfolgte nicht. Also
war die Fläche nicht aus der Nutzung genommen.
Die Öffentlichkeit war nur veralbert. Das ist ein
Punkt, wo ich gesagt habe, das darf uns nicht wie-
der passieren. Wenn Stilllegung ernst gemeint ist,
dann muss sie sich auch rechtlich abgesichert und
real in der Umsetzung befinden. Das ist für mich ein
Punkt, bei dem ich sage, das ist das Ziel beim Koa-
litionsvertrag gewesen.

Wie sichere ich das Stilllegungsziel ab? Da ging es
mir – das muss ich dazu sagen, offensichtlich gibt
es da auch unterschiedliche Sichtweisen, über die
noch geredet werden muss – nicht vor allem in ers-
ter Linie darum, dass in dem Wald bis zu einem be-
stimmten Zeitpunkt dann keine Kettensäge mehr
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zum Einsatz kommen darf, weil das gar nicht die
Frage ist. Wenn ich aus bestimmten Gründen in ei-
nem Wald noch eingreifen muss, Gründe, die dem
Naturschutz dienen, wenn ich zum Beispiel eine
Moorrenaturierung in einem Wald durchführe und
ich sage, ich muss in dem Moor noch Bäume raus-
nehmen, bevor die Wiedervernässung des Moores
dazu führt, dass Bäume dort nicht mehr wachsen
können, dann ist das eine Frage des Naturschut-
zes, dann dient es einem künftigen Stilllegungskon-
zept. Wenn ich in einen Wald aus Verkehrssiche-
rungsgründen noch eingreifen muss, wenn ich in
einen Wald noch eingreifen muss, um zu verhin-
dern, dass der Borkenkäfer sich auf Nachbarwälder
ausbreitet, die nicht im Eigentum des Freistaats
Thüringen stehen, dann sind das alles aus meiner
Sicht legale Ziele, die sich mit einer Stilllegung ver-
einbaren lassen. Wichtig ist die vertragliche Siche-
rung. Und diese vertragliche Sicherung haben wir
bei den Nationalen Naturerbeflächen gegeben.

Ich weiß nicht, wer es vorhin angesprochen hat,
dass die Deutsche Bundesstiftung Umwelt zum Bei-
spiel, dass die Naturschutzstiftungen Geld verdie-
nen würden mit den Nationalen Naturerbeflächen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das hat kei-
ner gesagt!)

Wer sich die Vertragsgestaltung des Bundes mal
ansieht, die ist so stringent, dass, wenn aus den
Eingriffen, die noch durchgeführt werden nach ei-
nem Managementkonzept, das wissenschaftlich be-
gleitet ist, das auch vom Bund abgenickt wurde,
das im Sinne der Stilllegung erfolgt, Überschüsse
entstehen, diese an den Bund abzuführen sind. Da
kann keiner Gewinn machen.

Dementsprechend sind diese Flächen klar mit ei-
nem Stilllegungsziel versehen, vertraglich gesi-
chert, und das hat Festigkeit ähnlich einer Natur-
schutzgebietsverordnung. Das ist für mich ein ho-
her Wert, den diese Flächen haben. Die Frage wird
sein, wie die anderen Stilllegungsflächen in einer
ähnlichen Qualität gesichert werden können. Dazu
müssen wir uns auch noch verständigen. Das ist
auch eine Geschichte, meine Damen und Herren,
die Zeit braucht.

Ich will zu einem zweiten Punkt kommen. Das ist
die Frage der Großflächigkeit von Stilllegung. Da ist
der Punkt, dass im Koalitionsvertrag drei Suchräu-
me stecken, wo insbesondere großflächige Stillle-
gungen erfolgen sollen. Das ist auf der einen Seite
das Biosphärenreservat Vessertal. Im Biosphären-
reservat Vessertal sind zusammen über
1.000 Hektar der Nutzung dauerhaft entzogen, aber
sie liegen nicht am Stück. Das heißt, Herr Müller
hatte vorhin die 1.000 Hektar beschrieben als Ziel-
stellung für großflächige Stilllegung. Das geht im
Vessertal nicht, denn man hätte die Biosphärenre-
servatsverordnung ändern müssen und dann hätte
es das Einvernehmen der Kommunen nicht mehr

gegeben. Deshalb wird es also eine über
1.000 Hektar große Stilllegungsfläche im Vessertal
nicht geben.

Es ist der Bereich Inselsberg/Wartburg im Koali-
tionsvertrag mit benannt worden und es ist der Be-
reich Hainleite/Possen im Koalitionsvertrag mit be-
nannt worden. Ich kann zumindest sagen, dass wir
im Bereich Hainleite/Possen eine von allen Seiten
anerkannte großflächige Stilllegung im Bereich der
westlichen Hainleite der DBU-Fläche haben. Das
bestreitet niemand. Es sind aber drei Stilllegungs-
flächen, drei großflächige Stilllegungsflächen, die
wir mindestens ausweisen wollen. Ich sehe die Ho-
he Schrecke als großflächige Stilllegung auf jeden
Fall noch und wir haben mit der DBU-Fläche im
Pöllwitzer Wald auch eine Fläche, die weit über
1.000 Hektar groß ist. Da sind einzelne Flächen
drin, die noch in Zukunft eine Bewirtschaftung im
Sinne des Naturschutzes erfordern; Heideflächen,
die frei gehalten werden sollen, im Moorstandort.
Das habe ich vorhin schon als Beispiel erwähnt.
Aber deshalb blieben trotzdem noch weitere
1.000 Hektar für eine Stilllegung übrig. Wir müssen
jetzt klären, wo von dem Suchraum abgewichen
werden kann, um die Ziele des Koalitionsvertrags
zu erfüllen. Auch das muss gründlich überlegt sein,
auch das braucht seine Zeit.

Ich will auch eines dazu sagen, Herr Primas: Was
ich nicht haben möchte, ist, dass wir perspektivisch
eine Stilllegung von weit über 26.000 Hektar haben.
Dementsprechend muss ins Auge gefasst werden,
welche anderen Stilllegungsnotwendigkeiten es in
der Zukunft noch geben wird. Dazu gehört zum Bei-
spiel, wenn man ein Biosphärenreservat Südharz
betrachtet, dass man auch für ein Biosphärenreser-
vat Südharz eine verpflichtende Kernzone von
3 Prozent hätte. Und diese verpflichtende Kernzone
müsste aus der Nutzung genommen werden. Das
müsste sich in einem Stilllegungskonzept widerfin-
den. Frankenwald hatte ich vorhin schon gesagt.
Wenn da irgend etwas im Plan ist, müsste auch so
etwas mit Berücksichtigung finden. Das sind die
Dinge, die gründlich abgewogen werden müssen,
weshalb Ihr „zügig“ in Ihrem Antrag aus meiner
Sicht nicht geht.

Ich will noch zu dem Punkt kommen, dass die so-
zialen Aspekte eine Rolle spielen müssen, dass die
Nachhaltigkeit eine Rolle spielen muss. Ja, ich ha-
be – Frau Becker hat es vorhin schon angespro-
chen – eine Anfrage gestellt, wie viel Wald Thürin-
genForst bewirtschaften kann, ohne dass es dabei
Wirtschaftseinschränkungen gibt, weil die Diskus-
sion sehr intensiv war, die da besagte: Wir reden
über 5 Prozent Flächenstilllegung bei Thüringen-
Forst, auf den anderen 95 Prozent kann ja normal
gewirtschaftet werden. Das Waldgesetz sagt dem
Staatswald nicht umsonst zu, dass er eine beson-
dere Rolle bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben
hat. Diese besondere Rolle führte dazu, dass offen-
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sichtlich von den rund 200.000 Hektar, die Thürin-
genForst hat, nur noch reichlich 70.000 Hektar oh-
ne Schutzgebietsauflagen übrig geblieben sind, wo-
bei dabei nicht im Fokus ist – das konnte das Infra-
strukturministerium nicht ermitteln –, wie viele Flä-
chen davon unter Stromleitungen liegen, wo wir al-
so wissen, darunter kann ich noch Weihnachtsbäu-
me züchten, aber keine normalen hiebreifen Bäume
für eine Stammholznutzung. Also auch diese über
70.000 Hektar werden es am Ende nicht sein, son-
dern noch weniger.

Das erklärt übrigens auch, warum ThüringenForst
nicht wie ein Privatwaldbesitzer zum Beispiel oder
auch mancher Kommunalwald am Jahresende
einen Überschuss von über 100 Euro pro Hektar er-
wirtschaften kann – eben weil gerade diese ande-
ren gesellschaftlich gewollten Zielstellungen in den
vergangenen Jahren in den Staatswald gelegt wor-
den sind und dementsprechend ThüringenForst vie-
le andere Aufgaben auf diesen Flächen zu erfüllen
hat. Und das müssen wir auch bei der künftigen Fi-
nanzierung der Forstanstalt berücksichtigen.

Wir müssen es aber auch berücksichtigen, wenn
wir in der Abwägung bezüglich des nachhaltigen
Vorgehens bei der Versorgung unserer Holzindus-
trie mit Rohstoffen sind. Und ich sage mal: Zur Lö-
sung des Gesamtproblems müssten wir wahr-
scheinlich in Thüringen auch in den Fokus nehmen,
dass der Holzverbrauch insgesamt reduziert wer-
den müsste. Ich habe da heute früh beim Umweltin-
formationsgesetz zum Papierverbrauch des Land-
tags noch einiges gesagt. Ich glaube, es gibt viele
Stellen, wo man den Holzverbrauch noch reduzie-
ren kann. Das wäre ein großes Stück auf dem Weg
zu einer nachhaltigen Forstwirtschaft und zur Reali-
sierung all der Wünsche, die wir an ThüringenForst
haben. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt
keine weiteren Wortmeldungen vor. Für die Lan-
desregierung hat Staatssekretär Sühl das Wort.

Dr. Sühl, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten, der Antrag der CDU-Fraktion
bezieht sich auf das im Koalitionsvertrag formulierte
Ziel, aufbauend auf dem von der bisherigen Lan-
desregierung verfolgten 25.000-Hektar-Ziel mindes-
tens 5 Prozent des Waldes in Thüringen dauerhaft
der forstwirtschaftlichen Nutzung zu entziehen. Die
Landesregierung ist sich bewusst darüber, dass ei-
ne Aufgabe der forstwirtschaftlichen Nutzung kon-
fliktträchtig ist, denn an unsere Wälder werden viel-
fältige und zunehmende gesellschaftliche Ansprü-

che bezüglich der Nutz-, Schutz- und Erholungs-
funktion gestellt. So sind bereits heute auf rund
65 Prozent der Staatswaldfläche der Landesforst-
anstalt naturschutzrechtliche, wasser- und boden-
schutzrechtliche Bestimmungen oder standörtliche
Gegebenheiten bei der Bewirtschaftung unserer
Wälder zu beachten. Moderne, nachhaltige Forst-
wirtschaft hat vor diesem Hintergrund das Ziel, dau-
erhaft und optimal die vielfältigen ökonomischen,
ökologischen und sozialen Leistungen des Waldes
zum Nutzen gegenwärtiger und zukünftiger Gene-
rationen sicherzustellen, ohne dabei die Leistungs-
fähigkeit der Wälder zu überfordern. Es ist deshalb
sehr erfreulich, dass durch die naturnahe Waldbe-
wirtschaftung die Wälder seit der politischen Wende
naturnäher, stabiler, vorratsreicher und leistungsfä-
higer geworden sind. Dies wird durch die Ergebnis-
se der Bundeswaldinventuren eindrucksvoll unter-
mauert.

Was aber fehlt, meine sehr verehrten Damen und
Herren, sind unberührte Bereiche, in denen die
ökologischen Gesetzmäßigkeiten ohne Einfluss
durch eine menschliche Bewirtschaftung direkt wir-
ken können und in denen Bäume auch flächig in Al-
ters- und Zerfallsphasen übergehen können, die in
Wirtschaftswäldern nur gering vertreten sind. Des-
halb haben sich die Regierungsparteien darauf ge-
einigt – aufbauend auf dem von der vorangegange-
nen Landesregierung verfolgten Ziel –, die Aufgabe
der forstwirtschaftlichen Nutzung auf 5 Prozent der
Waldfläche in Thüringen in den Koalitionsvertrag
aufzunehmen. Dieses 5-Prozent-Ziel des Koali-
tionsvertrags geht dabei auf die im Jahr 2007 ver-
abschiedete Nationale Strategie zur biologischen
Vielfalt der Bundesregierung zurück. Diese hat sich
darin unter anderem das Ziel gesetzt, dass bis
2020 der Flächenanteil der Wälder in Deutschland
mit natürlicher Waldentwicklung 5 Prozent der
Waldfläche betragen soll. Bereits die Thüringer Vor-
gängerregierung hatte dieses Ziel der Nationalen
Strategie zur biologischen Vielfalt aufgegriffen und
in Form der in der Koalitionsvereinbarung von 2009
enthaltenen Zielstellung, 25.000 Hektar Wald für
die Förderung der Artenvielfalt und des Biotopver-
bunds unter Beachtung betriebswirtschaftlicher
Grundsätze aus der forstwirtschaftlichen Nutzung
zu nehmen, politisch verankert. Weitergehend hat
der Thüringer Landtag im Dezember 2011 dieses
Ziel per Beschluss bestätigt und es auch in die Prä-
ambel des Thüringer Gesetzes über die Errichtung
der Anstalt öffentlichen Rechts ThüringenForst auf-
genommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wo ste-
hen wir aktuell? Bezogen auf die Sollgröße von
26.187 Hektar haben wir bereits 17.964 Hektar
oder fast 70 Prozent erreicht. Wir sind uns einig,
dass ohne ausdrückliche Zustimmung des jeweili-
gen Eigentümers keine Privat- oder Kommunal-
waldflächen einbezogen werden. Der Festlegung
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im Koalitionsvertrag entsprechend wollen wir groß-
flächige Stilllegungsobjekte in den Bereichen Wart-
burg/Inselsberg und Hainleite/Possen etablieren. Im
Bereich des Biosphärenreservats Vessertal/Thürin-
ger Wald sollen unter Bezug auf den mehrjährigen
Dialogprozess im Zusammenhang mit der Erweite-
rung des Biosphärenreservats über die neue Kern-
zonenkulisse hinaus keine weiteren Flächen aus
der Nutzung genommen werden. Und, meine Da-
men und Herren, wir wollen Waldflächen des Natio-
nalen Naturerbes in die Stilllegungskulisse einbe-
ziehen.

Die Waldflächen des Nationalen Naturerbes spielen
deshalb eine wichtige Rolle, da gemäß den gelten-
den Rahmenvereinbarungen für den Lebensraum
Wald das übergeordnete Ziel darin besteht, Wald-
bestände möglichst schnell einer natürlichen Ent-
wicklung zuzuführen. Der künftige Wald soll sich
dabei an der potenziell natürlichen Vegetation
orientieren und wird in Leitbildern festgelegt. So-
bald die angestrebten Waldbilder erreicht sind, wer-
den keine Eingriffe mehr vorgenommen. Wälder,
die bereits naturnah sind, werden daher sofort aus
der Nutzung genommen. In naturfernen Wäldern
können in einem befristeten Übergangszeitraum
noch naturschonende waldbauliche Maßnahmen
zur Erhöhung der Naturfläche sowie zur Gewähr-
leistung des Forstschutzes umgesetzt werden. In-
sofern, meine Damen und Herren, ist es unstrittig,
diese Wälder in die Überlegungen zur Bestimmung
der 5-Prozent-Erfüllungskulisse einzubeziehen. Be-
züglich der Fragen, in welchem Umfang und zu
welchem Zeitpunkt die Waldflächen des Nationalen
Naturerbes eingerechnet werden und ob eine Ent-
schädigung für die Landesforstanstalt denkbar ist,
dauern die Abstimmungen in der Landesregierung
noch an. Ich gehe aber davon aus, dass wir zeitnah
zu einem Abschluss kommen werden und bedanke
mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Danke, Herr Staatssekretär. Es ist keine Aus-
schussüberweisung beantragt. Ich sehe auch keine
Wortmeldung mehr. Ich schließe damit die Bera-
tung und wir kommen zu Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der CDU. Frau Abgeordnete
Tasch?

Abgeordnete Tasch, CDU:

Wir beantragen namentliche Abstimmung.

Vizepräsidentin Jung:

Es ist namentliche Abstimmung für den Antrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/3903 beantragt.

Ich bitte die Schriftführer, die Stimmkarten einzu-
sammeln. Ich eröffne die Abstimmung.

Hatten alle die Gelegenheit, ihre Karte abzugeben?
Ich schließe die Abstimmung und bitte um Auszäh-
lung.

Ich darf Ihnen das Abstimmungsergebnis bekannt
geben. Es wurden 72 Stimmen abgegeben: mit Ja
stimmten 30, mit Nein 42 (namentliche Abstimmung
siehe Anlage 3). Damit ist der Antrag der Fraktion
der CDU mit Mehrheit abgelehnt.

Ich schließe den Tagordnungspunkt und rufe auf
den Tagesordnungspunkt 14

Vorlage eines Zwischenberich-
tes ohne Wertungsteil durch
den Untersuchungsausschuss
6/2 „Aktenlager Immelborn“
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/3905 -

Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung? Das kann ich nicht erkennen. Ich eröffne
die Beratung und erteile Abgeordnetem Scherer,
Fraktion der CDU, das Wort.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
die Fraktion der CDU hat den vorliegenden Antrag,
den Zwischenbericht für den Untersuchungsaus-
schuss 6/2 ohne Wertungsteil zu erstellen, im Ple-
num gestellt, weil die Mitglieder der Koalitionsfrak-
tionen im Untersuchungsausschuss entgegen den
gesetzlichen Vorgaben beschlossen haben, bereits
in dem zu erstellenden Zwischenbericht eine tat-
sächliche und politische Bewertung vorzunehmen,
und weil dieses Vorgehen dem Auftrag des Parla-
ments nicht gerecht wird.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Scherer, Entschuldigung. Meine
Damen und Herren Abgeordneten, ich bitte, die Ge-
spräche hier im Raum einzustellen und dem Abge-
ordneten am Rednerpult auch die notwendige Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Jawohl!)

Abgeordneter Scherer, CDU:

Das ist ein interessanter juristischer Vortrag.

Die Debatte um den zulässigen Inhalt des vom Ple-
num des Landtags angeforderten Zwischenberichts
hat bereits in der 73. Sitzung des Untersuchungs-
ausschusses am 26. Januar begonnen, in der Kol-
lege Tischner dargelegt hat, dass in einem Zwi-
schenbericht, der sich auf nicht abgeschlossene
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Teile des Untersuchungsauftrags bezieht, eine Be-
wertung des vorläufigen ermittelten Beweisergeb-
nisses und eine politische Bewertung nichts zu su-
chen haben. Zutreffend hat Herr Tischner darauf
hingewiesen, dass eine Bewertung auf einer nicht
feststehenden Tatsachengrundlage zu einer Täu-
schung und Irreführung des Parlaments und der Öf-
fentlichkeit und einer Verzögerung des Verfahrens
führen würde, was von den Koalitionsfraktionen of-
fenbar gewünscht oder auch beabsichtigt wird. Die
Motivlage der Koalition unter Führung der Vertreter
der SPD-Fraktion zu dieser Verfahrensweise dürfte
auf der Hand liegen, nämlich die anstehende Wie-
derwahl des Genossen Hasse als Landesbeauf-
tragter für den Datenschutz und die Informations-
freiheit vorzubereiten, was politisch nur durchsetz-
bar wäre, wenn dieser als Betroffener durch das Er-
gebnis der Untersuchung entlastet würde. Aber so
weit wird es nicht kommen. Das Rechtsgutachten,
das die Koalition im Untersuchungsausschuss mit
allen Kräften zu verhindern versucht, wird massive
Rechtsverletzungen durch den Landesbeauftragten
nachweisen und vor allem dessen politische Ab-
sichten aufdecken.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das ist jetzt
aber keine Wertung?!)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das war jetzt wertungsfrei?)

Das ist ein Blick in die Zukunft, ja. – Alles wieder
beruhigt? Sie müssen sich an Ihre eigenen Vorga-
ben halten, Herr Adams. Nicht dazwischenrufen,
haben Sie hier am Pult vertreten.

(Beifall CDU)

Nicht dazwischenrufen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Der Vor-Zwischenruf, der das Re-
den verhindert, war das Problem!)

Ach so, ja? Beim nächsten Mal erinnere ich Sie
dran, wenn Sie es wieder machen.

Also, meine Damen und Herren, mittlerweile hat der
Wissenschaftliche Dienst der Landtagsverwaltung
eine gutachtliche Stellungnahme darüber erstellt,
was zulässiger Inhalt eines Zwischenberichts ist.
Nach dem Ergebnis dieses Gutachtens gehört in
einen Zwischenbericht zum Stand des Verfahrens
die Darstellung des Verlaufs des Untersuchungs-
verfahrens und des Stands der Beweisaufnahme,
wobei die bisher durchgeführten Zeugenverneh-
mungen und die Inhalte der bereits verlesenen Ur-
kunden wiederzugeben sind. Das Gutachten kommt
weiter zu dem Ergebnis, dass zu abgeschlossenen,
klar abgrenzbaren Teilen der Beweisaufnahme ein
Ergebnis, das heißt eine Bewertung zu diesen Tei-
len stattfinden kann, allerdings nur, soweit dies oh-

ne Vorgriff auf die Beweiswürdigung der übrigen
Untersuchungsaufträge möglich wäre.

Schließlich stellt das Gutachten noch fest, dass für
die Frage, ob einzelne klar abtrennbare Teile der
Untersuchung abgeschlossen sind, der qualifizier-
ten Minderheit im Ausschuss ein Mitbestimmungs-
recht zukommt. Hinsichtlich dieser Abgeschlossen-
heit klar abtrennbarer Teile der Untersuchung
besteht wohl Einigkeit unter allen Mitgliedern des
Ausschusses, dass es solche abgeschlossenen
Teile schlicht nicht gibt. Sinn und Zweck eines Zwi-
schenberichts ist es, dem Plenum Informationen
über den derzeitigen Stand des Verfahrens und den
bisherigen Fortgang der Arbeit des Untersuchungs-
ausschusses zukommen zu lassen, nicht hingegen
dem Ausschuss eine zwangsläufig unvollständige,
weil verfrühte politische Wertung des bisherigen
Verfahrensgangs abzufordern. Ein Zwischenbericht
mit Wertungsteil wäre stets mit dem Makel behaftet,
unvollständig oder sogar im Ergebnis späterer Zeu-
genvernehmungen und Beweiserhebungen fehler-
haft zu sein. Die Einfügung politischer Wertungen in
einen Zwischenbericht ist daher durch Ziel und
Zweck des § 28 Abs. 5 Thüringer Untersuchungs-
ausschussgesetz nicht gedeckt. Mit einem derarti-
gen Zwischenbericht würde nicht nur die Qualifika-
tion oder Sachkunde des Ausschusses infrage
gestellt, sondern es würde auch seine Arbeit in den
Augen der Öffentlichkeit diskreditiert.

(Beifall CDU)

Der Unterschied zwischen einem Zwischenbericht
und einem Abschlussbericht besteht eben darin,
dass der Abschlussbericht den Regelfall der Been-
digung einer parlamentarischen Untersuchung dar-
stellt und deshalb neben den Ergebnissen auch die
Bewertung der festgestellten Tatsachen einschließt.
Ein Zwischenbericht hingegen schließt die parla-
mentarische Untersuchung gerade nicht ab. Es
handelt sich um einen sogenannten unechten Teil-
bericht, dem noch ein Abschlussbericht folgen wird.
Ein Bedürfnis für die Formulierung irgendeines Er-
gebnisses besteht nicht, da dieses dem Ab-
schlussbericht vorbehalten ist, der in Kenntnis aller
Zeugenaussagen und in Kenntnis der sonstigen
Beweiserhebungen nicht mehr dem Vorbehalt der
Vorläufigkeit unterworfen ist. Hätten wir im Untersu-
chungsausschuss abgeschlossene Teile, so könn-
ten diese in einem abschließenden sogenannten
echten Teilbericht dem Parlament vorgelegt wer-
den. In der Regel werden aber solche Teilberichte
nur dann erstattet, wenn ein Untersuchungsaus-
schuss absehen kann, dass der Auftrag des Unter-
suchungsausschusses nicht vor Ablauf der Wahlpe-
riode erledigt werden kann. In dieser Konstellation
kann das bisherige Ergebnis der Untersuchung
dann formuliert werden, weil es sich der Sache
nach eigentlich um einen Abschlussbericht handelt.
Im Ergebnis folgt aus dem Unterschied zwischen
echtem und unechtem Zwischenbericht, dass bei
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dem vorliegenden Zwischenbericht keine Wertun-
gen erfolgen dürfen, woran auch der Verweis in
§ 28 Abs. 5 Satz 2 Untersuchungsausschussgesetz
nichts ändert. Der umfassende Verweis in § 28
Abs. 5 ist im Lichte des § 28 Abs. 1 und damit im
Lichte von Sinn und Zweck eines Zwischenberichts
zu interpretieren. Dies folgt schon aus dem Wort-
laut, der dem Abschlussbericht die Aufgabe zu-
weist, das Ergebnis der Untersuchung mitzuteilen.
Ein solches Ergebnis kann indes bei einem Zwi-
schenbericht nicht mitgeteilt werden, da die Arbeit
des Ausschusses zum Zeitpunkt der Vorlage noch
gar nicht abgeschlossen ist. Ein Ergebnis der Un-
tersuchung liegt zum Zeitpunkt der Erstellung des
Zwischenberichts nicht vor, was zu einer einschrän-
kenden Interpretation des Verweises in Absatz 5
führt. Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, dass
sich der Verweis in § 28 Abs. 5 Satz 2 auch auf
§ 28 Abs. 1 Satz 2 bezieht, wonach das Ergebnis
der Untersuchung zu begründen ist – das Ergebnis
der Untersuchung. Das kann aber nur dann begrün-
det werden, wenn aus der abgeschlossenen Be-
weisaufnahme sämtliche Erkenntnisse vorliegen.
Ansonsten wäre eine Begründung der Ergebnisse
der Untersuchung stets unvollständig, lückenhaft
und würde dem Untersuchungsauftrag nicht genü-
gen. Aus alledem folgt, dass ein Zwischenbericht
bei nicht abgeschlossenen Untersuchungsgegen-
ständen keinen Wertungsteil enthalten darf. Ein
derartiger Bericht kann keine tragfähige Grundlage
für eine politische Bewertung durch Parlament und
die Öffentlichkeit darstellen, da der zu untersuchen-
de Sachverhalt unter einem eingeengten Blickwin-
kel dargestellt würde und der falsche Eindruck er-
weckt würde, der Bericht spiegle das Ergebnis der
Beweisaufnahme über abgeschlossene Teile des
Untersuchungsgegenstands wider. Sofern ein Zwi-
schenbericht mit Wertungsteil beschlossen würde,
stellt dies einen Gesetzesverstoß dar und verletzt
die Rechte der Minderheit im Untersuchungsaus-
schuss. Ein derartiger Mehrheitsbeschluss würde
dazu missbraucht, das Verfahren, das durch die
bisherige Erstellung der Teile A bis C schon erheb-
lich verzögert wurde, weiter zu verzögern. Rechts-
missbräuchlich ist auch die mit dem Zwischenbe-
richt verfolgte Absicht für die anstehende beabsich-
tigte Wahl des Betroffenen, um diesem eine weiße
Weste zu bescheinigen, obwohl

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist schlicht und ergrei-
fend eine Unterstellung, Herr Scherer!)

– ja, in meinen Augen ist das die Absicht des Wer-
tungsteils im Zwischenbericht –

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: In meinen Augen ist das eine Un-
terstellung!)

die Klärung von Kernfragen der Untersuchung, die
auf rechtlichem Gebiet liegen, von den Koalitions-
parteien im Ausschuss verhindert wird.

Abschließend will ich noch darauf hinweisen, dass
Untersuchungsausschüsse, die in Rheinland-Pfalz
zum Beispiel Zwischenberichte vorgelegt haben,
stets in ihren Berichten darauf hingewiesen haben,
dass zu nicht abgeschlossenen Untersuchungstei-
len keine Würdigung der Beweisergebnisse stattfin-
det – nachzulesen in diversen Drucksachen des
Landtags von Rheinland-Pfalz. Bemerkenswerter-
weise ist § 28 Abs. 5 Thüringer Untersuchungsaus-
schussgesetz parallel oder gleichlautend mit der
entsprechenden Vorschrift in § 28 Abs. 5 UAG
Rheinland-Pfalz. Dies sollte Ihnen, meine Damen
und Herren aus den Koalitionsfraktionen, noch mal
zu denken geben, ob Sie wirklich diesen Zwischen-
bericht mit einem Wertungsteil versehen wollen.
Danke schön.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Rudy
das Wort.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, am 26. Januar fas-
ste dieses Hohe Haus einen Beschluss, den man
nur als unnötig bezeichnen kann. Mit den Stimmen
von Linken, SPD und Grünen wurde die Anferti-
gung eines Zwischenberichts zur Causa „Mögliches
Fehlverhalten des Datenschutzbeauftragten im Ak-
tenlager Immelborn“ gefordert. Schon in der damali-
gen Beratung setzten wir uns dafür ein, dass dieser
Zwischenbericht nicht angefertigt werden muss. Wir
lehnen den Antrag der Koalitionsfraktionen ge-
schlossen ab.

Warum? Das ist ganz klar: Die Erstellung eines
Zwischenberichts ist aufwendig, kostet den Aus-
schuss wertvolle Zeit. Zeit, die fehlt, um den Unter-
suchungsausschuss zu einem Ende zu bringen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das stimmt doch nicht, Herr
Rudy!)

Als Zieldatum war im damaligen Antrag der 31. Mai
2017 vorgesehen gewesen. Offensichtlich wurde
bis heute kein Zwischenbericht vorgelegt – auch
das ist als Bestätigung meiner damals schon vorge-
tragenen Bedenken zu sehen. Das Anfertigen des
Berichts dauert länger als gedacht. Und warum
dauert es so lange? Diese Frage lässt sich in aller
Kürze beantworten: Die Koalitionsfraktionen bean-
tragen nicht nur einen Bericht darüber, was der
Ausschuss bereits getan hat, sondern auch noch
einen Wertungsteil zu dieser Tätigkeit.

7522 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 88. Sitzung - 22.06.2017

(Abg. Scherer)



Die einfache Darstellung über die angehörten Zeu-
gen, die in Augenschein genommenen Beweis-
stücke, die Gliederung des Untersuchungsverfah-
rens und Ähnliches mehr hätte dem Landtag bereits
vorgelegt werden können. Der Wertungsteil geht je-
doch weit über eine solche einfache Aufstellung hi-
naus. Es soll eben eine Wertung enthalten. Die
Wertung ist leider eben nichts wert. Ein Zwischen-
bericht kann vollkommen am Gesamtergebnis vor-
beigehen. Es ist nicht sinnvoll, eine Wertung vorzu-
nehmen, bevor man einen Sachverhalt wirklich um-
fänglich untersucht hat. Der Ausschuss hat leider
noch keinen Aspekt wirklich abgeschlossen und
deshalb sollten wir auf eine Wertung verzichten. Es
kann nicht Ziel des Landtags sein, durch vorwegge-
nommene Ergebnisse möglicherweise falsche
Schlüsse zu ziehen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordnete Henfling das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, sehr geehrte Präsidentin,
ich fange mal bei der AfD an mit dem Vorwurf, der
Zwischenbericht würde wertvolle Zeit des Untersu-
chungsausschusses an sich binden und wir könn-
ten ja gar nichts anderes machen. Ein kurzer Blick
– und Herr Rudy, das müsste Ihnen ja als Mitglied
dieses Untersuchungsausschusses aufgefallen sein

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Kurzer Blick kann er!)

– ja – in unsere Sitzungsdauer an den Montagen,
an denen wir sitzen: Wir sitzen trotz nicht unterbro-
chener Beweisaufnahme bei Weitem nicht bis
18.00 Uhr, sondern wir sind immer deutlich früher
fertig, wir haben mittlerweile längere Pausen zwi-
schendurch. Sie müssen mir wirklich mal ernsthaft
erklären, wo der Zwischenbericht tatsächlich Zeit
kostet, die wir nicht in die weitere Beweisaufnahme
stecken können. Das ist schlicht und ergreifend
falsch. Wir haben, glaube ich, wenn ich das richtig
im Kopf habe, momentan vier Zeugen in der Pipeli-
ne, die wir noch zu hören haben, und ganz ehrlich,
unsere Abarbeitung ist vorbildhaft und die Zwi-
schenberichtsbearbeitung kostet definitiv nicht
mehr Zeit, als wir tatsächlich in diesem Untersu-
chungsausschuss auch haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Herr Scherer, bevor ich inhaltlich auf das Gesagte
eingehe, muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen, dass
ich das schon insofern ein bisschen schwierig finde,

was Sie hier machen, sich hier hinzustellen und zu
sagen, Wertungen sind ganz schwierig, dürfen wir
alle nicht vornehmen. Das gilt übrigens auch für Sie
als Mitglied dieses Untersuchungsausschusses. Sie
haben in wiederholter Weise, nicht nur Sie, sondern
auch Ihr Kollege Tischner, aus meiner Sicht Wer-
tungen in Bezug auf den Untersuchungsausschuss
vorgenommen – zweimal durch Pressemitteilungen.
Ich zitiere: „Scherer: Zeuge bestätigt Vorwurf, dass
Hasses Amtshilfe-Anforderung überflüssig war.“
Damit nehmen Sie Wertung vor, das ist Ihnen klar?
Das haben wir im Ausschuss auch diskutiert.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Hört, hört!)

Das haben Sie wiederholt in der letzten Woche ge-
tan, indem sie sozusagen eine Zeugenaussage in-
terpretiert haben, um es mal nett zu formulieren,
und damit aus meiner Sicht gewertet haben.
Gleichzeitig stellen Sie sich hier hin und fordern so-
zusagen den Untersuchungsausschuss und mich
als Vorsitzende auf, keinen Zwischenbericht mit ei-
nem Wertungsteil vorzunehmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, das nennt man hier und da Doppelzün-
gigkeit oder Scheinheiligkeit, ich weiß es nicht, su-
chen Sie sich etwas aus.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Doppelt zynisch!)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, jetzt kom-
me ich zu der sachlichen Erwiderung zu dem, was
Herr Scherer hier gesagt hat, der ja behauptet, das
Untersuchungsausschussgesetz würde uns vor-
schreiben, dass wir keine Wertung vornehmen kön-
nen. In diesem Untersuchungsausschussgesetz
steht nirgendwo, dass im Zwischenbericht ein Wer-
tungsteil ausgeschlossen ist, sondern ganz im Ge-
genteil. Wenn Sie sich § 28 genauer anschauen,
dann steht dort unter anderem: „Nach Abschluss
der Untersuchung erstattet der Untersuchungsaus-
schuss dem Landtag einen schriftlichen Bericht
über den Verlauf des Verfahrens, die ermittelten
Tatsachen und das Ergebnis der Untersuchung.
Das Ergebnis der Untersuchung ist zu begründen.
Der Bericht kann Empfehlungen enthalten.“ Das ist
der erste Absatz des § 28. In Absatz 5 dieses Para-
grafen heißt es: „Der Landtag kann während der
Untersuchung jederzeit vom Untersuchungsaus-
schuss einen Bericht über den Stand des Verfah-
rens verlangen. Absätze 1 bis 4 gelten entspre-
chend.“ Damit gilt auch der Absatz 1, in dem deut-
lich gesagt wird,

(Unruhe CDU)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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dass das Ergebnis der Untersuchung zu begründen
ist und dass auch entsprechend Empfehlungen etc.
pp. vorgelegt werden können.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Man muss
lesen können!)

Ja, genau Herr Geibert, man muss lesen können.
Das scheint ja bei Ihnen – genau.

Daraus ergibt sich aus meiner Sicht, dass der Zwi-
schenbericht nach § 28 Abs. 1 alle Elemente eines
Abschlussberichts inklusive eines vorläufigen Wer-
tungsteils enthält. Da die Grundsätze des parla-
mentarischen Untersuchungsrechts des Bundes auf
Thüringen aus meiner Sicht übertragbar sind, kön-
nen somit auch in Thüringen Bewertungen im Zwi-
schenbericht vorgenommen werden. Die Ergebnis-
se des Zwischenberichts sind, wie bereits erwähnt,
nur vorläufig und können durch die weitere Beweis-
aufnahme überholt werden.

Im Untersuchungsrecht des Bundes heißt es: Die
vorstehend für den Teilbericht beschriebenen
Grundsätze gelten entsprechend auch für den ge-
mäß Absatz 4 auf Beschluss des Bundestags vom
Untersuchungsausschuss vorzulegenden Zwi-
schenbericht. – Das ist aus meiner Sicht ohne Pro-
bleme übertragbar. Ein Bewertungsteil bei einem
Zwischenbericht ist kein Novum in der Thüringer
Parlamentsgeschichte, wie das von Ihnen immer
dargestellt wird, als wäre das noch nie vorgekom-
men. So wurden bereits in vorhergehenden Legisla-
turperioden Wertungsteile zu Zwischenberichten
erstellt. So wurde beispielsweise im UA 5/1 im Be-
richt kenntlich gemacht, dass die Wertungen einen
vorläufigen Charakter hatten. Im Teil D im Zwi-
schenbericht des Untersuchungsausschusses wur-
de folgende Vorbemerkung eingefügt – ich zitiere:
„Die aus der bisherigen Beweiserhebung gewonne-
nen Ergebnisse und Erkenntnisse stehen unter
dem Vorbehalt möglicher Korrekturen im Verlauf
der weiteren Arbeit des Untersuchungsausschus-
ses.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glau-
be, das ist auch adäquat auf unseren Zwischenbe-
richt anzuwenden.

In einem Untersuchungsausschuss aus der vierten
Legislaturperiode, UA 4/1 „Hotelförderung“, wurde
ebenfalls ein Zwischenbericht erstellt, der einen
Wertungsteil enthielt. Durch das Erstellen eines
Wertungsteils – das bringen Sie ja auch immer wie-
der an – werden die Minderheitenrechte der CDU
nicht verletzt, da ihr nach § 28 Abs. 4 des Untersu-
chungsausschussgesetzes selbstverständlich die
Möglichkeit eines Sondervotums zur Verfügung
steht; das steht nämlich jedem Mitglied des Unter-
suchungsausschusses zur Verfügung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es steht der CDU natürlich frei, über dieses Minder-
heitenrecht durch eine eigene Beweiswürdigung ih-
re Sicht darzustellen. Mit einem Schreiben an den
Landtagspräsidenten in der Drucksache 6/3987 ha-
be ich darüber informiert, dass sich die Erstattung
des Zwischenberichts verzögern wird. Die CDU hat
mit dem vorliegenden Antrag ihr Recht wahrgenom-
men, einen neuen Termin für den Zwischenbericht
bestimmen zu lassen. Als Koalitionsfraktionen se-
hen wir allerdings auch hier keinen Handlungsbe-
darf, den Termin des CDU-Antrags zu übernehmen.
Der Untersuchungsausschuss hat in seiner Sitzung
am 12.06. neben einem Teilbericht C zu den zu er-
mittelnden Tatsachen mittlerweile auch einen Ter-
minplan zur weiteren Erstellung des Zwischenbe-
richts beschlossen. Demnach wird bis zum 10. Au-
gust ein Entwurf zum Teil D vorgelegt, also dem
Wertungsteil. Der Gesamtbericht kann dann am
21.08. im Ausschuss beschlossen werden. Zu die-
sem Bericht können bis zum 11.09. Sondervoten
abgegeben und der Bericht dann abschließend
dem Landtagspräsidenten zugeleitet werden. Die
Beratung ist damit im Plenum vom 27. bis zum
29. September möglich.

Die CDU möchte mit ihrem Antrag einerseits einen
Wertungsteil für den Zwischenbericht verhindern.
Andererseits ist sie sich auch nicht zu schade, hier
schon vorwegzunehmen, was erstens unsere Inten-
tionen sind – Herr Scherer, was ich eine kleine Un-
verschämtheit finde, sich hier hinzustellen und zu
behaupten,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wir würden hier für eine weiße Weste sorgen. Das
weise ich auch als Vorsitzende dieses Untersu-
chungsausschusses deutlich zurück. Wir haben
einen klaren Untersuchungsauftrag und natürlich
richten wir uns nach diesem Untersuchungsauftrag.
Natürlich werden wir entsprechend die Beweisauf-
nahme, die wir dort vorgenommen haben, auch
würdigen. Da können Sie mir nicht mit irgendwel-
chem politischen Geplänkel kommen. Da haben wir
einen Auftrag und den werden wir an dieser Stelle
auch wahrnehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus mei-
ner Sicht besteht also keine Notwendigkeit, diesem
Antrag zuzustimmen. Ich werbe daher für eine Ab-
lehnung dieses Antrags. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt
keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Aus-
schussüberweisung ist nicht beantragt, deswegen
stimmen wir über den Antrag der Fraktion der CDU
in Drucksache 6/3905 ab. Wer dem Antrag die Zu-
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stimmung gibt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der Fraktionen der
CDU und der AfD. Gegenstimmen? Das sind die
Koalitionsfraktionen. Damit ist der Antrag mit Mehr-
heit abgelehnt und ich schließe den Tagesord-
nungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15

Freiheitliche demokratische
Grundordnung durchsetzen –
Verfassungswidrige Bestre-
bungen in Moscheen unterbin-
den, Deutschpflicht einführen
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/3912 -

Wünscht die Fraktion der AfD das Wort zur Begrün-
dung? Herr Abgeordneter Möller, Sie haben das
Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste am Livestream,
unser Antrag „Verfassungswidrige Bestrebungen in
Moscheen unterbinden“ hat durch den

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Seit
wann geht die AfD in Moscheen?)

Selbstmordanschlag eines muslimischen Terroris-
ten in Manchester traurigerweise recht große Ak-
tualität erhalten. Ich sage es ganz offen, dass bei
mir neben Trauer auch eine Menge Wut entstanden
ist. Wir haben die letzten Jahre erlebt, wie muslimi-
sche Fanatiker mit Duldung und aktiver Unterstüt-
zung ausländischer Schutzmächte im Nahen Osten
und Nordafrika religiöse Terrorregime und fanati-
sche Bürgerkriege entfacht haben. Wir konnten
wahrnehmen, dass muslimische Fanatiker, wenn
man sie nur lässt, auch gefesselte achtjährige Jun-
gen enthaupten, Menschen schariakonform in
Stahlkäfigen wahlweise bei lebendigem Leib ver-
brennen oder ertränken. Wir haben zusehen müs-
sen, wie die Mehrzahl der europäischen Regie-
rungschefs – allen voran Angela Merkel – ange-
sichts einer Völkerwanderung aus diesen muslimi-
schen Bürgerkriegsregionen vorsätzlich auf jede ef-
fektive Grenzkontrolle verzichtet hat. Wir haben
dann in der Folge das gesamte bunte, vielfältige
Spektrum des Terrors muslimischer Dschihadisten
in Europa und Deutschland kennengelernt. Wir wis-
sen mittlerweile, dass dank der vorsätzlich nicht
kontrollierten Grenzen muslimische Terroristen teil-
weise schon als solche in unser Land eingereist
sind – unter dem Deckmantel des Flüchtlingsschut-
zes. Wir wissen aber auch, dass zugewanderte jun-
ge muslimische Männer hier in Europa in Mo-
scheen radikalisiert, fanatisiert und für den islami-
schen Dschihad rekrutiert werden. Wir erleben na-
türlich auch die Inkompetenzkompensationsversu-

che, zum Beispiel wie mit den berüchtigten Merkel-
steinen, die nun unsere Straßenfeste vor muslimi-
schen Lastwagenattentaten beschützen sollen.
Nach all diesen Erfahrungen, vor denen die AfD üb-
rigens stets gewarnt hat, lese ich dann, dass die
Bundeskanzlerin nach dem Anschlag von Manche-
ster als Reaktion verkünden lässt: Es sei unbegreif-
lich, wenn jemand ein fröhliches Popkonzert aus-
nutzt, um so vielen Menschen den Tod zu bringen
oder ihnen schwere Verletzungen zuzufügen. Da
frage ich mich: Was hat Angela Merkel nicht begrif-
fen? Dass fanatische muslimische Terroristen gern
Unschuldige töten? Dass unter den Millionen Zu-
wanderern, die sie vorsätzlich unkontrolliert ins
Land gelassen hat, muslimische Terroristen gewe-
sen sind? Dass es immer wieder die Anhänger ei-
ner ganz bestimmten Religion sind, nämlich des Is-
lam, die diese Anschläge durchführen? Hat Angela
Merkel etwa den Beteuerungen des Zentralrats der
Muslime geglaubt, das alles habe nichts mit dem
wahren Islam zu tun? Oder dass wahre Muslime
entschlossen gegen den Terror eintreten? –
Bisschen blöd ist in diesem Zusammenhang ja
schon die recht geringe Beteiligung bei der entspre-
chend groß angekündigten Demo am Wochenende
in Köln, die schlechter besucht war als so manche
türkische Hochzeit. – Glaubte Angela Merkel etwa
an ihre Phrase „Wir schaffen das“, obwohl sie
nichts dafür getan hat, dass wir mit der von ihr ins
Land und nach Europa gelassenen muslimischen
Terrorgefahr fertigwerden können?

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, ich denke, dass das
nicht so ist. Angela Merkel erkannte natürlich –
ebenso wie die übrige Führungselite dieses Landes
– die verheerende Realität rechtzeitig. Aber wer um
jeden Preis als Wegbereiter einer neuen Ordnung
Europas und der Welt in die Geschichtsbücher ein-
gehen möchte, den kümmern Einzelschicksale wie
in Manchester oder in Deutschland am Breitscheid-
platz nicht. Damit, meine Damen und Herren, muss
endlich Schluss sein.

(Beifall AfD)

Klar ist, man muss den religiösen Kern des Be-
kenntnisses zum Islam gewährleisten. Das fordert
unser Grundgesetz, aber es fordert nicht die Aner-
kennung der in weiten Teilen der islamischen Pra-
xis verfassungswidrigen Rechts- und Gesellschafts-
vorstellungen. Nicht Toleranz ist beim Islam unser
erstes Gebot, sondern Vorsicht und gesundes
Misstrauen, denn der Islam ist nicht friedlich, und
zwar nirgendwo auf der Welt, wo er das Sagen hat.
Er ist die ideologische Quelle des neuen euro-
päischen Terrors, der Herabwürdigung von Frauen
und ganz bestimmter neudeutscher Kriminalitäts-
phänomene, speziell im Bereich der Sexualdelikte.
Ein gesundes Misstrauen gegenüber dem Islam ist
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daher in der heutigen Zeit auch verfassungskon-
form zu begründen.

(Beifall AfD)

Es kann nicht sein, dass außer Betroffenheitsflos-
keln …

Vizepräsident Höhn:

Herr Abgeordneter Möller, einen kleinen Augen-
blick. Ich will Sie nur noch mal fragen: Sind Sie jetzt
beim Teil der Begründung des Antrags? Denn dann
wäre die Redezeit beinah ausgeschöpft.

Abgeordneter Möller, AfD:

Ja, genau. Ich bin auch gleich fertig mit der Begrün-
dung.

Vizepräsident Höhn:

Es sind noch 10 Sekunden. Dann machen wir so
weiter.

Abgeordneter Möller, AfD:

Ja.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Die Frage ist,
was machen Sie da eigentlich?)

Ich begründe gerade, warum wir diesen Antrag ein-
bringen. Es kann aus unserer Sicht nämlich nicht
sein, dass außer Betroffenheitsfloskeln nur die Frei-
heit der Allgemeinheit immer weiter eingeschränkt
wird und die Quelle der Gefahr, obwohl sie bekannt
ist, nicht überwacht wird. Daher müssen wir wissen,
was in Moscheen gepredigt wird, wir müssen recht-
zeitig ahnden, wenn die muslimischen Hetzprediger
für Islamismus oder den Vorrang der Scharia vor
unserer weltlichen Rechtsordnung das Wort reden.
Das ist Ziel unseres Antrags, der sich all Ihren er-
wartbaren Beschwichtigkeitsversuchen, Verharmlo-
sungen und Beschimpfungen zum Trotz ausdrück-
lich nicht gegen Muslime richtet, deren Bekenntnis
zum Grundgesetz und unsere Tradition ernst ge-
meint ist.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Höhn:

Nun war ich aber kulant und habe Ihnen noch ein
bisschen was draufgegeben. Das war die Begrün-
dung des Antrags. Jetzt eröffne ich die Aussprache.
Als Erster hat Abgeordneter Herrgott, Fraktion der
CDU, das Wort.

Abgeordneter Herrgott, CDU:

Also, Kollege Möller, von den erwartbaren Aussa-
gen und den Beschimpfungen des restlichen Plen-
ums und der Welt und aller, die sich nicht der AfD-

Meinung anschließen, mal abgesehen, war das fun-
diert – schön diese Rede für das AfD-Fraktions-TV,
können Sie gern zusammenschneiden, alles super.

(Beifall Abg. Gentele, fraktionslos)

Aber kommen wir mal auf Ihren Antrag zurück. Der
ist nämlich leider wie viele andere Anträge der AfD
zu diesem Thema echt dünn.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Sie fordern hier auf, dass islamische Moscheege-
meinden, Vereine in Thüringen, die sich mit islamis-
tischer Propaganda beschäftigen, verboten werden
sollen. Ich denke, zum Thema „Vereinsverbot“ wird
uns nachher der Innenminister noch mal ausführlich
etwas zur Thüringer Situation berichten. Da hören
wir mal gespannt zu, wie die Lage hier in Thüringen
tatsächlich ist. Aber das hätten Sie auch alles im
letzten Verfassungsschutzbericht des Landes Thü-
ringen nachlesen und hier ein bisschen fundierter
argumentieren können, denn in Ihrem Antrag steht
leider nur allgemeines Blabla. Wir befinden uns hier
nicht im Bundestag und die ständige Beschimpfung
der Bundesregierung und der Großen Koalition in
Berlin hilft da auch nicht weiter, im Thüringer Land-
tag auf unsere konkreten Thüringer Fragestellun-
gen einzugehen – deswegen das nächste Mal kon-
kret, mit ein bisschen Fakten und ordentlichen Ar-
gumenten untersetzt.

(Beifall CDU, SPD)

Dann können wir dazu auch ins Gespräch kommen.

Zum Thema „Deutschpflicht“, Ihrem dritten Punkt,
„für Predigten in Moscheen“ sage ich, wir brauchen
in Moscheen nicht unbedingt eine Deutschpflicht,
das kann auch gern in anderen Sprachen gehalten
werden. Aber wir setzen uns als CDU dafür ein,
dass die Imame, die dort predigen, in Deutschland
zentral ausgebildet werden, weil es mehr auf die In-
halte ankommt, anstatt auf die Sprache, die dort
verwendet wird.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Wenn sie zu ihren Gläubigen in der Sprache spre-
chen, die die Gläubigen verstehen, dann kommt es
auch da auf den Inhalt an und nicht darauf, welche
Sprache gesprochen wird. Also, Kollege Möller, der
Antrag hat leider das Ziel ganz offensichtlich ver-
fehlt. Daher können wir an dieser Stelle als CDU-
Fraktion auch nicht zustimmen. Einmal nachsitzen
und das nächste Mal bitte qualitativ hochwertiger.
Vielen Dank.

(Beifall CDU; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsident Höhn:

Jetzt habe ich Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich auf
der Rednerliste. Sie haben das Wort.
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Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ich kann im Prinzip relativ naht-
los an meinen Vorredner Herrn Herrgott anschlie-
ßen, will aber trotzdem noch mal auf ein paar ein-
zelne Punkte eingehen, nicht aber auf die üblichen
Beschimpfungen, Reflexe und allgemeinen Diskre-
ditierungen der AfD und auch nicht auf vermeintli-
che bundespolitisch Verantwortliche für alles Böse
auf dieser Welt. Ihre AfD-Verschwörungstheorien
machen einem wirklich manchmal Sorge, was so
bei Ihnen im Kopf vorgeht.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die AfD gibt also vor, mit ihrem Antrag die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung schützen zu wol-
len. Das an sich ist ja schon spannend. Fakt ist
aber, dass mit dem Antrag die Grundordnung ein-
geschränkt wird. In Deutschland nämlich – ich kann
es gar nicht oft genug wiederholen und tue es im-
mer wieder, wenn es sein muss – herrscht Reli-
gionsfreiheit. In Artikel 4 unseres Grundgesetzes
heißt es deshalb – ich zitiere –: „Die Freiheit des
Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des reli-
giösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind
unverletzlich. Die ungestörte Religionsausübung
wird gewährleistet.“ Ähnlich formuliert es übrigens
auch die Thüringer Landesverfassung in Artikel 39.
Die Religionsfreiheit, welche die Verfassungen ga-
rantieren, gilt selbstverständlich nicht nur für die
christlichen Kirchen, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, sondern auch für andere Religionsge-
meinschaften und damit ganz gewiss selbstver-
ständlich auch für den Islam.

Unsere Gesellschaft ist kein religionsfreier Raum –
das sage ich ganz deutlich – und Religion ist eben
nicht nur Privatsache. Der öffentliche Charakter von
Religion wird bei uns anerkannt. Glaubensgemein-
schaften können und sollen öffentlich wirken und ih-
re Einmischung in öffentliche Angelegenheiten ist
durchaus auch immer wieder erwünscht. Manchen
ist leider zu wenig bewusst, welch eine große zivili-
satorische Errungenschaft es ist, dass in einer plu-
ralen Gesellschaft Menschen miteinander leben,
die ganz unterschiedliche Überzeugungen haben.
Das muss jeden Tag neu geübt und neu gelebt
werden. Wenn in unserer Gesellschaft unterschied-
liche Glaubensüberzeugungen aufeinandertreffen,
dann ist das eine durchaus spannende, selbstver-
ständlich auch manchmal eine anstrengende Ange-
legenheit. Gelegentlich kann man den Eindruck be-
kommen, Toleranz und Respekt anderen gegen-
über bedeuten auch, andere Glaubenswahrheiten
und Überzeugungen nicht nur zu achten, sondern
sie als genau richtig anzusehen wie die eigenen.
Das ist übrigens ein Irrtum. Toleranz ist nicht Belie-
bigkeit. Toleranz und Respekt bedeuten gerade,

dass man die Existenzberechtigung anderer Über-
zeugungen akzeptiert, die man selbst nicht teilt.
Das haben manche in diesem Haus allerdings of-
fenkundig noch nicht verstanden.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das aus Ih-
rem Mund!)

Ja, aus meinem Mund. Sie können mir ruhig zuhö-
ren. Herr Höcke kann interessiert sein Buch weiter-
lesen, was auch immer das sein mag, es gehört ja
auch zur Show, das kennen wir ja schon.

Der Staat schützt die Freiheit jedes Einzelnen, sei-
nen Glauben zu leben. Der Staat hat aber nicht die
Aufgabe, festzustellen, welche Religion die bessere
ist oder eine Religion unter Generalverdacht zu
stellen – das ist es nämlich, was Sie hier perma-
nent vorführen, Herr Möller. Wenn es in Moschee-
gemeinden den Verdacht auf Straftaten gibt – ich
will es ganz deutlich sagen –, dann wird das ange-
zeigt und wird ermittelt wie überall sonst auch. Aber
von vornherein mit dem Finger auf Muslime zu zei-
gen, ist diskriminierend und stigmatisierend und
das wird es mit uns nicht geben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie hier schon über beschämende Anschlä-
ge sprechen, gehört es auch zur Wahrheit, dass es
gerade erst vor wenigen Tagen einen genauso
schändlichen Anschlag vor einer Moschee in Lon-
don gegeben hat, wo es ebenfalls Tote und Verletz-
te gegeben hat, die Opfer des Islamhasses gewor-
den sind. Eine Deutschpflicht in Moscheen ist un-
sinnig und mit der Religionsfreiheit nicht zu verein-
baren. Da liegt nämlich die Frage nah, wann die la-
teinische Liturgie in der katholischen Kirche oder
aber auch das Verlesen auf Hebräisch in der Syn-
agoge verboten werden soll.

Ich will es trotzdem noch mal mit Blick auf die Mo-
scheen in Deutschland kurz in Zahlen fassen. Wir
haben in Deutschland circa 250 sichtbare Mo-
scheen mit Kuppel und Minarett. Davon sind
50 Moscheen von den Ahmadiyya-Muslimen, die ei-
ner Minderheit angehören, wie wir alle wissen und
die ja auch schon häufiger Thema im Thüringer
Landtag waren, weil sie planen, in Erfurt-Marbach
eine kleine Moschee zu bauen. Übrigens wird in al-
len Moscheen der Ahmadiyya-Gemeinde auf
Deutsch gepredigt. Herr Herrgott hat es eben er-
wähnt: Seit 2008 werden die Imame in Deutschland
ausgebildet. Das finden wir auch richtig, das finden
wir gut und genau das sind die Punkte, die wir auch
hier sicherlich einig unter den demokratischen Frak-
tionen so vortragen können.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sehr treffend!)

Anstatt also vorurteilsbeladene Debatten zu führen,
sollten wir lieber in die Zukunft schauen und dafür
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eintreten, dass in Deutschland aktive Imame auch
hier ausgebildet werden können, und zwar noch
mehr, als wir das jetzt schon haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

An konstruktiven Vorschlägen will sich die AfD je-
doch gerade nicht beteiligen und deswegen lehnen
wir ihren Antrag selbstverständlich ab. Vielen herz-
lichen Dank.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster hat Abgeordneter Möller, AfD-Frak-
tion, das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, Sie alle wissen trotz dessen,
was Sie jetzt hier gerade erzählt haben, von wel-
cher Ideologie derzeit die größte Gefahr für unsere
Gesellschaft ausgeht. Das ist, Frau Rothe-Beinlich,
nicht der Buddhismus,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist der Rassismus!)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Von Ih-
nen!)

das sind nicht irgendwelche nationalsozialistischen
Ideologien, die soundso überhaupt keinen Wider-
hall in der Gesellschaft haben.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ach nein!)

Das sind auch nicht irgendwelche christlichen Sek-
ten, sondern es ist der Islam. Es sind islamische
Täter, die mit Lastwagen die Menschen überfahren,
es sind islamische Täter,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Reden wir jetzt von der
Religion oder von Ihrer Ideologie?)

die sich in die Luft sprengen. Das alles wissen Sie
und Sie sehen es auch daran, dass wir bis vor Kur-
zem überhaupt noch nicht daran denken mussten,
Straßenfeste mit Merkelsteinen oder irgendwelchen
anderen Maßnahmen zu schützen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das hat doch aber mit Re-
ligion nichts zu tun!)

Natürlich wissen Sie auch, Frau Rothe-Beinlich –
vielleicht verdrängen Sie es persönlich auch, aber
die meisten hier im Hause müssten es eigentlich
wissen –, dass sich in Deutschland und auch in
Thüringen gefährliche Islamisten aufhalten, dass

sie predigen, dass sie sich ideologisch aufput-
schen, dass sie sich fanatisieren, dass sie Ungläu-
bige verfolgen, auch hier in Thüringen, und sozusa-
gen das Larvenstadium zum Terrorismus durchlau-
fen. Nicht aus jeder Larve wird ein Terrorist, da ge-
be ich Ihnen allerdings recht. Aber das sollte ei-
gentlich kein Grund für eine Ausrede sein. Natürlich
kennen Sie auch alle rechtsstaatlichen Maßnah-
men, die zur Verfügung stehen, um entsprechende
Bestrebungen, entsprechende Entwicklungen zu
unterbinden. Und dazu zählt in der Tat auch das
Verbot von Moscheevereinen, denn das wird durch
Artikel 8 Abs. 2 Grundgesetz entsprechend ermög-
licht. Dazu zählt auch das Ausweisen von Hetzpre-
digern und nicht integrierbaren, aber geduldeten
muslimischen Fanatikern.

Selbstverständlich ist Ihnen auch klar, dass die not-
wendigen Erkenntnisse – wie radikal und verfas-
sungswidrig Moscheevereine den Islam praktizie-
ren, ob sie das überhaupt tun – wesentlich schwe-
rer zu gewinnen sind, wenn Predigten und Veran-
staltungen in arabischer Sprache statt in deutscher
Sprache erfolgen. Deswegen ist unser Antrag ei-
gentlich ganz logisch und konsequent. Er fordert
eben entsprechende Maßnahmen. Man könnte
meinen, dass man darüber eigentlich gar nicht
sprechen müsste. Aber nichts ist falscher, das ha-
ben die beiden Wortbeiträge von eben gezeigt.
Denn die logische Fokussierung und konsequente
Beendigung der derzeit größten Gefahr für unsere
Gesellschaft findet im Grunde nicht statt – abgese-
hen von einigen Placebomaßnahmen, und da kön-
nen Sie von mir aus gern auf den Verfassungs-
schutzbericht verweisen, der nämlich auch nur eine
Offenbarung ist, dass da gar nicht viele Erkenntnis-
se vorliegen. Sie rennen den Entwicklungen immer
hinterher.

(Beifall AfD)

Dabei kann man die Auswirkungen des Islam auf
eine freie Gesellschaft sehr gut erkennen, am bes-
ten oder am jüngsten an einigen Fotos vom letzten
Monat aus Manchester. Ich erinnere mich da vor al-
lem an eines von einem kleinen Mädchen, was sich
für das Konzert ihres Idols schön angezogen hat,
sich lustige Party-Ohren aufgesetzt hat und dann in
eine Decke eingehüllt neben einem Polizeiauto
ängstlich in die Kamera blickte.

Das ist, dank Ihnen, Frau Rothe-Beinlich, dank Ih-
nen von der CDU,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie wollen doch nicht etwa Frau
Rothe-Beinlich für Terrorismus verantwortlich
machen!?)

Europa und das ist Deutschland im Jahr 2017:

(Beifall AfD)
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Unfähig, die Unschuldigen und Schutzbedürftigen
zu schützen, weil Sie sich ganz tief in Ihrem eta-
blierten Toleranzzauberwald verlaufen haben.

(Unruhe CDU)

Meine Damen und Herren, mit unterschiedlicher In-
tensität wird von Ihnen auf jeden Islamkritiker ein-
geschlagen und in gefestigter Erkenntnisresistenz
behauptet,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

der Islam und die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung würden ohne Weiteres zusammenpassen,
ja, der Islam gehöre sogar zu Deutschland. Das ist
ja ein geflügeltes Wort der CDU. Dabei gibt es kein
einziges Land, das eine funktionierende Demokra-
tie ist und gleichzeitig ein hohes Maß an innerer Si-
cherheit hat, so wie wir es gewohnt waren, und
gleichzeitig muslimische Mehrheitsgesellschaft ist.
Nennen Sie mir mal eines! Sie kennen keines. Aber
mit solchen Phrasen betrügen Sie sich eben gern
selbst, und nicht nur sich selbst, sondern Sie betrü-
gen leider auch einige Bürger in unserem Land,
nämlich die, die nicht die Zeit haben, sich mit dieser
Gefahr auseinanderzusetzen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Was ist mit Singapur? Sie haben
doch gar keine Ahnung von der Welt!)

Daher verharmlosen Sie, auch Sie, Herr Adams,
den traditionellen Islam, der mit der Scharia un-
trennbar verbunden ist und der hier einwandern
durfte. Die Scharia hat für einen Großteil der Musli-
me Vorrang vor dem Grundgesetz dieses Landes,

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Das ist doch Quatsch!)

dessen Sozialleistungen man zwar gern in An-
spruch nimmt, aber dessen Kultur, Tradition und
Lebensweisen ein ziemlich großer Teil der Muslime
mehr oder weniger missachtet.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Das ist doch Quatsch!)

Das ist kein Quatsch, das können Sie sogar nachle-
sen in entsprechenden Studien des Bundesinnen-
ministeriums, nicht der AfD, Herr Adams. Sie müss-
ten sie nur lesen, Sie müssten sie nur zur Kenntnis
nehmen, aber das wollen Sie einfach nicht. Ihr poli-
tisches Konzept gegenüber den Gefahren des Is-
lam besteht aus Ignoranz.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Das ist Quatsch!)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ein gutes Stichwort bei Ih-
nen!)

In Zeiten halbjährlicher größerer Terroranschläge
und unzähliger sonstiger Gewaltausbrüche fanati-
scher muslimischer Terroristen in Europa ist es Ih-

nen viel wichtiger, eine Enquetekommission gegen
die rechte Gefahr aus der Mitte der Gesellschaft in
Stellung zu bringen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Gegen Rassismus!)

Zur Begründung für diese Schwerpunktsetzung hört
man von Ihnen mit unterschiedlicher Intensität wie-
der Phrasen, die die Gefahr der Islamisierung ver-
harmlosen. Und eine Islamisierung, meine Damen
und Herren, die findet statt – keine Frage. Es ist
keine Phrase, wenn man an Schulen plötzlich die
Essenspeisung umstellt, beispielsweise kein
Schweinefleisch mehr serviert, weil muslimische
Schüler daran teilnehmen,

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Herrgott, CDU: Wo in Thü-
ringen?)

Herr Herrgott, wenn man den Schwimmunterricht in
Schulen beispielsweise so fasst, dass es getrennt
ist, das gibt es durchaus. Und Sie finden selbst hier
in Erfurt am Johannesplatz Extra-Schwimmzeiten
für muslimische Frauen und Mädchen.

(Unruhe CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Selbstverständlich finden Sie das hier. Wenn Sie
hier in Deutschland und auch in Thüringen zum
Beispiel für archaische religiöse Rituale den Tier-
schutz teilweise außer Kraft setzen, und das ausge-
rechnet von den Grünen, die sonst immer ganz
proaktiv da vorangehen, plötzlich goutiert wird,
dann ist das schon sehr seltsam.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Seltsam ist auch ein gutes Stich-
wort!)

Ich kann Sie nur immer wieder darauf hinweisen:
Wir haben eben am Wochenende erst den Tag der
offenen Tür des Landtags gefeiert. Die Merkelstei-
ne, die großen Klötze, die da vor Lastwagenattenta-
ten schützen sollen, sind ein Novum gewesen.
Wem haben wir die wohl zu verdanken?

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Merkelsteine? Sie wissen schon noch, wovon
Sie reden?)

Die haben wir einer hier ins Land eingewanderten
islamistischen, terroristischen Gefahr zu verdanken,
nichts anderem. Sie haben sie mit reingelassen und
Sie ignorieren sie auch. Das finden Sie überall in
diesem Land. In Bamberg wurde ein 66 Jahre altes
Straßenfest, jährlich abgehalten, endgültig abge-
sagt. Begründet wurde es mit? Der Sicherheitslage.
Ja, wer bedroht die Sicherheitslage denn, meine
Damen und Herren?

(Zwischenruf Abg. Lehmann, SPD: Sie!)
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Bestimmt nicht die AfD.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Sie
sind die geistigen Brandstifter in diesem
Land!)

Aber Sie ignorieren es, Sie definieren sich den Is-
lam lieber so um, dass jeder, der ein Attentat im
Namen Allahs begeht, eben kein Muslim ist. Per
Definition ist für Sie ein Muslim, der immer friedlich
ist, und jeder, der kriegerische Akte begeht, kann
kraft Definition kein Muslim sein.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Jeder Attentäter ist ein Terrorist!)

Aber mit dieser Logik betrügen Sie sich selbst. Und
Sie haben nicht mal die Scheu – das hat jetzt Frau
Kollegin Rothe-Beinlich auch noch mal gezeigt –,
eine islamistische Sekte wie die Ahmadiyya-Ge-
meinde hier als sozusagen parlamentarischer Arm
zu vertreten. Sie ignorieren dabei komplett, was die
eigentlich für eine religiöse Praxis haben. Da brau-
chen Sie nicht mal auf die Publikation der AfD zu-
rückgreifen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat diese
Praxis untersucht – und es ist meines Wissens eher
eine SPD-nahe Stiftung – und ist auch zu dem Er-
gebnis gekommen, dass es sich hier um eine isla-
mistische Sekte handelt, die mit der freiheitlich-de-
mokratischen Grundordnung nicht viel am Hut hat,
die nach dem Führerprinzip funktioniert.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das
sagt der Richtige!)

Und ich sage Ihnen eines: Wenn in anderen Orga-
nisationen so viel Führerprinzip stecken würde wie
in der Ahmadiyya-Gemeinde, dann wäre der Ver-
fassungsschutz aber schon längst hinter denen her.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie suchen dagegen den Kontakt zu dieser Sekte.
Gerade Sie von der rot-rot-grünen Regierungskoali-
tion haben nicht mal die Scheu, mit dem ehemali-
gen Imam des Erfurter Moschee e. V. über muslimi-
schen Religionsunterricht an Thüringer Schulen zu
sprechen. Da hätte ich Ihnen eigentlich mal emp-
fohlen: Blicken Sie doch mal in den Verfassungs-
schutzbericht. Der stand da nämlich drin. Da stand
dieser Moschee-Verein drin, aber Frau Klaubert
spricht mit diesen Menschen über die Einführung
des Religionsunterrichts. Das ist eigentlich un-
fassbar, wie blind Sie für islamistische Gefährder
sind, denn am Ende ist es genau dieser Moschee
e. V., der – so steht es jedenfalls im Verfassungs-
schutzbericht – salafistische Multiplikatorenveran-
staltungen anbietet. Aber selbst die wenigen Fak-
ten, die Sie kennen, selbst die wenigen Fakten, die

Sie kennen könnten, ignorieren Sie. So ist das mit
Ihnen.

(Beifall AfD)

Und diese vorsätzliche Blindheit gegenüber den
Gefahren des Islam garnieren Sie dann noch mit ei-
nem Aufruf zur Toleranz. Jedoch durchschauen im-
mer mehr Bürger mittlerweile, dass dieser Aufruf
nach Toleranz nichts anderes ist als ein raffinierter
Versuch, natürliche Schutzreflexe abzuwehren und
zu unterbinden. Ich will jetzt gar nicht im Detail nä-
her darauf eingehen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Nein, nein, lieber nicht!)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist eine gute Idee!)

Da spreche ich im Grunde ohnehin gegen eine
Wand, wenn ich mit Ihnen darüber rede. Fakt ist je-
denfalls: Wir werden dieses Thema, auch wenn es
für Sie eine Peinlichkeit ist, immer wieder hier im
Landtag und auch, wenn wir dann im Bundestag
sind, entsprechend auf die Tagesordnung bringen,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Peinlichkeit ist schon wieder ein
gutes Stichwort!)

denn es ist aus unserer Sicht dringend wichtig,
dass wenigstens die grundsätzlichen Schritte in
Richtung einer Prävention dieser islamistischen Ge-
fahren angegangen werden. Dazu ist unser Antrag
ohne Weiteres verständlich in der Lage. Er ist, den-
ke ich, auch einfach genug strukturiert, dass Sie ihn
verstehen könnten.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Einfach strukturiert!)

Aber wie Sie bereits mit Ihren Redebeiträgen ge-
zeigt haben: Sie wollen ihn gar nicht verstehen, die-
sen Antrag.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Aber wir könnten, wenn wir
wollten! Das ist der Unterschied zu Ihnen!)

Insofern bleibt mir die Hoffnung, dass irgendwann
auch bei Ihnen Einsicht eintritt und wir vielleicht in
der Lage sind, wieder Politik im Sinne unseres Lan-
des zu machen. Danke schön.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster hat Abgeordneter Dittes, Fraktion Die
Linke, das Wort.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Wenn der Abgeordnete Möller von hier vorn das
Führerprinzip kritisiert und kritisch anmerkt, dass es
gefährlich ist, wenn Menschen sich treffen, aufput-
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schen und sich wechselseitig fanatisieren, dann
hatte ich als Erstes die monatlichen Demonstratio-
nen der AfD vor dem Thüringer Landtag und auf
dem Domplatz vor Augen.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Denn auf die Veranstaltungen treffen alle drei in
Komplexität und Gemeinschaft zu.

Meine Damen und Herren Abgeordneten, aber
auch sehr geehrte Damen und Herren in der Öffent-
lichkeit, die dieser Debatte zuhören, die eben ge-
hörte Rede des Abgeordneten Möller ist der Beweis
an sich und auch die Begründung dafür, diesen An-
trag abzulehnen, weil es keine Frage der Sprache
ist, ob eine Rede friedfertig ist oder nicht. Hier ha-
ben wir gerade den Beweis gehört, dass eine Rede
in Deutsch gehalten tatsächlich den inneren Frie-
den einer Gesellschaft gefährdet. Mir ist eine Spra-
che, die ich nicht verstehe,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wo ich mich um eine Übersetzung bemühe, allemal
lieber, wenn sie den Grundwerten dieser Gesell-
schaft entspricht. Diese Rede des Abgeordneten
Möller hat dies eben nicht getan.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich halte es auch für ei-
ne unerträgliche Verlogenheit des Abgeordneten
Möller, wenn er sich hier während seiner Einbrin-
gungsrede hinstellt und wirklich diese infame
Frechheit besitzt, zu sagen, der Antrag und seine
Rede richten sich ja nicht gegen Muslime, und nicht
einen Satz später die Religion, der Muslime ange-
hören, in ihrer Gesamtheit diskreditiert und sagt,
dass das der Quell allen Übels, der Quell der Ge-
fahren ist und daraus der Terrorismus entsteht; es
sei zwar nicht für jeden zwangsläufig, aber es sei
darin angelegt. Was ist das denn anderes als die
Verunglimpfung von Menschen, die als Muslim dem
Islam angehören und sich dieser Religionsgemein-
schaft verschrieben haben, aus welchen Gründen
auch immer? Das genau sind die Reden, die den
inneren Frieden einer Gesellschaft zerstören und
die diese Grundwerte, die diese Gesellschaft tat-
sächlich auch jeden Tag gegen die AfD mit verteidi-
gen muss, gefährden. Und ich sage Ihnen ganz
deutlich: Es ist eben so, nicht wie Sie sagen, dass
immer mehr Menschen in dieser Gesellschaft er-
kennen, dass die Aufnahme von Flüchtlingen auch
eine humanitäre Verantwortung in diesem Land ge-
wesen ist. Es ist eben – und da können Sie sich die
Umfragen des MDR ansehen – eine Mehrheit von
Menschen, die zunehmend erkennt, dass die Poli-
tik, die die AfD hier vertritt, gefährlich für dieses
Land und gefährlich auch für den sozialen Zusam-
menhalt ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Am 30. Mai veröffentlichte die AfD-Fraktion eine
Pressemitteilung „Deutschpflicht für Predigten in
Moscheen“, um den Antrag, den wir heute zu bera-
ten haben, anzukündigen. Und vielleicht werden es
viele in diesem Haus nicht mehr erinnern: Der
30. Mai war ein Tag, nachdem das Grundstück für
den geplanten Moschee-Bau hier in Erfurt mit ei-
nem 1,50 Meter hohen Spieß mit einem Schweine-
kopf, mit Schweinepfoten und Innereien bestückt,
versehen worden ist. Meine Damen und Herren,
das war nicht nur eine gezielte, das war eine absto-
ßende Provokation gegen Muslime in Thüringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und das hat auch eine Ursache, dieses gesell-
schaftliche Klima, in dem diese schändliche Tat
stattgefunden hat. Wenn ich daran erinnere, dass
bereits am 17. Mai 2016 bei einer Pressekonferenz
im AfD-Fraktionsraum, der hier eben zu Wort ge-
kommene Abgeordnete Möller sagte, dass es sich
beim Islam um eine kulturfremde Religion handelt,
bei Moscheen es sich um fremdartige Bauvorhaben
handelt; ein buddhistischer Tempel sei ja für den
Abgeordneten Möller gerade noch okay, wenn er
schön deutsch aussehen würde. Das ist das gesell-
schaftliche Klima, in dem wenige Tage später, da-
mals im Jahr 2016, im Internet dazu aufgerufen
worden ist, die Schweine abzubrennen, in dem ge-
meinsam mit Neonazis, der Identitären Bewegung
oder der Ein-Prozent-Bewegung Protest organisiert
worden ist. Das ist eben das gesellschaftliche Kli-
ma, auf das auch die schändliche Tat vom 29. Mai
aufbaut.

Da sage ich in aller Deutlichkeit, weil die AfD das
hier so in den Raum gestellt hat, dass Muslime in
diese Gesellschaft nicht gehören und aus Sicht der
AfD nun fremd wären, dass Sie hier tatsächlich his-
torisch falsch argumentieren und auch wirklich Ent-
wicklungen in Europa überhaupt nicht zur Kenntnis
nehmen. Seit über 260 Jahren existieren muslimi-
sche Religionsgemeinschaften in Deutschland und
bereits vor über 100 Jahren wurde die erste Mo-
schee in Berlin errichtet. Und heute leben über vier
Millionen Muslime in Deutschland und der Islam
stellt längst die drittgrößte Religionsgemeinschaft
dar. Das ist sogar vollkommen unabhängig davon,
dass die Bundesrepublik im Jahr 2015 ihre humani-
täre Verantwortung zur Aufnahme von Flüchtlingen
wahrgenommen hat. Ich sage Ihnen ganz ehrlich:
Eine solche Rede sagt vier Millionen Menschen in
der Bundesrepublik Deutschland den Krieg an. Und
ich sage auch ganz deutlich, dass es dabei um weit
mehr geht als nur diese vier Millionen Menschen,
es geht tatsächlich um Wiederbelebung von Vor-
stellungen, die Menschen zu Fremdartigen inner-
halb von Gesellschaften macht. Das werden wir
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versuchen mit aller uns möglichen politischen
Macht tatsächlich zu bekämpfen,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

auch wenn wir unsere Grundwerte dieser Gesell-
schaft so weit schätzen, dass wir sogar in der Lage
sind, diese Redebeiträge in diesem Parlament zu
ertragen.

Und auch wenn Muslime in diesem Land leben und
wir natürlich die islamische Religionsgemeinschaft
in dieser Gesellschaft, in Europa, nicht nur in
Deutschland, auch seit vielen Jahren verankert wis-
sen, ist es doch selbstverständlich, dass wir in den
Dialog mit Muslimen treten über Radikalisierungs-
gefahren und Radikalisierungsursachen. Da will ich
auch gleichzeitig sagen: Wer die ganze Zeit den Is-
lam nicht nur unter einen Generalverdacht stellt,
sondern ihn gleichzeitig in seiner Gesamtheit verur-
teilt, der trägt gerade dazu bei, dass sich Angehöri-
ge dieser Religionsgemeinschaften radikalisieren
und abgrenzen. Wenn sie permanent in den Ver-
dacht gestellt werden, nicht zu dieser Gesellschaft
zu gehören, dann führt das dazu, dass sie selbst
davon ausgehen, nicht zu dieser Gesellschaft ge-
hören zu wollen. Das, glaube ich, ist auch eine tat-
sächliche Gefährlichkeit, der wir begegnen müssen.
Wir müssen geradezu das Signal aussenden, dass
Menschen sich eingeladen fühlen, auch mit dem is-
lamischen Glauben diese Gesellschaft mitzugestal-
ten, gemeinsam zu entwickeln und sich dabei
selbstverständlich an demokratischen und freiheitli-
chen Werten zu orientieren und die mit uns auch
gemeinsam weiterzuentwickeln. Deswegen ist es
geradezu wichtig, solche Initiativen wie die in der
letzten Woche, wo eine progressivere Ausrichtung
des Islams eine neue Moschee gegründet bekom-
men hat und die Predigten dort in Deutsch gehalten
werden, die sich auch einer Kritik aus den muslimi-
schen Gemeinden ausgesetzt sieht, genau diese
Bewegung innerhalb des Islams zu stärken, zu un-
terstützen. Das ist unser Konzept gegen Radikali-
sierung, gegen Fanatisierung und nicht die Diskre-
ditierung und Diskriminierung einer gesamten Glau-
bensgemeinschaft.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will Ihnen auch eines deutlich sagen: Es mag
für die AfD vollkommen uninteressant sein, dass
80 Prozent aller Terroropfer weltweit Muslime sind.
Aber ich will auch mal eines sage: Ihr Redebeitrag,
den Sie hier gehalten haben, offenbart, wie Sie tat-
sächlich selektieren zwischen Menschen, zwischen
Tätern und Opfern. Die einen machen Sie zu Tä-
tern, aber Sie nehmen sie nicht als Opfer wahr. Da-
für gibt es auch Zitate, die genau diesen gesell-
schaftlichen Prozess beschreiben, nämlich nach
dem Attentat in London in der vergangenen Woche.
Dort sagte ein junger Muslim aus London: „Wenn

Muslime töten, ist der Islam schuld, und seine An-
hänger gelten als Terroristen, aber sobald Muslime
sterben, ist es ganz egal, ob wir Briten sind. Bei An-
griffen auf den Islam redet keiner von Terrorismus.“
Und, meine Damen und Herren, das, glaube ich,
sollte für uns auch maßgeblich sein, wenn wir über
Religionsgemeinschaften reden.

Wir müssen über Straftaten reden, dort wo Strafta-
ten begangen werden, wir müssen dort über Terro-
rismus reden, wo Terrorismus vorherrscht, wir müs-
sen über Konzepte reden, um Straftaten und Terro-
rismus zu vermeiden und zu bekämpfen, wir müs-
sen über Konzepte reden, um genau dem Entste-
hen von solchen Entwicklungen zu begegnen. Aber
wir müssen eben diejenigen stärken, die genau
auch mit uns gemeinsam diesen Kampf führen wol-
len und den finden wir tatsächlich auch innerhalb
des Islams, den finden wir bei vielen Christen, den
finden wir bei vielen Juden und Jüdinnen, den fin-
den wir vor allem auch bei vielen Atheisten. Aber
den finden wir auf gar keinen Fall bei der AfD.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine weitere Wortmeldung vom Abgeordne-
ten Herrgott, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Herrgott, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Liebe Kollegen der AfD-Fraktion, wie ver-
zweifelt muss man eigentlich sein, dass man diese
Schallplatte von nichtssagenden Standardsätzen
hier zu jedem Thema, das in irgendeiner Form
kommt, immer wieder vorlegt, vorliest und Dinge
miteinander vermischt, die überhaupt nichts mitei-
nander zu tun haben? Das ist einfach nur erbärm-
lich.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das ist einfach nur erbärmlich und diesem Haus in
keinster Form angemessen. Ich habe es vorhin
schon einmal sehr deutlich gesagt und in der Rede
vom Kollegen Möller ist es auch nicht wirklich deut-
licher geworden, sondern es sind mehr Allgemein-
plätze dazugekommen und mehr Ausflüchte auf
konkrete Nachfragen. Wenn Sie hier ein Thema
vorstellen, dann bringen Sie einen konkreten Thü-
ringer Bezug dazu und nicht ständig die alte Leier,
die in Berlin sind irgendwie schuld für das Elend in
Deutschland und das Elend in der Welt, was so in
dieser Form gar nicht existiert. Ich verwehre mich
ganz klar davor,

(Beifall CDU)
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dass die CDU/CSU-SPD-Koalition im Bund für den
Terrorismus in der Welt oder in Deutschland verant-
wortlich ist. Das ist einfach nur eine infame Un-
terstellung,

(Beifall CDU, SPD)

eine Lüge und es steht Ihnen nicht an, die Kanzle-
rin unserer Bundesrepublik mit solch einem
Schmutz zu überziehen. Das sage ich hier noch
einmal ganz deutlich.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

Verehrte Kollegen der AfD, wenn Sie hier im Thü-
ringer Landtag eine Rede halten, dann bringen Sie
einen Thüringer Bezug, der auch etwas mit dem
konkreten Thema zu tun hat, und nicht so einen ba-
salen Unfug, den Sie hier in jedem Plenum erneut
wieder vortragen, der aber absolut nichts mit Thü-
ringen und konkret mit diesen Thüringer Vorstellun-
gen hier in unserem Land zu tun hat. Lassen Sie es
einfach sein oder bereiten Sie sich ordentlich vor,
lassen Sie sich die Rede von einem ordentlichen
Referenten schreiben, der Ihnen das vernünftig
ausarbeitet, aber verschonen Sie uns bitte in der
Zukunft mit diesen von der AfD ständig wiederhol-
ten, sinnlosen, inhaltsleeren Phrasen. Danke.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Ich habe eine weitere Wortmeldung vom Abgeord-
neten Prof. Dr. Voigt, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen! Herr Möller, ich habe eigentlich bis-
her den Eindruck gehabt, dass Sie zumindest in der
Lage sind, Offensichtliches auseinanderzuhalten.
Aber mit Ihrem Redebeitrag heute hier haben Sie
bewiesen, dass Sie entweder wahnsinnig viel Angst
haben müssen vor dem Sturzflug der AfD, der da
gerade passiert, oder dass Ihnen die nötige Diffe-
renzierungsfähigkeit abgeht, zu unterscheiden, was
eine Religion ist – Islam –, was Islamismus ist und
was Salafismus ist. Das finde ich, offen gestanden,
beschämend für jemanden, der für sich reklamiert,
das auseinanderhalten zu können.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Und der Kollege Herrgott hat es schon gesagt, ich
finde es infam, und das kann ich Ihnen wirklich sa-
gen, sich in ein deutsches Parlament hinzustellen
und so zu tun, als ob eine deutsche Bundeskanzle-
rin nicht daran interessiert ist, die Interessen ihres
Volkes und der Bürger ihres Landes zu schützen.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Jetzt kommt
es!)

(Unruhe AfD)

Nein.

Sie versuchen permanent dieselbe Schallplatte zu
reiten, Herr Höcke und Herr Möller, aber letztlich
unterschätzen Sie etwas, dass das, was in Ihren
kleinen Köpfen, in Ihren Echokammern Ihrer sozia-
len Netzwerke stattfindet, nicht die Realität
Deutschlands ist. Das wird auch mittlerweile offen-
sichtlich.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich will es Ihnen auch inhaltlich erklären, weil mir
Ihre permanente überzogene Identitätspolitik mitt-
lerweile auf den Zeiger geht. Das kann ich Ihnen
wirklich sagen.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wissen Sie, ich kann normalerweise so etwas res-
pektieren – manchmal ist es das nicht wert –, aber
wissen Sie, was mich wirklich zunehmend stört?
Wissen Sie, ich bin ein religiöser Mensch. Ich neh-
me das für mich in Anspruch. Ich akzeptiere, wenn
das jemand nicht ist. Aber ich kann auch akzeptie-
ren, wenn es Menschen gibt, die einer anderen Re-
ligion folgen.

(Beifall DIE LINKE)

Aber bitte schön zu glauben, dass man einen Men-
schen auf ein einziges Merkmal reduzieren kann –
und das tun Sie nämlich, Sie reduzieren Muslime
auf das Merkmal ihrer Religion –, das ist beschä-
mend.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Was haben denn in Bangladesch geborene Musli-
me, in Saudi-Arabien geborene Muslime und in
Aserbaidschan geborene Muslime, wo auch 90 Pro-
zent Muslime sind, aber die hundertprozentig an-
ders herumlaufen als Muslime in Saudi-Arabien,
gemein? Die haben ihre Religion gemein, aber an-
sonsten gibt es viele Dinge, die die absolut nicht
miteinander teilen. Sie betrachten weder Klasse,
sie betrachten weder Beruf. Es gibt in Bildung, in
Sprache, in Kunst, in Wissenschaft so viele Unter-
schiede, die Menschen ausmachen. Begreifen Sie
doch endlich mal, dass Menschen unterschiedlich
sind. Das finde ich beschämend, dass Sie das nicht
akzeptieren und so undifferenziert hier wiederge-
ben.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Sie miniaturisieren die menschliche Existenz. Das
ist für jemanden, der jetzt ein Buch über den Islam
hier rausgegeben hat, nun wirklich eigentlich lä-
cherlich, was Sie hier abgegeben haben. Ich will es
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nur mal vorbringen, weil mich das wirklich innerlich
bewegt. Nach Amartya Sen kann man als Person
relativ widerspruchsfrei gleichzeitig ein deutscher
Bürger sein, der karibischer Herkunft ist, aber des-
sen Vorfahren aus Afrika stammen, der Christ ist, li-
beral, eine Frau, heterosexuell, Langstreckenläufe-
rin, Tennisspieler – was auch immer –, das sind al-
les Merkmale, die einen Menschen ausmachen.
Und Sie versuchen, die Komplexitätsreduktion im-
mer wieder auf die Religion zurückzuführen. Das,
finde ich offen gestanden, gehört sich nicht für ein
deutsches Parlament, weil Sie damit versuchen, die
Leute draußen kirre zu machen. Ihre Aufgabe ist es
eigentlich auch, eine inhaltliche Führungsfähigkeit
zu zeigen und zu sagen: Ja, wir sind eine offene
Gesellschaft und wir bejahen auch, dass Menschen
anders sind. Ich finde, im 21. Jahrhundert gehen Ih-
re marktgängigen Tiraden gegen den Islam einfach
nicht mehr an.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Da Sie ja immer so auf Carl Schmitt abheben: Ich
habe den auch gelesen. Und hier geht es um eine
ganz entscheidende Frage, und das können Sie
sich ruhig noch einmal anschauen, um die Frage
zwischen Legalität und Legitimität. Was Sie tun, ist
– und deswegen sind Sie an bestimmten Stellen
schon Vorboten dessen, was Ihnen manchmal ins
Stammbuch geschrieben wird – nämlich das, was
wir an Debatten in den 30er-Jahren erlebt haben.
Das ist genau das gewesen, dass die Leute nicht
begriffen haben, dass der Rechtsstaat – ich will Ih-
nen nur sagen, was Ihr eigentliches Problem ist –
genau den Schutzraum bietet, dass jemand, der
aus dem religiösen Bewusstsein heraus lebt, aber
vielleicht sich einer anderen Kultur anschließen will,
wie zum Beispiel der deutschen Kultur, die Möglich-
keit dafür hat. Was Sie aber tun, ist nichts anderes,
als den Rechtsstaat zu unterminieren, weil Sie mit
Ihren Kulturkämpfen dazu beitragen – und das zeigt
Ihr Antrag –, dass der Rechtsstaat nämlich genau
gegen diese Individualität vorgehen soll. Das ist,
finde ich offen gestanden, die große Schwierigkeit.
Sie widerlegen sich quasi selbst. Und weil Sie das
tun, setzen Sie den Islam mit Islamismus als Ge-
fahr für Freiheit gleich und predigen damit Totalita-
rismus. Und diesen Totalitarismus lehnen hier so
viele Parteien ab

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

und wir als Union auch, weil wir das für historisch
falsch halten und weil wir glauben, dass man in ei-
ner freien Gesellschaft nicht eine einzelne Person
auf ein einzelnes Merkmal reduzieren kann. Das ist
das, was uns alle ausmacht und Sie offensichtlich
nicht.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster hat sich Abgeordneter Möller, AfD-
Fraktion, zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Möller, AfD:

Also das ist schon interessant. Ich muss Ihnen sa-
gen, Sie haben schon eine rhetorische Begabung,
Herr Dr. Voigt, eine rhetorische Begabung, um das
eigentliche Thema drum herumzureden, dem Red-
ner Dinge zu unterstellen, die er im Leben nie ge-
sagt hat, und das Ganze dann am Ende noch mit
interessanten Feststellungen zu verknüpfen, die wir
allerdings wiederholen werden, auch wenn es wie
eine Schallplatte für Sie klingt, und zwar eine, die
nicht gut klingt. Also wir merken uns erst einmal,
dass Sie es nicht mit Identitätspolitik haben. Die
Identität ist Ihnen eigentlich völlig wurst. Identität
gehört aber, mein lieber Kollege Voigt, zu einem
Staatsvolk dazu. Ein Staatsvolk ist nicht irgendeine
amorphe Masse. Das hat eine Identität

(Beifall AfD)

und diese Identität ist natürlich schützenswert. Das
hat auch nichts damit zu tun, wenn man sich um
diesen Schutz dieser Identität kümmert, dass man
irgendwelche Menschen, die hier zuwandern, die
auch entsprechende Begabungen mitbringen, die
auch die Bereitschaft mitbringen, Deutscher zu wer-
den, ausgrenzen wolle. Aber das ist auch meilen-
weit entfernt von dem, was die CDU veranstaltet,
und noch mehr entfernt von dem, was das rot-rot-
grüne Lager will. Wir wollen in der Tat Zuwande-
rung, die zu diesem Land passt. Ihnen ist sie egal.
Sie behaupten immer nur, dass Ihnen die Integra-
tion am Herzen liegt, dass Ihnen das ganz wichtig
ist und Sie dies und das tun. Aber wie die Integra-
tion funktioniert, das sehen Sie doch überall in den
Städten und den Gemeinden, wo sich eine entspre-
chend große ethnische Minderheit schon gefunden
hat, dass sie sich separieren kann und dann ihr ei-
genes Süppchen kochen kann. Das finden Sie doch
im Westen zuhauf. Das ist genau der Grund,
warum wir uns dieses Themas auch weiterhin an-
nehmen. Da können Sie uns beschimpfen, wie Sie
wollen, Sie können uns Totalitarismus vorwerfen.

Vizepräsident Höhn:

Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Möller, AfD:

Aber eines sage ich Ihnen ganz offen: Demokratie
geschieht nicht nur unter der Prämisse, dass man
für Ihre Art der offenen Gesellschaft ist. Man kann
da durchaus auch andere Standpunkte vertreten.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Was haben
Sie für ein Menschenbild?!)

Vizepräsident Höhn:

Ich habe jetzt weitere Wortmeldungen aus den Rei-
hen der Abgeordneten in der Reihenfolge: Frau Ab-
geordnete Marx, SPD-Fraktion, und dann noch
Frau Abgeordnete Pelke.

Abgeordnete Marx, SPD:

Es ist eben noch einmal deutlich geworden. Herr
Möller, war sich ja nicht dumm genug, hier noch
mal hinzugehen und noch mal sein völkisches Welt-
bild über uns auszugießen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist nicht zu fassen. Es ist ja versucht worden, es
Ihnen zu erklären,

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Verstehen tut er es sowieso nicht!)

aber verstanden wird es nicht und es soll ja auch
nicht verstanden werden. Sie haben eben noch mal
ernsthaft gesagt: Wir brauchen nur Leute, die zu
uns passen, und die Identität muss geschützt wer-
den. Also zu Ihrer Identität möchte ich persönlich
überhaupt nicht passen, das möchte ich jetzt mal
sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe AfD)

Und wenn Sie sagen „Sie nicht zu meiner“, dann
möchte ich mal wissen, ob Sie mir sagen können,
wie weit Ihre Familie sich in deutsche Gefilde, von
denen Sie immer so schwärmen, zurückverfolgen
lässt. Also bei mir geht es in das 17. Jahrhundert.
Da sind wir mal gespannt, wer hier länger schon
Deutschländer oder Identitärer – oder was dieser
ganze Schwachsinn von Ihnen ausmacht – gewe-
sen ist. Sie reduzieren Ihre ganze Hetze, die Sie
hier ständig über uns ausgießen, darauf, dass Sie
Leute dafür diffamieren, dass sie einer Religionsge-
meinschaft, nämlich dem Islam, angehören. Sie ha-
ben hier mehrfach und wiederholt betont, dass vom
Islam sozusagen das Böse ausgeht und dass alle,
die etwas anderes behaupten, verblendet wären,
dem Volk Schaden zufügen. Sie haben dann alle
möglichen Menschen diffamiert. Das ist einfach
plumpe, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit.
Das ist eine Islamophobie, wie sie wirklich schlim-
mer nicht sein kann. Dann wundern Sie sich, dass
Sie hier in diesem Haus auf erbitterten Widerstand
wirklich von allen Seiten stoßen, die sich hier einer
Demokratie, einer vielfältigen Gesellschaft, einer
demokratischen Entwicklung verbunden fühlen, die
wissen, dass Menschen nicht homogen sind. Jeder

Einzelne von uns hat viele verschiedene Eigen-
schaften – Herr Dr. Voigt hat das sehr gut betont.
Es ist einfach immer wieder grässlich, wie Sie in Ih-
rer Einfalt glauben, hier dumpfe nationalistische
und völkische Vorurteile bedienen zu müssen. Des-
wegen werden wir auch diesen Antrag wieder ab-
lehnen. Und es verstärkt sich doch immer mehr der
Eindruck, dass es eigentlich gar keine Frage gibt, in
der man mit Ihnen zusammenarbeiten kann, denn
Leute, die ein solches Grundverständnis von einer
menschlichen Gesellschaft haben, schließen sich
doch einfach selbst aus vielen demokratischen Pro-
zessen aus.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Jetzt hat Frau Abgeordnete Pelke, SPD-Fraktion,
das Wort.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wenn
die Herrschaften von der AfD reden, habe ich im-
mer das Gefühl, das läuft nach dem Motto: Ich weiß
erst, was ich denke, wenn ich höre, was ich sage.
Und mit dem, was Sie sagen, entlarven Sie Ihre
Denke und die ist grauenhaft, die ist ganz grause-
lig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie muss Ih-
nen nicht gefallen!)

Nein, es ist nicht nur so, dass sie mir nicht gefällt,
aber ich glaube, Sie offenbaren mit Ihrer Sprache,
was Sie denken. Und ich denke mal, die Vorredner
wie Herr Dittes oder Frau Marx oder auch andere
haben das eben auch noch mal ganz deutlich ge-
sagt: Ihr Sprachgebrauch ist erbärmlich. Sie reden
von irgendwelchen Menschen, die zu uns kommen.
Das ist so was von entlarvend. Sie reden von Men-
schen, die hierherkommen, nicht arbeiten können,
aber Leistungen in Anspruch nehmen, was Frau
Herold ja heute schon gesagt hat. Sie haben einen
Sprachgebrauch, der erinnert wirklich – und ich
denke, dass haben Herr Dittes und Herr Prof. Voigt
noch mal in aller Deutlichkeit auch ausgesprochen
– an Zeiten, die sich keiner hier zurückwünscht. Sie
wundern sich immer, dass Sie es dann unterstellt
bekommen, dass Sie – und ich formuliere es jetzt
noch ganz positiv – Rechtspopulisten sind. Das
sind Sie und wahrscheinlich noch viel mehr. Sie
entlarven sich in solchen Diskussionen, wenn Sie
denn auch beispielsweise sagen – und den Satz
hat mir die Kollegin Marx eigentlich schon vorweg-
genommen –: Menschen braucht es hier nur, die zu
unserer Kultur passen. Nein, es ist nicht nur so, wie
Frau Marx gesagt hat, dass ich zu Ihrer Kultur nicht
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passen will, ich glaube, Sie passen nicht zu unserer
Kultur,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Deshalb wer-
den Sie auch abgewählt!)

zu einer weltoffenen Kultur in Thüringen, in
Deutschland, in Europa.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Und es gibt den Satz: Das Pendel schlägt dann ir-
gendwann mal in die andere Richtung aus. Ich
glaube, die Leute erkennen zunehmend, was hinter
Ihren vorgegebenen familienpolitischen und Men-
schenaspekten tatsächlich steckt. Sie haben etwas
anderes vor und das ist schlimm. Das ist nicht das,
was wir hier wollen, Gott sei Dank, und deswegen
will ich mich hier abschließend noch einmal ganz
herzlich bedanken, dass bei dieser Debatte die de-
mokratischen Parteien in einer Reihe stehen und
Ihnen das ganz deutlich gesagt haben. Ich hoffe,
das bleibt so und dass Sie das mitnehmen für die
Zukunft. Die Bürgerinnen und Bürger werden Ihnen
das auch noch sagen. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister
Poppenhäger das Wort.

Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, die freiheitliche demokratische Grundord-
nung durchsetzen, verfassungswidrige Bestrebun-
gen unterbinden, das sind die Aufgaben des Staa-
tes, seiner Institutionen und Sicherheitsbehörden,
aber auch der Gesellschaft. Insofern würde der An-
trag der AfD nichts anderes formulieren als einen
Konsens, wenn er nicht den Blick allein auf einen
möglichen unterstellten religiösen Extremismus
wenden würde. Die AfD-Fraktion zeigt damit erneut
den Tunnelblick, mit dem sie durch die Welt zieht.

Ich will konkret für Thüringen sagen: Den Sicher-
heitsbehörden in Thüringen liegen nach wie vor kei-
ne Anhaltspunkte für eine konkrete Gefährdung der
Thüringer Bürgerinnen und Bürger durch religiös
beeinflusste Extremisten vor. Daher ist es wichtig
zu sagen und ich will es auch erneut an dieser Stel-
le betonen: Die große Mehrheit der Muslime übt ih-
ren Glauben im Einklang mit dem Grundgesetz aus.
Die Zielstellung ihres Antrags, eine Spaltung zwi-
schen „denen“ und „uns“ herbeizuführen, muss
deshalb ganz klar zurückgewiesen werden. Thürin-
gen ist ein Land, in dem sich die Menschen frei ent-
falten können sollen. Auf das grundrechtlich ver-
bürgte Recht auf freie Religionsausübung will ich

an dieser Stelle ganz selbstverständlich hinweisen.
Islamistische Gruppierungen haben sich in Thürin-
gen bislang kaum strukturell etabliert. Das Poten-
zial der eher losen Anhängerschaft beläuft sich im
Freistaat auf insgesamt circa 150 bis 200 Personen
und ja, das Internationale Islamische Kulturzentrum
Erfurter Moschee e. V. stellt dabei in Thüringen die
größte Moschee mit den meisten Besuchern dar.
Dem Verfassungsschutzbericht 2013 ist auch zu
entnehmen, dass das IIKz Erfurt in der Vergangen-
heit durchaus auch als Ort von salafistischer Propa-
ganda in Erscheinung getreten ist. Diese Aktivitäten
des IIKz Erfurt haben in den vergangenen Jahren
allerdings stark nachgelassen. Seit dem Jahr 2015
wurden keine islamischen Informationsstände mehr
organisiert und auch kein überregionales Islamse-
minar veranstaltet. Im Ergebnis ist nach aktueller
Einschätzung der Sicherheitsbehörden festzustel-
len: Verschiedene Moscheevereine und Gebetsräu-
me werden zwar von Salafisten frequentiert, jedoch
nicht von ihnen dominiert. Insofern ist die Behaup-
tung der AfD, in vielen deutschen Moscheen und is-
lamischen Vereinen würden „Hass und Abgrenzung
gegenüber der deutschen Staats- und Werteord-
nung gepredigt“ – ich zitiere –, für Thüringen jeden-
falls nicht zu bestätigen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich weise im Übrigen auf Folgendes hin: Ein Gene-
ralverdacht gegen alle Moscheen und islamischen
Vereine wäre nicht nur verfassungswidrig, sondern
behinderte gezielt die notwendige Integration und
würde den hohen Wert der Religionsfreiheit unter-
graben, und dies ist in unserem Freistaat, der im-
mer für Religionsfreiheit gestanden hat, auch nicht
gewollt.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich kann dem Hohen Haus gleichwohl versichern:
Die Thüringer Sicherheitsbehörden sind nicht blau-
äugig, sie bleiben beständig aufmerksam und sie
beobachten die Entwicklung, sie sind einsatzbereit.
Die Einführung einer verpflichtenden Sprachver-
wendung für religiöse Predigten würde indessen
weit in den Schutzbereich der Religionsfreiheit ein-
greifen, der zudem der religionsrechtlichen Autono-
mie von Religionsgemeinschaften unterfällt. Ich will
deshalb abschließend feststellen: Die Landesregie-
rung unterschätzt die Gefahr, welche von reli-
giösem Extremismus ausgeht, nicht. Sie schenkt ihr
ebenso wie der Bekämpfung sämtlicher extremisti-
scher Phänomenbereiche die notwendige Beach-
tung und alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel
werden auch ausgeschöpft, sowohl die rechtlichen
als auch die politischen.

Der Kampf gegen politische oder auch religiös moti-
vierte Gewalt gehört sicher zu den zentralen Aufga-
ben, auch zu den zentralen sicherheitspolitischen
Aufgaben. Hierzu zählen selbstverständlich auch
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präventive Angebote, die demokratisches Handeln
stärken, sowie Maßnahmen, die Radikalisierungs-
prozesse hemmen. Die Landesregierung arbeitet
im Rahmen ihrer Präventions- und Öffentlichkeits-
arbeit mit allen interessierten Institutionen und Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft kontinuierlich zu-
sammen. Unser Ziel ist es daher, einen breiten prä-
ventiven Ansatz zu verfolgen, und das steht nicht
im Einklang mit dem hier vorgelegten Antrag. Vie-
len Dank.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Damit schließe ich die Aussprache und wir kommen
zur Abstimmung. Ausschussüberweisung ist nicht
beantragt. Wer dem Antrag der AfD-Fraktion in der
Drucksache 6/3912 die Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Es sind nur drei da!)

Das sind die Stimmen aus der AfD-Fraktion. Die
Gegenstimmen, bitte. Die Gegenstimmen kommen
aus den Koalitionsfraktionen und der CDU-Fraktion.
Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Dann würde ich sagen, einen machen wir noch,

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Ja!)

und zwar den Tagesordnungspunkt 16

Start einer Erstwähler-Kam-
pagne zur Förderung der Be-
teiligung von Jugendlichen an
Kommunalwahlen
Antrag der Fraktionen DIE LIN-
KE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/3933 -

Gibt es den Wunsch nach Begründung dieses An-
trags? Es wird keine Begründung gewünscht. Dann
eröffne ich die Aussprache. Als Ersten rufe ich Ab-
geordneten Kellner, CDU-Fraktion, auf.

Abgeordneter Kellner, CDU:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir
haben heute den Antrag der Fraktionen Die Linke,
der SPD und Bündnis 90/Die Grünen „Start einer
Erstwähler-Kampagne zur Förderung der Beteili-
gung von Jugendlichen an Kommunalwahlen“. Im
November 2015 wurde hier mit Ihrer Mehrheit be-
schlossen, das Wahlalter auf 16 Jahre auf kommu-

naler Ebene abzusenken. Ich habe mich schon
nach anderthalb Jahren gefragt, was so ein Antrag
wohl zu bedeuten hat, denn mir ist noch alles gut
im Ohr, warum das Wahlalter auf 16 abgesenkt
werden sollte und musste: Weil sich die Jugendli-
chen unbedingt beteiligen wollen – unbedingt! –
und sie alle reif genug sind und sie das möchten.

(Zwischenruf Abg. Kräuter, DIE LINKE: Das
ist auch gut so – sehr gut!)

Da war ja die Erwartung hoch und die Wahlbeteili-
gung wird damit steigen usw. Das haben wir alles
hier hinreichend diskutiert. Die Volljährigkeit haben
wir ausgeklammert. Das wurde damals nicht mehr
mit beachtet, was ja unser Hauptargument mit war,
aber wir haben natürlich auch andere Argumente
vorgebracht, aber an der Stelle hat mich das schon
gewundert. Das scheint vielleicht auch ein Stück
weit symptomatisch zu sein für die drei Fraktionen,
den zweiten Schritt vor dem ersten zu tun. Ich will
gleich mal zur Gebietsreform den Bogen spannen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Man kann ja schlecht eine
Kampagne machen, bevor man das Gesetz
nicht beschlossen hat!)

Auch hier macht man nichts anderes, Frau Henf-
ling, man macht erst mal die Gebietsneuordnung,
eine Kreisgebietsreform. Wir machen eine Gemein-
destrukturreform, eine Gebietsreform und dann
überlegen wir, was können wir den Kommunen ei-
gentlich übertragen, weil die Verwaltungs- und
Funktionalreform vorher nicht gemacht worden ist.
Ich kenne kein Bundesland, in dem eine Gebietsre-
form stattgefunden hat, in dem man nicht erst die
Aufgaben definiert hat, die man an die neuen Ge-
bietskörperschaften übertragen will, und dann wird
geredet.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Doch,
in Mecklenburg-Vorpommern unter CDU-Mi-
nister Caffier!)

Ich wollte damit nur verdeutlichen, dass das kein
Einzelfall ist, was hier stattfindet, dass man den
zweiten Schritt vor dem ersten tut. Genau dieser
Antrag, den Sie heute vorgebracht haben, ist für
mich symptomatisch dafür, wie Sie mit diesem The-
ma umgehen. Erst wird das Wahlalter auf 16 mit
der großen Erwartung abgesenkt, dass jetzt die
Wahlbeteiligung steigt und Ihnen deswegen recht
gegeben wurde oder recht gegeben wird in diesem
Zusammenhang. Aber wenn Sie sich die Studien
angesehen haben – und ich gehe davon aus, dass
Sie die Studien alle gelesen haben, sonst hätten wir
nämlich heute so einen Antrag nicht –, die im Zu-
sammenhang mit dem Wahlalter ab 16 veröffent-
licht wurden, dann wird Ihnen sicherlich auch klar
geworden sein, dass es auch in Thüringen unter
Umständen nicht so eintritt, wie Sie sich das erhofft
haben. Allein schon in Thüringen ist die Wahlbeteili-
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gung 2016 zur Bürgermeisterwahl im Vergleich zur
Kommunalwahl 2014 von 65 auf 52 Prozent gesun-
ken. Da hatten wir aber das Wahlalter mit 16 schon
eingebracht. Auch die Studie in Rheinland-Pfalz,
bei der die 16-Jährigen gefragt worden sind, ob sie
bereit sind, schon mit 16 zu wählen, oder wählen
wollen, zeigt, dass das von 60 Prozent der Jugend-
lichen abgelehnt wird. Die Shell-Studie: 52 Prozent
der Jugendlichen sehen sich nicht in der Lage,
schon das Wahlrecht auszuüben; 24 Prozent war
nur Zustimmung.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Des-
halb müssen wir die Kampagne machen!)

Auch die Grüne Jugend Ostalb hat die Umfrage ge-
macht: 58 Prozent der Jugendlichen lehnen das ab.
Jetzt haben wir noch Mecklenburg-Vorpommern:
Von 58 Prozent wird es abgelehnt. Das forsa-Insti-
tut hat ermittelt, dass 63 Prozent der Jugendlichen
dies ablehnen. Darüber sollte man doch mal nach-
denken, liebe Kolleginnen und Kollegen, ob man da
auf dem richtigen Weg ist. Aber ich sehe am An-
trag, dass Sie schon selbst eingeschätzt haben,
dass es so nicht funktionieren wird. Auch die Stu-
dien machen deutlich, dass die Selbsteinschätzung
der Jugendlichen erheblich weiter ist als der Ver-
such der politischen Zwangsbeglückung, den man
hier versucht. Die Ergebnisse der Umfragen spre-
chen eine deutliche Sprache. Alle Erwachsenen
sind gut beraten, an der Stelle mal auf die Jugendli-
chen zu hören. Das hat man wissentlich ignoriert.
Jeder, der in Schulen und Klassen unterwegs ist
und sich dort informiert hat – und ich habe das
recht oft getan, aber man kann das auch hier, wenn
die Schülerklassen in den Landtag kommen und da
sind sie auch recht oft … Ich habe die Frage
gestellt, wie die Schüler das Wahlalter mit 16 se-
hen, und die Mehrheit war nie dafür – bei mir nicht.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Studien, Frau Henfling, sprechen letztendlich
die gleiche Sprache. Jetzt können Sie sagen, die
Studien sind alle falsch. Das können Sie gern tun.
Man kann sich natürlich auch etwas in die Tasche
lügen, aber das wird Ihnen an der Stelle nicht wei-
terhelfen.

Jetzt kommen Sie mit dem Antrag, mit dem Sie ge-
nau dies korrigieren wollen. Sie haben vor, eine
Erstwählerkampagne zur Förderung der Beteiligung
von Jugendlichen an Kommunalwahlen zu starten.
Das allein zeigt schon, dass Sie mit dem Ergebnis
nicht einverstanden sind bzw. dass das nicht einge-
treten ist, was Sie hier in einer Tour prognostiziert
haben. Das ist ein deutliches Eingeständnis dafür,
dass Ihre These, die Sie aufgestellt haben, nicht
stimmt, sonst hätten Sie das nicht gebraucht.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist ein eindeutiges Zei-

chen dafür, dass Sie unseren Antrag nicht
gelesen haben!)

Zu dem, was Sie hier reingeschrieben haben, dass
sich die Schulen im Rahmen der politischen Bil-
dung etc. dieser Sache widmen sollen, kann ich nur
eines sagen: Die Schulen bearbeiten dieses Thema
schon lange. Alle Klassen, die ich erlebt habe, auch
hier im Landtag, waren sehr gut vorbereitet. Das
zeigt mir, dass die Lehrer auch diese politische Bil-
dung sehr ernst nehmen. Aber natürlich können sie
den Schüler nicht zwingen, zur Wahl zu gehen. Das
muss schon der Schüler bzw. der Jugendliche
selbst entscheiden.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Deshalb können wir sie aber
nicht zur Wahl zwingen!)

Das ist genau der Punkt: Wenn man an den Ju-
gendlichen vorbei ein Gesetz erlässt, das nicht an-
genommen wird, haben wir genau das Ergebnis,
was heute vorliegt. Ich sehe das als verzweifelten
Versuch, hier doch noch das eine oder andere zu
korrigieren.

Dann zu Punkt II in Ihrem Antrag, „die Erstwähler-
Kampagne in Zusammenarbeit der zuständigen
Fachminister[ien] und der Landeszentrale für politi-
sche Bildung sowie mit weiteren staatlichen und zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren zu erarbeiten und
umzusetzen“. Was sind denn bitte schön „zivilge-
sellschaftliche Akteure“? Was muss ich mir denn
darunter vorstellen? „Zivilgesellschaft“ sagt mir
schon etwas. Die „Akteure“ fehlen mir, die hätte
man ja auch benennen können. Also auch an der
Stelle sehe ich doch, dass Sie nicht weiterwussten
und jetzt versuchen, hier einen Antrag einzubrin-
gen.

Die CDU-Fraktion – das will ich an der Stelle auch
noch mal deutlich sagen – war nicht dagegen, Ju-
gendliche zur Wahl zuzulassen, weil wir das nicht
wollten, weil wir vielleicht Angst hatten – wie Sie es
darstellen –, dass die Wahlbeteiligung hochgeht
oder auch die Falschen gewählt werden.

(Zwischenruf Abg. Engel, DIE LINKE: Das
hat doch nie jemand behauptet!)

Mitnichten – wir haben ständig darauf aufmerksam
gemacht, dass Jugendliche mit einer Wahl Verant-
wortung für andere übernehmen. Das war auch ein
Hauptargument, was Schüler bzw. Jugendliche vor-
gebracht haben, dass sie sich nicht in der Lage füh-
len, für andere Verantwortung zu übernehmen –
nicht für sich selbst, das ist geregelt, aber für ande-
re. Wir haben natürlich auch auf die Volljährigkeit
abgestellt, weil letztendlich damit erst die Rechte
und Pflichten festgehalten werden und natürlich
auch die Verpflichtung, entsprechend Verantwor-
tung übernehmen zu können, um hinterher unter
Umständen dafür zur Verantwortung gezogen zu
werden.
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An der Stelle möchte ich Ihnen deutlich sagen: Die
CDU-Fraktion wird diesem Antrag nicht zustimmen.
Auch die Absenkung, die Sie hier noch mal drin ha-
ben, das Landtagswahlalter auch auf 16 zu reduzie-
ren, das haben Sie schon reingeschrieben, das
geht nur, wenn die Verfassung in Thüringen geän-
dert wird. Das wird Ihnen nicht gelingen, solange
wir hier im Landtag sind, weil wir es ganz einfach
ernst nehmen, was Jugendliche wollen, die letzt-
endlich in erster Linie entscheiden sollen, ob sie
sich wirklich reif genug fühlen, diesen Wahlakt
durchzuführen und Verantwortung für andere zu
übernehmen. Solange das nicht der Fall ist, sehen
wir da auch keinen Handlungsbedarf. Was für uns
vor allem ein wichtiger Punkt ist, ist die Volljährig-
keit. Das wollte ich an der Stelle noch mal sagen.
Und weil das gestern auch noch mal vom Innenmi-
nister so angesprochen wurde, dass die CDU das
abgelehnt hat, weil wir das nicht wollten, dass Ju-
gendliche zur Wahl gehen: Das ist mitnichten so.

(Zwischenruf Abg. Engel, DIE LINKE: Natür-
lich! Und das ist der einzige Grund!)

Wir haben das sehr intensiv begründet. Und wenn
Sie dieser Begründung nicht folgen wollen, ist das
Ihr gutes Recht, aber die Studien an der Stelle, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, geben uns nun mal
recht. Das muss man einfach akzeptieren. Wir ha-
ben das getan, den Willen der Jugendlichen akzep-
tiert.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Ja, Sie beeinflussen die Jugend-
lichen auch so!)

Deswegen werden wir diesen Antrag ablehnen.
Danke schön.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster erteile ich Frau Abgeordneter Leh-
mann, SPD-Fraktion, das Wort.

Abgeordnete Lehmann, SPD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine Kollegin Frau Marx hat
mich gerade noch mal darauf hingewiesen, dass zu
viel lachen auch vorzeitige Wehen verursachen
kann. Ich bin relativ froh, dass wir das jetzt gerade
noch vermeiden können. Ich hätte diesen Redebei-
trag nicht mehr halten können.

Herr Kellner, ich hoffe, dass ich damit ein bisschen
zu Ihrer Erhellung beitragen kann. Erstens: In dem
Antrag geht es gar nicht mehr um die Absenkung
des Wahlalters, sondern um Maßnahmen poli-
tischer Bildung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dazu haben Sie in Ihrem Redebeitrag verhältnis-
mäßig wenig gesagt.

Zweitens hat der Antrag mit der Gebietsreform
überhaupt gar nichts zu tun.

Drittens machen wir mit dem Antrag auch nicht den
zweiten Schritt vor dem ersten, sondern den zwei-
ten Schritt nach dem ersten, weil wir nämlich erst
das Wahlalter abgesenkt haben und jetzt sagen,
dass wir Maßnahmen brauchen.

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Da muss
man vorher mal gucken, ob das sinnvoll ist!)

Wir haben vorher geguckt, ob das sinnvoll ist. Das
haben wir in einer anderen Plenardebatte schon
mal relativ ausführlich diskutiert und haben gesagt,
wir brauchen die Absenkung des Wahlalters und
jetzt natürlich auch eine Kampagne und Maßnah-
men politischer Bildung, die genau das untersetzen.

Viertens: Sie können zwar – das macht Ihr Kollege
Herr Bühl immer wieder – sagen, dass Mitbestim-
mung und Beteiligung junger Menschen Ihnen un-
glaublich wichtig ist, aber dann, wenn es konkret
wird, wenn es darum geht, Verantwortung und
Macht abzugeben, dann zu sagen, dass man das
nicht will, das ist unplausibel und es ist auch nicht
redlich gegenüber den jungen Menschen in diesem
Land.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es stimmt auch nicht, dass wir die Jugendlichen
ignorieren. Wenn Sie sich an die Ergebnisse der
Anhörung damals erinnern, dann wissen Sie, dass
alle Jugendverbände – zum Beispiel auch der Lan-
desjugendring – damals deutlich gesagt haben,
dass sie die Absenkung des Wahlalters wollen. Das
sind die Vertreterinnen und Vertreter der jungen
Menschen in diesem Land. Wenn Sie das jetzt
auch noch abstreiten wollen, müssen wir tatsäch-
lich noch mal eine ganz andere Debatte führen. Es
geht uns mit der Absenkung – das hat zwar mit
dem Antrag jetzt auch nichts zu tun – auch nicht um
einen Zwang zur Wahl, sondern es geht um die
Möglichkeit, zur Wahl zu gehen, und darum, jungen
Menschen, wenn ich sie beteiligen möchte, mit die-
ser konkreten Maßnahme Mitbestimmung zu er-
möglichen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Was stimmt – da kommen wir vielleicht langsam
mal an einen Punkt, an dem wir zusammen sind –,
ist, dass wir im November 2015 das Wahlalter für
die kommunale Ebene abgesenkt haben, weil wir
gesagt haben, dass das ein wichtiger Schritt für Mit-
bestimmung und Beteiligung ist und Rot-Rot-Grün
damit zeigt, dass wir junge Menschen ernst neh-
men und auch das Thema „Mitbestimmung und Be-
teiligung“ ernst nehmen, und zwar nicht nur, wenn

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 88. Sitzung - 22.06.2017 7539

(Abg. Kellner)



es darum geht, mal ganz allgemein zu sagen, dass
wir das brauchen, sondern auch darum, wenn es
ganz konkret wird, das heißt eben auch dann, wenn
es darum geht, Macht und Verantwortung abzuge-
ben.

Wir haben damals in der Debatte schon gesehen,
dass das nicht alle hier im Hohen Haus so sehen,
sondern dass einige Menschen sagen, dass junge
Menschen gar nicht in der Lage sind, oder sie
selbst auch sagen, sie sind nicht in der Lage. Des-
wegen haben wir damals schon angekündigt – und
das hätten Sie gesehen, wenn Sie sich die Plenar-
debatte vernünftig angesehen hätten –, dass wir
begleitende Maßnahmen zur Absenkung des Wahl-
alters brauchen, weil politische Bildung in unserem
System immer eine besondere Bedeutung hat.
Deswegen fördern wir zum Beispiel die Landeszen-
trale für politische Bildung. Deswegen fördern wir
politische Stiftungen, weil wir sagen, dass das
einen wichtigen Beitrag leistet. Natürlich ist das
auch dann wichtig, wenn ich so eine Maßnahme
wie die Absenkung des Wahlalters mache, junge
Menschen darüber zu informieren, dass sie zum
einen jetzt die Möglichkeit haben, zu wählen, zum
anderen aber sie auch dabei zu begleiten, sie zu
unterstützen und sie in die Lage zu versetzen, sich
kritisch mit Programmen, mit Parteien, mit Politikern
auseinanderzusetzen und auf dieser Basis zu einer
Entscheidung zu kommen, die ihre persönliche Ent-
scheidung ist. Genau das wollen wir mit diesem An-
trag. Wir wollen, dass junge Menschen über das
Kommunalwahlsystem informiert werden, dass sie
zum Beispiel darüber informiert werden, wen sie
überhaupt wählen, welche Bedeutung Wahlen ha-
ben. Deswegen wollen wir – da knüpfen wir an Er-
fahrungen aus anderen Bundesländern an – zum
einen eine Kampagne, die öffentlich darüber infor-
miert, dass ich jetzt die Möglichkeit habe, mit 16 zur
Wahl zu gehen. Das wissen schlicht und ergreifend
noch nicht alle jungen Menschen in diesem Land.

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Die werden
doch angeschrieben!)

Ja. Und jetzt wissen sie es trotzdem noch nicht.
Herr Kellner, akzeptieren Sie doch, dass es so ist.
Das gehört auch dazu, sie darüber zu informieren
und nicht erst, wenn sie angeschrieben sind, son-
dern den Prozess zu begleiten, der das vorbereitet.
Deswegen wollen wir darüber hinaus Bildungsan-
gebote im schulischen und im außerschulischen
Bereich. Das werden die zuständigen Ministerien
erarbeiten. Das ist das Innenministerium, aber auch
das Bildungsministerium, die Landeszentrale für
politische Bildung und zum Beispiel Akteure der Ju-
gend- und Erwachsenenbildung – weil Sie gefragt
haben, wer eigentlich diese zivilgesellschaftlichen
Akteure sind. Das ist zum Beispiel auch der Lan-
desjugendring als wichtiger Akteur, den man da si-
cherlich mit einbinden muss. Wir wollen außerdem,
dass entsprechende Haushaltsmittel bereitgestellt

werden, weil – auch das zeigen die Erfahrungen
aus den anderen Ländern – es dafür zusätzliche
Mittel braucht. Sie zeigen auch, dass mehr Geld
nicht unbedingt immer zu den besseren Ergebnis-
sen führt, aber auf jeden Fall, dass wir das brau-
chen.

Genau das nehmen wir mit diesem Antrag auf. Ich
bitte um Zustimmung für diesen Antrag für die
30.000 jungen Menschen, die unter 18 sind und bei
der nächsten Kommunalwahl das erste Mal wählen
dürfen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster hat Abgeordneter Brandner, AfD-Frak-
tion, das Wort.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die Hose vorher hochziehen!
Nicht, dass sie rutscht!)

Abgeordneter Brandner, AfD:

Frau Henfling, wenn ich Sie sehe, dann ziehe ich
die Hose das nächste Mal runter. Was halten Sie
denn davon? Der war gut, oder?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ekelhaft!)

Aber Sie müssen noch ein Stückchen warten, ich
muss erst zu Ende reden, Frau Henfling. Jetzt müs-
sen Sie nicht schon rausgehen!

Herr Kellner, Sie haben den Finger schon gut in die
Wunde gelegt, muss ich Ihnen sagen. Diese An-
griffslust, ich darf Sie mal loben von hier vorne, ich
hoffe das schadet Ihrem weiteren Fortkommen
nicht, die Angriffslust finde ich klasse, zumal Sie
genau die Wunde getroffen haben. Ich werde den
Finger noch ein bisschen weiter in diese Wunde
reinbohren, in diese schwärende rot-grüne Jung-
wählerkampagnenwunde.

Meine Damen und Herren, vor etwa zwei Jahren
diskutierten wir hier zum ersten Mal den Gesetzent-
wurf der Landesregierung zur Absenkung des
Wahlalters auf 16 Jahre. Sie von den deutschen
demokratischen Ramelow-Fraktionen wurden nicht
müde, faktenfrei, wie es Ihr Markenzeichen ist und
wie es Ihrer Politik immanent ist, uns und den Men-
schen draußen das Märchen als wahr verkaufen zu
wollen, dass nahezu alle Jugendlichen das wollten
und eine Absenkung des Wahlalters die Wahlbetei-
ligung auch noch erhöhen würde. Wir von der AfD
wurden nicht müde, hart an den Fakten zu argu-
mentieren und zu versuchen, Sie davon zu über-
zeugen, dass weder das eine stimmt noch das an-
dere eintreten wird.

(Beifall AfD)
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Im November 2015 passierte dann Ihr Gesetzent-
wurf das Parlament und Sie von Rot-Grün öffneten
entgegen aller Vernunft die Wahlkabinen bei Kom-
munalwahlen für 16- und 17-Jährige. Ihre inhaltli-
chen, faktenbasierenden Beiträge zur Debatte wa-
ren – wir erinnern uns alle mit Schaudern – sehr
bescheiden.

Was passierte noch? Es gab eine Anhörung, bei
der sich 13 Organisationen für die Absenkung des
Wahlalters aussprachen, nur drei dagegen. Das
mag auf den ersten Blick beeindruckend sein, wenn
man mal davon absieht, das Sie von Rot-Grün
selbstverständlich nur solche Organisationen anhö-
ren wollten und dann auch angehört haben, die Ih-
rem Anliegen positiv gegenüberstehen und die
Qualität ja bekanntlich entscheidender ist als die
Quantität. Mir fällt in dem Zusammenhang etwas
auf, worauf ich dann zu späterer Stunde noch ein-
mal eingehen werde.

Meine Damen und Herren, in Teilen Thüringens
waren bereits im Jahr 2016 Kommunalwahlen. Na-
heliegend bei einer Absenkung des Wahlalters wä-
re es daher gewesen, eine Untersuchung spätes-
tens dann vorzunehmen und herauszufinden, wie
diese Absenkung des Wahlalters angekommen war
und angenommen wurde.

(Beifall AfD)

Nachzulesen in der Antwort auf die Kleine Anfra-
ge 1245 ist aber, dass die Landesregierung auch
hier mal wieder keine Ahnung hat. Sie sieht keine
Möglichkeit, die Daten zu erheben, da in kleinen
Gemeinden angeblich und möglicherweise das
Wahlgeheimnis gefährdet wäre. Niemand weiß also
bis heute, welchen Effekt die Absenkung des Wahl-
alters tatsächlich hatte. Aber vieles deutet darauf
hin, dass Rot-Grün auch hier mit den Annahmen
falsch und wir von der AfD, ausnahmsweise auch
mal die CDU, richtig lagen. Sie wissen also nichts.
Wie schon vorher sind Sie ahnungslos und wissen
nichts und wieder begehen Sie den gleichen, zwei-
ten Fehler – Herr Kellner hatte darauf hingewiesen
– analog so ein bisschen zur Gebietsreform, und
laufen mit dem Kopf – zum zweiten Mal – gegen
dieselbe Wand, und das ist der Gesundheit und
dem logischen Denken weiß Gott nicht förderlich,
wie man gleich auch sieht. Ihre pawlowsche Reflex-
reaktion ist jetzt diese Erstwählerkampagne. Sie
wollen mit einer Kampagne etwas nachbessern,
was Sie gar nicht wissen, und neben der Informa-
tion der Jugendlichen sollen auch die Selbstorgani-
sation und Diskursfähigkeit der Heranwachsenden
innerhalb des demokratischen Gemeinwesens ge-
fördert werden. Meine Damen und Herren, bei einer
normalen Regierung wäre das vielleicht eine Idee,
über die man nachdenken könnte, aber hier bei ei-
ner linken, möglicherweise noch schlimmeren Re-
gierung in Thüringen kann man nur sagen: Nachti-
gall, ick hör dir trapsen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Nicht witzig!)

Wenn ich mir anschaue, wie das umgesetzt werden
soll und wo das herkommt, dann denke ich gleich
wieder an einen bekennenden Linksextremisten
aus der Staatskanzlei und sehe da genau, wer die
Hand bei der Formulierung dieses Antrags geführt
hat. Bei der Umsetzung sollen neben den staatli-
chen Stellen nämlich auch nebulöse und dubiose –
Herr Kellner hatte darauf hingewiesen – zivilgesell-
schaftliche Akteure mitwirken. Da sind wir bei dem
Punkt der Anhörung. Ich hatte vorhin schon mal da-
rauf hingewiesen: Das sind genau die Organisatio-
nen, die die Herabsetzung des Wahlalters bei Ihrer
dubiosen, nebulösen Anhörung befürworteten. Es
sind wieder die üblichen Verdächtigen

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Landesjugendring zum
Beispiel!)

– dazu komme ich noch –, es sind wieder die übli-
chen Verdächtigen aus dem linken Thüringer Kaha-
ne-nahen und steuergemästeten Toleranz- und Ge-
dönssumpf.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Landesjugendring ist links
– aber holla!)

Ich zähle die mal auf: der Landesjugendring, die
DGB-Jugend, die Naturfreundejugend, das Jugend-
forum, der Stadtjugendring, die Jusos – wo sind ei-
gentlich die Schwusos oder gibt es nur alte Schwu-
sos? –, die Linksjugend Solid, SJD – Die Falken
und natürlich auch die Jungen der doch eigentlich
berufsjugendlichen Grünen. Alle die, die in der An-
hörung dafür waren, sollen jetzt plötzlich bedacht
werden. Da haben wir also und wohl kaum zufällig
wieder dieselben zivilgesellschaftlichen Akteure, die
haben sich da wieder zusammengefunden, die von
einem Gesetz profitieren wollen, das sie vor zwei
Jahren in die Spur gesetzt hatten. Rot-grüner Zu-
fall, so eine Art politischer Nepotismus? Es wird
sich zeigen. Wieder soll also – aus einer neuen
Quelle diesmal freilich – Staatsknete für unsinnige
Projekte fließen, die dann Personalstellen und die
Versorgung eigentlich verkrachter Existenzen aus
dem linken Lager möglich machen. Das ist klassi-
sches Gemauschel im rot-grünen „Ramelüringen“,
so wie „Ramelüringen“ unter Herrn Ramelow leibt
und lebt. Armer Freistaat als Beute der Nationalen
Front! Anders kann ich das nicht nennen.

Vielleicht mal ein kleiner Applaus zwischendrin, das
wäre nicht schlecht, ich muss mal einen kleinen
Schluck trinken. Müssen wir mal „Martin, Martin!“
rufen!

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, bei diesen Akteuren, die
ich gerade erwähnt habe, ist ja auch klar, in welche
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Richtung diese Erstwählerkampagne gehen soll
und gehen wird. Kampf gegen alles Bürgerliche,
gegen alles Vernünftige, gegen alles, was nicht
links ist, das wird das Ziel sein. Kurz gesagt: Ihr An-
trag ist Ausdruck einer verfehlten, blinden, ideolo-
gischen Politik. Das Gesetz war überflüssig und
schlicht mistiger Murks. Jetzt wollen Sie diesen
mistigen Murks nachbessern, wieder ohne Fakten-
grundlage, wieder aus dem Bauch heraus und nur,
um Ihrer Klientel noch mehr Steuergeld zuzuschus-
tern. Das steckt dahinter und nichts anderes.

(Beifall AfD)

Sinnvolle Jugendpolitik sieht aber anders aus.
Wenn Sie nämlich wirklich Jugendlichen zutrauen
würden, verantwortlich ihr Wahlrecht wahrzuneh-
men, dann müssten sie nicht von irgendwelchen
dubiosen Vereinen überredet werden und sich zur
Wahlurne tragen lassen. Auch wenn Sie die Wahl-
beteiligung erhöhen wollen, gilt: Von der AfD ler-
nen, heißt siegen lernen. Warum? Weil nur wir von
der AfD für eine bürgernahe Politik und klare Alter-
nativen zu Ihrem Altparteien-Einerlei-Willen stehen.
Und genau das fehlte bis 2013. Gucken Sie sich die
Statistiken und die Erhebungen doch an, genau das
fehlte bis 2013 in Deutschland. Mit der AfD stieg
und steigt die Wahlbeteiligung deutlich. Nur so geht
es, meine Damen und Herren: klare Kante für die
Bürger, klare Kante für Deutschland, Argumente
statt Gefühle und Fakten statt Geschwafel.

(Beifall AfD)

So bekommen Sie auch Jugendliche an die Wahl-
urne, so bekommen Sie die Wahlbeteiligung nach
oben. Das sollten Sie eigentlich jetzt merken. So,
wie Sie es machen wollen, funktioniert es nicht.
Staatlich finanzierte links- und krawallideologisch
durchdrungene Laber-, Quassel- oder Kuschelkur-
se à la „IM Victoria“ und Landesprogramm für Ge-
döns, angereichert mit allgemeinem Geschwalle –
ich höre es schon in meinem Ohr. Das bringt nichts.
Das bringt nie etwas und es bringt vor allem auch
hier nichts, was die Jugendlichen angeht, meine
Damen und Herren. Sie ahnen es, deshalb werden
wir Ihren mehr als entbehrlichen Antrag ablehnen.
Er ist schlicht schlecht, überflüssig und schädlich
für Jugendliche und schädlich für Thüringen. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächste hat Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich,
Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Vielen Dank. Sehr geehrter Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren, die Rede von

Herrn Brandner war es schlicht nicht wert, auch nur
annähernd auf sie einzugehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vielen Dank an meine Kollegin Diana Lehmann, die
schon viel Wichtiges vorgetragen hat.

Und Herr Kellner, ich weiß zumindest, wo Sie sich
vorbereitet haben. Es gibt offenkundig bei der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung – ich nenne es mal – eine
Argu-Hilfe gegen die Absenkung des Wahlalters.
Da haben Sie dann auch den einen Punkt gefun-
den, dass nämlich angeblich – Sie haben es nur ein
bisschen falsch vorgetragen – die Grüne Jugend
Ostalb auch gegen eine Absenkung des Wahlalters
sei. Das stimmt nicht. Lesen Sie noch einmal genau
bei der Konrad-Adenauer-Stiftung nach, da heißt
es, die Grüne Jugend Ostalb hat 2009 eine Umfra-
ge unter 550 Schülerinnen und Schülern durchge-
führt und da war es in der Tat so, dass sich 58 Pro-
zent nicht dafür ausgesprochen haben. Das war vor
acht Jahren, das war nicht die Meinung der Grünen
Jugend, das war eine Umfrage, aber immerhin ha-
ben Sie versucht, sich bei der Konrad-Adenauer-
Stiftung zu bilden. Ich nehme das mal als ersten
Schritt, sich immerhin mit Dingen vertraut zu ma-
chen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dass Sie die Zivilgesellschaft nicht kennen, was
soll ich jetzt sagen, das wundert mich nicht wirklich.
Es erschreckt mich schon ein bisschen, weil wir alle
wissen, das sind die Vertreter der Kirchen, der
Wohlfahrtsverbände, der Feuerwehren etc., all die,
die von der AfD immer so gern diskreditiert und be-
schimpft werden.

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe AfD)

Aber worum geht es eigentlich? Wir bitten die Lan-
desregierung, für die anstehenden Kommunalwah-
len im Jahr 2018 eine Erstwählerkampagne zu initi-
ieren, weil es uns darum geht, die Beteiligung von
jungen Menschen an den Wahlen auf kommunaler
Ebene nachhaltig zu fördern.

Warum ist uns das so wichtig? Alle, die Bündnis
90/Die Grünen kennen, wissen, dass wir uns seit
dem Wiedereinzug in den Thüringer Landtag im
Jahr 2009 immer wieder für eine Absenkung des
Wahlalters auf 16 Jahre eingesetzt haben und des-
halb waren wir auch wirklich froh, dass uns dies
2015 gemeinsam mit SPD und Linken gelang. Auf-
grund der so wichtigen Wahlrechtsänderung konn-
ten bereits im Jahr 2016 übrigens die ersten 16-
und 17-Jährigen in Thüringen an Kommunalwahlen
in kleinen Gemeinden teilnehmen. Das ist auch gut
so, wurde den jungen Menschen in diesem Alter
das aktive Wahlrecht doch viel zu lange durch die
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CDU verwehrt. Eben wurde ja auch schon die An-
hörung zitiert, wo es um die eigenständige Jugend-
politik ging, und benannt, dass sich 13 der Anzuhö-
renden bei dieser Anhörung von den Jugendver-
bänden etc. dezidiert für das Wahlalter 16 ausge-
sprochen hatten, darunter übrigens auch der Lan-
desjugendring. Wer sich so wie manche hier über
den Landesjugendring äußert, hat in der Tat keine
Ahnung. Schauen Sie sich einfach mal an, wer al-
les zum Landesjugendring Thüringen gehört. Die
fordern das seit ganz vielen Jahren, aber sie sagen
eben auch, es braucht politische Bildung und es
braucht natürlich begleitende Programme, um Ju-
gendliche für die Wahlen zu gewinnen. Uns ist die
Mitbestimmung und Partizipation von Jugendlichen
wirklich besonders wichtig, denn sie haben ihre ei-
genen Interessen, sie haben auch ihre eigenen po-
litischen Ansichten und sie wollen sich in das Ge-
meinwesen einbringen. Es geht eben genau nicht
um eine Pflicht, das hat Frau Lehmann auch schon
gesagt, sondern es geht um eine Möglichkeit, die
Jugendlichen viel zu lange verwehrt wurde.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Daher arbeitet die Landesregierung gemeinsam mit
vielen Akteuren und Jugendlichen an der „Landes-
strategie Mitbestimmung“, um den vielen Tausend
Jugendlichen, die sich tagtäglich beispielsweise in
den Jugendverbänden engagieren, auch die Mög-
lichkeit zu eröffnen, dass sie sich tatsächlich bei ei-
ner jugendgerechten Beteiligungsstruktur in Thürin-
gen einbringen können. Uns geht es dabei insbe-
sondere um eine nachhaltige Stärkung der direkten
Mitbestimmungsmöglichkeiten auf kommunaler
Ebene, weil wir alle wissen, lokales Handeln ist das
Entscheidende. Da sind die Projekte, da sind die
konkreten Anknüpfungspunkte für die jungen Men-
schen vor Ort, wo sie anfangen, sich zu engagie-
ren. Genau das wollen wir natürlich fördern. Die In-
anspruchnahme dieser Mitbestimmungsmöglichkei-
ten funktioniert natürlich nicht im luftleeren Raum,
das muss uns auch allen klar sein, sondern es be-
darf unterstützender Maßnahmen, die dies fördern.
Diese Maßnahmen wiederum sollen gebündelt
durch eine Thüringer Erstwählerkampagne umge-
setzt werden mit dem Ziel, das Wahlrecht für die et-
wa 30.000 zusätzlichen Neuwahlberechtigten im Al-
ter von 16 bis 18 Jahren noch bekannter zu ma-
chen. Logisch ist: So etwas kann man natürlich erst
machen, wenn das Gesetz dazu auf den Weg ge-
bracht, verabschiedet ist. Vorher hätten Sie uns ge-
sagt: Jetzt lassen Sie uns doch erst mal abwarten,
ob es überhaupt zu dem Gesetz kommt. Wir gehen
da formal ganz korrekt vor und wünschen uns eine
ressortübergreifende Zusammenarbeit zum einen
innerhalb der Landesregierung, aber natürlich auch
die Einbindung aller relevanten Akteurinnen und
Akteure, wie zum Beispiel der Landeszentrale für
politische Bildung und auch weiterer staatlicher und
zivilgesellschaftlicher Akteure.

Positiv stimmen uns übrigens insbesondere die Er-
gebnisse der Erstwählerkampagnen aus anderen
Bundesländern, die haben wir uns mal genauer an-
geschaut. So lag im Zuge von Erstwählerkam-
pagnen beispielsweise die Wahlbeteiligungsquote
der 16- und 17-jährigen Wahlberechtigten bei den
Gemeinderatswahlen in Baden-Württemberg deut-
lich über jener der 18- bis 23-jährigen Wahlberech-
tigten bzw. der 18- bis 25-jährigen Wahlberechtig-
ten. Auch in Hamburg lag die Wahlbeteiligung der
16- und 17-Jährigen über der der nächstälteren Al-
tersgruppe. Das zeigt, dass die Erstwählerinitiativen
wirksam sind und informieren, motivieren und damit
auch die Eigenaktivität von jungen Menschen vor
Ort stärken.

Lassen Sie mich abschließend noch deutlich ma-
chen, dass wir Grüne weiterhin für eine Ausweitung
des Wahlrechts ab 16 – auch auf Landesebene –
werben. Das ist unsere tiefe Überzeugung. Leider
ist die verfassungsändernde Mehrheit aufgrund der
anhaltenden Ablehnung durch die CDU dafür nicht
in Sicht – was wir ausdrücklich bedauern. Wir hof-
fen aber, dass ein Umdenken hierfür nach den
nächsten Kommunalwahlen auch bei der CDU ein-
setzt. Dann wird sich nämlich zeigen, dass Jugend-
liche sehr wohl verantwortungsbewusst sind und
auch über entsprechend politische Kompetenzen
verfügen und keine manipulierbaren Wesen sind,
die sich nicht für Politik interessieren. Vielen herz-
lichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächste hat Frau Abgeordnete Engel, Fraktion
Die Linke, das Wort.

Abgeordnete Engel, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, lie-
be Zuschauerinnen am Livestream, lieber Gast auf
der Besuchertribüne, eigentlich wollte ich es recht
kurz machen, aber da nun Herr Kellner so eine
Grundsatzdebatte über die Absenkung des Wahlal-
ters angestoßen hat und auch meine Kollegin Anja
Müller hoch motiviert ist, meine Rede noch zu hö-
ren, halte ich sie dann doch und versuche, das
möglichst schnell über die Bühne zu bringen.

Durch die Absenkung des Wahlalters von 18 auf
16 Jahre haben Jugendliche den Rechtsstatus ei-
nes Bürgers ihrer Gemeinde bzw. ihres Landkrei-
ses erhalten und können so wesentlich mehr Ein-
fluss auf die Gestaltung ihres unmittelbaren Le-
bensumfelds nehmen. Denn über das aktive Wahl-
recht bei Gemeinderats-, Kreistags- und Bürger-
meisterwahlen hinaus haben Jugendliche ab
16 Jahren hiermit auch weitere Beteiligungsmög-
lichkeiten erhalten, wie zum Beispiel Beantragung
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und Unterzeichnung von Bürgerbegehren und
Stimmrecht bei Bürgerentscheiden. Um diese Tat-
sache und das damit verbundene Wahlrecht für Ju-
gendliche noch bekannter zu machen und die Be-
teiligung an Wahlen auf der kommunalen Ebene
nachhaltig zu stärken, fordern wir die Landesregie-
rung mit dem vorliegenden Antrag auf, eine Erst-
wählerkampagne zu initiieren. Unser Ziel ist es da-
bei, Erstwählerinnen zu ermutigen, sich an den
Kommunalwahlen im kommenden Jahr zu beteili-
gen, aber sie auch zu motivieren, sich mit dem The-
menfeld Politik auseinanderzusetzen.

Und ja, Herr Kellner, auch wir haben uns die Mühe
gemacht, verschiedene Studien zu lesen. Diese
Studien, zum Beispiel eine empirische Forschung
der Universität Stuttgart, belegen, dass das politi-
sche Interesse von Jugendlichen in etwa genauso
hoch ist wie das von Erwachsenen. Zu behaupten,
dass Jugendliche nicht an Politik interessiert sind,
wäre demnach ein Widerspruch der aktuellen Er-
kenntnisse. Die hier oft und auch von Ihnen, Herr
Kellner, angeführte Skepsis Jugendlicher zum Bei-
spiel gegenüber einer Wahlaltersabsenkung hat da-
her andere Gründe. Es gibt Leute, die machen sich
die Mühe, die reden mit Jugendlichen und fragen
danach, warum es diese Skepsis gibt, zum Beispiel
Prof. Dr. Klaus Hurrelmann. Er fand heraus, dass
Jugendliche oftmals an sich selbst den Anspruch
stellen, erst über ein umfassendes politisches Wis-
sen verfügen zu müssen, um überhaupt an Wahlen
teilnehmen zu können.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Denen geht
es anders als Ihnen!)

Genau diese diffusen Bedenken sind es, die wir
den Jugendlichen mit dieser Kampagne, mit der
Einführung einer adäquaten Erstwählerkampagne,
nehmen wollen. Mit dieser können wir Sachverhalte
überparteilich und jugendgerecht vermitteln, zum
Beispiel die Bedeutung und die Aufgaben von Kom-
munalpolitik, einen Überblick über die Parteipro-
gramme und deren Kandidaten, das Wissen über
den Wahlvorgang an sich – wie funktioniert die
Stimmabgabe, wie sieht ein Stimmzettel aus – so-
wie die Möglichkeit der Mitbestimmung über den
bloßen Wahlakt hinaus. Meine Kollegin Frau Rothe-
Beinlich erwähnte es bereits, dass eine solche Erst-
wählerkampagne auch nachhaltig fruchten kann.
Das zeigen zum Beispiel die Auswertungen aus Ba-
den-Württemberg, dort wurde bereits 2014 im Vor-
feld der Kommunalwahlen eine Kampagne unter
dem Titel „Wählen ab 16“ durchgeführt. Dort konnte
festgestellt werden, dass sich die Erstwählerkam-
pagne, ich zitiere, „grundsätzlich positiv auf die
Wahlbeteiligung der Jugendlichen ausgewirkt“ hat.
Dennoch sollte sich natürlich eine Gesamtbewer-
tung einer solchen Kampagne nicht allein auf die
Höhe der Wahlbeteiligung beziehen. In Baden-
Württemberg wurden des Weiteren durch die Erst-
wählerkampagne nicht nur erfolgreich gesellschaft-

liche und politische Gruppierungen mit Vertretern
der Verwaltung und der Kommunen vernetzt, son-
dern diese Kampagne gab auch den Anstoß für
zahlreiche weiterführende kommunale Aktivitäten.
Zudem ist es dort auch gelungen, Multiplikatoren
nicht nur zu gewinnen und zu qualifizieren, sondern
auch zu halten, sodass sie im Nachhinein einge-
setzt werden können.

Liebe Kolleginnen, es hat sich in den vergangenen
Monaten immer wieder gezeigt, dass Demokratie
und der Erhalt unserer demokratischen Grundord-
nung leider nicht selbstverständlich sind. Daher ist
es umso wichtiger, dass wir uns dafür einsetzen
und insbesondere das Recht auf freie Wahlen stär-
ken. Mit einer gut durchdachten Erstwählerkam-
pagne in Thüringen können wir diejenigen errei-
chen, welche die politische Zukunft unseres Landes
bestimmen werden, nämlich unsere Jugendlichen.
Daher bitten ich und meine Kollegin Anja Müller, die
leider nicht mehr im Raum ist, Sie, diesem Antrag
zuzustimmen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung hat Minister Poppenhäger
das Wort.

Dr. Poppenhäger, Minister für Inneres und Kom-
munales:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten, angesichts der sicherheits-
politischen Lage im Innenhof am Grill will ich mich
kurzfassen

(Beifall Abg. Mühlbauer, SPD)

und nur wenige Worte sagen.

Die Politik hat die Aufgabe, für geeignete Rahmen-
bedingungen zu sorgen, damit möglichst viele Men-
schen die Gelegenheit haben, ihre Potenziale zur
politischen Teilnahme zu entfalten. Ich kann Ihnen
versichern, die Landesregierung nimmt diese Auf-
gabe, diese gerade beschriebene gesellschaftspoli-
tische Verantwortung insbesondere auch gegen-
über der jüngeren Generation an. Im Zeitalter ver-
änderter Lebenssituationen von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen ist es außerordentlich wichtig,
die sich täglich neu ergebende Themenvielfalt, die
unser Leben prägt, in die politischen Entschei-
dungsprozesse aufzunehmen und die ohnehin
bestehende Selbstverständlichkeit einer frühzeiti-
gen Mitwirkung junger Menschen gesetzlich zu ver-
ankern.

Ich will noch mal an die Union appellieren. Herr
Kellner, Ihren Redebeitrag nehme ich auf. So offen
wie die Landesregierung Ihrem Antrag vor wenigen
Stunden auf eine Erhöhung des Wahlalters für zu
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wählende Mandatsträger entgegengetreten ist, so
wünsche ich mir auch, dass Sie dem Anliegen der
Landesregierung und der Koalitionsfraktionen

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

für eine Absenkung des Wahlalters für junge Men-
schen ebenso offen und ergebnisorientiert entge-
gentreten.

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Das kann
man nicht vergleichen, Herr Minister!)

Man kann es sehr wohl vergleichen in dem Zusam-
menhang, in dem ich das gerade gesagt habe.

Es gilt, das politische Interesse der Heranwachsen-
den auszubauen und ihnen auch eine frühe Orien-
tierung auf dem Weg hin zu kompetenten politi-
schen Entscheidungen als Bürgerinnen und Bürger
zu geben. Das zivil- und bürgerschaftliche Engage-
ment der jungen Leute stellt einen Eckpfeiler bei
der Gestaltung unseres demokratischen Gemein-
wesens für die Zukunft dar. Natürlich sind Eltern-
haus, sind Schule, sind die demokratischen Organi-
sationen gefordert, Interesse, Verständnis und En-
gagement für die Entscheidungsprozesse zu
wecken. Wer aber als Jugendlicher erfährt, dass
seine Stimme vor Ort tatsächlich auch etwas zählt,
der bringt sich vielleicht auch eher in der Kommune
ein. Eine Erstwählerkampagne auf der Grundlage
bestehender Informationsangebote erscheint inso-
fern durchaus geeignet, den jungen Menschen früh-

zeitig den Weg zur Übernahme politischer Verant-
wortung aufzuzeigen. Die Landesregierung unter-
stützt daher das Anliegen der Koalitionsfraktionen
ausdrücklich. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Minister. Damit schließe ich die
Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung. Es ist
keine Ausschussüberweisung beantragt, deshalb
stimmen wir jetzt direkt über den Antrag der Frak-
tionen Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen in der Drucksache 6/3933 ab. Wer dem seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen aus den Koali-
tionsfraktionen. Die Gegenstimmen, bitte. Gegen-
stimmen aus den Reihen der AfD-Fraktion und der
CDU-Fraktion. Stimmenenthaltungen kann ich nicht
erkennen. Damit ist dieser Antrag angenommen.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und die
Sitzung für den heutigen Tag.

Ende: 21.05 Uhr
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Anlage 1
Namentliche Abstimmung in der 88. Sitzung am
22. Juni 2017 zum Tagesordnungspunkt 9

Für eine angemessene Verzinsung von
Steuernachzahlungen und Steuererstattungen
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/3795 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Brandner, Stephan (AfD) ja
6. Bühl, Andreas (CDU) nein
7. Carius, Christian (CDU)
8. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
9. Emde, Volker (CDU)

10. Engel, Kati (DIE LINKE) nein
11. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
12. Floßmann, Kristin (CDU) nein
13. Geibert, Jörg (CDU) nein
14. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
15. Grob, Manfred (CDU) nein
16. Gruhner, Stefan (CDU)
17. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Höhn, Uwe (SPD) nein
30. Holbe, Gudrun (CDU) nein
31. Holzapfel, Elke (CDU) nein
32. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
33. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
34. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
35. Kellner, Jörg (CDU) nein
36. Kießling, Olaf (AfD) ja
37. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
38. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
39. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
40. Kowalleck, Maik (CDU) nein
41. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
42. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein
43. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
44. Kummer, Tilo (DIE LINKE)
45. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
46. Lehmann, Annette (CDU)
47. Lehmann, Diana (SPD)
48. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein

49. Lieberknecht, Christine (CDU)
50. Liebetrau, Christina (CDU) nein
51. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
52. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
53. Malsch, Marcus (CDU) nein
54. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
55. Marx, Dorothea (SPD) nein
56. Matschie, Christoph (SPD)
57. Meißner, Beate (CDU) nein
58. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
59. Mohring, Mike (CDU)
60. Möller, Stefan (AfD) ja
61. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
62. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
63. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
64. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pelke, Birgit (SPD) nein
66. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

67. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
68. Primas, Egon (CDU) nein
69. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
70. Rosin, Marion (CDU) nein
71. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

72. Rudy, Thomas (AfD) ja
73. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU)
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 2
Namentliche Abstimmung in der 88. Sitzung am
22. Juni 2017 zum Tagesordnungspunkt 12

Beendigung des Kooperationsverbots im
Bildungsbereich
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/3808 - berichtigte Fassung

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

ja

2. Becker, Dagmar (SPD) ja
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) ja
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) ja
5. Brandner, Stephan (AfD) nein
6. Bühl, Andreas (CDU) nein
7. Carius, Christian (CDU)
8. Dittes, Steffen (DIE LINKE) ja
9. Emde, Volker (CDU)

10. Engel, Kati (DIE LINKE) ja
11. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
12. Floßmann, Kristin (CDU) nein
13. Geibert, Jörg (CDU) nein
14. Gentele, Siegfried (fraktionslos) ja
15. Grob, Manfred (CDU) nein
16. Gruhner, Stefan (CDU)
17. Hande, Ronald (DIE LINKE) ja
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) ja
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) ja
20. Helmerich, Oskar (SPD) ja
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
ja

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) ja
27. Heym, Michael (CDU)
28. Höcke, Björn (AfD)
29. Höhn, Uwe (SPD) ja
30. Holbe, Gudrun (CDU) nein
31. Holzapfel, Elke (CDU) nein
32. Huster, Mike (DIE LINKE) ja
33. Jung, Margit (DIE LINKE) ja
34. Kalich, Ralf (DIE LINKE) ja
35. Kellner, Jörg (CDU) nein
36. Kießling, Olaf (AfD) nein
37. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
38. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) ja
39. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) ja
40. Kowalleck, Maik (CDU) nein
41. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) ja
42. Krumpe, Jens (fraktionslos) ja
43. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) ja
44. Kummer, Tilo (DIE LINKE) ja
45. Kuschel, Frank (DIE LINKE) ja
46. Lehmann, Annette (CDU)
47. Lehmann, Diana (SPD) ja
48. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) ja

49. Lieberknecht, Christine (CDU)
50. Liebetrau, Christina (CDU) nein
51. Lukasch, Ute (DIE LINKE) ja
52. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) ja
53. Malsch, Marcus (CDU) nein
54. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) ja
55. Marx, Dorothea (SPD) ja
56. Matschie, Christoph (SPD) ja
57. Meißner, Beate (CDU) nein
58. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) ja
59. Mohring, Mike (CDU) nein
60. Möller, Stefan (AfD) nein
61. Mühlbauer, Eleonore (SPD) ja
62. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
63. Müller, Anja (DIE LINKE) ja
64. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

65. Pelke, Birgit (SPD) ja
66. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

67. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
68. Primas, Egon (CDU) nein
69. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
70. Rosin, Marion (CDU) nein
71. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

72. Rudy, Thomas (AfD) nein
73. Schaft, Christian (DIE LINKE) ja
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
ja

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) ja
78. Stange, Karola (DIE LINKE) ja
79. Tasch, Christina (CDU) nein
80. Taubert, Heike (SPD) ja
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU)
86. Warnecke, Frank (SPD) ja
87. Wirkner, Herbert (CDU)
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) ja
89. Worm, Henry (CDU) nein
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU)
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 3

Namentliche Abstimmung in der 88. Sitzung am
22. Juni 2017 zum Tagesordnungspunkt 13

Interessen der Thüringer Forstwirtschaft
berücksichtigen - Gleichgewicht von Ökonomie
und Ökologie bei Nutzungseinschränkungen
wahren
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 6/3903 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Brandner, Stephan (AfD)
6. Bühl, Andreas (CDU) ja
7. Carius, Christian (CDU)
8. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
9. Emde, Volker (CDU)

10. Engel, Kati (DIE LINKE) nein
11. Fiedler, Wolfgang (CDU) ja
12. Floßmann, Kristin (CDU) ja
13. Geibert, Jörg (CDU) ja
14. Gentele, Siegfried (fraktionslos) ja
15. Grob, Manfred (CDU) ja
16. Gruhner, Stefan (CDU)
17. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD)
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU)
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Höhn, Uwe (SPD) nein
30. Holbe, Gudrun (CDU)
31. Holzapfel, Elke (CDU) ja
32. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
33. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
34. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
35. Kellner, Jörg (CDU) ja
36. Kießling, Olaf (AfD)
37. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
38. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
39. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
40. Kowalleck, Maik (CDU)
41. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
42. Krumpe, Jens (fraktionslos)
43. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
44. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
45. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein

46. Lehmann, Annette (CDU)
47. Lehmann, Diana (SPD) nein
48. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
49. Lieberknecht, Christine (CDU)
50. Liebetrau, Christina (CDU) ja
51. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
52. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
53. Malsch, Marcus (CDU) ja
54. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
55. Marx, Dorothea (SPD) nein
56. Matschie, Christoph (SPD)
57. Meißner, Beate (CDU) ja
58. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
59. Mohring, Mike (CDU) ja
60. Möller, Stefan (AfD) ja
61. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
62. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
63. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
64. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pelke, Birgit (SPD) nein
66. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

67. Pidde, Dr. Werner (SPD)
68. Primas, Egon (CDU) ja
69. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
70. Rosin, Marion (CDU) ja
71. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

72. Rudy, Thomas (AfD) ja
73. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU) ja
80. Taubert, Heike (SPD)
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU)
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU)
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91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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